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9Einleitung

Ian Bruff / Matthias Ebenau / Christian May / Andreas Nölke

Einleitung: Kapitalismusvergleich, 
Kapitalismusanalyse und Kapitalismuskritik  
in Zeiten der globalen Krise

Anlass zur Initiierung des Projektes, aus dem dieser Band 
hervorgeht,1 war unsere geteilte Unzufriedenheit mit den Re-
aktionen der dominanten Ansätze der Vergleichenden Kapita-
lismusforschung (VKF) – im Englischen ‘Comparative Capita-
lisms’2 (Jackson/Deeg 2006) – auf die seit 2007/8 andauernde 
globale Wirtschaftskrise. Zwar begannen im weiteren Feld der 
Globalen und Vergleichenden Politischen Ökonomie umfangrei-
che Diskussionen über Ursachen und Folgen dieses systemischen 
Schocks. Die Kapitalismusvergleichsdebatte – also jene über die 
Entwicklung historisch und territorial spezifischer Varianten des 
Kapitalismus – hat diese aber nur in einem sehr begrenzten Um-
fang aufgenommen. Ihre Aufmerksamkeit galt und gilt vorrangig 
den diversen institutionell vermittelten Reaktionen auf die Krise, 
während sie deren geteilte, zugleich aber regional je spezifische Ur-
sachen höchstens oberflächlich untersuchte. Eine überzeugende 
Krisenanalyse, die deren systemischen Charakter und gleichzeitig 
die beträchtliche Spannbreite von Auswirkungen und Reaktionen 
anerkennt, blieb die VKF damit schuldig. Diese hätte einer Rekon-
textualisierung der vorherrschenden institutionenanalytischen 
Perspektive im Rahmen der widersprüchlichen Entwicklung des 
Kapitalismus bedurft (Bruff/Horn 2012; vgl. auch May/Nölke in 
diesem Band); tatsächlich schirmte sich die Mainstream-VKF von 

1 „Vergleich, Analyse, Kritik: Neue Ansätze zur Erforschung kapitalis-
tischer Diversität“, angesiedelt an der Goethe-Universität-Frankfurt; 
weitere Informationen unter http://www.cc.uni-frankfurt.de.

2 Durch alle Beiträge dieses Bandes hinweg werden fremdsprachige 
Zitate und Begriffe nach Möglichkeit übersetzt. Die Übersetzungen 
stammen von den jeweiligen AutorInnen bzw. ÜbersetzerInnen der 
einzelnen Kapitel.
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dieser theoretischen Herausforderung der Krise aber weitgehend 
ab (eine bedeutsame, wenn auch begrenzte Ausnahme ist Streeck 
2011). Die Dominanz neoinstitutionalistischer Zugänge, die vor 
allem auf Variationen in national spezifischen institutionellen 
Konfigurationen abstellen, blieb ungebrochen, die Ausrichtung 
der Forschungsagenda kaum verändert. 

Der vorliegende Band nimmt die unbefriedigende Antwort der 
VKF auf die Krise zum Anlass, kritisch Forschungs- und Diskus-
sionsstände aufzuarbeiten, die dominanten Perspektiven in einen 
Dialog mit alternativen Ansätzen aus der kritischen politischen 
Ökonomie zu bringen und auf diesem Wege einerseits Möglich-
keiten ihrer Weiterentwicklung und andererseits fundamentale 
Alternativen im Sinne einer Kritik der institutionalistischen VKF 
aufzuzeigen.

1. Vorüberlegungen: Ausgangslage und 
Zielstellungen des Bandes

Ausgangspunkt dieses Vorhabens ist die Feststellung, dass das Wis-
sen um eine fundamentale Vielgestaltigkeit des Kapitalismus – die 
Tatsache, dass kapitalistische Ökonomien spezifische, räumlich 
und zeitlich distinktive, relativ stabile Formen annehmen – keines-
wegs zuerst oder allein auf die heutige VKF zurückgeht. Tatsächlich 
handelt es sich um einen lang etablierten Wissensbestand der Glo-
balen und Vergleichenden Politischen Ökonomie, über die meisten 
größeren Forschungsparadigmen – mit Ausnahme neoklassisch 
angeleiteter Perspektiven – hinweg (Bohle/Greskovits 2009; Coa-
tes 2005a). Allerdings reflektiert die Untersuchung kapitalistischer 
Vielgestaltigkeit die allgemeine Marginalisierung kritischer For-
schung in den Sozialwissenschaften, wie sie sich in den letzten drei 
Jahrzehnten herausgebildet hat. So erscheinen institutionalistische 
VKF-Ansätze oft als die einzigen „heterodoxen“ Analyseperspekti-
ven, jenseits von durch die neoklassische Wirtschaftswissenschaft 
beeinflussten Theorien. Dies bedeutet aus unserer Sicht eine prob-
lematische Verengung der Debatte, insbesondere wegen der impli-
ziten Ignoranz gegenüber traditionell auf die systemische Kapita-
lismusanalyse abstellenden (neo-) marxistischen Theorien – eben 
jenen Ansätzen, die im Kontext der Krise in anderen Feldern wie-
der an Gewicht gewinnen (für einen Überblick über die verschiede-
nen Paradigmen vgl. Coates in diesem Band).
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Speziell im Feld der vergleichenden Forschung hat die kriti-
sche politische Ökonomie aber wenigstens teilweise auch selbst 
zu ihrem eigenen Bedeutungsverlust beigetragen. So ist die reich-
haltige – u.a. auf Antonio Gramsci und die französische Regulati-
onsschule zurückgehende – Tradition kritischer Arbeiten zu his-
torisch und geographisch spezifischen Formen des Kapitalismus 
weitgehend zum Erliegen gekommen (zu den bemerkenswerten 
Ausnahmen gehört Coates 2000). Führende VertreterInnen der 
kritischen politischen Ökonomie konzentrierten sich stattdessen 
auf „Makroentwicklungen“, oft auf der transnationalen Ebene 
(vgl. stellvertretend für viele Gill 2008; van der Pijl 1998). Trotz 
der unbestrittenen Verdienste solcher Arbeiten ist es oft schwierig, 
sie auf die konkreten Artikulationen des Kapitalismus in einzel-
nen Ländern oder zu spezifischen Zeitpunkten zu beziehen. Dies 
gilt vielleicht noch stärker für den deutschsprachigen Raum, wo 
die kritische Europa- und Globalisierungsforschung, umgekehrt 
aber auch länderspezifische Kapitalismusstudien – mit einigen be-
achtenswerten Ausnahmen (vgl. z.B. Hoffmann 2006) – zumeist 
ohne systematischen Bezug zur Problematik kapitalistischer Viel-
gestaltigkeit auskommen (vgl., wiederum beispielhaft, Altvater/
Mahnkopf 2007; Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa 2012). 
Kritische Perspektiven haben daher bislang zu Debatten bspw. 
über die Zukunft spezifischer „Modelle“ des Kapitalismus im 
Kontext der „Globalisierung“ oder eben derzeit über differenzierte 
Ursachen für und Reaktionen auf die Krise weniger beigesteuert, 
als in ihrer Tradition eigentlich angelegt ist. Durch diese Selbst-
marginalisierung haben kritische polit-ökonomische Perspektiven 
umgekehrt die Vorherrschaft institutionalistischer VKF-Ansätze 
in der vergleichenden Kapitalismusanalyse und ihren scheinbaren 
Alleinanspruch auf das „heterodoxe“ Feld weitgehend unhinter-
fragt gelassen.

Der Einflussverlust der kritischen politischen Ökonomie in 
der vergleichenden Forschung wurde unseres Erachtens durch 
das Fehlen von Austausch über verschiedene geographische und 
philosophische Traditionen hinweg noch verschärft. Eines der 
besten Beispiele bilden Großbritannien und der deutschspra-
chige Raum: während noch in den 1970er Jahren die deutschen 
Staatsableitungsdebatten einen der maßgeblichen Einflüsse auf 
die Diskussionen in der Conference of Socialist Economics dar-
stellten (Holloway/Picciotto 1978) und deutsche und britische 
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WissenschaftlerInnen sich in den 1980er und 1990er Jahren in 
den europäischen Diskussionen über die Regulationstheorie rege 
austauschten (vgl. z.B. Demirović u.a. 1992; Hirsch 1993; Jessop 
1988) ist die Intensität des Dialogs in den vergangenen fünfzehn 
Jahren deutlich zurückgegangen. Der Austausch zwischen etab-
lierten wie neuen kritischen Forschungssträngen, die in den unter-
schiedlichen Kontexten prosperierten – Arbeiten zur „ungleichen 
und kombinierten Entwicklung“ des Kapitalismus auf britischer, 
materialistische Staatstheorie auf deutschsprachiger Seite, um 
nur jeweils ein Beispiel zu nennen – blieb trotz offensichtlicher 
Komplementaritäten eher rar. Dies erscheint ironisch, stehen doch 
im Grunde ähnliche Problematiken im Mittelpunkt dieser Pers-
pektiven. In diesem Band haben wir daher Beiträge von Wissen-
schaftlerInnen versammelt, die aus einer Reihe von Disziplinen 
(Politikwissenschaft und Soziologie, Wirtschaftswissenschaft und 
Betriebswirtschaftslehre, Geographie und Regionalwissenschaf-
ten) heraus innovative Forschung mit Bezug zum Themenfeld 
kapitalistischer Vielgestaltigkeit betreiben und dabei (vorrangig) 
in britischen und/oder deutschsprachigen Debatten aktiv sind. 
In diesem Zusammenhang versuchen wir auch einen Beitrag zur 
Überwindung nach wie vor bestehender linguistischer und insti-
tutioneller Barrieren zu leisten und kritische Forschung internati-
onal sichtbarer zu machen.

Bevor wir uns im Folgenden dem Aufbau des Bandes und ei-
nem Überblick über die einzelnen Beiträge zuwenden, wollen wir 
im nächsten Abschnitt zunächst einen knappen Überblick über 
die dominanten Ansätze der institutionalistischen VKF und ihre 
Kritik geben.

2. Zur Problematisierung der dominanten 
Perspektiven auf kapitalistische Diversität

Wie eben erwähnt, ist das Wissen um eine fundamentale kapita-
listische Vielgestaltigkeit weder historisch neu, noch auf eine be-
stimmte wissenschaftliche Schule oder politische Auffassung be-
schränkt. Mit dem Aufkommen der „Globalisierungs“-Debatten ab 
den späten 1980er Jahren wurde diese Überzeugung aber zuneh-
mend in Zweifel gezogen. Scharen von WissenschaftlerInnen und 
politischen EntscheidungsträgerInnen begannen nun, eine unidi-
rektionale Konvergenz unterschiedlicher politischer Ökonomien 
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hin zu einem vermeintlich überlegenen, anglo-amerikanischen und 
(neo-)liberalen Modell vorherzusagen. Frühe Ansätze der VKF 
waren durch ihr traditionelles Interesse an unterschiedlichen ins-
titutionellen Konfigurationen – als maßgebliche Vorläufer werden 
oft Gerschenkron (1962) und Shonfield (1965), später die verglei-
chende Korporatismus- und Wohlfahrtsstaatsforschung genannt 
– notwendig skeptisch gegenüber solchen Prognosen. So gingen 
sie in den Diskussionen über die Effekte der „Globalisierung“ auf 
Nationalstaaten und -ökonomien rasch in die argumentative Ge-
genoffensive (vgl. für ein emblematisches Beispiel Albert 1992). Im 
Windschatten dieser Debatten wuchs umgekehrt die Bedeutung 
der institutionalistischen VKF in akademischen wie politischen 
Diskursen. Diese Entwicklung kulminierte in den triumphalen Er-
folgen des von Hall und Soskice (2001) ausgearbeiteten „Spielarten 
des Kapitalismus“-Ansatzes (Varieties of Capitalism, im folgenden 
VoC). Dieser entwickelte sich seit Anfang des neuen Jahrtausends 
zur zentralen Perspektive der VKF und begann weit über dieses 
Feld hinaus auf verschiedenste sozialwissenschaftliche Diszipli-
nen auszustrahlen. Prognosen über eine vermeintliche neoliberale 
Vereinheitlichung wurden so verbreitet durch die Annahme der 
Bestandsfähigkeit auch nicht-liberaler Kapitalismusvarianten ab-
gelöst (Bohle/Greskovits 2009; Bruff 2005). 

Innerhalb der institutionalistischen VKF-Literatur existieren 
zahlreiche unterschiedliche Ansätze. Jackson und Deeg (2006: 
21ff) unterscheiden exemplarisch fünf: (1) die eben erwähnte, 
durch die Transaktionskostenökonomie inspirierte und methodo-
logisch überaus parsimonische VoC-Perspektive, die eine Dicho-
tomie von Idealtypen „liberaler“ und „koordinierter Marktöko-
nomien“ (liberal/coordinated market economies, LMEs/CMEs) 
etabliert (Hall, Soskice u.a.); (2) den auf ein breiteres Set von Gover-
nance-Mechanismen abstellenden „Soziale Produktionssysteme“-
Ansatz, der die Einzigartigkeit jedes einzelnen Falles herausstellt 
(Boyer, Hollingsworth, Crouch u.a.); (3) auf der institutionalis-
tisch orientierten Regulationstheorie basierende Taxonomien, 
die induktiv fünf Länder-Cluster identifizieren (Amable, Boyer); 
(4) die Perspektive „Nationaler Unternehmenssysteme“, welche 
anhand der Organisation von Unternehmensbeziehungen sechs 
Idealtypen herausarbeitet (Whitley u.a.); und (5) einen stärker auf 
(Wohlfahrts-)Staaten abstellenden Ansatz, der innerhalb Europas 
vier Typen unterscheidet (Schmidt, Ebbinghaus u.a.).
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Wie diese kurze Aufzählung verdeutlicht, unterscheiden sich 
VKF-Ansätze auf der analytisch-methodologischen Ebene zum 
Teil nicht unerheblich. Dies betrifft z.B. die Anzahl und Art der un-
tersuchten institutionellen Sphären, die bevorzugten Strategien der 
konkreten empirischen Analyse, den Charakter und die Komple-
xität der präsentierten Typologien usw. (vgl. Jackson/Deeg 2006: 
30ff ). Jenseits solcher Unterschiede existieren aber zentrale geteilte 
Grundannahmen, auf die der gemeinsame Oberbegriff „Verglei-
chende Kapitalismusforschung“ verweisen soll. Ganz allgemein tei-
len ihre verschiedenen Stränge den Fokus auf die sozio-kulturellen 
Kontexte ökonomischer Interaktion, insbesondere insofern sie sich 
in formalen Institutionen kristallisieren. Politische und ökonomi-
sche (seltener soziale und kulturelle) Institutionen stellen für die 
VKF daher die analytische Basiseinheit dar und werden oft auch 
als sozialtheoretisch grundlegend angesehen (vgl. dazu May/Nölke 
in diesem Band). Dabei geht die VKF in der Regel davon aus, dass 
institutionelle Konfigurationen im nationalstaatlichen Rahmen 
so kohärent sind, dass es sinnvoll ist, hier von verschiedenen „Ty-
pen“, „Modellen“, „Spielarten“ o.ä. zu sprechen. Dieser Fokus wird 
generell durch die Untersuchung der Effekte spezifischer Institu-
tionenkonfigurationen auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
einzelner nationaler Kapitalismustypen konkretisiert. Dabei geht 
es (zumeist) um die Produktions- und Innovationsstrategien von 
Firmen und/oder (seltener) die Entwicklung einschlägiger mak-
roökonomischer Indikatoren. Schließlich teilen unterschiedliche 
VKF-Ansätze ein gemeinsames konzeptuelles Vokabular, in des-
sen Zentrum Begriffe wie Komplementarität (die Idee, dass Insti-
tutionen in unterschiedlichen Sphären sich gegenseitig ergänzen), 
komparative institutionelle Vorteile (die Idee, dass bestimmte 
Institutionen bestimmte Strategien ökonomischer AkteurInnen 
besonders unterstützen) und pfadabhängiger Wandel (die Idee, 
dass bestimmte Kapitalismustypen den einmal eingeschlagenen 
institutionellen Entwicklungsweg normalerweise beibehalten wer-
den) stehen (Bohle/Greskovits 2009; Coates 2005a; Jackson/Deeg 
2006; 2008). Dazu kommt der geteilte Gegenstandsbereich der 
einschlägigen VKF-Ansätze, der bis vor kurzem allgemein auf die 
sogenannten „fortgeschrittenen“ Länder Westeuropas, Nordameri-
kas und Japans beschränkt blieb (vgl. dazu Ebenau in diesem Band).

Der VKF kommt zweifellos der Verdienst zu, theoretisch 
schlagkräftige und empirisch fundierte Erklärungen für die Exis-
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tenz zahlreicher Wege zu wirtschaftlichem Erfolg, und damit für 
das Fortbestehen kapitalistischer Vielgestaltigkeit – einschließlich 
ihrer weniger direkt marktgesteuerten Varianten – entwickelt und 
im Angesicht der „Globalisierungs“-Diskussionen in zentralen so-
zialwissenschaftlichen Debatten (wieder) verankert zu haben. Al-
lerdings sind die dominanten VKF-Perspektiven in den vergange-
nen Jahren selbst mehr und mehr zu Zielen von Kritik geworden. 
Dabei handelt es sich zum einen um „interne“ Kritiken, in denen 
insbesondere der VoC-Ansatz auf Grundlage soziologischer oder 
historischer Varianten des Institutionalismus hinterfragt worden 
ist. Zum anderen existiert eine wachsende Zahl „externer“ Kriti-
ken, die aus kritischen polit-ökonomischen Perspektiven die insti-
tutionalistische VKF als Ganze in Frage stellen.

Die „internen“, also selbst im breiten institutionalistischen Pa-
radigma verankerten Kritiken beziehen sich vorrangig auf analy-
tisch-methodologische Aspekte wie die oben angesprochenen. So 
hinterfragen sie bspw. die Simplifizierung, welche die einfache di-
chotome Klassifizierung aller „fortgeschrittenen“ (OECD-) Öko-
nomien in LMEs und CMEs mit sich bringt: Differenzen zwi-
schen Ländern, die einem der beiden Typen zugeschlagen werden, 
gerieten dabei ebenso aus dem Blick wie relevante Charakteristika 
einzelner Länder-Fälle und die Ursachen und Folgen von Prozes-
sen graduellen und differenzierten Wandels, die dem parsimoni-
schen analytischen Instrumentarium des VoC-Ansatzes nicht 
ohne weiteres zugänglich sind. Die von den institutionalistischen 
KritikerInnen unterbreiteten alternativen Ansätze zeichnen sich 
dementsprechend zumeist durch ein größeres Spektrum einzube-
ziehender Variablen und AkteurInnen, eine größere Typenvielfalt, 
ein differenzierteres Verständnis institutionellen Wandels usw. 
aus (Becker 2009; Crouch 2005; Hancké u.a. 2007; Streeck 2009; 
Streeck/Thelen 2005).

„Externe“ Kritiken gehen demgegenüber weiter und stellen 
auch auf die theoretischen und konzeptuellen Grundlagen so-
wie die politischen Implikationen des (Neo-)Institutionalismus 
selbst ab. Dazu gehören z.B. die unproblematische Gleichsetzung 
des Erfolgs von Privatunternehmen mit dem Erfolg einer (Nati-
onal-)Ökonomie und ihrer Menschen in vielen VKF-Ansätzen, 
die Fragen von Macht, Ausbeutung und Verteilungskonflikten 
bestenfalls am Rande zum Thema machen; der diesen Perspek-
tiven inhärente theoretische Nationalismus, der zum einen den 
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komplexen Mehrebenencharakter ökonomischer Strukturen und 
Prozesse und zum anderen deren hierarchische Verwobenheit auf 
transnationaler Ebene ausblendet; sowie die Essenzialisierung von 
Institutionen und deren Ablösung von ihren sozio-ökonomischen 
Fundamenten, etwa konfligierenden Klassenbeziehungen im Rah-
men kapitalistischer Produktionsverhältnisse (Brenner u.a. 2010; 
Bruff 2008; 2011; Ebenau 2012; Jessop 2011b; Peck/Theodore 
2007; Radice 2000).

Während die VKF nach einer zwischenzeitlichen Quasi-Hege-
monialposition des streng dichotomen sowie unternehmens- und 
nationalstaatszentrierten VoC-Ansatzes inzwischen wieder eine ge-
wisse Erweiterung und Verfeinerung ihrer Forschungsagenda voll-
zieht – Drahokoupil und Myant (in diesem Band) sprechen von 
der Herausbildung einer „Post-VoC-Konvergenz“ –, bleibt eine 
Auseinandersetzung mit der Kritik des grundlegenden institutio-
nalistischen Paradigmas größtenteils aus. Allerdings haben die kri-
tischen polit-ökonomischen Perspektiven es selbst selten über eine 
„Prinzipienkritik“ hinausgeschafft; sie haben ihre Infragestellung 
etablierter Perspektiven der VKF also bislang kaum mit einer pro-
grammatisch konstruktiveren Auseinandersetzung mit kapitalisti-
scher Vielgestaltigkeit verbunden. Die oben formulierten Zielstel-
lungen des vorliegenden Bandes lassen sich vor dem Hintergrund 
der eben rekapitulierten Ausgangsbedingungen nun wie folgt 
konkretisieren: die Aufarbeitung und Fortführung des Reflexions-
prozesses innerhalb der institutionalistischen VKF; die Stärkung 
und Sichtbarmachung kritischer polit-ökonomischer Perspektiven 
auf kapitalistische Vielgestaltigkeit; und, als Bedingung für beides, 
die Intensivierung des Dialogs zwischen institutionalistischen und 
kritischen Ansätzen, über unterschiedliche geographisch-intellek-
tuelle Traditionen und Forschungsstränge hinweg.

3.  Der Aufbau des Bandes und  
die einzelnen Beiträge

Unter jenen, die allgemein die Notwendigkeit für eine Neubewer-
tung der VKF-Literatur anerkennen, um die konstatierten Defizite 
dieser Forschungsrichtung zu überwinden, lassen sich grob drei 
Positionen unterscheiden, die alle auch in diesem Band vertreten 
sind: Eine erste Gruppe von WissenschaftlerInnen befürwortet 
die Entwicklung einer „Post-VoC-Generation“ der institutionalis-
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tischen VKF, die vorrangig auf einer Bearbeitung der „internen“ 
Kritikpunkte beruht, etwa durch die stärker explizite Berücksich-
tigung der Rolle staatlicher AkteurInnen und/oder von Konflikten 
zwischen sozialen Gruppen. Dabei behalten sie den institutiona-
listischen Fokus bei, wenn auch mit einer deutlich nuancierteren 
Konzeptualisierung von Institutionen und ihrer territorialen wie 
zeitlichen Varianz (vgl. z.B. Becker 2009; Boschi 2011; Schneider 
2009; Streeck 2011; Drahokoupil/Myant, Lane/Wood und Wag-
ner/Lillie in diesem Band). Andere schlagen demgegenüber vor, 
Perspektiven der VKF und der kritischen politischen Ökonomie 
zu synthetisieren oder nach Bedarf zu kombinieren. Dabei greifen 
sie sowohl „interne“ als auch „externe“ Kritikpunkte auf, allerdings 
ohne die institutionalistischen Ansätze als solche verwerfen zu wol-
len. Etwa vermittels der Artikulation des „Spielarten“-Begriffes mit 
einer transnationalen Perspektive versuchen sie, auf die jeweiligen 
Stärken beider Felder zurückzugreifen (vgl. z.B. Bohle/Greskovits 
2009; Coates 2005b; May u.a. 2013; Nölke/Vliegenthart 2009; 
May/Nölke in diesem Band). Eine dritte Gruppe von ForscherIn-
nen argumentiert schließlich, dass es notwendig sei, sich vorrangig 
auf theoretische und methodologische Fundamente aus der kriti-
schen politischen Ökonomie zu beziehen. Nur durch die Umset-
zung der „externen“ Kritik sei es möglich, die Probleme der insti-
tutionalistischen VKF – deren Verdienste sie nichtsdestoweniger 
anerkennen – zu überwinden und Debatten über kapitalistische 
Vielgestaltigkeit in der Gegenwart gewinnbringend weiterzuent-
wickeln (vgl. z.B. Bruff 2011; Ebenau 2012; Jessop 2011b; Rubery 
2009; Beiträge im dritten Teil dieses Bandes). 

In Übereinstimmung mit dem Ziel, den kritischen Dialog zu 
befördern, spiegelt sich diese Positionenvielfalt im Aufbau des vor-
liegenden Bandes wider. Teil I – „Kritische Bestandsaufnahme“ 
– versammelt vier Beiträge, die einführend und überblicksartig 
Grundlagen und jüngere Entwicklungen der VKF-Literatur dis-
kutieren. David Coates präsentiert einen Überblick über die zen-
tralen Forschungsparadigmen, die den Debatten über kapitalisti-
sche Vielgestaltigkeit zu Grunde liegen, im Einzelnen Neoklassik, 
(Neo-) Institutionalismus und Marxismus. Ian Bruff und Eva 
Hartmann arbeiten die Schwachstellen zweier zentraler theore-
tischer Inspirationsquellen der VKF, der neopluralistischen Po-
litikwissenschaft und der weberianischen Wirtschaftssoziologie, 
auf. Bob Jessop analysiert verschiedene analytische Strategien zur 
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Erfassung kapitalistischer Vielgestaltigkeit und präsentiert einen 
theoretisch-konzeptuellen Gegenentwurf zu den dominanten Per-
spektiven. Matthias Ebenau kritisiert schließlich die traditionelle 
geographische Selbstbeschränkung der VKF und diskutiert ver-
schiedene jüngere Erweiterungsansätze aus kritischer Perspektive.

Teil II – „Neoinstitutionalismus – Varianten und Entwicklun-
gen“ – enthält weitere vier Beiträge, die gemeinsam die Diversität 
institutionalistischer Perspektiven, konstruktive (Selbst-)Kritiken 
und Möglichkeiten ihrer Weiterentwicklung in den Mittelpunkt 
stellen. Jan Drahokoupil und Martin Myant konstatieren die 
Herausbildung einer „Post-VoC-Konvergenz“ in der institutiona-
listischen VKF und illustrieren ihre Überlegungen durch ihren 
eigenen Ansatz, eine Typologie ex-sowjetischer sowie mittel-/ost-
europäischer Transitionsökonomien. Christian May und Andreas 
Nölke unterbreiten einen programmatischen Vorschlag zur Ent-
wicklung einer Forschungsagenda des „kritischen Institutionalis-
mus“. Christel Lane und Geoffrey Wood diskutieren anhand des 
Beispiels der Analyse von Arbeit und Beschäftigung neue Perspek-
tiven auf institutionelle Differenzierung und Wandlungsprozesse 
in der VKF. Im abschließenden Beitrag dieses Teils hinterfragen 
Ines Wagner und Nathan Lillie die in der VKF vorherrschende 
Vorstellung territorial konstituierter institutioneller Kohärenz, 
wofür sie auf empirische Arbeiten zur EZB-Großbaustelle in 
Frankfurt zurückgreifen.

Teil III des Bandes – „Jenseits des neuen Institutionalismus – 
radikale Alternativen und neue Ansätze“ – präsentiert schließlich 
eine Reihe von Beiträgen, die sich auf Grundlage verschiedener 
kritischer polit-ökonomischer Perspektiven mit den Schwach-
stellen der institutionalistischen VKF beschäftigen und neue, ei-
genständige Analysevorschläge unterbreiten. Julia Lux kritisiert 
existierende Versuche, den VoC-Ansatz geschlechtersensibel zu 
modifizieren und argumentiert stattdessen für eine fundamen-
tale Neuorientierung im Sinne einer feministischen politischen 
Ökonomie. Joachim Becker und Johannes Jäger stellen einen auf 
der marxistischen Variante der Regulationstheorie beruhenden 
Alternativansatz zur VKF vor, dessen Vorzüge sie anhand einer 
Analyse differenzierter Verlaufsformen der globalen Wirtschafts-
krise in verschiedenen EU-Staaten illustrieren. In seinem Beitrag 
übt Hans-Jürgen Bieling eine tiefgreifende Kritik an der (Post-)
VoC-Diskussion; für seinen Gegenvorschlag greift auch er auf 
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die Regulationstheorie zurück, die er allerdings mit Bezug auf die 
neo-gramscianische Globale Politische Ökonomie erweitert und 
teilweise reformuliert. Jane Hardy überprüft in ihrem Kapitel die 
in jüngerer Zeit in Großbritannien überaus dynamische interna-
tionale historische Soziologie und deren Schlüsselkonzept der 
„ungleichen und kombinierten Entwicklung“ auf ihre Beiträge zur 
kritischen Analyse kapitalistischer Vielgestaltigkeit. Terrence Mc 
Donough stellt die ältere, im deutschsprachigen Raum aber wenig 
beachtete, Perspektive der „Sozialen Strukturen der Akkumula-
tion“ vor, die aus marxistischen Stadienanalysen des Kapitalismus 
hervorgegangen ist und vielfach als US-amerikanische Ablegerin 
der Regulationstheorie gilt. Alexander Gallas hinterfragt aus ei-
ner an durch Althusser und Poulantzas inspirierten Perspektive 
verschiedene politikwissenschaftliche Versuche zur Erfassung der 
Bedeutung des Thatcherismus für die Entwicklung des britischen 
Kapitalismus, wobei er das Konzept „kapitalistischer Klassenherr-
schaft“ in den Mittelpunkt seiner Überlegungen stellt. Im letzten 
und abschließenden Beitrag des Bandes unterbreitet Jamie Gough 
einen in der marxistischen Geographie wurzelnden radikalen Ge-
genvorschlag zum in der VKF vorherrschenden Verständnis kapi-
talistischer Vielgestaltigkeit auf nationaler und lokaler Ebene.

Nahezu alle Beiträge zu diesem Band wurden im Februar 2011 
in Wiesbaden auf einer von der Assoziation für kritische Gesell-
schaftsforschung (AkG) und der Frankfurter Goethe-Universität 
ausgerichteten Konferenz mit dem Titel ‘Comparison, Analy-
sis, Critique: Perspectives on the Diversity of Contemporary 
Capitalism(s)’, an der WissenschaftlerInnen aus Deutschland, 
Großbritannien, Irland, den Niederlanden, Österreich und der 
Schweiz teilnahmen, präsentiert und diskutiert. Aus den Beiträ-
gen zu dieser Konferenz werden außer der vorliegenden noch zwei 
weitere Publikationen hervorgehen: ein im August 2013 erschei-
nendes (Doppel-)Schwerpunktheft der Zeitschrift PERIPHERIE 
und eine für Januar 2014 vorgesehene Ausgabe von Capital & 
Class. Neben der AkG, in deren Buchreihe dieser Band erscheint, 
wurden die Konferenz, die Übersetzung von Beiträgen und die 
Drucklegung von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (Ge-
schäftszeichen NO 855/4-1), der Rosa-Luxemburg-Stiftung und 
der International Political Economy Group der British Interna-
tional Studies Association (BISA-IPEG) großzügig unterstützt. 
Diesen SponsorInnen gilt unser Dank. Daneben bedanken wir 
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uns ganz besonders bei den AutorInnen und den weiteren Teil-
nehmerInnen der Wiesbadener Konferenz für ihre inspirierenden 
Beiträge. Für Unterstützung bei der Übersetzung englischsprachi-
ger Beiträge und der Erstellung des druckfertigen Manuskripts 
danken wir Mathis Heinrich, Inga Jensen, Andreas Meyerhöfer, 
Johannes Petry und Hannes Soltau.

Vor dem Hintergrund des Gesagten hoffen wir sehr, dass die-
ser Band zu einer Revitalisierung kritischer Ansätze in der Erfor-
schung kapitalistischer Vielgestaltigkeit, zu einer Fortentwicklung 
der VKF und vor allem zu einem konstruktiv-kritischen Dialog 
über die zahlreichenden existierenden und neuen Perspektiven 
hinweg einen Beitrag leisten kann, um unsere Fähigkeiten zu 
Vergleich, Analyse und Kritik des Gegenwartskapitalismus ein-
schließlich seiner Krisen zu stärken.

Bremen, Córdoba, Frankfurt und Manchester  
im November 2012
Die Herausgeber
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Teil I 
 

Vergleichende Kapitalismusforschung – 
Kritische Bestandsaufnahme
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David Coates

Paradigmen der Vergleichenden 
Kapitalismusforschung: Neoklassik,  
neuer Institutionalismus und Marxismus

Intellektuelle Moden verändern sich unvermeidlich mit den poli-
tischen Realitäten, mit denen sie sich auseinandersetzen. Auf die 
Analyse des gegenwärtigen Kapitalismus trifft dies ganz gewiss zu. 
Während des Kalten Krieges konzentrierte sich kritische Wissen-
schaft unweigerlich auf den Charakter des Kapitalismus als undif-
ferenziertes System und, zu einem geringeren Grad, auf die Frage 
ob und inwiefern der sowjetische Kommunismus die moderne 
Verkörperung der marxistischen Alternative darstelle. Mit Ende 
des Kalten Krieges verschob sich das Interesse rasch hin zu den Va-
riationen in der institutionellen Form und der Wettbewerbsfähig-
keit innerhalb der nun global dominanten fortgeschrittenen kapi-
talistischen Welt. So entstand zur Jahrtausendwende eine enorme 
neue Literatur, welche sich mit den Stärken und Schwächen diver-
ser „Kapitalismusmodelle“ befasste. Es war eine Literatur, die stets 
vorgab, lediglich akademische Ziele zu verfolgen, die aber tatsäch-
lich implizit auch bestimmte Wege kapitalistischer Organisation 
befürwortete – also eine Literatur die ebenso präskriptiv wie ana-
lytisch war (und ist). 

Dies steht freilich zu erwarten. Die beste Sozialwissenschaft 
ist stets paradigmatischer Natur, und die englischsprachige Lite-
ratur über Kapitalismusmodelle ist von dieser Art. Nach Thomas 
Kuhn (1970) gründet ein wohldefiniertes – sozial- wie naturwis-
senschaftliches – Paradigma auf einer eigenständigen Ontologie 
und Epistemologie. Es beruht also auf einer klaren Sicht auf das 
Menschsein und das Wissen, das den daran beteiligten Menschen 
offen steht. Auf dieser ontologischen Basis bildet ein entwickeltes 
Paradigma dann Sets von Kernkategorien für die Analyse: Kate-
gorien, die stärker verortete Erklärungen generieren können, in-
dem sie empirische Daten isolieren, messen und, in letzter Instanz, 
theoretisieren. Um ein solches Paradigma formieren sich auch ak-

Paradigmen der Vergleichenden 
Kapitalismusforschung
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zeptierte Methodologien, eine Gruppe von Schlüsseltexten, sogar 
eine Anzahl geteilter Wahrheiten. Schließlich lässt es unweigerlich 
einige Aspekte sozialer Realität unerforscht, da sein Augenmerk 
anderswo liegt. 

Paradigmen in den Naturwissenschaften folgen einander zu-
meist zeitlich. Eines ersetzt das andere, soweit das neue befriedi-
gend jene zentralen Problematiken beantwortet, an denen Anhän-
ger des alten Paradigmas sichtbar und ständig gescheitert waren. 
Aristotelisches Denken konnte die Himmelsbewegungen nicht er-
klären – Kopernikus konnte. Aber in der Analyse sozialer Phäno-
mene besteht eine andere Beziehung zwischen Paradigmen. In den 
Sozialwissenschaften konkurrieren Paradigmen unaufhörlich um 
die Vorherrschaft, in einem Kampf, der die intellektuelle Land-
schaft permanent prägt. Gewiss gewinnen und verlieren Paradig-
men auch in den Sozialwissenschaften über Zeit an Dominanz; 
allerdings müssen sie dabei selbst, wenn sie diese errungen haben, 
im Wettbewerb mit anderen leben. Wenn daher ein wichtiges Pa-
radigma ignoriert wird, so geschieht dies normalerweise nicht we-
gen seiner Unzulänglichkeit als Erklärungsinstrument. Vielmehr 
wird es übergangen, weil diejenigen sozialen Kräfte, die von seiner 
Dominanz bzw. Berücksichtigung profitieren würden, aus den Po-
sitionen akademischer und politischer Macht verdrängt wurden. 
Im letzten Vierteljahrhundert war es der Marxismus, der so aus-
geschlossen wurde. Mit der Erosion der industriellen und politi-
schen Macht der organisierten Arbeiterschaft wurde sein Licht in 
der Wissenschaft bis zum Erlöschen verdunkelt. Paradigmen, die 
ihre Ursprünge auf die Arbeiten von Adam Smith und Max Weber 
zurückführen – solche, die nicht so sehr mit der Arbeit als sozialer 
Kraft verbunden sind – gedeihen hingegen weiter. 

In der entstehenden Literatur über kapitalistische Modelle sind 
allerorten paradigmatische Trennungen sichtbar. Diese bringen 
regelmäßig Diskussionen innerhalb und, seltener, zwischen Para-
digmen hervor. So beinhaltet die Forschung, hauptsächlich in den 
Mainstream-Wirtschaftswissenschaften, eine Debatte zwischen 
alter und neuer Wachstumstheorie, die sich um die herrschenden 
Orthodoxien der neoklassischen Ökonomie gruppiert. Daneben 
umfasst sie eine zweite, um das wachsende institutionalistische 
Paradigma gruppierte und in Soziologie und Politikwissenschaft 
konzentrierte Diskussion. Schließlich beinhaltet sie eine dritte 
Debatte – dieser Tage völlig auf kleine radikale politische Zirkel 
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und Zeitschriften reduziert – in der marxistische Theorieansätze 
dominieren. Arbeiten innerhalb der ersten Debatte suggerieren, 
dass differenzielle Wachstumserfolge entweder vermittels der 
Kategorien Märkte, Produktionsfunktionen, Wachstumsfaktoren 
und Externalitäten oder kumulative Verursachung, endogene und 
exogene Variablen, technologische Kompatibilität und soziale Ka-
pazitäten zu erklären seien. Die Schlüsselkategorien der zweiten 
Debatte sind jene sozialer Einbettung, Pfadabhängigkeit und kom-
parativer institutioneller Vorteile; und die der dritten sind Produk-
tionsweisen, Kapitalakkumulation, Klassen und soziale Strukturen 
der Akkumulation. Die Trennungen dieser Arbeiten sind genuin 
paradigmatischer Natur und können jeweils auf die Werke von 
Adam Smith, Max Weber und Karl Marx zurückgeführt werden. 
Ihre verschiedenen Positionierungen halten sie weitgehend herme-
tisch getrennt voneinander, wobei ihnen allerdings ihre geteilten 
Gegenstände Grund zur Überlappung an den Rändern geben. 
Tatsächlich gewinnen die fruchtbarsten wissenschaftlichen Leis-
tungen dieser Debatten ihre Stärke oft aus der selbstbewussten 
Herausforderung der Grenzen des Nachbarparadigmas. 

1. Die verschiedenen Ansätze

Es folgt eine kurze Darstellung der verschiedenen Ansätze. 

Marktbasierte Analyse 

Als akademische Disziplin wird der Mainstream der Wirtschafts-
wissenschaft von der neoklassischen Orthodoxie dominiert, wel-
che unabhängig von Verschiedenheiten der institutionellen Struk-
turen kapitalistischer Ökonomien eine Standarderklärung für 
wirtschaftliches Wachstum in modernen Volkswirtschaften un-
terbreitet. Diese Erklärung basiert auf der Sicht, dass Märkte op-
timale wirtschaftliche und soziale Allokatoren darstellten. Diese 
Erklärung konzeptualisiert wirtschaftliche Aktivität als das Zu-
sammentreffen separater Produktionsfaktoren in einem verbunde-
nen Set von Märkten und versteht die zentralen Beziehungen jeder 
Ökonomie als organisiert in unterschiedlichen „Produktions-
funktionen“. Heutzutage wird wirtschaftliches Wachstum in den 
meisten wirtschaftswissenschaftlichen Mainstream-Instituten als 
Funktion des Zusammenwirkens von Land, Arbeit, Kapital und 
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Unternehmung in Produktionsfunktionen aufgefasst, bei der jede 
Verwendung wirtschaftlicher Ressourcen unweigerlich dem Ge-
setz abnehmender Erträge unterliege. Aus dieser Perspektive ent-
steht wirtschaftliches Wachstum entweder durch die Bewegung 
entlang einer existierenden Produktionsfunktion (bei voller Aus-
nutzung existierender Technologien) oder durch eine Bewegung 
der Produktionsfunktion auf ein ganz neues Level, hervorgerufen 
durch technologischen Fortschritt. Langfristiges wirtschaftliches 
Wachstum wird konzeptualisiert als die Kombination dieser zwei 
Bewegungen. Unterschiedliche Wachstumsmuster können daher 
nur durch Unterschiede in Produktionsfunktionen erklärt wer-
den, als Folge von Unterschieden in der Quantität der eingesetz-
ten Faktoren oder in der Qualität ihrer individuellen Eigenschaf-
ten und ihrer gegenseitigen Verbindung (Baumol u.a. 2005: 41f). 
Die breite Stoßrichtung dieses Ansatzes unterstützt bestimmte 
politische Inhalte und suggeriert, dass das ungezügelte Zusam-
menspiel von Marktkräften sowohl langfristiges wirtschaftliches 
Wachstum ermöglichen als auch zu einer eventuellen Konvergenz 
wirtschaftlicher Wachstumspfade führen werde. Folge ist, dass, 
wenn Wachstum und Konvergenz nicht eintreten, sich die Analyse 
unweigerlich auf die Suche nach Unzulänglichkeiten in Faktoran-
gebot und –qualität fokussiert, oder Barrieren/Blockaden für das 
freie Zusammenspiel dieser Faktoren in ungezügelten Märkten 
ausweist (und auf deren Abbau drängt). 

Diesem Analysemodell kommen die Wachstumsmessung 
(growth accounting) von Edward Denison (1967) und Angus Mad-
dison (1995), sowie die viel zitierte Erklärung des Aufstiegs und 
Falls von Nationen durch Mancur Olson (1982) am nächsten. 
Dennisons Arbeit war besonders auf Grund seiner frühen Auflis-
tung potenzieller Wachstumsbarrieren von Bedeutung während 
Maddisons sich durch seine Reflektionen zu den Grenzen des 
Wachstumsmessungs-Ansatzes auszeichnete. Diesen Grenzen der 
erfolgreichen Kapitalakkumulation wurde von Olson eine kon-
zeptuell elegante Formulierung gegeben. Diese bleibt eine beliebte 
Quelle konservativer Kommentatoren, die darauf erpicht sind, 
zu starke Gewerkschaften und zu großzügige Sozialausgaben für 
die schwachen Wirtschaftsleistungen Westeuropas verantwort-
lich machen. Denisons Wachstumsmessungs-Ansatz, der auf die 
Messung individueller Produktionsfaktoren und deren Beitrag 
zur Wirtschaftsleistung ausgerichtet ist, verweist ebenfalls auf 
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„Barrieren für die optimale Verteilung von Ressourcen, auferlegt 
von Regierungen, Unternehmen und Gewerkschaften“ (Denison 
1967: 9f). Aber immerhin entdeckte er, anders als Olson, ein „Re-
siduum“ wirtschaftlichen Wachstums, welches er nicht erklären 
konnte: eine Lücke, gefüllt mit was Forscher in dieser Tradition 
später als „Nebenvariablen“ (Baumol 1994: 62) oder „soziale Fer-
tigkeiten“ (Abramovitz 1994: 88) bezeichneten. 

Alles was die Wachstumsmessungsforschung tun konnte, wie 
ihr Hauptvertreter Angus Maddison als einer der ersten hervor-
hob, war die „unmittelbaren Ursachen“ wirtschaftlichen Wachs-
tums festzustellen. Was die „letzten Ursachen“ angeht, zeigte man 
lediglich „ein beschämendes Level an Ignoranz“ (Maddison 1995: 
x). Diese – nicht quantifizierbaren und nicht im Growth-Accoun-
ting-Modell berücksichtigten – ultimativen Ursachen werden von 
Maddison aufgelistet: „Institutionen, Ideologien, sozio-ökonomi-
sche Interessengruppen, historische Unfälle […] nationale Wirt-
schaftspolitik, […] die internationale Wirtschaftsordnung, auslän-
dische Ideologien oder Schocks von freundlichen oder feindlichen 
Nachbarn“ (ebd.: 103); Dinge, die er als „Teil der traditionellen 
Domäne von Historikern… oder der Soziologen“ (ebd.) beschreibt 
und die zwangsläufig jenseits der Möglichkeiten der Erfassung 
und Messung neoklassischer Modellbildung liegen. Aber diese Be-
schränkungen haben in keiner Weise den weiteren Gebrauch die-
ses Ansatzes beeinträchtigt. Im Gegenteil, der anhaltende Einfluss 
von Olsons Arbeit ist evident in den Werken von, unter anderen, 
Coates u.a. (2007); und der Umfang jüngster Studien zur Wachs-
tumsmessung ist gut dokumentiert in Literaturberichten von Bos-
worth und Collins (2003) sowie von Hulton (2009). 

Jenseits des Marktes

Quer durch das gesamte intellektuell-politische Spektrum von 
Mitte-Rechts (Fukuyama 1995) bis Mitte-Links (Hutton 1992) 
ist die meistgeteilte Kritik an neoklassischer Modellbildung, dass 
ihre marktfokussierten Erklärungen unterschiedlicher wirtschaft-
licher Leistungen auf unzulänglichen Annahmen über mensch-
liche Motivationen beruhten, was sie zwangsläufig blind für die 
unvermeidbar soziale Natur von Marktprozessen mache. Diese 
Kritiker vertreten die Auffassung, dass menschliche Wesen weit 
komplexere AkteurInnen seien, als es die Vorannahmen der neo-
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klassischen Ökonomik zulassen, und dass ihr wirtschaftliches 
Verhalten durch deren methodologischen Individualismus nicht 
adäquat erfasst werden könne. Menschliches Verhalten werde von 
mehr als nur der instrumentellen Kalkulation maximaler Niveaus 
individueller kurzfristiger Profite bestimmt, etwa von moralischen 
und emotionalen Werturteilen. Es werde von den Definitionen 
und Verständnissen, die soziale AkteurInnen wirtschaftlichem 
Verhalten zusprechen, beeinflusst. Es sei zudem von Aspekten der 
Ungewissheit und Unsicherheit geformt, sowie von Anliegen, die 
langfristiger und qualitativer Natur sein können. Damit unterliege 
es dem Einfluss bestimmter Alltagssorgen und des Gewichts von 
aus der Vergangenheit übertragenen Ideen und Verständnissen. 
Und weil menschliches Verhalten so beschaffen ist, sei es nicht 
sinnvoll Ökonomien in einem konzeptuell abstrahierten Raum zu 
analysieren. Es mache nur Sinn, Ökonomien in den Medien von 
Zeit und Raum zu untersuchen und sie als soziale Institutionen zu 
verstehen, die am Besten in bestimmten Kontexten funktionieren 
– Kontexte die möglicherweise genau nicht dem auf ungezügelte 
Marktprinzipien gründenden entsprechen. 

Die intellektuelle Reise fort vom neoklassischen Verständnis 
des relativ besseren Funktionierens einiger Ökonomien war eine 
Reise auf der Suche nach – und dann durch – das Studium von In-
stitutionen: anfänglich, der ökonomischen Institution der Firma, 
aber irgendwann auch sozialer, kultureller und politischer Insti-
tutionen. Je weiter diese Reise von individuellen Wissenschaft-
lerInnen weitergeführt wird, desto größer ist der Bruch, den sie 
gegenüber den herrschenden Prämissen und Methodologien der 
neoklassischen Ökonomik vollziehen müssen (Hodgson 1996). 

Für einige war dieser Bruch marginal, aber dennoch bedeutsam. 
Dies war besonders in den Arbeiten Oliver Williamsons und der 
folgenden Entstehung (oder besser Wieder-Entstehung) von insti-
tutionenökonomischen Denkschulen der Fall (North 1990; Mil-
grom/Roberts 1992). Deren VertreterInnen operieren meistenteils 
immer noch innerhalb der dominanten Annahmen des methodo-
logischen Individualismus, konstruieren immer noch primär abs-
trakte Modelle und sehen ihre Rolle immer noch in der Erklärung 
von Wachstumsdifferenzen durch die Isolation verschiedener 
Muster individueller Rationalität und Entscheidungen. Die Neue 
Wachstumstheorie (technisch gesprochen, „post-neoklassische 
endogene Wachstumstheorie“) kann mit Sicherheit hier verortet 
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werden (Lucas 1988; Romer 1994). Für andere WissenschaftlerIn-
nen waren der Bruch mit und die Bewegung weg von der abstrak-
ten Modellbildung der neoklassischen Wirtschaftswissenschaft 
größer. Für diese besteht der Schlüssel zum Verständnis unter-
schiedliche Muster wirtschaftlicher Leistung in der Bereitschaft 
zur Einbettung dieser Leistung in verschiedene historische und 
soziale Kontexte (Granovetter 1985; Swedberg/Smelser 1994). 

Zwischen den dominanten Paradigmen, die die Debatte um 
unterschiedliche Leistungsfähigkeiten von verschiedenen Variati-
onen des Kapitalismus strukturieren, sind so Literaturen entstan-
den, die durch das relative Gewicht, das sie ökonomischen und so-
zialen Faktoren zusprechen, in Beziehung zueinander positioniert 
werden können: von einigen, die lediglich den Einzug organisa-
torischer Variablen in ein durch Marktbedingungen konzipiertes 
Universum erlauben, hin zu anderen, die Märkte als zwangsläufig 
sozial konstruierte Phänomene verstehen (Duina 2011: 11ff). Die 
entsprechenden Ansätze werden als „Institutionenökonomik“ ei-
nerseits und „Neue Wirtschaftssoziologie“ andererseits bezeich-
net. Diese Literaturen stehen gelegentlich im Dialog miteinander; 
aber üblicherweise ist ihr Bezugspunkt der Mainstream der separa-
ten Disziplinen – Wirtschaftswissenschaften und Soziologie – in 
denen ihre Hauptvertreter jeweils ursprünglich ausgebildet wur-
den (Ingham 1996). Die neuesten Erkenntnisse der Wirtschaftsso-
ziologie zu den differenziellen Leistungsfähigkeiten verschiedener 
nationaler Kapitalismen finden sich im Band Institutions and the 
Economy versammelt (Duina 2011: 94ff). 

Der neue Institutionalismus

Es gibt einen wichtigen Grund dafür, dass die neoklassische Lite-
ratur zu Differenzen in Wachstumsraten, und die stärker institu-
tionenfokussierte Vergleichende Kapitalismusforschung (VKF) 
andere Gravitationszentren haben. Das neoklassische Paradigma 
ist in all seinen Grundlagen strukturell intolerant gegenüber der 
Möglichkeit von Vielfalt: Abweichungen von der neoklassischen 
Norm freier und unregulierter Märkte werden von Wissenschaft-
lerInnen, die im Zentrum dieses Paradigmas arbeiten, meist als 
Defekt behandelt, nicht als Alternativen. Die VKF ist daher im 
Allgemeinen offener für WissenschaftlerInnen, die kapitalisti-
scher Vielfalt gegenüber intellektuell toleranter sind. Sie wird 
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inzwischen dominiert von den Arbeiten derer, die sich – mit un-
terschiedlichem Grad persönlicher Befangenheit – „neue Institu-
tionalisten“ nennen (Hall/Taylor 1996; Immergut 1998; Thelen 
1999). Diese analysieren den Grad und die Beständigkeit der durch 
das konstante Zusammenspiel institutioneller Variablen innerhalb 
bestimmter Kapitalismen hergestellten Pfadabhängigkeiten. Auf 
dieser Grundlage bestehen sie auf der Fähigkeit eines eigenstän-
digen Typs stärker regulierter Kapitalismusmodelle, neben dem 
marktliberalen Kapitalismus zu bestehen und zu prosperieren.

Dieser neue Institutionalismus positioniert sich selbst im wei-
ten Raum zwischen dem methodologischen Individualismus der 
neoklassischen Tradition und dem Strukturalismus des histori-
schen Materialismus. Dieser Raum wurde zu einem Treffpunkt 
für zumindest zwei breite Ansätze, die den Kernfragen kapita-
listischer Vielfalt und Wachstumsdifferenzen nachgehen. Aus 
der neoklassischen Ökonomik kommend versucht der Rational-
Choice- bzw. rationalistische Institutionalismus, durch Einführung 
von Modellbildungstechniken und Prämissen rationalen Han-
delns in Analysen, die die Existenz und Bedeutung von ökonomi-
schen (und politischen) Institutionen anerkennen, die Abstrakt-
heit der formalen ökonomischen Modellbildung abzumildern (vgl. 
z.B. Iversen 1999: Iversen/Soskice 2001; Estévez-Abe u.a. 2001). 
Der soziologische bzw. historische Institutionalismus, der eher mit 
strukturalistischen Ansätzen im Dialog steht, versucht, durch das 
Hinzufügen autonomer institutioneller Variablen, die soziale Inte-
ressen filtern und formen, den ökonomischem Determinismus des 
Vulgärmarximus zu brechen. Das Gebiet dieser beiden Ansätze 
ist viel größer als die VKF, weshalb es legitim scheint den „neuen 
Institutionalismus“ als genuin paradigmatisch in seinem Wesen 
und seiner Reichweite zu bezeichnen. WissenschaftlerInnen, die 
mit dem einen oder anderen dieser neo-institutionalistischen An-
sätze arbeiten, haben sich in einer Art und Weise den Themen von 
Wachstumsleistung und institutioneller Vielfalt innerhalb des Ka-
pitalismus zugewandt, die allgemein von jener neoklassische aus-
gebildeter ÖkonomInnen abweicht. 

Gegen die neoklassische Wirtschaftswissenschaft argumentiert 
diese neue institutionalistische Forschung, dass Ökonomien als so-
zial eingebettete Institutionencluster zu verstehen seien. Da Märkte 
nicht überall gleich beschaffen sind, könnten Ökonomien jenseits 
ihres sozialen Kontexts nicht aussagekräftig analysiert werden. Im 
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Gegenteil, Kerninstitutionen innerhalb verschiedener Ökonomien 
besäßen unterschiedliche Charakteristika, weshalb sie u.a. „im 
Charakter des sie regierenden Staates und ihrer Arbeitsbeziehungs-
systemen, der Organisation ihrer Finanzsysteme und ihrer recht-
lichen/regulatorischen Rahmen“ variierten (Zysman 1994: 258). 
Auf Grund seiner Gewissheit der Pfadabhängigkeit in ihrer lang-
fristigen Wachstumsleistung einerseits und der Existenz paralleler 
„gut-“ und „bösartiger“ Wachstums- und Verfallszyklen, die Öko-
nomien dauerhaft voneinander absetzen, geht dieser neue Instituti-
onalismus von differenzieller Performance und Nicht-Konvergenz 
von Nationalökonomien aus. Pfadabhängigkeiten verschiedener 
Wachstumspfade generierten zwangläufig eine Vielzahl nationaler 
ökonomischer Leistungsfähigkeiten – jede mit ihren eigenen Ur-
sprüngen in der Vergangenheit, und mit ihrer eigenen Evolution 
und Geschichte von Wandlungen (Hollingsworth 1997: 266). Die 
zentrale Aussage der neuen Institutionalisten ist, dass unsere Welt, 
wie Hall und Soskice sagen, zwangsläufig charakterisiert ist von 
„Spielarten des Kapitalismus“ (Hall/Soskice 2001). Diese Behaup-
tung wurde in den Folgejahren durch eine Serie ausgezeichneter 
nationaler und vergleichender Studien u.a. von Allen (2006), Royo 
(2008) und Streeck (2009) untermauert. 

Jenseits des Institutionalismus

Es ist schwer, die akademische und politische Wichtigkeit der Ar-
beit der neuen Institutionalisten als Bollwerk gegen den intellek-
tuellen und politikgestaltenden Imperalismus der neoklassischen 
Ökonomik überzubewerten. Die Schule bietet reichhaltige und 
ausgearbeitete Forschungsergebnisse zur Vielfalt von Wachstums-
pfaden nach dem 2. Weltkrieg. Zudem hat sie eine neue Genera-
tion von NachwuchsforscherInnen mit dem konzeptuellen Appa-
rat von Pfadabhängigkeit, sozialer Einbettung und institutionellen 
Komplementaritäten ausgestattet, der es ermöglicht, die verborge-
nen Stärken von stärker gesteuerten und sozial gerechteren For-
men kapitalistischer Organisation zu untersuchen. Allerdings ist 
der neue Institutionalismus selbst nicht problemfrei. Im Gegenteil 
wird er von KritikerInnen – sowohl aus den eigenen Reihen als 
auch von seiner Linken – herausgefordert, da eine Reihe verbun-
dener Schwächen seine Fähigkeit zur Widerlegung der neoklassi-
schen Wirtschaftswissenschaften einschränke. 
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Die interne Kritik wies auf die Gefahren eines „institutionellen 
Determinismus“ hin und betonte die notwendige Komplexität der 
Kausalmechanismen, die differenzielle wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit begründen. Colin Crouch warnte schon früh davor, dass 
die große Kraft der VoC-Kategorien institutioneller Komplemen-
tarität und komparativer institutioneller Vorteile ForscherInnen 
blind gegenüber der von ihm und Farrell so benannten „frucht-
baren Inkohärenzen innerhalb empirischer sozialer Systeme“ ma-
chen könne (Crouch/Farrell 2002: 6). Diese Kritik wurde zuletzt 
immer weiter fortentwickelt und hat eine neue Generation von 
InstitutionalistInnen dazu veranlasst, über Benennungs- und 
Typenbildungsstrategien hinaus ihre Aufmerksamkeit der Un-
tersuchung der internen Dynamiken einzelner empirischer Fälle 
zuzuwenden (Crouch 2005; 2006). Ein Großteil der neo-institu-
tionalistischen Forschung hat sich damit vom firmenzentrierten 
Ansatz, dem Hall und Soskice den Weg bereitet haben, wegbewegt 
(vgl. auch Drahokoupil/Myant und May/Nölke in diesem Band). 
Stattdessen betonen ForscherInnen die Bedeutung politischer und 
diskursiver Erklärungsvariablen (Schmidt 2009; 2010a) und evo-
lutionären Wandels (Thelen 2004; Steinmo 2010); oder sie entwi-
ckeln, im Falle Wolfgang Streecks (2010), einen facettenreichen 
institutionalistischen Ansatz zur Untersuchung politischer Öko-
nomien der Gegenwart, der zur Verortung der inhärenten Dyna-
miken und der Instabilität des Kapitalismus als spezifischen Typs 
sozialer Ordnung in der Lage ist. 

Die andere interne Kritik kam aus einem Lager, das als „linker 
Institutionalismus“ bezeichnet werden könnte, d.h. von Forsche-
rInnen die vor dem Hintergrund ihrer Verbindungen mit dem 
Marxismus zum Gegenstandsbereich kapitalistischer Vielgestal-
tigkeit und Wachstumsperformance arbeiten. Der neue Institutio-
nalismus war nie bloß Reaktion auf die neoklassische Ökonomik, 
sondern ebenso auf klassenbasierte Erklärungen europäischer 
Wohlfahrtssysteme. So entwickelten sich an seinem linken Rand 
Arbeiten, die klassenbasierte Analysen in ihre Erklärungen integ-
rierten, aber zugleich auf einem Grad von Unabhängigkeit politi-
scher und institutioneller Variablen insistierten (Pontusson 1995; 
Huber/Stephens 2001). Es enstand eine Literatur, die zwei Merk-
male der Entwicklung verschiedener Kapitalismusmodelle erhellen 
konnte, welche ein alleiniger Fokus auf institutionelle Dynamiken 
zu verbergen tendiert: zum einen, die Zentralität des Spannungs-
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verhältnisses zwischen Kapital und Arbeit; und zum anderen die 
jüngeren Tendenzen zur Erosion der einzelnen modellbegründen-
den Klassenkompromisse im Kontext der Interaktion zwischen 
Kapitalismen und allgemeiner globaler Trends. Es sind diese Ei-
genschaften der politischen Ökonomie der Gegenwart, die die 
marxistische Forschung lange in den Mittelpunkt gestellt hat; so 
entstand die Möglichkeit zu einem fruchtbaren Dialog zwischen 
links-institutionalistischer Forschung und einem kohärenten und 
eigenständigen Analyseparadigma noch weiter links. 

Marxismus

Als intellektuelle Tradition war der Marxismus herkömmlicher-
weise weniger mit den Variationen der institutionellen Strukturen 
einzelner nationaler Kapitalismen, als vielmehr mit den allgemei-
nen Dynamiken des Kapitalismus als Produktionsweise befasst. 
Die marxistische Forschung tendierte eher zur Generierung von 
Periodisierungen als zur Typologienbildung; nichtsdestoweni-
ger haben diese Periodisierungen sehr unterschiedliche Kapita-
lismustypen etabliert. In der Vergangenheit, als die Sprache der 
internationalen kommunistischen Bewegung die links-intellek-
tuellen Gedanken dominierte, wurde in der Periodisierung typi-
scherweise zwischen liberalen, monopolistischen und staatsmonopo-
listischen Formen des Kapitalismus unterschieden (Jessop 1982). 
In jüngerer Zeit entwickelte die Regulationstheorie die Kategorien 
von Fordismus und Postfordismus (Aglietta 1979). Zudem bildete 
sich ein US-amerikanischer Strang marxistischer Forschung her-
aus, der die US-Nachkriegsökonomie (und ähnliche Volkswirt-
schaften) als spezifische, auf jeweils umgrenzten Abkommen 
zwischen Kapital und Arbeit basierende soziale Strukturen der 
Akkumulation analysierte (Kotz u.a. 1994; vgl. auch McDonough 
in diesem Band). In all diesen Formulierungen ist das jeweilige 
Wesen der Klassenbeziehungen formgebend für die periodenspe-
zifischen institutionellen Konfigurationen; und in all diesen sind 
die institutionellen Konfigurationen letzten Endes anfällig für die 
strukturbedingten Klassenwidersprüche. 

In der Tat wurden die „Variationen des Kapitalismus“, wel-
chen die neuen InstitutionalistInnen besonders viel Aufmerk-
samkeit widmen, immer eher – und umso mehr, je orthodoxer 
die marxistische Forschung – bloß als verschiedene Versionen 



33Paradigmen der Vergleichenden Kapitalismusforschung

einer allgemeinen Produktionsweise betrachtet, welche gleicher-
maßen für interne Widersprüche und letztlich für Nieder- und 
Untergang anfällig seien (Coates 2000). Für MarxistInnen bilden 
schlussendlich stets die widersprüchlichen Klassenbeziehungen 
im Kapitalismus – zwischen Sektionen der dominanten Kapita-
listenklasse und/oder zwischen Kapital und Arbeit – die Quelle 
dieses Untergangs. Die generelle Tendenz der aus dieser intellek-
tuellen Tradition hervorgehenden Arbeiten war, die Erforschung 
der unterschiedlichen Wachstumsraten einzelner nationaler Ka-
pitalismen anhand der Merkmale der dominanten, nicht der sub-
ordinierten Klassen; die Betrachtung des relativen Gewichts der 
Industrie-, Handels- und Finanzbourgeoisie und der Art ihrer 
Beziehungen zueinander; und die Verknüpfung dieser vorherr-
schenden Klassenmuster mit ihrem Platz innerhalb des jeweiligen 
nationalen Kapitalismus in den sich entwickelnden Matrizen des 
Kapitalismus als globales System. Auch tendierte die marxistische 
Tradition dazu, über die Kapital-Kapital-Beziehungen hinaus zu 
gehen, die den zentrale Gegenstand eines Großteils der neo-insti-
tutionalistischen Literatur sind, und den Fokus zusätzlich auf die 
Spannungen zwischen Kapital und Arbeit zu legen. AnalystInnen, 
die innerhalb dieser marxistischen Tradition arbeiten, haben im-
mer mehr getan als lediglich die Sphäre des Kreislaufs (bei der die 
meisten institutionalistischen Analysen von Finanzsystemen auf-
hören) oder die (von der neoklassischen Wirtschaftswissenschaft 
privilegierte) Sphäre des Austauschs zu untersuchen. Stattdessen 
banden sie diese beiden Sphären stets zu den sozialen Beziehungen 
zurück, welche die grundlegende Sphäre der Produktion, in der alle 
Waren anfänglich entstehen, und in der – in einem marxistischen 
Kapitalismusverständnis – die strukturellen Widersprüche der ge-
samten Produktionsweise letztlich zu verorten sind. 

Solche marxistische Auffassungen über das Wesen des alten wie 
neuen Kapitalismus haben wenigstens zwei Ergebnisse gezeitigt. 
Erstens haben sie die Herausbildung einer Reihe von Studien an-
geregt, die im Vergleich zum großen Teil der neo-institutionalisti-
schen Literatur viel sensibler für die tieferliegenden Prozesse der 
Ausbeutung von ArbeiterInnen im Kontext der bemerkenswerten 
Wachstumspfade von Kapitalismusmodellen, die zu den USA 
aufgeschlossen haben, sind (Burkett/Hart-Landsberg 1996; Fast 
2005). Zweitens haben sie Untersuchungen angeregt, die – indem 
sie individuelle Kapitalismen als Akkumulationsregime betrach-
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ten – die notwendige Fragilität von Klassenübereinkünften her-
vorheben und so stärker als viele der neuen InstitutionalistInnen 
die Langlebigkeit von LMEs und CMEs im Zeitalter des globalen 
Kapitals anzweifeln (Aglietta 1998; Radice 2000; Jessop 2006). 
Wir verfügen nun ebenfalls über marxistisches Material, das die 
Verwundbarkeit europäischer Wohlfahrtssysteme gegenüber einer 
globalen Tendenz zur Absenkung von Löhnen und Arbeitsstan-
dards ausweist (Albo 1994; Panitch 1994; Coates 2000); Material 
zum speziellen Charakter des US-amerikanischen Kapitalismus 
in einem Zeitalter von Finanzmarktturbulenzen (Brenner 1999; 
2002; Panitch/Gindin 2005; Panitch/Konings 2008); und mar-
xistisches Material über die Verwundbarkeit aller derzeitigen Ka-
pitalismusvarianten im Angesicht ineinandergreifender globaler 
Krisen (Magdoff/Yates 2009; Konings 2010). 

2. Synthese oder Bruch? 

Gerade weil wir es mit einer solchen Vielzahl verschiedener An-
sätze zur Untersuchung des Gegenwartskapitalismus und seiner 
institutionellen Variationen haben, ist der zu klärende Punkt 
nicht, ob eine bestimmte Analyse die definitiv Richtige ist, son-
dern wie ein tieferes Verständnis des Wesens unseres modernen 
Zustandes am besten erreicht werden kann: geschieht dies durch 
eine Synthese dieser Ansätze, oder durch einen Bruch, bei dem zu-
mindest einige fallen gelassen werden? 

Ein gewisser Bruch ist letztendlich unvermeidlich, da nicht alle 
konkurrierenden Paradigmen gleichwertig sind. Wenn ein umfas-
sendes Verständnis der verschiedenen Kapitalismusmodelle unser 
Ziel ist, dann ist die neoklassische Wirtschaftswissenschaft – trotz 
all ihrer gegenwärtigen Dominanz in den Korridoren der Macht 
– sicherlich keine ernstzunehmende Kandidatin. Die typischen 
Analysemethoden ihrer VertreterInnen wirken viel öfter als für 
sie oder uns gut ist als mentales Dichtungsmittel gegen jegliche 
Anerkennung der enormen und schädlichen Folgen unregulierter 
Märkte und laden zu einer fortwährenden Beschäftigung mit dem 
Austausch von Gütern anstelle ihrer vorausgehenden Produktion 
ein. Das ist nicht gut genug: eine Analyse, die auf ein vollständi-
ges Verständnis wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit abzielt, muss 
tiefer gehen. Daher ist es unerlässlich, dass die Wissenschaft sich 
von neoklassischer Modellbildung und der Konzentration der 



35Paradigmen der Vergleichenden Kapitalismusforschung

Wachstumsmessungsforschung auf die „unmittelbaren“ Ursachen 
ökonomischen Wachstums weg-, und zu einer intellektuellen Aus-
einandersetzung mit den – von ersteren eingeräumten – grund-
legenden und „letzten“ Ursachen differenzieller wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit hinbewegt. 

Selbst vor dem Ausbruch verallgemeinerter Wirtschaftskrisen 
ab 2008 war klar, dass eine Bewegung jenseits der Wachstums-
messung zwei zusätzliche intellektuelle Schritte erfordert: erstens, 
weg von einer Faktoranalyse hin zu einer Analyse von Instituti-
onen, Geschichte und Wachstumspfaden in der Art des „neuen 
Institutionalismus“; und zweitens, die Verortung dieser institu-
tionellen Beziehungen in einem tieferen Set von Klassenmustern 
und grundlegenden strukturellen Prozessen, verstanden aus einer 
weitgehend marxistischen Perspektive. Die globale Kreditkrise 
von 2008 und die folgende, andauernde Krise der Eurozone un-
terstrichen die Notwendigkeit eines stärker holistischen Verständ-
nisses des Kapitalismus und seiner Variationen – umfassender als 
es selbst der neue Institutionalismus bereitstellen könnte – zusätz-
lich. Seit dem Beginn der beiden Krisen ist nun eindeutig, dass es 
ebenso sinnlos ist, mit Bezug auf individuelle nationale Kapitalis-
men von ihrem Platz in der globalen ökonomischen Ordnung zu 
abstrahieren, wie es vor der Krise sinnlos war, diese Ökonomien 
von dem sozialen Kontext, in dem die auf jeweils nationaler Ebene 
eingebettet sind, zu isolieren. Es ist nun klar, dass während den 
Leistungen der Nachkriegszeit und den heutigen Schwierigkeiten 
der verschiedenen Kapitalismusmodelle durch bestimmte Sets ins-
titutioneller Praktiken Ausdruck verliehen wurde, diese Praktiken 
selbst durch die Balance und die Eigenschaften von sie durchdrin-
genden Klassenkräften getrieben wurden. So war die Entwicklung 
der jeweiligen Ökonomien zentral von der Position dieser Klassen 
im weiteren System globaler Akkumulation, charakteristisch für 
den Weltkapitalismus als Ganzes, geprägt. Daher muss nun, mehr 
denn je, die vollständige erklärende Reise bezüglich der differen-
ziellen Funktionsweisen unterschiedlicher Kapitalismusmodelle 
eine Bewegung weg von der „Wachstumsmessung“, durch den 
„neuen Institutionalismus“ hin zu marxistischen Erklärungen un-
gleicher und kombinierter ökonomischer Entwicklung sein (vgl. 
auch Hardy in diesem Band). Die grundlegende theoretische Reise 
muss die neoklassische Ökonomik zurückweisen, die Erkenntnisse 
der schumpeterianischen und post-keynesianischen Erklärungen 
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von Wachstum zur Kenntnis nehmen und sich schließlich in ei-
nem marxistischen Verständnis des Kapitalismus als globales Sys-
tem verankern. 

Der Charakter und die Tiefe der heutigen Krisen des Kapi-
talismus verlangen nun von uns, eine Reihe von Erklärungen 
zu versuchen, die jenseits der Reichweite selbst der besten neo-
institutionalistischen Forschung liegen. Die Krisen drängen uns, 
erneut zu überprüfen, warum FinanzakteurInnen nun so wichtig 
für fortgeschrittene kapitalistische Ökonomien sind. Sie drängen 
auch zum Erkennen der Bedeutung von Überproduktion und Un-
terkonsumtion als Determinanten kapitalistischer Instabilität. 
Zudem drängen sie uns dazu, erneut die Zentralität von Klassen-
beziehungen in den kapitalistischen Prozessen von Produktion 
und Konsumtion zu erkennen. Sie drängen uns also durch eine 
kontinuierliche Linksverschiebung des Gravitationszentrums der 
Debatte – von neoklassischen zu marxistischen Ansätzen –, zu un-
serem intellektuellen Rüstzeug die Einsichten derjenigen intellek-
tuellen Tradition hinzuzufügen, die sich lange Zeit auf die unter 
der Oberfläche der verschiedenen institutionellen Formen des Ka-
pitalismus brodelnden Widersprüche konzentriert. Es ist wieder 
Zeit für intellektuellen Radikalismus. 

Aus dem Englischen von Johannes Petry
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Ian Bruff / Eva Hartmann

Neopluralistische Politikwissenschaft, 
Wirtschaftssoziologie und die konzeptuellen 
Grundlagen der Vergleichenden 
Kapitalismusforschung

Die Vergleichende Kapitalismusforschung (VKF) hat sich mitt-
lerweile zu einem wichtigen Zweig innerhalb der Forschung zur 
Diversität im Kapitalismus entwickelt. Ihre Untersuchungen sind 
von einer engen Verbindung zwischen Theorie und Empirie ge-
kennzeichnet. Entsprechend begnügt sich dieser Forschungszweig 
nicht mit der alleinigen Deskription der „real existierenden Diver-
sität“, sondern will diese – ebenso wie ihr Beharrungsvermögen – 
auch erklären. Vor diesem Hintergrund weist sie die These zurück, 
dass die Globalisierung zu einer Konvergenz institutioneller Sys-
teme führen würde. Es ist nicht zuletzt dieser Einwand, der ihre 
Führungsrolle innerhalb der Debatten, die von einer Kontinuität 
kapitalistischer Pluralität ausgehen, zementierte.

Es wäre allerdings ein Irrtum zu behaupten, dass sich dieser 
Forschungszweig erst als Antwort auf die Konvergenzthese der 
Globalisierungsdebatten der 1990er Jahre konstituiert habe, ob-
schon er sicherlich während und seit dieser Zeit größere Bekannt-
heit erlangte. Tatsächlich besitzt er eine viel längere Tradition und 
leistete bedeutende Beiträge in zahlreichen Disziplinen (vgl. z.B. 
Shonfield 1965; Zysman 1983; Maurice u.a. 1986). Im Nachfolgen-
den sollen die gegenwärtigen Arbeiten in diesem Feld in den Kon-
text dieser Tradition gestellt werden, um vor diesem Hintergrund 
ihre Stärken und Schwächen auszuleuchten. Die schiere Breite 
und Tiefe des Forschungsfeldes macht allerdings eine exemplari-
sche Auswahl erforderlich (vgl. auch Coates und Jessop in diesem 
Band). Wir werden uns auf die neopluralistische Politikwissen-
schaft und die Wirtschaftssoziologie konzentrieren. Obwohl auch 
andere Quellen – etwa Forschungen zu „Unternehmenssystemen“ 
(Whitley 1999) – für die Entwicklung der VKF von Bedeutung 
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waren, bildeten diese beiden Bereiche doch zentrale Bezugspunkte 
für viele der wichtigsten Publikationen in diesem Feld.

Neopluralismus und Wirtschaftssoziologie unterscheiden sich 
insofern, als dass ersterer an der Politik des Kapitalismus interessiert 
ist, die in den verschiedenen Regionen der Welt unterschiedliche 
Formen annimmt, während letztere sich mit der Einbettung (em-
beddedness) des Kapitalismus in verschiedene Gesellschaften und 
soziale Kontexte befasst. Unbesehen dieser Differenz teilen beide 
die Annahme, dass es einer Aufschlüsselung des Begriffs „Kapita-
lismus“ in einzelne Bereiche bedarf, um die Interaktion zwischen 
„Wirtschaft“ und den sozialen und politischen Bedingungen des zu 
untersuchenden Landes erfassen zu können. Eine solche Sichtweise 
kontrastiert nicht nur mit jener Literatur, die auf die angeblich ho-
mogenisierende Wirkung der Globalisierung abhebt, sondern auch 
mit eher traditionellen kritischen polit-ökonomischen Ansätzen 
(wie etwa dem Marxismus), welche Probleme bei der Erfassung der 
gewaltigen Spannbreite kapitalistischer „Typen“ haben, da sie dem 
„Kapitalismus“ als Produktionsweise eine höhere Bedeutung bei-
messen als seinen unterschiedlichen Existenzformen.

So konnte die VKF eine Reihe wichtiger Arbeiten vorlegen, die 
alle die Diversität kapitalistischer Ökonomien und deren Bestän-
digkeit deutlich machten. Wir argumentieren allerdings, dass die 
Stärke dieser Beiträge – wie die eben erwähnte Aufmerksamkeit 
fürs Detail – uns nicht davon abhalten sollte, ihre Schwächen 
auszumachen, die insbesondere in zwei Bereichen zum Vorschein 
kommen: Erstens tendieren sie dazu, ihre volle Aufmerksamkeit 
spezifischen politischen und sozialen Bedingungen zu schenken. 
Der Bereich „Wirtschaft“ bleibt hierbei als eine Art ‘Black Box’ 
relativ unbeleuchtet. In der Folge wird zweitens „kapitalistische 
Diversität“ rasch und oft stillschweigend mit „politischer“ oder 
„sozialer Diversität“ gleichgesetzt (vgl. auch Jessop und May/
Nölke in diesem Band). Eine der zentralen, von zahlreichen Au-
torInnen dieses Sammelbandes ausgemachten, Schwachstellen der 
VKF, nämlich das Fehlen eines hinreichenden theoretischen Ver-
ständnisses kapitalistischer Gesellschaften, reicht allerdings tiefer 
als die in gegenwärtigen Debatten feststellbaren Beschränkungen. 
Im Folgenden wollen wir zeigen, dass diese Schwächen in der For-
schungstradition begründet liegen, in der die VKF steht. Diesen 
Zusammenhang gilt es deutlich zu machen, um die Analyse kapi-
talistischer Diversität neu denken zu können. 
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Das Kapitel ist in zwei Hauptabschnitte gegliedert. Wir dis-
kutieren und kritisieren zunächst den Neopluralismus, bevor wir 
uns im zweiten Schritt der Wirtschaftssoziologie zuwenden. Wir 
enden mit einigen Überlegungen zu den breiteren Implikationen 
unseres Arguments.

1. Die ’Wiederentdeckung’ von Institutionen

Kathleen Thelen und Sven Steinmo (1992: 1) rufen in ihrem über-
aus einflussreichen Band Structuring Politics zu mehr Beachtung 
von Institutionen auf: „die ‘Wiederentdeckung’ von Institutio-
nen (eröffnet) eine aufregende Forschungsperspektive in der Ver-
gleichenden Politikwissenschaft und Vergleichenden Politischen 
Ökonomie.“ Diesen „neuen Institutionalismus“ stellen sie in den 
Kontext der Kritik traditioneller Formen des Institutionalismus 
sowie des Behaviorismus, der während der 1950er und 1960er 
Jahre die US-Politikwissenschaft dominierte (ebd.). Die Kritik 
brachte ein umfassendes Umdenken bezüglich der Konzeptuali-
sierung von Institutionen mit sich. Im Vergleich zur Konzentra-
tion des „alten“ Institutionalismus auf „harte“ Verfassungsregeln 
und andere formelle Strukturen sowie des Behaviorismus auf die 
Einstellungen und Handlungsweisen von Personen und Gruppen 
(Peters 2005: 3ff) zeigt sich der neue Institutionalismus als insge-
samt komplexer und nuancierter. Im Zentrum seiner Analyse steht 
die Wechselwirkungen von Institutionen, menschlichem Handeln 
und dem weiteren politischen, kulturellen und ökonomischen 
Kontext. Hierdurch geraten informelle Regeln, Verständnisse und 
Konventionen wie auch unmittelbar zu beobachtende Regeln und 
Machtbeziehungen ins Blickfeld.

Diese größere Differenziertheit führte in den 1990er Jahre 
zu verschiedenen Schwerpunktsetzungen. Drei Hauptstränge 
können hierbei ausgemacht werden: Rational-Choice-, historischer 
und soziologischer Institutionalismus. Hall und Taylor (1996: 
955) verweisen allerdings darauf, dass „sie ein weites gemeinsames 
analytisches Terrain teilen, auf dem die Einsichten eines Ansat-
zes zur Stärkung oder Ergänzung eines anderen genutzt werden 
können.“ Da stets Fallstudien zur Illustration oder zur Überprü-
fung entwickelter Modelle hinzugezogen werden, ist der neue 
Institutionalismus trotz der unterschiedlichen Ausgangspunkte 
seiner „Schulen“ wohl am zutreffendsten als eine Theorie mittlerer 
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Reichweite zu betrachten, die sich um ein Gleichgewicht zwischen 
großer Theorie und empirischer Forschung bemüht (Campbell/
Pedersen 2001: 268f).

Diese Ausrichtung erwies sich als attraktiv für ForscherInnen 
im Bereich der Vergleichenden Politischen Ökonomie, die – nach 
dem Ende des Kalten Krieges – nicht nur Institutionen, sondern 
auch die Diversität innerhalb des Kapitalismus (in Kontrast zu 
Unterschieden zwischen Systemen, etwa Kapitalismus und Kom-
munismus, industrialisierte und landwirtschaftliche Länder etc.) 
„wiederentdeckten“. Die Folge war ein starkes Anwachsen der Li-
teratur zur „Politik des Kapitalismus“. Zudem konnten sich Ver-
treterInnen der verschiedenen neoinstitutionalistischen Schulen 
in der Untersuchung kapitalistischer Vielfalt aufeinander beziehen 
(vgl. z.B. die einflussreichen Welfare and Work-Bände, Scharpf/
Schmidt 2000a; 2000b). Allerdings hatte das Aufblühen dieser 
Forschungsrichtung die Marginalisierung von traditionelleren 
politikwissenschaftlichen Ansätzen, aber auch von kritischen Per-
spektiven, die auf eine stärker holistische Analyse kapitalistischer 
Gesellschaften abzielten, zur Folge. Obwohl der neue Institutio-
nalismus einen Fortschritt gegenüber den kritisierten politikwis-
senschaftlichen Perspektiven bedeutete, blieben hierdurch einige 
ihrer grundlegenden Annahmen unhinterfragt.

Eine dieser Annahmen ist die Vorstellung, dass „Kapitalismus“ 
mit „Wirtschaft“ gleichgesetzt werden könne. Diese Annahme ist 
so weit verbreitet, dass sie häufiger implizit bleibt, als dass sie ex-
plizit geäußert wird. Sie unterliegt sogar der Argumentation einer 
Reihe von Texten, die für sich, meist in der Einleitung, beanspru-
chen falsche Dichotomien wie jene von Politik und Ökonomie im 
Sinne einer ganzheitlichen Perspektive überwinden zu wollen. Ein 
gutes Beispiel hierfür ist die bahnbrechende Monographie Politics 
in Hard Times von Peter Gourevitch (1986) zum internationalen 
Vergleich von Krisenreaktionen. Diese Analyse der Auswirkungen 
von Wirtschaftskrisen auf die Entstehung neuer Institutionen, 
Gefüge und Systeme hat seit 2007 nochmals an Bekanntheitsgrad 
gewonnen. Im ersten Kapitel unterstreicht Gourevitch sein Anlie-
gen, zum Aufzeigen von Verbindungen zwischen dem internatio-
nalen wirtschaftlichen Umfeld und nationaler Politik verschiedene 
sozialwissenschaftliche Traditionen zusammenbringen zu wollen 
(ebd.: 21). Das Buch als Ganzes fokussiert sich aber auf die Frage 
„warum Länder in Reaktion auf größere Erschütterungen der inter-
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nationalen Wirtschaft spezifische Strategien gewählt haben“ (ebd.: 
35). Anstatt das Zusammenspiel in den Blick zu nehmen, wird 
zwischen (wirtschaftlichen) Ursachen und (politischen) Wirkun-
gen unterschieden. Letzten Endes werden nur noch die politischen 
Antworten auf (größtenteils unerklärt bleibende) ökonomische 
Veränderungen untersucht. Gourevitch scheint daher nicht an 
kapitalistischer, sondern lediglich an politischer Diversität interes-
siert; „die Wirtschaft“ bleibt von der Analyse ausgeschlossen.

Warum geschieht dies? Wir sind der Auffassung, dass die neoin-
stitutionalistische Forschung letzten Endes alleine auf die im ein-
gangs angeführten Zitat von Thelen und Steinmo angesprochene 
Wiederentdeckung von Institutionen abzielte. Statt einer grund-
sätzlichen Infragestellung früherer Arbeiten zu Institutionen 
ging es dem neuen Institutionalismus darum, „zusätzliche Begriffe 
politischer Ordnung auszuarbeiten“ (March/Olsen 1984: 743, 
eigene Hervorh.). Einen wichtigen Einfluss auf die Genese dieser 
zusätzlichen Begriffe nahm zudem der Machtbegriff, wie er in der 
Politikwissenschaft insbesondere in den ersten Dekaden nach dem 
Zweiten Weltkrieg entwickelt wurde. Im Zentrum steht hier die 
pluralistische Natur von Macht als Ausdruck einer Vielzahl von 
Interessengruppen, die in demokratischen kapitalistischen Gesell-
schaften um Einfluss auf den Staat ringen. Macht wird hierbei als 
gesellschaftlich verteilt gedacht, und der Staat als neutral und in 
seiner Macht begrenzt konzipiert, also als Schiedsrichter zwischen 
den konkurrierenden Ansprüchen (vgl. z.B. Truman 1951; Dahl 
1961).

Konfrontiert mit der Kritik, dass eine solche Konzeption die 
fest verwurzelten Machtungleichgewichte sowie die sozio-öko-
nomischen und politischen Umbrüche vernachlässigte, hat sich 
dieser Ansatz in den 1970er und 1980er Jahren zum Neoplura-
lismus weiter entwickelt (vgl. z.B. Lindblohm 1977; Dahl 1988). 
Der Neopluralismus akzeptiert, dass Unternehmen innerhalb ka-
pitalistischer Gesellschaften eine gegenüber anderen AkteurInnen 
privilegierte Position einnehmen; dass der Staat im Vergleich zum 
„Schiedsrichter“-Bild, das pluralistische Texte beschworen, ein 
größeres Maß an Autonomie besitzt; dass in bestimmten Politik-
bereichen einige Interessengruppen tendenziell wichtiger sind als 
andere; und dass folgerichtig eine größere Vielfalt von „Demokra-
tien“ existiert. Allerdings geht es hierbei eher um eine Ergänzung 
und Spezifizierung als um die Revidierung neoinstitutionalisti-
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scher Grundannahmen. Folgerichtig beinhalten selbst Beiträge, 
die sich dem Anschein nach auf „die Wirtschaft“ konzentrieren, 
nur wenig Reflexionen zur Natur „der Wirtschaft“ als solcher. 
Stattdessen scheinen sie davon auszugehen, dass alle bereits wis-
sen, was „die Wirtschaft“ ist. Entsprechend widmen sie sich den 
Unterschieden in der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit nur vom 
Gesichtspunkt der Politik. Wie Lindblom (1982: 327ff) erörtert:

„Das System [der Einflussnahme] funktioniert nicht deshalb so, weil 
UnternehmerInnen sich verschwören oder uns zu bestrafen planen, 
sondern weil viele institutionelle Veränderungen von einer Art sind, 
die ihnen nicht gefällt und die folglich jene Anreize reduzieren, die sie 
motivieren, Arbeitsplätze zu schaffen und ihre sonstigen Funktionen 
zu erfüllen. Die mit wirtschaftlichen Fehlanreizen verbundene Strafe 
für [RegierungsfunktionärInnen] besteht in der Bedrohung, die eine 
zurückgehende Wirtschaftstätigkeit für die Partei und die Personen 
an der Macht darstellt.“

Dieses indirekte Zusammenspiel von Wirtschaft und Politik ist 
von zentraler Bedeutung für die VKF, wie sie sich in stärker kano-
nischer Form in den 1990er und 2000er Jahren herauszubilden be-
gann. Hier beschreibt Lindblom, was Hall und Soskice (2001: 46) 
später als Anreizkompatibilität bezeichneten: „Wirtschaftspoliti-
ken werden nur effektiv sein, wenn sie mit den in der bestehenden 
politischen Ökonomie eingebetteten Koordinationskapazitäten 
kompatibel sind.“ Zudem argumentierte die Theorie institutio-
neller Komplementarität, dass „Nationen mit einem bestimmten 
Koordinationstypus in einer ökonomischen Sphäre dazu tendie-
ren sollten, in anderen Sphären komplementäre Praktiken zu ent-
wickeln“ (ebd.: 18; vgl. auch Amable 2003).

Diese kanonische Weiterentwicklung sollte freilich nicht, wie 
an vielen Stellen dieses Bandes ausgeführt, auf Hall und Soskices 
„Spielarten“-Ansatz reduziert werden. Was allen Ansätzen jedoch 
gemein ist, ist die Tendenz, „die Wirtschaft“ als besonders bedeut-
sam für die Analyse kapitalistischer Diversität zu erklären, um sie 
in der Folge als externe Struktur oder Umgebung zu behandeln 
und so von der eigentlichen Analyse auszuschließen. Beispiele 
hierfür sind etwa der Titel eines bekannten Buches über ‘the po-
litics of free markets’ Prasad 2006; eigene Hervorh.); das Argu-
ment, dass Wandlungsprozesse in fortgeschrittenen politischen 
Ökonomien durch die Untersuchung institutioneller Evolution in 
Reaktion auf angeführte, aber nicht näher untersuchte wirtschaft-
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liche Veränderungen beobachtet werden könnten (Streeck/Thelen 
2005; Campbell 2004); oder die Behauptung, dass für die Analyse 
nicht „die Wirtschaft“ als solche, sondern die Art und Weise der 
Interpretation ökonomischer Bedingungen durch politische Ak-
teurInnen von Belang sei (Schmidt 2002; Hay 2004).

Zusammenfassend kann also gesagt werden, dass die zusätzli-
chen Begriffe politischer Ordnung letzten Endes dazu dienten, eine 
differenziertere politisch-institutionelle Perspektive auf die Politik 
der Wirtschaft zu entwickeln. Das Forschungsfeld bleibt jedoch 
vornehmlich an politischer und nicht kapitalistischer Diversität inte-
ressiert. Jede Weiterentwicklung des neopluralistischen Strangs der 
VKF beschränkt sich auf die Ergänzung und Verfeinerung früherer 
Formulierungen, überwindet jedoch nicht dieses grundlegendere 
Defizit der Forschungsausrichtung. Die Frage besteht nun darin, ob 
einige der anderen begrifflichen Grundlagen der VKF – hier die 
Wirtschaftssoziologie – Abhilfe schaffen können. Wie wir zeigen 
werden, stellt die Wirtschaftssoziologie aufgrund ihrer breiteren 
Perspektive gegenüber dem Neopluralismus eine Verbesserung dar; 
dennoch ist auch sie von konzeptuellen Schwächen gekennzeich-
net, die letztlich überwunden werden müssen.

2. Die wirschaftssoziologische Wendung

Parallel zur Herausbildung des „neuen Institutionalismus“ in der 
Politikwissenschaft hat sich auch die Forschungsagenda der Sozio-
logie in den letzten Jahrzehnten um neue oder lange vernachläs-
sigte Gebiete erweitert. Eine der bedeutsamsten Entwicklungen 
war das steigende Interesse an „der Wirtschaft“, verbunden mit 
der Bestrebung, das fortdauernde Monopol der (neoklassischen) 
Wirtschaftswissenschaft auf die Definition und Untersuchung 
„des Marktes“ (Fligstein 2001) zu hinterfragen. Mark Granovet-
ters (1985) Kritik des atomisierten Utilitarismus der Neoklas-
sik gilt oft als Katalysator für die Entwicklung der sogenannten 
„neuen“ Wirtschaftssoziologie, obwohl sie nicht der einzige bedeu-
tende Beitrag seiner Zeit war (vgl. für einen Überblick Convert/
Heilbron 2005; Fligstein 2002; auch White 1981). Ebenso wie der 
neue Institutionalismus umfasst die Wirtschaftssoziologie ver-
schiedene Perspektiven und Orientierungen, die auf unterschied-
liche Autoren der klassischen Soziologie zurückgehen. Ob Max 
Weber, Emile Durkheim, Georg Simmel oder Karl Polanyi, was 
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ihnen gemein ist, ist die Tatsache, dass sie zu einer Zeit geschrieben 
haben, als die disziplinäre Trennung zwischen Soziologie, Politik- 
und Wirtschaftswissenschaft noch nicht so stark institutionali-
siert war wie heute. Dies blieb nicht ohne Einfluss auf ihr Denken 
und ihre Vorstellung von Gesellschaft. 

Der Bezug auf diese Vorläufer hat es der zeitgenössischen 
Wirtschaftssoziologie ermöglicht, eine im Vergleich zur neoplu-
ralistischen Politikwissenschaft breitere Analyse kapitalistischer 
Gesellschaften zu entwickeln. Ihre Studien zur kapitalistischen 
Diversität fokussieren auf die Einbettung des Kapitalismus in die 
sozialen Bedingungen, die im zu untersuchenden Land vorzufin-
den sind und sind entsprechend breiter angelegt als ihr politikwis-
senschaftliches Äquivalent. Das Politische wird innerhalb der so-
zialen Verhältnisse und nicht abgesondert von diesen verortet. Der 
starke Einfluss der „Klassiker“ auf die zeitgenössische wirtschafts-
soziologische Forschung legt nahe, deren Stärken und Schwächen 
im Rückgriff auf diese Inspirationsquellen (im Folgenden haupt-
sächlich Polanyi und Weber) zu diskutieren.

Wie das Konzept der „Institution“ in der Politikwissenschaft, 
das mit Aufkommen des Neopluralismus und des neuen Insti-
tutionalismus bedeutende Veränderungen durchlaufen hat, war 
auch der Begriff der „Einbettung“ Gegenstand wichtiger Debat-
ten in der Wirtschaftssoziologie. Granovetter (in Krippner u.a. 
2004: 113) selbst versteht Einbettung als „die Art und Weise, in 
der soziale und ökonomische Aktivitäten mit Netzwerken sozia-
ler Beziehungen verwoben sind“. Dies impliziert, dass Menschen 
immer bereits in eine soziale Umgebung eingebunden sind (vgl. 
auch Granovetter 1985). Vertrauen und wechselseitige Erwartun-
gen gelten als zentral, so dass die Schaffung und Erhaltung stabi-
ler, Unsicherheit reduzierender sozialer Welten als wichtiges Ziel 
menschlichen Handelns betrachtet wird. Allerdings wird davon 
ausgegangen, dass diese stabilen Welten in verschiedenen sozia-
len Kontexten sehr unterschiedlich ausfallen können. Zu Recht 
hat Gemici (2012: 114) darauf hingewiesen, dass diesem Gesell-
schaftsverständnis ein methodologischer Individualismus unter-
liegt, der die Etablierung von Erwartungen, Struktur und Koor-
dination als Leistung einzelner AkteurInnen versteht. Krippner 
(2001: 778) kritisiert zudem, dass Granovetter einen „harten Kern 
von Marktverhalten außerhalb des sozialen Lebens (und deshalb 
der ‘Einbettung’ bedürfend)“ voraussetzt.
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Der wirtschaftssoziologische Begriff der Einbettung, der die VKF 
am stärksten beeinflusst hat, rekurriert daher weniger auf Granovet-
ter, sondern vielmehr auf Polanyi (1944; 1992; vgl. auch Harvey u.a. 
2008; Hann/Hart 2009). Dessen umfassenderes Verständnis von 
Einbettung betrachtet die Herausbildung der „Marktwirtschaft“ als 
Teil der Transformation der Gesellschaft hin zu einer Marktgesell-
schaft. Wie Fred Block (2007: 5, Hervorh. i.O.) argumentiert:

„[S]elbst wo es die entschlossensten ideologischen Anstrengungen 
zum Aufbau einer auf selbstregulierenden Märkten basierenden Öko-
nomie gegeben hat, bleibt die Wirtschaftstätigkeit weiterhin in gesetz-
liche, kulturelle und politische Rahmenbedingungen eingebettet, die 
für ihren Fortbestand unbedingt notwendig sind [man beachte den 
breiteren Ansatz relativ zum Neopluralismus]. […] Freilich bestehen 
beträchtliche Unterschiede in der Art und Weise, in der verschiedene 
Gesellschaften Märkte strukturieren. Es ist aber ein Fehler, diese Vari-
ationen auf einem Kontinuum abbilden zu wollen, das von vollständi-
ger Ein- zu vollständiger Entbettung verläuft. Märkte sind immer auf 
das Funktionieren sozialer Strukturen angewiesen; sie entstehen und 
erhalten sich nicht spontan. Es ist die empirische Variation zwischen 
verschiedenen Einbettungsarrangements, das Märkte in unterschied-
licher Weise strukturiert.“

Folglich ist Krippner (2001: 782) der Auffassung, dass „Märkte so-
gar in ihrer idealen [also ‘reinen’] Form […] vollständig soziale In-
stitutionen sind, die eine komplexe Alchemie von Politik, Kultur 
und Ideologie widerspiegeln. Tatsächlich sind dies für Polanyi die 
Elemente, die das eigentliche Fundament der Wirtschaft bilden.“ 
Diese Sichtweise spiegelt sich in der berühmten Aussage, dass 
„[d]er Weg zum freien Markt durch eine enorme Zunahme des 
dauerhaften, zentral organisierten und kontrollierten Interventi-
onismus eröffnet und offen gehalten wurde“ (Polanyi 1944: 140). 
Mit anderen Worten: es gibt keinen harten Kern von Marktverhal-
ten, da der „Markt“ – wie der Rest der Gesellschaft – ein soziales 
Phänomen darstellt (Krippner 2001: 782).

Die sozialen Eigenschaften des Marktes lassen sich mit Rück-
griff auf Max Webers Analyse von Wirtschaft und Gesellschaft 
genauer erfassen (Weber 2010 [1920]; 1921; vgl. auch Swedberg 
1998; 2003a; Beckert 2009; Aspers 2011). Weber schlägt vor, 
„die Wirtschaft“ eher als Arena für bestimmte Arten sozialer 
Beziehungen denn als Produkt individueller Handlungen zu 
verstehen. Markttausch sei „stets ein Gemeinschaftshandeln, in-
sofern die beiden Tauschreflektanten ihre Angebote an dem po-
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tentiellen Handeln unbestimmt vieler realer oder vorgestellter 
mitkonkurrierender anderer Tauschinteressenten, nicht nur an 
dem des Tauschgegners, orientieren, und um so mehr, je mehr dies 
geschieht.“ (Weber 2009 [1922]: 364) Durch die Unterscheidung 
von zwei Rationalitätstypen – formale und substanzielle Rationa-
lität – entwickelt Weber ein breiteres Verständnis dieses allgemei-
nen sozialen Verhaltens als Polanyis Begriff der Einbettung. Der 
erste Typ ist eng mit quantitativer Berechnung und Buchhaltung 
verbunden, denn Weber betrachtet den Geldausdruck als höchs-
ten Grad formeller Berechenbarkeit (Weber 1978: 85). Im Unter-
schied dazu ist substanzielle Rationalität durch letztgültige Ziele 
bestimmt, „seien sie nun ethisch, politisch, utilitaristisch, hedonis-
tisch, ständisch, egalitär oder was auch immer“ (ebd.). Diese Maß-
stäbe der „Wertrationalität“ (ebd.) begründen die Gültigkeit einer 
gesellschaftlichen Sozialordnung und stellen so den Hintergrund, 
vor dem die Ergebnisse ökonomischen Handelns unabhängig von 
der zur Messung und Analyse derselben normalerweise herangezo-
genen formalen Rationalität bewertet werden können.

Webers Einfluss auf die zeitgenössische Wirtschaftssoziolo-
gie ist vielseitig. Mit Rückgriff auf seine Begrifflichkeiten kann 
zwischen formaler und substanzieller Rationalität unterschieden 
werden, um die verschiedenen Formen von Marktaustausch zu ver-
stehen. Zugleich erlauben sie, verschiedene Arten kapitalistischer 
Haltungen hinsichtlich der Erzielung von Profit zu identifizieren. 
Einige sind eng mit „rationalem“ Marktverhalten verbunden und 
bilden so einen wesentlichen Bestandteil der in der modernen 
westlichen Welt vorherrschenden Kapitalismustypen. Andere sind 
im Kern Formen des politischen und des traditionellen Handels-
kapitalismus, die früheren Ursprungs sind, jedoch immer noch 
existieren. So argumentiert Swedberg (2003b: 297):

„Was Webers drei Typen des Kapitalismus so interessant macht, ist 
zunächst, dass sie für die Analyse von Ökonomien noch immer sehr 
nützlich sind. […] Kapitalismus sollte nicht als System (wie bei Marx) 
sondern als soziale Konfiguration von verschiedenen Typen sozialen 
Handelns gesehen werden. Weber hat, kurz gesagt, versucht, die Ka-
pitalismustheorie als Theorie sozialen Handelns umzuformen, und 
sie so auf einer Ebene zu platzieren, die sie für den/die individuelle 
AkteurIn bedeutsam macht.“

Diese zwei bedeutsamen Inspirationsquellen der gegenwärtigen 
Wirtschaftssoziologie haben zu einem breiten Konsens innerhalb 
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dieses Forschungszweiges beigetragen, der das soziologische We-
sen „der Wirtschaft“ und der Formen von Institutionen und sozia-
lem Handeln, die ihr Funktionieren ermöglichen, hervorhebt. Die 
Bedeutung der Wirtschaftssoziologie für die VKF ist vor allem in 
diesem Zusammenhang zu betrachten. Ihre Betonung, dass Ins-
titutionen und soziales Handeln sozio-kulturell spezifisch sind – 
und so unvermeidlich Diversität in Zeit und Raum erzeugen und 
reproduzieren – ist in hohem Maße kompatibel mit der allgemei-
neren Beobachtung, dass der Kapitalismus global in verschiedens-
ten Ausprägungen existiert. Wie Beckert und Streeck (2008: 20) 
in ihrem programmatischen Aufsatz zu Wirtschaftssoziologie und 
politische Ökonomie darlegen, „hängt das Funktionieren einer 
fortgeschrittenen kapitalistischen Ökonomie von kontingenten 
Prozessen der Sozialisation und sozialen Integration ab, die denk-
barerweise in ganz verschiedene Richtungen gehen können.“

Allerdings weisen auch wirtschaftssoziologisch verankerte VKF-
Untersuchungen zur kapitalistischen Diversität zentrale Schwach-
stellen auf, die auf bestimmte Grundannahmen zurückzuführen 
sind. Dies lasst sich gut anhand von Beckerts und Streecks (ebd.: 
24f ) Definition ökonomischen Handelns illustrieren:

„[Ö]konomisches Handeln in kapitalistischen Gesellschaften der 
Gegenwart ist als besondere Art sozialen Handels zu betrachten, 
eines mit allgemeinen und historisch distinktiven Werten, Normen 
und internalisierten Akteursdispositionen zur eigeninteressierten, 
rational-egoistischen Nutzenmaximierung. […] [Ö]konomisches 
Handeln als Typ sozialen Handelns ist in einen breiteren Kontext 
anderer, nicht-ökonomischer Typen und Strukturen von Handlung 
eingebettet und mit diesen verbunden.“

Entscheidend ist dabei, dass die „besondere Art des sozialen Han-
delns“ selbst unerklärt bleibt, sei es nun in der Polanyi’schen Dar-
stellung unterschiedlicher marktstrukturierender Einbettungs-
arrangements oder im Rahmen einer weberianischen Analyse 
verschiedener Typen sozialen Handelns. Obwohl es die „beson-
dere Art sozialen Handelns“ ist, die den Kapitalismus von ande-
ren Formen ökonomischer Organisation unterscheidet, bleibt 
die Forschung auf die Frage beschränkt, wie „normales“ Han-
deln dieses „spezielle“ Handeln hervorbringt. Das heißt, alleine 
durch die Analyse wie „normales“ Handeln „spezielles Handeln“ 
konfiguriert und in sehr unterschiedlichen Kontexten einbettet, 
kann die kapitalistische Vielfalt in den Blick genommen werden. 
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Dies bedeutet allerdings, dass die Wirtschaftssoziologie ähnlich 
vorgeht wie die neopluralistische Politikwissenschaft. Um eine 
differenziertere Analyse kapitalistischer Diversität vorzunehmen, 
entwickelt sie zusätzliche Begriffe sozialer Ordnung. Dieses Vorge-
hen zeigt sich deutlich in zwei Kernaussagen jüngerer Beiträge von 
Gemici (2008; 2012). Zum einen ruft er zur Entwicklung „theore-
tischer Rahmenwerke, die zeigen, inwiefern ökonomisches Han-
deln an erster Stelle sozial ist“, auf (2008: 28). Dieser Aufruf wird 
anschließend durch das Argument, dass der besondere Beitrag der 
Wirtschaftssoziologie darin liegt, „dass sie zeigt, wie soziale Mak-
roformationen – etwa Machtbeziehungen, Strukturen und Insti-
tutionen – das Funktionieren von Märkten formen, konstituieren 
und ermöglichen“ (2012: 115), spezifiziert. Das Ökonomische, der 
Markt, bleibt wiederum unerforscht, was bedeutet, dass wir wenig 
erfahren über die Ermöglichungsbedingungen dieser „besonderen 
Art sozialen Handelns“ wie auch über unterminierende Gegenten-
denzen – etwa das krisenhafte Wesen des Kapitalismus.

Kurzum, wir sehen uns (wiederum) einer Darstellung „der 
Wirtschaft“ gegenüber, die davon ausgeht, dass wir alle bereits 
wissen, um was es sich hierbei handelt. Dieser Sichtweise zufolge 
genügt es, deren Varianzen zu erforschen, die in den verschiede-
nen Formen der Einbettung der „Wirtschaft“ in unterschiedliche 
Typen sozialen Handelns und Einbettungsarrangements zu Tage 
treten. Ähnlich wie bereits bei der neopluralistischen Politikwis-
senschaft gilt „die Wirtschaft“ somit als bedeutsam für die Ana-
lyse kapitalistischer Diversität, ist aber kaum Gegenstand weiter-
gehender Reflexionen. Beispiele für diese theoretische Verengung 
finden sich auch in stärker empirisch orientierten VKF-Studien. 
So konzentrieren sich z.B. ForscherInnen, die sich mit der Tran-
sition mittel- und osteuropäischer Länder zum Kapitalismus be-
schäftigen, vorrangig auf „die Effekte verschiedener substanzieller 
Arten sozialer Beziehungen auf den ökonomischen Austausch“, 
d.h. sie untersuchen die soziale Einbettung neuer Formen des 
Kapitalismus (Bandelj 2002: 414, Hervorh. i.O.; vgl. auch Hou 
2011 zu China). Der krisengetriebene Wandlungsprozess des 
ökonomischen Austausches selbst bleibt hierbei unbeachtet. Eine 
ähnliche Verengung zeichnet eine Reihe von Studien zur US-ame-
rikanischen Wirtschaft aus, die argumentieren, dass diese einer pe-
riodischen Sozialisierung bedürfe, um tiefe Krisen zu vermeiden. 
Auch wenn dieses Argument einige interessante Gesichtspunkte 
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enthält, lenkt es letzten Endes von „der Wirtschaft“ und der Ur-
sache kapitalistischer Krisentendenzen ab, um sich bereits statt-
gefundenen oder zukünftig möglichen Sozialisierungsprozessen 
jenseits davon zu widmen (Krippner 2011; Block 2011).

Um diesen Abschnitt abzuschließen: Der wirtschaftssoziologi-
sche Zweig der VKF entwickelte neue Begriffe von Einbettung und 
Formen des sozialen Handelns, um eine differenziertere Analyse 
kapitalistischer Diversität vorzunehmen als die neopluralistisch 
geprägten Arbeiten. Jedoch auch hier bleibt die Forschung größ-
tenteils auf soziale, nicht auf kapitalistische Diversität beschränkt. 
Dies trifft auf klassische Autoren wie Polanyi und Weber wie auch 
auf jüngere Beiträge zu. So bietet die Wirtschaftssoziologie ebenso 
wenig wie der Neopluralismus eine geeignete Grundlage zur Ana-
lyse kapitalistischer Vielfalt. Auch hier droht die Weiterentwick-
lung – ähnlich wie im Fall des Neopluralismus – alleine auf die Er-
gänzung und Verfeinerung früherer Beiträge begrenzt zu bleiben, 
statt dieses grundlegendere konzeptionelle Defizit zu überwinden. 
So bleibt die Frage, ob es möglich ist, einen alternativen Ansatz 
zu entwickeln, der bezüglich der Kapitalismusanalyse ähnliche 
Ziele verfolgt, aber einen grundsätzlich anderen Ausgangspunkt 
nimmt.

3.  Fazit: Rückbesinnung auf den Kapitalismus  
in der Untersuchung seiner Diversität

Unsere kritische Auseinandersetzung mit zwei der zentralen 
theoretischen Grundlagen der VKF – neopluralistische Politik-
wissenschaft und Wirtschaftssoziologie – hat gezeigt, dass beide 
Forschungszweige wichtige Erkenntnisse ermöglichten. Beide 
zielen sie auf ein umfassenderes, holistischeres Verständnis ihres 
Forschungsgegenstandes ab. Nichtsdestoweniger bedarf es einer 
tiefergehenden Auseinandersetzung mit kapitalistischen Gesell-
schaften und der Kontinuität kapitalistischer Diversität, wenn die 
Probleme der Redefinition von „Kapitalismus“ als „Wirtschaft“ 
und in der Folge deren Vernachlässigung vermieden werden sollen. 
Es ist das intellektuelle Erbe der neopluralistischen Politikwissen-
schaft und Wirtschaftssoziologie, das ForscherInnen im Bereich 
der VKF von der Entwicklung überzeugender Analysen abhält 
– unabhängig davon wie wohlargumentiert ihre Überlegungen 
erscheinen und wie sehr Kapitalismus dem Anspruch nach im 
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Mittelpunkt der entsprechenden Arbeiten steht. Tatsächlich fällt 
selbst bei neueren Beiträgen zur VKF das weitgehende Fehlen einer 
Reflexionen der Implikationen der globalen Krise für die verwen-
deten Ansätze und die Grundannahmen auf (Bruff/Horn 2012; 
vgl. auch Bruff u.a. in diesem Band). Es mag nicht überraschen, 
dass der Kapitalismus als Bezugspunkt seit 2007 an Sichtbarkeit 
gewonnen hat; aber Aufrufe, diesen ernster zu nehmen, haben bis-
lang lediglich zur Ausarbeitung zusätzlicher Begriffe politischer 
und sozialer Ordnung geführt, ohne den Kern der Grundannah-
men anzutasten (vgl. z.B. Streeck 2011).

Wie kann dieses grundlegende Defizit überwunden werden? 
Unserer Ansicht nach ist es für die Erforschung kapitalistischer 
Diversität unerlässlich, das reiche intellektuelle Erbe der kriti-
schen politischen Ökonomie wieder verstärkt in Betracht zu zie-
hen. Obwohl es zweifellos Beispiele kritischer polit-ökonomischer 
Forschung ohne ausreichende Berücksichtigung kapitalistischer 
Diversität gibt, wäre es unangemessen, diesen Vorwurf gegenüber 
allen in dieser Traditionslinie arbeitenden ForscherInnen zu erhe-
ben (vgl. z.B. Jessop, Bieling, Hardy und Gough in diesem Band; 
auch Bruff 2011; Hartmann 2014, i.E.). Diese Ansätze gilt es weiter 
zu entwickeln, durchaus auch unter Berücksichtigung der vielfäl-
tigen empirischen VKF-Studien, um zugleich deren Grundannah-
men zu revidieren. Auf diesem Wege werden kritische politische 
ÖkonomInnen eine eigenständige Perspektive auf die Existenz 
und Kontinuität kapitalistischer Diversität entwickeln können. Es 
ist zu erforschen, wie Kapitalismus von Anfang an durch Diversität 
charakterisiert ist. Unter Berücksichtigung der Krisentendenzen 
des Kapitalismus kann so das Allgemeine und das Besondere auf 
eine Art und Weise verbunden werden, die der VKF und ihren 
konzeptuellen Grundlagen überlegen ist (vgl. auch Becker/Jäger 
und McDonough in diesem Band). Angesichts der gegenwärtigen 
großen Krisen und Konflikte ist diese Aufgabe von höchster Prio-
rität für alle Stränge kritischer polit-ökonomischer Forschung.

Aus dem Englischen von Hannes Soltau
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Bob Jessop

Der Weltmarkt und die Reproduktion von 
Akkumulationsregimen in der Vergleichenden 
Kapitalismusforschung: Variegierter Kapitalismus 
statt Spielarten des Kapitalismus

Spätestens seitdem sich Handel auf freien Märkten und eine ra-
tional ausgerichtete kapitalistische Produktionsweise gegenüber 
dem Feudalismus durchsetzen konnten, lässt sich auch ein großes 
Interesse an der Varianz und Diversität kapitalistischer Regime er-
kennen. Noch bevor vulgär polit-ökonomische Forschungsansätze 
und später die neoklassische Wirtschaftswissenschaft an Einfluss 
gewannen, gingen nur wenige von einem einzigen, universalen Ka-
pitalismusmodell aus. Kapitalisten, Staatsbürokraten und weitere 
Interessierte verglichen unterschiedliche Wirtschaftsleistungen 
miteinander, identifizierten „beste Praktiken“ und wetteiferten um 
eine Bedeutungssteigerung ihrer ökonomischen und politischen 
Belange. Noch heute werden diese Zusammenhänge von zahlrei-
chen InstitutionenökonomInnen erforscht, was unter Einschluss 
einiger weiterer SozialwissenschaftlerInnen vor allem in den letzten 
Jahrzehnten zu einer Erneuerung von Theoretisierungsbemühun-
gen geführt hat. In diesem Beitrag geht es zunächst darum, einen 
dieser neueren Ansätze, nämlich den weit verbreiteten „Spielarten 
des Kapitalismus“-Ansatz (VoC) im umfassenden Forschungsfeld 
zu kapitalistischer Diversität zu verorten. Im Anschluss daran wird 
ein alternativer, durch die Marx’sche Kritik der politischen Öko-
nomie inspirierter Ansatz vorgestellt und dazu herangezogen, ent-
scheidende Grenzen der VoC-Studien aufzuzeigen. Den Abschluss 
bilden entsprechende Empfehlungen zum Studium von Komple-
mentaritäten und Diversitäten im Kapitalismus.1 

1 Dieses Kapitel beruht auf Forschung, die durch den Economic and 
Social Research Council (RES-051-27-0303) finanziert wurde. Trotz 
hilfreicher Kommentare der Herausgeber zur Spezifizierung des Ar-
guments, liegt die volle Verantwortung für mögliche Fehler allein 
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1. Ansätze zur Untersuchung von  
Diversität und Variation

In den Auseinandersetzungen mit den Spielarten und Diversitä-
ten des Kapitalismus verwenden WissenschaftlerInnen mitunter 
deutlich unterschiedliche Begriffe, Ansätze und Methoden. Es 
lassen sich vier umfassendere Forschungsstrategien identifizieren: 

(1) Klassifizierung unterschiedlicher Arten, Modelle, Typen 
oder Spielarten des Kapitalismus anhand ihrer fraktionellen 
Ähnlichkeiten. Allumfassend angewandt würde dieser Ansatz 
eine detaillierte, hierarchisch angeordnete Systematisierung 
von Ordnungsformen, Fraktionen, Gattungen und Arten 
bereitstellen. In der Praxis jedoch sind die Taxonomien weit 
weniger genau ausgearbeitet. Einige Arbeiten weisen nur eine 
geringe Anzahl an Taxa auf (mit lediglich zwei Kapitalismus-
varianten, vgl. Albert 1992; Hall/Soskice 2001). Andere wie-
derum multiplizieren die Spielarten durch eine räumliche und 
historische Ausweitung der Analyse und bestimmen weitere 
Fallbeispiele (z.B. Myant/Drahokoupil 2011; Nölke/Vliegen-
thart 2009). Geht der Untersuchungsgegenstand jedoch über 
ein paar „fortgeschrittene“ westliche kapitalistische Volkswirt-
schaften (und Japan) hinaus, sind zusätzliche nationale Regime 
und/oder organisierte Wirtschaftsräume (bspw. Regionen) nur 
noch schwer in den Forschungsansatz zu integrieren, da diese 
entweder unter die bestehende Kategorien subsumiert werden 
müssten, oder aber die Notwendigkeit der Entwicklung weite-
rer Systemfamilien implizieren würden. 

(2) Heuristische Ausarbeitung von Idealtypen. Dabei geht es vor al-
lem um die Beschreibung einer logisch plausiblen (aber nicht 
notwendigerweise existierenden) Einheit konsistenter Funk-
tionen durch eine einseitige Akzentuierung gewisser empiri-
scher Eigenschaften unterschiedlicher Fallbeispiele. Die Ty-
penanzahl und -varianz hängt dabei ganz entscheidend von 
dem heuristischen Zweck ab. Dieser Ansatz wird sehr stark 
mit Max Weber in Verbindung gebracht, weshalb Webers 

beim Autor. Aus Platzgründen kann leider keine vollständige Bib-
liographie der hier kritisierten Literatur geliefert werden (vgl. dazu 
Jessop 2011b; 2012).
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Typologie hier noch einmal aufgeführt werden soll, nicht zu-
letzt da diese bereits auf den begrenzten Geltungsbereich der 
gegenwärtigen Studien zur Varianz und Diversität im Spätka-
pitalismus verweist. Weber (2009 [1922]) identifizierte sechs 
unterschiedliche Arten der Erwerbsorientierung: Handel auf 
freien Märkten und die rationale Organisation der Warenpro-
duktion; Spekulationen auf Geld- und Kreditmärkten; drei 
Formen des politischen Kapitalismus – jeweils gestützt auf ge-
waltsamen Zwang und Herrschaft, die Finanzierung von Par-
teien und politischen Verbänden/Personen und außerordentli-
che Lieferungen politischer Verbände; und den traditionellen 
Handelskapitalismus. Diese Typologien werden häufig zur 
Verdeutlichung von Gemeinsamkeiten und Besonderheiten 
für konkrete Fragen in den vergleichenden und historischen 
Wissenschaften herangezogen, und gehen, im Gegensatz zur 
fraktionellen Systematisierung, von gewissen Störungen, Hy-
briditäten und anderen Komplexitätsformen der realen Welt 
aus. 

(3) Offenlegung unterschiedlicher Gruppenformationen durch sta-
tistische Analyse ausgewählter Fallbeispiele. Diese gründet sich 
auf eine kleine Auswahl gemeinsamer und signifikant mitein-
ander korrelierender Eigenschaften (vgl. Amable 2003). Ob-
wohl diese Untersuchungen meist ebenfalls auf empirischen 
Daten beruhen, sind die identifizierten Eigenschaften hier eher 
als latent, statt als gegeben und somit auch die identifizierten 
Gruppen weder als genau berechnete Taxa noch als Idealtypen 
zu verstehen. Dennoch sind die Anzahl und die Besonderhei-
ten der jeweiligen Cluster stark abhängig von der Auswahl der 
Beispiele, der Datenlage und den jeweils angewandten statisti-
schen Techniken, auch wenn mit Hilfe ergänzender Methoden 
mitunter Subgruppen generiert werden (vgl. Ahlquist/Breunig 
2008 für eine Methodendiskussion). 

(4) „Logisch-historische“ Analyse. In dieser wird eine Konzeptuali-
sierung nicht nur durch eine konkrete Anwendung auf histori-
sche Fallbeispiele verfeinert, sondern sie kommt auch ohne den 
Gebrauch eklektizistischer Methoden aus. Das Ziel dieses An-
satzes ist die angemessene Anerkennung konkreter Gemein-
samkeiten und Differenzen und damit die konsistente Dar-
stellung spezifischer (Einzel-)Fälle. Gleichzeitig wird jedweder 
Versuch einer Systematisierung von Dynamiken abgelehnt (da 
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diese zu komparativer Statik neige). Dieser Ansatz erfreut sich 
vor allem in kritisch-realistischen und einigen marxistischen 
Analysen, aber zum Teil auch innerhalb des historischen und/
oder organisationsorientierten Institutionalismus besonderer 
Beliebtheit (vgl. Jessop 2002; Jessop/Sum 2006). 

Allgemein neigen Arbeiten zu den Spielarten des Kapitalismus 
zu einfachen Systematisierungen und ignorieren deshalb größere 
Unterschiede, da diese entweder rein innertypische Variationen 
darstellten oder relativ unbedeutend seien. Umgekehrt erscheinen 
Forschungsansätze, die von einer pluralistischen Diversität des 
Kapitalismus ausgehen, weitaus eher bereit die Unterschiede, He-
terogenitäten und die Unordnung tatsächlich existierender Kapi-
talismen anzuerkennen. Dieser Gegensatz findet sich nicht zuletzt 
in der methodischen Herangehensweise dieser unterschiedlichen 
Ansätze wieder (vgl. ausführlicher Jackson/Deeg 2006). Die VoC-
Perspektive tendiert zu einer axiomatischen Kategorisierung, zur 
Identifizierung einiger weniger Spielarten, die lediglich an ver-
meintlich repräsentativen empirischen Fallbeispielen festgemacht 
werden. Ansätze, die hingegen die vielfältige Diversität des Kapi-
talismus (DdK) betonen, entwickeln ihre Gruppencluster oder 
Faktoranalysen anhand einer Identifizierung von Gattungen oder 
sogar Individualarten des Kapitalismus auf der Grundlage einer 
mehr oder weniger reichhaltigen empirischen Datenanalyse einer 
Vielzahl unterschiedlicher Volkswirtschaften. Idealtypische Me-
thoden verdeutlichen, abhängig von ihrer Heuristik, mal mehr 
und mal weniger verschiedenartige Kapitalismustypen, verweisen 
jedoch im Allgemeinen, sofern sie in der Vergleichenden Kapitalis-
musforschung (VKF) herangezogen werden, auf Vielfalt. Dies gilt 
ebenso für die „logisch-historische“ Methode, die sich analytisch 
gesehen von abstrakten Gemeinsamkeiten hin zu konkreten Spe-
zifikationen bewegt. 

2. Diversität und Variation

Abgesehen von den oben erwähnten Differenzen, haben die neu-
eren Ansätze der VKF auch einige gemeinsame Schwachstellen, 
die allesamt einer stärker integrierten und dynamischen Analyse 
der Akkumulation auf globaler Ebene entgegenstehen. Bevor hier 
die logisch-historische Methode als weitaus vielversprechenderer 
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Ansatz zur Bearbeitung dieser Dynamiken ausgeführt wird, geht 
es zunächst darum vier umfassende Kritikpunkte an der ersten 
Generation der Mainstream-VoC-Ansätze zu entwickeln und auf 
vergleichbare Probleme in der allgemeinen Diversitätsforschung 
hinzuweisen. Es sei angemerkt, dass diese Kritik an einigen Stellen 
gröbere Zuspitzungen beinhaltet, die es an anderer Stelle noch ge-
nauer zu untersuchen und u.U. zu mäßigen gilt (für differenzierte 
Analysen, die allerdings nicht die unten angeführte Kritik bein-
halten, vgl. Jackson/Deeg 2006; Peck/Theodore 2007; Streeck 
2010). 

(1) Die Arbeiten legen ein übermäßig starkes Gewicht auf dis-
tinktive und rivalisierende, auf gleichem Terrain und um die 
gleichen Anteile miteinander konkurrierende nationale Kapi-
talismusmodelle, ohne dabei mögliche Komplementaritäten 
untereinander und innerhalb der internationalen Arbeitstei-
lung zu berücksichtigen. So weise jedes Modell seine eigenen 
distinktiven Eigenschaften auf, die jeweils an die eigene (ty-
pischerweise national begriffene) Raumökonomie gebunden 
seien. Durch diesen territorialen Fokus ist der Ansatz nicht 
dazu in der Lage, die in die Organisation des Weltmarktes 
eingeschriebenen Raum- und Strömungslogiken mit einzube-
ziehen (vgl. Arrighi 1994; Harvey 2005). Die exklusive Fokus-
sierung auf nationale Volkswirtschaften führt vielmehr dazu, 
dass alternative räumlich-soziale Konfigurationen, wie z.B. 
supranationale Gebilde, globale Städtenetzwerke, oder Waren- 
und Rohstoffketten ignoriert werden.

(2) Die angeblichen Spielarten werden, beruhend auf der irrigen 
Annahme, dass sie in relativer Isolation voneinander existier-
ten, oftmals nur in Bezug auf die Formen ihrer internen Ko-
härenz hin untersucht. Damit wird u.a. vorausgesetzt, dass die 
temporalen Abläufe und zeitlichen Aktionshorizonte einer Ka-
pitalismusvariante allein interner, spezifischer und kurz- oder 
mittelfristiger Natur sind, nicht aber in Verbindung mit den 
langfristigen Dynamiken des Kapitals stehen. Zur Überwin-
dung dieses Problem reicht es nicht aus, lediglich die zentrale 
Rolle des Nationalstaates gegenüber alle anderen wirtschaftli-
chen AkteurInnen in der Herausbildung relevanter Instituti-
onen und Regelwerke für eine nationale Volkwirtschaft her-
vorzuheben – erst recht nicht, da über- und untergeordnete 
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Staatsformationen und weitläufig vernetzte internationale Re-
gime heute eine immer größere Rolle spielen.

(3) Die VoC-Literatur tendiert zu statischen Analysen der Kom-
plementaritäten zwischen institutionellen Formen, auf Kosten 
der inter-temporalen Artikulation verschiedener, die differen-
zielle Akkumulation betreffender institutioneller Ordnungen 
und der in den grundlegenden Widersprüchen des Kapitalver-
hältnisses wurzelnden Probleme. All diese Zusammenhänge 
haben weitreichende Implikationen für die Periodisierung des 
Kapitalismus, ungleiche und kombinierte Entwicklung, die 
Abfolge führender Sektoren sowie nationaler oder regionaler 
Räume und mögliche Krisentendenzen. 

(4) Auch wird angenommen, dass sich alle Spielarten zueinander 
gleich verhalten und für den Fall, dass sich eine als besonders 
produktiv und fortschrittlich erweist, diese an anderer Stelle 
kopiert, mitunter sogar oktroyiert werden könne und solle. 
Dabei wird jedoch die Grenze, bis zu der ein Modell, speziell 
ein dominantes Modell, auf globaler Ebene generalisiert wer-
den kann ohne dabei die eigenen Existenzbedingungen zu un-
terlaufen, ignoriert. Unter Bedingungen einer immer stärke-
ren Integration des Weltmarktes erscheint es ungerechtfertigt, 
kapitalistische Spielarten allein als distinktive, unabhängige 
und im externen Wettbewerb zueinander stehende Formen zu 
begreifen.

Anstatt sich auf abstrakte Spielarten zu fokussieren, sollte vielmehr 
die Art und Weise, in der die globale Kapitalakkumulation inner-
halb des Weltmarktes von der Reproduktion vielfältiger Akkumu-
lationsregime abhängig ist, im Zentrum stehen. Dessinierte Di-
versität – oder Variegation (Vielgestaltigkeit) – reproduziert sich 
dabei keineswegs selbst-identisch durch eine bloße mechanische 
Wiederkehr, sondern wird vielmehr durch eine andauernde Re-
organisation der strukturellen Verbindungen und Koevolutionen 
nebeneinander existierender Modelle im Rahmen des Weltmark-
tes geprägt.2 Diese dynamische Reorganisation beschreibt dabei 
kein mehr oder weniger dauerhaftes Gebilde nationaler Spielarten 

2 Das Konzept eines „variegierten Kapitalismus“ findet sich auch in 
der von Peck/Theodore (2007) aufgestellten Kritik an existierenden 
VoC-Ansätzen. Allerdings wird die Widersprüchlichkeit der Kapi-
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des Kapitalismus, sondern verweist vielmehr auf die Entwicklung 
eines einzelnen, jedoch fraktal3 organsierten, variegierten Kapitalis-
mus. In diesem Sinne werden hier nun vier Gegenvorschläge zu der 
vorangegangenen Kritik an den VoC-Arbeiten vorgestellt. 

(1) Der methodologische Nationalismus, der den meisten VoC-
Studien zu Grunde liegt, ist zwei Problematiken ausgesetzt. 
Erstens gibt es innerhalb einer einzelnen nationalen Volks-
wirtschaft nicht selten eine breite Varianz an unterschiedli-
chen Sektoren und/oder Regionen, wodurch die Angemes-
senheit der nationalen Ökonomie als alleinige Analyseeinheit 
fraglich erscheint. Diese Problematik wird besonders von alter-
nativen, und in diesem Zusammenhang überlegenen Arbeiten 
zur DdK betont. Der methodologische Nationalismus erweist 
sich selbst dann als irreführend, wenn glaubhaft an der Sig-
nifikanz des territorialen Nationalstaats festgehalten werden 
kann, weil wirtschaftliche Leistungsfähigkeit immer auch von 
der Regierung und Steuerung oberhalb, unterhalb oder quer 
zur nationalen Ebene abhängig ist. Zweitens übersieht eine Fo-
kussierung auf nationale Volkswirtschaften alternative räum-
lich-soziale Konfigurationen, wie z.B. neu entstehende sup-
ranationale Gebilde, globale Städtenetzwerke, Beziehungen 
zwischen Zentrum und Peripherie, oder globale Warenketten. 
Diese Gefüge gingen der relativ kurzen Phase des Primats der 
nationalen Ebene (im welthistorischen Maßstab) voraus, be-
standen nebeneinander und/oder haben sich im Anschluss 
daran entwickelt. 

(2) Eine Fokussierung auf interne Kohärenz übersieht nicht nur, 
inwiefern eine vergleichsweise gute Leistungsfähigkeit eines 
bestimmten Wirtschaftsraumes auch von externen Faktoren 
abhängig ist, sondern – und dies ist ausschlaggebend – igno-
riert ebenso die Fähigkeit, Kosten auf andere Räume und/oder 
zukünftige Generationen veräußerlichen zu können. Anstatt 
also jede Spielart einem separaten Depot zuzuordnen, ist es 
sinnvoller den Spielraum für Rivalität, Konkurrenz, Antago-

talverhältnisse oder der Weltmarkt als Bezugspunkte für die Ent-
wicklung von Variegation von den Autoren nicht berücksichtigt.

3 Fraktal organisiert bedeutet hier, dass Variegation auf unterschiedli-
chen Ebenen operiert – und nicht allein auf globaler Ebene stattfindet.
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nismen, Komplementarität oder Ko-Evolution entlang unter-
schiedlicher Kapitalismusmodelle und ihrer räumlich-tempo-
ralen Fixierung innerhalb einer umfassenderen Arbeitsteilung 
zu untersuchen. Die Hervorhebung „horizontaler“ Vergleiche 
und/oder der Konkurrenz zwischen nationalen oder regiona-
len Spielarten führt zu einer Vernachlässigung der „vertikalen“ 
Beziehungen zwischen Zentrum und Peripherie und tendiert 
damit dazu, wesentliche Asymmetrien aufgrund ungleicher Ka-
pazitäten zur Gestaltung des Weltmarktes zu übersehen. 

Tabelle 1: Spielarten des Kapitalismus vs. Variegierter Kapitalismus

Spielarten des Kapitalismus Variegierter Kapitalismus

Distinktive lokale, regionale und 
nationale Modelle/Modellfrak-
tionen, die auf gleicher Skala 
oder Terrain um gleiche Anteile 
konkurrieren

Komplementaritäten und 
Spannungen innerhalb einer 
umfassenderen Arbeitsteilung, 
angeordnet in einem tendenziell 
singulären, globalen, aber varie-
gierten Kapitalismus

Beschreibung von Formen interner 
Kohärenz distinktiver Spielar-
ten auf Grundlage der irrigen 
Annahme, dass diese in relativer 
Isolation zueinander stünden, 
oder stehen könnten und Stabilität 
daher endogen sei

Zonen relativer Stabilität, gebun-
den an Instabilitäten innerhalb 
und außerhalb nationaler Räume 
in einer komplexen Ökologie 
von Akkumulationsregimen, Re-
gulationsweisen und räumlich-
temporalen Fixierungen

Untersuchung temporaler Abläufe 
und Aktionshorizonte der Spielar-
ten in ihrer internen, spezifischen, 
kurz- oder mittelfristigen Erschei-
nung, losgelöst von langfristigen 
globalen Kapitaldynamiken

Kostenanalyse in Zusammen-
hang mit ungleichen Kapazitäten 
zur Verschiebung oder Auf-
schiebung von Widersprüchen, 
Konflikten und Krisentendenzen

Alle Spielarten sind gleichwertig 
und falls eine Variante produktiver, 
effizienter oder progressiver ist 
als andere, kann und sollte diese 
kopiert, exportiert oder sogar 
oktroyiert werden

Einige Spielarten sind gleichwer-
tiger als andere, mit der Tendenz 
einer ökologischen Dominanz 
des Neoliberalismus; nicht auf 
alle wirtschaftlichen Formatio-
nen kann das dominante Modell 
übertragen werden

(3) Implizit wird in Mainstreamarbeiten häufig suggeriert, dass 
Spielarten des Kapitalismus im Wesentlichen friedlich mitein-
ander konkurrieren, da Wettbewerb über den Markt vermittelt 
wird. Jedoch sind Konkurrenzverhältnisse auch durch Raub, 
strukturelle Dominanz und den Rückgriff auf militärische 
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Mittel geprägt (besonders relevant sind hier Webers Unter-
suchungen zum politischen Kapitalismus und den Spielarten 
des Imperialismus). Allgemeiner formuliert muss die komplexe 
„Ökologie“ von Akkumulationsregimen, Regulationsweisen 
und temporal-räumlichen Fixierungen berücksichtigt werden. 
Wie eben dargestellt, hängen überdurchschnittliche Wirt-
schaftsleistungen in bestimmten Räumen auch entscheidend 
von ihrer Fähigkeit zur Verschiebung von Widersprüchen und 
Krisentendenzen ab. 

(4) Die Temporalitäten verschiedener Kapitalismusmodelle sind 
durch eine Beurteilung ihrer Kompatibilität zu untersuchen. 
Hier besteht der offensichtlichste Konfliktpunkt zwischen 
der kurzfristigen Kalkulation der Geldkonzeption des Ka-
pitals mit einer Fokussierung auf den Tauschwert und dem 
längeren Zeithorizont des produktiven Kapitals mit einem 
Schwerpunkt auf der Aneignung und Transformation von Na-
tur. Dieser Konflikt spiegelt sich in der VoC-Literatur in dem 
Maße wider, als dass Finanzindustriebeziehungen zwar unter-
sucht, jedoch mit einer begrenzten, wenn überhaupt vorhande-
nen Wahrnehmung für den Umfang der Abkopplung finanz-
dominierter Regime vom produktiven Kapital einhergehen. 
Somit ist es auch nicht überraschend, dass die nordatlantische 
Finanzkrise in der VoC-Literatur (wie auch in den orthodoxen 
Wirtschaftswissenschaften) mehr oder wenig gänzlich unvor-
hergesehen blieb. 

3. Die Gemeinsamkeiten des [rationalen] 
Kapitalismus

Ein Großteil der Arbeiten zu Spielarten und Diversität fortge-
schrittener kapitalistischer Ökonomien tendiert zu der Annahme, 
dass die Akkumulation reibungslos vonstattengehe, soweit die 
institutionellen Bedingungen für eine effektive strategische Ko-
ordination und gegenseitige Anpassung der Interessengruppen 
gegeben seien. Im Gegenzug sieht der hier vorgestellte Ansatz 
die Akkumulation aufgrund inhärenter Widersprüche auch in 
fortgeschrittenen kapitalistischen Ökonomien als grundsätzlich 
unwahrscheinlich an, selbst wenn diese stabil und effizient er-
scheinen. In Ergänzung zu einer Definition des (rationalen) Ka-
pitalismus und der Berücksichtigung seines widersprüchlichen 
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Charakters werden hier nun vier Konzepte vorgestellt, die als the-
oretische Voraussetzung für eine weitere Untersuchung der Spiel-
arten und Diversitäten auf globaler Ebene nützlich bis notwendig 
erscheinen und die in anderen Arbeiten keine oder kaum Berück-
sichtigung finden: Variegation, Weltmarkt, Kompossibiliät und 
ökologische Dominanz. 

Komparative Analysen erfordern eine generische Definition des  
Kapitalismus als Grundlage für eine Untersuchung seiner Diversi-
tät oder Variation. Jedoch sind explizite Definitionen in solchen 
Arbeiten nur selten zu finden (vgl. Bohle/Greskovits 2009; Bruff/
Horn 2012). Soweit vorhanden beziehen sie sich meist nur auf sehr 
allgemeine Eigenschaften, wie Privateigentum, Warenproduktion, 
Marktaustausch und Wettbewerb. Für Marx hingegen war das 
entscheidende Merkmal, das die kapitalistische Produktionsweise 
(KPW) am deutlichsten von anderen Formen der Warenproduk-
tion unterscheidet, die Verallgemeinerung der Ware gegenüber der 
Arbeitskraft, d.h. die Behandlung letzterer als Ware. Damit steht 
die Beziehung zwischen Arbeit und Kapital im Mittelpunkt seiner 
Analyse. Eine Vernachlässigung dieser differentia spezifica macht 
eine Unterscheidung der KPW von anderen wirtschaftlichen Ar-
rangements, die ebenfalls auf Privateigentum, Warenproduktion, 
Marktaustausch und Wettbewerb beruhen, schwierig. Dies ist 
keineswegs eine triviale Angelegenheit, denn die Betrachtung der 
Arbeitskraft als Ware bestimmt viele andere Aspekte der kapita-
listischen Produktionsbeziehungen, ihre Kernwidersprüche und 
elementaren Regulations- und Steuerungsprobleme, welche es zu-
mindest temporär, partiell und provisorisch zu überwinden gilt, 
um den unwahrscheinlichen Ablauf der Akkumulation aufrecht 
erhalten zu können. 

Kommodifizierung verwandelt sowohl den Arbeitsmarkt, als 
auch den Arbeitsprozess in einen Konfliktherd zwischen Kapita-
listen und Arbeitern bezüglich der Lohnkosten und der Produk-
tionsorganisation als Wertsteigerungsprozess.4 Sobald Arbeitskraft 
zu einer fiktiven Ware wird, fungiert der Lohn als Kostenpunkt der 
Produktion (für alle Kapitalien), Mittel zur Selbstreproduktion 
(für die Arbeitskraft) und Quelle der Nachfrage (in erster Instanz 

4 Klassenverhältnisse sind dabei nicht rein ökonomisch, sondern hän-
gen ebenso von politisch-rechtlichen und ideologischen Strukturen, 
sowie ihrer Verbindung zu anderen sozialen Kategorien ab. 
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für Konsumgüterproduzenten und indirekt für Kapitalgüterpro-
duzenten). Obwohl in der KPW auch unentgeltliche Gaben der 
Natur in Form von Arbeit zur Reichtumsproduktion beitragen, so 
ist es doch allein die Ausweitung sozial notwendiger Arbeitskraft 
für die Warenproduktion, die für das Kapital insgesamt einen Wert 
(und damit auch Profitpotential) generieren kann. Ebenso wie die 
Reduktion von sozial notwendiger, körperlicher und/oder geistiger 
Arbeitszeit ein Teil der Warenproduktion ist, konkurrieren Kapi-
talisten auf zwei weiteren Wegen miteinander. Ein Weg ist die 
Kürzung der sozial notwendigen Umschlagszeit des Kapitals durch 
zeitsparende Innovationen. Ein anderer ist die Herabsenkung der 
natürlich notwendigen Reproduktionszeit durch eine Beschleuni-
gung der Naturabläufe als Reichtumsquelle (z.B. durch Biotech-
nologie und die Biowissenschaften). Derartige Aspekte werden 
in der VoC- und Diversitätsliteratur, wenn überhaupt, meist nur 
in Bezug auf Innovationen und ihre Finanzierung diskutiert. Dies 
führt zu einer Vernachlässigung des potentiell antagonistischen 
Charakters von Innovation und der unaufhörlichen Tretmühle des 
Wettbewerbs im Prozess ihrer Verallgemeinerung. Die profitorien-
tierte, marktvermittelte Konkurrenz und der Klassenkampf sind 
die Hauptursachen (wenn auch keinesfalls die einzigen) für die 
unbegrenzte Dynamik des rationalen Kapitalismus als distinktive 
Produktionsweise und, a fortiori, für den ungewissen, widersprüch-
lichen und krisenhaften Prozess differenzieller Akkumulation. 

Marx (1976) erkannte in der Warenform einen essentiellen Wi-
derspruch zwischen ihrer Erscheinung als Tausch- und Gebrauchs-
wert. Der Tauschwert bezieht sich auf den marktvermittelten 
monetären Wert der Ware für den Verkäufer; der Gebrauchswert 
hingegen beschreibt die materielle und/oder symbolische Nütz-
lichkeit für den Abnehmer. Das spricht dafür, dass im rational 
organisierten Kapitalismus alle Formen des Kapitalverhältnisses 
unterschiedliche aber verbundene Varianten dieses einen funda-
mentalen Widerspruchs verkörpern und auf unterschiedliche Art 
und Weise und zu verschiedenen Zeiten und an verschiedenen 
Orten auf das Kapital (bzw. verschiedene Kapitalfraktionen) und 
Arbeit (bzw. verschiedene Arbeitskategorien und -schichten) ein-
wirken. Somit ist produktives Kapital im Verlauf seiner Wertstei-
gerung sowohl ein abstrakter, sich bewegender Wert (insbesondere 
in Form von erzielten Profiten, die zur Reinvestition zur Verfü-
gung stehen), als auch ein konkreter Bestand bereits investierten 
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zeit- und ortspezifischen Vermögens; Arbeit ist sowohl eine abs-
trakte, durch andere Einheiten (oder auch durch andere Produk-
tionsfaktoren) substituierbare Arbeitskrafteinheit, als auch ein 
konkretes Individuum (oder ein Mitglied einer bestimmten kol-
lektiven Arbeiterschaft), das in der Lage ist mit mehr oder weniger 
spezifischen Fähigkeiten, Kenntnissen und schöpferischer Bega-
bungen bestimmte Güter und Dienstleistungen zu produzieren; 
Lohn ist sowohl Teil der Produktionskosten, als auch Nachfrage-
quelle; Geld zirkuliert sowohl in Form eines potentiellen Weltgel-
des (idealerweise in einem staatenlosen Raum) als auch als natio-
nale Landeswährungen, die einer gewissen staatlichen Kontrolle 
unterliegen; Boden hat sowohl eine Funktion als Eigentumsform, 
gemessen an den zu erwartenden Mieteinkünften (und basierend 
auf der privaten Aneignung der Natur), als auch als mehr oder we-
niger erneuerbare und recycelbare natürliche Ressource; Wissen 
ist sowohl eine Untermauerung intellektueller Eigentumsrechte, 
als auch eine kollektive Ressource. Gleichermaßen hat der Staat 
nicht nur den Auftrag, die Kernbedingungen zur Wertsteigerung 
und Reproduktion der Arbeitskraft sicherzustellen, sondern auch 
die Kohäsion einer geteilten, pluralistischen Gesellschaft aufrecht-
zuerhalten. Besteuerung wiederum ist sowohl eine unproduktive 
Deduktion privater Erträge, als auch ein Mittel zur Finanzierung 
kollektiver Investitionen und Konsumption um „Marktversagen“ 
zu kompensieren (usw.; vgl. Jessop 2002). 

VoC- und DdK-Ansätze tendieren dazu, ihren Fokus einsei-
tig auf Probleme der sozialen Koordination in Beziehung zum 
Gebrauchswert zu legen und angesichts ihrer impliziten oder 
expliziten Kapitalismusdefinition in Bezug auf Privateigentum, 
Warenproduktion, Marktaustausch und Wettbewerb, Aspekte 
des Tauschwerts zu vernachlässigen. Zum Beispiel werden die 
Organisation der Arbeitsmärkte, die Berufsausbildung und die 
Rolle der Gewerkschaften in der VoC-Forschung nur als eine von 
mehreren Produzentengruppen in der ökonomischen Koordina-
tion untersucht. Arbeit wird als passiver Produktionsfaktor oder 
als Humankapital verstanden und die Produktionsorganisation 
als potentielles Positivsummenspiel betrachtet, in dem alle Seiten 
durch die Ausnutzung komparativer (Kosten-)Vorteile profitieren 
können und sollten. Ausbeutung und Aneignung der Arbeitskraft 
im Arbeitsprozess und die Komplexität von Konkurrenz, Koope-
ration und Konflikten in und zwischen den ökonomischen Kräf-
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ten von Kapital und Arbeit werden hingegen übersehen. Dadurch 
wird der Klassenantagonismus in und über die Sphäre der Produk-
tion hinaus marginalisiert, wenn nicht sogar implizit verleugnet; 
und die Art und Weise, wie diese Widersprüche zu der Fragili-
tät institutionalisierter Kompromisse als Teil der institutionel-
len Fixierung einer gegeben Spielart des Kapitalismus beitragen, 
übersehen (vgl. Jessop 2011b; auch Becker/Jäger 2012). 

Obwohl hier also von der Widersprüchlichkeit der Kapita-
lakkumulation ausgegangen wird, soll jedoch nicht suggeriert 
werden, dass die KPW allein von einem allgemeingültigen, alle-
sumschließenden Widerspruch durchdrungen wird. Jeder Wi-
derspruch ist durch seine eigenen Aspekte gekennzeichnet und 
wird auf spezifische Art und Weise in einem bestimmten insti-
tutionellen und räumlich-temporalen Kontext verwirklicht. Jede 
grundlegende Form des Kapitalverhältnisses erfordert einen Ne-
xus aus Institutionen, der diese Form zum Ausdruck bringt, sie 
durch Institutionalisierung mit einer gewissen Stabilität versieht 
und eine institutionelle Matrix bildet, in der Konflikte (rund um 
diese Form) auftreten können. Die spezifische Gestalt und Logik 
der Institutionen ist jedoch nicht einfach ein oberflächlicher Aus-
druck dieser grundlegenden Formen. Institutionen haben ihre ei-
genen distinktiven diskursiv-materiellen Selektivitäten, bevorzu-
gen gewisse Akteure, Allianzen, Identitäten, Interessen, Projekte, 
räumlich-temporale Aktionshorizonte, etc., gegenüber anderen, 
stehen in Verbindung zu spezifischen Technologien des Regierens 
und drücken sich in spezifischen institutionellen Ordnungen und 
Ensembles aus, die wiederum bestimmte Formen der Herrschaft 
hervorbringen (Jessop 2002). Auf dieser Grundlage nähert sich 
eine logisch-historische Analyse der Untersuchung von Variation, 
Diversität, oder besser der Variegation des Kapitalismus im Kon-
text des Weltmarktes an. Und auf diese Grundlage stützt sich auch 
ihre Kritik an den drei oben identifizierten Ansätzen einer stärker 
komparativ-statisch ausgerichteten Analyse. Dieser Punkt soll hier 
anhand einer Erläuterung der Grenzen der Institutionenanalyse 
und ihrer Vernachlässigung komplexer räumlich-temporaler Dy-
namiken zur Aufrechterhaltung institutioneller Gemeinsamkei-
ten noch kurz weiter ausgeführt werden. 

Institutionelle Fixierungen sind bedeutende Mechanismen für 
die relative Stabilität spezifischer Phasen und Formen des Kapita-
lismus. Eine institutionelle Fixierung ist ein komplementäres Set 
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von Institutionen, das anhand seines Designs eine zeitweilige, par-
tielle und relativ stabile Lösung zur Koordinierung der Probleme 
darstellen kann, die sich aus der Notwendigkeit zur Sicherstellung 
der ökonomischen, politischen und sozialen Ordnung ergeben. 
Solche Fixierungen sind jedoch keine bloße Post-hoc-Lösung eines 
vorgegebenen Koordinationsproblems, sondern vielmehr kon-
stitutive Elemente von Ordnung und schließen typischerweise 
ein institutionalisiertes, instabiles Kompromissgleichgewicht 
mit ein. Dies bringt nicht nur bedeutende kognitive und institu-
tionelle Grenzen zur Lösung von Koordinierungsproblemen im 
formal-rationalen Kapitalismus mit sich, sondern erklärt auch den 
Trial-and-Error-Charakter von Regulierungs- und Steuerungsbe-
mühungen differentieller Akkumulation durch die Entwicklung 
institutioneller Komplementaritäten, die besonders im Interesse 
der VoC-Forschung liegen, und die institutionelle Diversität, die 
die Forschung zur DdK beschäftigt (Crouch 2005). Ein Ver-
ständnis dieser Beweglichkeit ist essentiell für eine Erfassung der 
Diversität und/oder Varianz von Akkumulationsregimen, ihrer 
Regulation durch Governancestrukturen und Integration in um-
fassendere Sozialkonfigurationen. 

Gleichwohl kann eine kapitalistische soziale Formation nicht 
allein auf ihre Institutionen und deren Artikulation reduziert wer-
den. Dafür gibt es drei ausschlaggebende Gründe. Erstens kann 
eine Institutionenanalyse nicht die generischen Merkmale des 
Kapitalismus erklären und läuft Gefahr, fundamentale Krisen-
ursachen in den elementaren Widersprüchen des Kapitalverhält-
nisses zu übersehen. Tatsächlich sind die für den Prozess der Ak-
kumulation notwendigen Bedingungen aufgrund der gegebenen 
unvollständigen, widersprüchlichen und zwangslagigen Natur 
des Kapitalverhältnisses tendenziell eher undurchsichtig, unbe-
stimmt und variabel. Diese besonderen Merkmale erklären nicht 
nur die Notwendigkeit für institutionelle und räumlich-temporale 
Fixierungen, sondern auch deren Tendenz zusammenzubrechen. 
Zweitens können spezifische Institutionen, bestimmte Sets insti-
tutioneller Komplementaritäten und partikulare institutionelle 
und räumlich-temporale Fixierungen soziale Konflikte nicht an 
ihrer Überwerfung hindern, egal wie gut sie auch institutionali-
siert sein mögen. Und drittens ignorieren Institutionenanalysen 
mittlerer Reichweite die generischen Einschränkungen, die in der 
selbstorganisierten Dynamik und ökologischen Dominanz der 
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Akkumulation als eines von vielen miteinander konkurrierenden 
Vergesellschaftungsprinzipien verwurzelt sind. 

In der hier vorgestellten Perspektive bedarf es für eine Analyse 
der Phasen und/oder Spielarten des rationalen Kapitalismus je-
doch der Berücksichtigung ihrer jeweiligen Muster zur Handha-
bung verschiedenartiger Widersprüche und Dilemmata. Relevante 
Vorgehensweisen dafür sind: 

 – Hierarchisierung (einige Widersprüche mit einem höheren 
Stellenwert behandeln als andere);

 – Priorisierung (einem bestimmten Aspekt eines Widerspruchs 
oder Dilemmas eine höhere Priorität beimessen als anderen);

 – Verräumlichung (der Bezug auf verschiedene Skalen und 
Standorte einer Handlung, um einen Widerspruch oder As-
pekt gegenüber anderen hervorzuheben, oder die Verlagerung 
von Problematiken, die mit einem vernachlässigten Aspekt in 
Verbindung stehen auf marginale oder randbeständige Räume, 
Orte oder Ebenen);

 – Temporalisierung (das regelmäßiges Alternieren zwischen der 
Behandlung verschiedener Aspekte oder der einseitigen Fo-
kussierung auf eine Auswahl von Widersprüchen, Dilemmata, 
oder Aspekten bis etwas, was vorher vernachlässigt wurde an 
Dringlichkeit gewinnt).

All dies schließt nicht nur institutionelle Fixierungen, sondern 
auch die mit diesen verbundenen räumlich-temporalen Fixierun-
gen (RTF) mit ein. Letztere setzen die räumlichen und temporalen 
Grenzen, in denen die stets relative, unvollständige und proviso-
rische strukturelle Kohärenz (und damit institutionelle Komple-
mentaritäten) einer gegeben Ordnung sichergestellt werden kann. 
Eine ihrer Hauptaufgaben ist es, die stofflichen und sozialen 
Kosten zur Sicherstellung dieser Kohärenz über die räumlichen, 
temporalen und sozialen Grenzen einer institutionellen Fixierung 
hinaus zu externalisieren, indem letztere verschoben oder aufge-
schoben werden. Da sich das Kapitalverhältnis in und durch seine 
soziale Vermittlung reproduziert und ebenso spezifische Konflikt- 
und Kampfformen nach sich zieht, sind diese institutionellen und 
räumlich-temporalen Fixierungen niemals ein rein technisches 
Phänomen, sondern typischerweise an verschiedene institutionali-
sierte Konflikt- und Kompromissmuster gebunden. Das beinhaltet 
die Unterstützung für entsprechende Akkumulationsstrategien, 
die mit diesen verbundenen Staatsprojekte und, falls relevant, 
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hegemonialen Visionen, in und entlang vieler Konflikt- und 
Kampffelder. Und dies verdichtet sich in institutionellen Kompro-
missen von denen ein gegebenes Akkumulationsregime und eine 
gegebene Regulationsweise und Steuerung abhängig sind. Ohne 
Zweifel ist dieser Prozess umkämpft, umfasst verschiedene wirt-
schaftliche, politische und soziale Kräfte, diverse Strategien und 
Projekte und eine differenzielle Inklusion und Exklusion, die ge-
wisse Klassen(-fraktionen), und soziale Kräfte gegenüber anderen 
bevor- und/oder benachteiligt. Und zu guter Letzt sind all diese 
Fixierungen aufgrund der Inkompressibilität der grundlegenden 
Widersprüche und Dilemmata lediglich partiell, provisorisch und 
instabil. Im Falle eines Zusammenbruchs des Kapitalkreislaufes, 
aus welcher Ursachenkonstellation auch immer, eröffnen sich neue 
Räume für andersartige Bewegungsabläufe. Und in diesem Zu-
sammenhang sind der Historische und Ideationale Institutionalis-
mus, begründet in Ansätzen zur DdK, den Rational-Choice- und/
oder Markteffizienzannahmen der ersten VoC-Welle besonders 
überlegen. 

4. Kompossibiliät und ökologische Dominanz

Nachdem einige Gemeinsamkeiten des (rationalen) Kapitalismus 
und die Art und Weise, in der der ungewisse Verlauf der Akku-
mulation auf globaler Ebene von der notwendigen Varianz der 
Behandlung seiner Widersprüche abhängig ist betrachtet wurden, 
sollen hier nun noch zwei weitere nützliche Konzepte für eine de-
tailliertere Untersuchung der Spezifitäten und folglich auch der 
Diversität des Kapitalismus vorgestellt werden. 

Kompossibilität bedeutet, dass nicht alles was möglich ist, auch 
kompossibel sein muss und suggeriert damit eine bedeutende 
Grenze für die Kombination der Spielarten und/oder Diversität 
des Kapitalismus auf globaler Ebene. Kompossibilität (die Mög-
lichkeit nebeneinander zu existieren) umfasst dabei mehr als nur 
eine vergängliche Koexistenz zufälliger Variationen: sie hängt von 
dem tatsächlichen Rahmen für die Ko-Auswahl, Ko-Retention, 
und schließlich Ko-Institutionalisierung institutionell-strukturel-
ler Eigenschaften und deren sozialer Unterstützung ab. Kompossi-
bilität wird in der VoC-Literatur, wenn überhaupt, nur innerhalb 
einer gegebenen Spielart berücksichtigt. Eine weitaus wichtigere 
Frage jedoch betrifft das Ausmaß in dem verschiedene Spielar-
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ten in einem Wirtschaftsraum miteinander koexistieren können 
und, wenn sie miteinander kompossibel sind, ob dies besonders 
günstige, neutrale oder negative Effekte auf ihre individuelle und 
kollektive Wirtschaftsleistung (oder auf andere Kriterien, wie die 
demokratische Legitimität, den sozialen Wohlstand, oder die Um-
weltbelastung) hat? 

Ökologische Dominanz bezieht sich auf das relative Gewicht 
verschiedener Spielarten des Kapitalismus auf dem Weltmarkt 
und/oder den relativen Einfluss verschiedener Kapitalkreisläufe 
auf die übergreifende Dynamik der Kapitalakkumulation. Es geht 
somit um die Frage nach der ungleichen Entwicklung und der 
strukturellen Verbindung verschiedener kapitalistischer Regime 
innerhalb einer regionalen oder globalen Arbeitsteilung; oder auch 
um die relative Dominanz des Handels-, Industrie- oder Finanz-
kapitals innerhalb der Kapitalkreisläufe auf unterschiedlichen 
Ebenen. Natürlicherweise stehen diese Aspekte in wechselseitiger 
Beziehung zueinander. Somit kann argumentiert werden, dass die 
ökologische Dominanz der neoliberalen Marktkoordination die 
relative Vorherrschaft einer finanzdominierten Akkumulation 
neoliberaler Wirtschaften auf dem Weltmarkt und die relative 
ökologische Dominanz des Finanzkapitals im globalen Kapital-
kreislauf reflektiert. Vielmehr noch, aufbauend auf Webers Ty-
pologie der Erwerbsorientierung kann hinzugefügt werden, dass 
ökologische Dominanz mehr bedeutet, als nur die relative ökono-
mische Effizienz der Spielarten des Kapitalismus eines rationalen 
Kapitalismusmodels. Sie hängt ebenso von der Artikulation der 
politischen Kapitalismusformen ab, was sich z.B. im Prozess der 
„Akkumulation durch Enteignung“ (inklusive der politisch aner-
kannten Plünderung öffentlichen Vermögens und intellektueller 
Allgemeingüter), in der Geschichte (der Spielarten) des auf Zwang 
und Beherrschung basierten klassischen Imperialismus, aber auch 
in den jüngeren ‘special deals’ mit politischen Entscheidungsträge-
rInnen, die die De-Regulierung des Industrie- und Finanzkapitals 
in der neoliberalen Ära begünstigt haben, wiederspiegelt. 

Ökologische Dominanz manifestiert sich in den von jeder 
Spielart für andere Spielarten erzeugten positiven und negativen 
Externalitäten. Somit offenbart sie, inwieweit welche Spielarten 
Probleme eher erzeugen, oder sich vielmehr an diese anpassen müs-
sen (Jessop 2011a). Der fraktale Charakter des variegierten Kapi-
talismus erlaubt es zwar, den übrigen Spielarten auf Ebenen un-
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terhalb der globalen Sphäre ihre eigenen regionalen Hegemonien, 
oder Dominanzverhältnisse aufzubauen, ihr Gesamteinfluss bleibt 
jedoch weiterhin von der Einbettung in den Weltmarkt abhängig. 
Zwei Bespiele für diese Arten ökologischer Dominanz sind, ers-
tens die pathologische Abhängigkeit der US-amerikanischen und 
der chinesischen Wirtschaft, ihre jeweiligen Einflussbereiche und 
deren kumulierten globale Rückwirkungen voneinander; und 
zweitens der Primat des Modell Deutschlands im europäischen 
Wirtschafts- und Politikraum, so wie es zur Eurozonenkrise und 
der damit verbundenen Krise des Krisenmanagements beigetragen 
hat (Jessop 2012; vgl. auch Becker/Jäger in diesem Band). 

Das Prinzip der ökologischen Dominanz kann ebenso zu ei-
nem besseren Verständnis der Automatisierung des Finanzkapi-
tals beitragen, was in der unternehmenszentrierten VoC-Literatur 
weitestgehend ignoriert wird. Die Logik der Finanzialisierung 
transformiert die Rolle der Finanzspäre im Kapitalkreislauf weg 
von ihrer konventionellen, jedoch stets krisenanfälligen, interme-
diären Funktion hin zu einer Orientierung an der Zinsgewinnung 
durch Innovationen und exzessive Leverage- und Finanzarbitrage-
geschäfte. Dies schwächt den Primat der Produktion in der Ge-
samtlogik der Kapitalakkumulation, stößt aber letztlich an die 
Grenzen ihres eher parasitären, anstatt vermittelnden Charakters. 
Die daraus resultierenden Finanzkrisen wurden auf eine Art und 
Weise behandelt, durch die die parasitäre und raubtierhafte Dyna-
mik jedoch eher wiederhergestellt wird, während Staatshaushalten 
eine strikte Austeritätspolitik auferlegt und damit eine erneute 
Rezession heraufbeschworen wird. Die Rolle des politischen Kapi-
talismus ist in diesem Zusammenhang offenkundig, auch wenn sie 
in unternehmenszentrierten VoC-Untersuchungen keine Berück-
sichtigung findet. 

5. Fazit

Der hier entwickelte Ansatz geht davon aus, dass der Weltmarkt so-
wohl die Voraussetzung, als auch das Resultat der Kapitalakkumu-
lation bildet. Dies schließt einen Fokus auf spezifische Spielarten 
oder die Diversität des Kapitalismus entlang nationaler Instanzen 
aus, und legt den Schwerpunkt auf die Frage, wie Akkumulations-
regime auf unterschiedlichen Ebenen und ihre Regulations- und 
Steuerungsweisen innerhalb des Weltmarktes miteinander inter-
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agieren. Anstatt Spielarten in Isolation voneinander zu betrachten, 
berücksichtigt der Ansatz die strukturellen Verknüpfungen, Ko-
Evolutionen, Komplementaritäten, Rivalitäten und Antagonis-
men dieser Spielarten in einem sich stets verändernden Weltmarkt. 
Durch diesen Untersuchungshorizont soll jedoch nicht unterstellt 
werden, dass es auf globaler Ebene eine singuläre Logik gebe, die 
mit einer singulären Direktionalität operiert. Ganz im Gegenteil 
sind die Weltmarktdynamiken durch eine aufstrebende, tendenzi-
elle, synthetische und widersprüchliche Logik auf der Grundlage 
einer zunehmenden globalen „ökologischen Dominanz“ der Kapi-
talakkumulation geprägt. Je dichter die Weltwirtschaft integriert 
ist, desto stärker kommen diese Widersprüche des Kapitals auch 
auf globaler Ebene zum Ausdruck. Der nächste Schritt der Ana-
lyse eines variegierten Kapitalismus innerhalb des Weltmarktes, so 
wie sie hier vorgestellt worden ist, stellt nun eine Untersuchung der 
positiven und negativen Effekte der ökologischen Dominanz eini-
ger Spielarten (oder Akkumulationsregime) des Kapitalismus auf 
andere dar. Diese Funktionsweise hängt nicht nur von der relati-
ven Stärke unterschiedlicher Kapitalkreisläufe und dessen Artiku-
lation in den sogenannten Spielarten des Kapitalismus ab, sondern 
wird durch die Form, das Ausmaß und die Intensität des Wider-
stands von der lokalen bis zur globalen Ebene hin geprägt. Im Ver-
gleich zu den Arbeiten über Spielarten und die DdK erfordert dies 
nicht nur eine Berücksichtigung von Krisendynamiken, sondern 
auch komplexere räumlich-temporale analytische Sichtweisen. 

Aus dem Englischen von Mathis Heinrich
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Matthias Ebenau

Die Globalisierung der Vergleichenden 
Kapitalismusforschung: ein kritischer Blick auf 
Stand, Probleme und Herausforderungen

Dieser Beitrag beschäftigt sich mit jüngeren Ansätzen zur Erwei-
terung der Agenda der Vergleichenden Kapitalismusforschung 
(VKF). Diese „beginnende Globalisierung“ des Feldes wird hier 
aus Perspektive einer kritischen politischen Ökonomie unter die 
Lupe genommen. Ausgangspunkt ist die Feststellung, dass die 
VKF ihren traditionell auf die reichen OECD-Staaten konzent-
rierten Horizont zuletzt auch auf andere Weltregionen, insbeson-
dere Mittel- und Osteuropa und Lateinamerika, auszuweiten be-
gonnen hat. Theoretisch lassen sich die entsprechenden Ansätze, 
wie auch im weiteren VKF-Feld, in drei Gruppen unterteilen: 
eine Gruppe, die sich affirmativ auf die emblematische VoC-Per-
spektive bezieht und sie entsprechend zu erweitern versucht; eine 
weitere, die sich teilweise kritisch von VoC abgrenzt, aber dem 
breiteren neoinstitutionalistischen Paradigma treu bleibt und da-
her am treffendsten als „Post-VoC“ bezeichnet werden kann; und 
schließlich eine kleinere Gruppe von Ansätzen, die sich auf das 
kritisch-materialistische Paradigma stützen und somit explizit kri-
tische Theorien wie Dependenz- und Weltsystemperspektiven in 
die VKF einzuführen beginnen. 

Einem Überblick zur traditionellen (Selbst-)Beschränkung der 
VKF folgen drei Abschnitte, in denen die neueren Erweiterungs-
ansätze anhand von Beispielen kritisch aufgearbeitet werden. Das 
Kernargument lautet, dass VoC-Erweiterungen die mit dieser 
Perspektive verbundenen Probleme reproduzieren und zum Teil 
sogar verschärfen, während die neoinstitutionalistischen Post-
VoC-Beiträge in ihrer Abgrenzung nicht weit genug gehen. Am 
aussichtsreichsten für die Einlösung der Potenziale einer globalen 
VKF erscheinen daher kritische Ansätze aus der dritten Gruppe. 
Allerdings stehen diese noch relativ am Anfang; es bleibt daher 
viel Verständigungs- und Forschungsarbeit zu leisten. 
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1. Von der (Selbst-)Beschränkung zu neuen 
Erweiterungsansätzen

Betrachten wir die historische Entwicklung des Forschungsfeldes 
der VKF, so fällt unmittelbar ins Auge, dass seine Aufmerksam-
keit stets auf einige wenige Weltregionen konzentriert blieb. Dies 
betrifft ansonsten durchaus vielfältige Ansätze im Kontext zahl-
reicher theoretischer Wandlungen und Horizonterweiterungen 
(vgl. Bruff u.a. in diesem Band). Insgesamt stellten die reichen 
OECD-Staaten, insbesondere eine Handvoll westeuropäischer 
Länder, die USA und Japan, lange Zeit nahezu die einzigen empi-
rischen Referenzpunkte dar (Albert 1992; Amable 2003; Coates 
2000; Hall/Soskice 2001; einen guten Eindruck vermittelt auch 
die Zusammenstellung zentraler Texte der VKF der 1980er/90er 
Jahre in Coates 2002). So blieben allerdings große Teile der Welt 
und damit auch wichtige Dimensionen der Vielgestaltigkeit kapi-
talistischer politischer Ökonomien außerhalb des Fokus der VKF 
und fanden kaum Niederschlag in deren Typologien und Theo-
rien. Insbesondere betraf dies jene Weltregionen, die historisch 
der Dritten Welt zugerechnet werden, etwa Süd- und Südostasien, 
Lateinamerika und Afrika, aber auch die ehemaligen Sowjetstaa-
ten sowie jene Länder Ost- und Mitteleuropas, die sich nach dem 
Ende der Blockkonfrontation ins kapitalistische Weltsystem ein-
gliederten.

Polit-ökonomische Debatten mit Bezug auf diese Regionen 
wurden daher zumeist im Rahmen der relativ abgesonderten 
Felder der Entwicklungs- bzw. Transitionsforschung (EF/TF) 
geführt – obwohl jene oft ähnliche Problemstellungen wie die 
VKF behandelten. Ab den frühen 1990ern waren dies insbeson-
dere die Diskussionen über die Notwendigkeit einer Konvergenz 
unterschiedlicher institutioneller Modelle hin zu einem anglo-
amerikanischen, neoliberalen Typus, welcher vermeintlich besser 
an die Erfordernisse des „neuen“ globalen Kapitalismus nach dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion angepasst sei. In Hinblick auf 
die dominanten theoretischen Koordinaten stellte auch die Hin-
wendung zum Paradigma des „neuen Institutionalismus“ eine 
wichtige Gemeinsamkeit dar (Saad-Filho 2005; Streeck 2010: 
15ff). Trotzdem blieben Verbindungen zwischen VKF und EF/
TF zunächst eher rar. Die einzige nennenswerte Ausnahme bil-
deten in den 1980er und 1990er Jahren die Debatten über die 
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Industrialisierungserfolge der ostasiatischen „Tigerstaaten“, wie 
z.B. Südkorea (vgl. z.B. Wade 1990; Weiss 1998). Diese brachen 
aber nicht mit der generellen Trennung der Gegenstandsbereiche, 
wie sich deutlich in der fortgesetzten geographischen (Selbst-)Be-
schränkung von Ansätzen wie VoC und auch jüngeren Beiträgen 
zur kritischen VKF zeigt (vgl. z.B. die Beiträge in Coates 2005c). 

Umso bemerkenswerter ist, dass die VKF in den letzten Jahren 
ihre Aufmerksamkeit zunehmend auch Weltregionen außerhalb 
ihres ursprünglichen Schwerpunkts zuzuwenden beginnt und For-
scherInnen aus diesen Ländern sich mehr und mehr auf die VKF 
beziehen. Zwar stehen diese Entwicklungen vielfach noch ganz am 
Anfang: so liegen bspw. VKF-Untersuchungen zu Ländern wie 
China und Indien nur vereinzelt, zu afrikanischen Ökonomien 
praktisch gar nicht vor. Allerdings entwickelten sich in den letzten 
fünf bis zehn Jahren insbesondere zu zwei „neuen“ Weltregionen 
empirisch reichhaltige und theoretisch dynamische Diskussionen: 
Mittel- und Osteuropa (MOE) sowie Lateinamerika. Die sich voll-
ziehenden Erweiterungsprozesse lassen sich daher am treffendsten 
als „beginnende Globalisierung“ der VKF bezeichnen. 

Diese Entwicklung ist prinzipiell begrüßenswert, da sie die oft 
wenig hilfreiche Trennung von Wissensfeldern aufzubrechen hilft. 
So kann die Anwendung etablierter Analyseperspektiven auf neue 
Gegenstandsbereiche und ihre Reflexion auf dieser Grundlage zur 
theoretischen Entwicklung und einem besseren Verständnis der 
weltweiten Vielgestaltigkeit kapitalistischer Organisation beitra-
gen. Jenseits der rein akademischen Sichtweise rücken so zudem 
drängende politische Problematiken, welche die VKF bislang eher 
ignoriert hatte, in den Fokus. Dazu gehört insbesondere die Persis-
tenz globaler sozio-ökonomischer Ungleichheitsverhältnisse, auf 
welche verschiedenste Forschungszweige, einschließlich der EF/
TF, seit langem mit mäßigen Resultaten Antworten zu geben ver-
suchen (Ebenau 2012: 206f). Jedoch sind die bislang entwickelten 
VKF-Ansätze mit Blick auf diese Chancen und Herausforderun-
gen selbst keineswegs problemfrei, wie die folgenden Abschnitte 
zeigen. 

Einer der Hauptmotoren der VKF-Erweiterung ist der Popula-
ritätsschub, den diese Forschungsrichtung durch den VoC-Ansatz 
erfahren hat. Daher haben etliche WissenschaftlerInnen versucht, 
vermittels desselben ein größeres Spektrum der Vielgestaltigkeit 
kapitalistischer Organisation in den Blick zu nehmen. Allerdings 
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findet die anhaltende Kritik an Hall und Soskices theoretischem 
Entwurf auch in diesem Kontext Widerhall. So entstand eine 
zweite Gruppe von Ansätzen, die aus einer gewissen Absetzbe-
wegung von VoC hervorgegangen ist. Diese ist zwar in sich he-
terogen, lässt sich aber einigermaßen präzise als Ausdruck – und 
Triebkraft – einer flexiblen, neo-institutionalistischen „Post-VoC-
Konvergenz“ fassen (vgl. Bruff u.a. sowie Drahokoupil/Myant in 
diesem Band). Schließlich gibt es eine weitere, kleinere Gruppe 
von Arbeiten, welche die „beginnende Globalisierung“ der VKF 
unter stärkerer Bezugnahme auf explizit kritisch-materialistische 
Perspektiven, insbesondere Dependenzansätze und die Welt-
systemtheorie, fortzuführen versuchen. Der folgende Abschnitt 
rekapituliert und kritisiert zunächst exemplarisch zwei Versuche 
zur Erweiterung der VKF-Forschungagenda, die sich direkt und 
affirmativ auf VoC beziehen. 

2. VoC-Perspektiven auf Kapitalismus  
jenseits der OECD

Innerhalb der VoC-Gruppe lassen sich analytisch zwei Modi der 
Erweiterung unterscheiden: erstens, die Übertragung der LME/
CME-Typologie auf Fälle außerhalb ihres ursprünglichen Anwen-
dungsbereichs; und zweitens die Erweiterung der konstitutiven Di-
chotomie um weitere Idealtypen. Ein Beispiel für die Übertragung 
der VoC-Typologie, stellt die Analyse Magnus Feldmanns (2006) 
dar, der Estland und Slowenien als MOE-Varianten liberaler bzw. 
koordinierter Marktökonomien klassifiziert. Den etablierten Ty-
pen folgend, identifiziert er für diese Länder „marktförmige“ und 
„strategische“ Koordination als dominante Modi der Vermitt-
lung des Handelns von Firmen und damit als maßgebliche polit-
ökonomische Organisationsprinzipien. Er schlussfolgert, dass 
die Unterscheidung zwischen LMEs und CMEs ein geeignetes 
typologisches Instrument zur Charakterisierung auch der MOE-
Ökonomien darstelle, wobei weitere Länder wohl entlang des 
Kontinuums zwischen Idealtypen anzusiedeln seien (ebd.: 850f).1 
Allerdings haben daran anschließende quantitative Studien zum 

1 Expliziter wurde die Idee von „Mischformen“ im Rahmen von VoCs 
LME/CME-Dichotomie im Konzept „gemischter Marktökono-
mien“ (mixed market economies, MMEs) ausfomuliert, das seine Ur-
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weiteren postsozialistischen Kontext überaus widersprüchliche 
Ergebnisse bezüglich der Einordnung vieler Länder-Fälle hervor-
gebracht (Knell/Srholec 2007; Lane 2007a). Dies deutet darauf 
hin, dass die eindimensionale und zweipolige Achse des VoC-
Ansatzes nicht einfach unproblematisch übertragen werden kann. 

Die zweite Strategie geht, u.a. im Licht solcher typologischer 
Unklarheiten, konzeptionell weiter, indem sie stärker induktiv – 
aber nach wie vor durch Anwendung von VoCs firmenzentrier-
tem Analyserahmen – eigenständige Idealtypen zu entwickeln 
versucht. Der bekannteste solche Versuch stammt vom US-ameri-
kanischen Wirtschaftshistoriker Ben Ross Schneider und einigen 
Kollegen und bezieht sich auf die sogenannten „hierarchischen 
Marktökonomien“ (HMEs) Lateinamerikas (vgl. z.B. Schneider 
2009; Schneider/Karcher 2010; Schneider u.a. 2011). Für die po-
litischen Ökonomien der Region identifizieren diese Autoren eine 
charakteristische Form von „Koordination durch Hierarchie“, 
welche durch transnationale Konzerne (TNK) und einheimische 
wirtschaftliche Konglomerate ausgeübt werde. Allerdings handele 
es sich, so die Kritik, um einen sozio-ökonomisch nur bedingt ef-
fizienten Modus, da er oftmals keine tragfähigen Lösungen von 
Problemen kollektiven Handelns ermögliche. Dies schlage sich 
etwa in der strukturell hohen sozialen Ungleichheit in den meisten 
lateinamerikanischen Ländern und insbesondere in ihrer schwa-
chen Innovationsleistung sowie Defiziten im Bereich der Bildung/
Ausbildung nieder. Daher bestünden, anders als in LMEs und 
CMEs, „negative Komplementaritäten“, die nicht die ökonomi-
sche Effizienz, sondern lediglich die Resilienz der dysfunktiona-
len Institutionen erhöhten und etwaige Reformanstrengungen 
erschwerten (Schneider/Karcher 2010: 633, 645). 

Zwischen diesen Erweiterungen des VoC-Ansatzes bestehen 
wichtige Unterschiede. Indem sie sich von der konstitutiven Di-
chotomie des Ansatzes lösen und einen eigenständigen lateiname-
rikanischen (Ideal)-Typus identifizieren, nehmen Schneider und 
Kollegen die weltweite Vielgestaltigkeit kapitalistischer Organi-
sationsformen konzeptionell deutlich ernster. Dennoch behalten 
sie aber, nicht anders als Feldmann, die Zentrierung auf institu-
tionell vermitteltes, rationales Firmenhandeln im nationalstaatli-

heber insbesondere auf die europäischen Mittelmeerländer (Spanien, 
Italien, Frankreich etc.) beziehen (Molina/Rhodes 2007).



75Die Globalisierung der Vergleichenden Kapitalismusforschung

chen Kontext bei. Dadurch bleiben nicht nur etliche analytische 
Defizite des Ansatzes unbearbeitet; sie werden zudem durch die 
Übertragung auf „neue“ Regionen in veränderter und zum Teil 
gravierenderer Form reproduziert. 

Dies betrifft z.B. das defizitäre Verständnis der Entstehung und 
des Wandels von Institutionen, einer der Hauptkritikpunkte der 
(historisch-)institutionalistischen Auseinandersetzung mit VoC 
(vgl. Becker 2009: 4ff; Lane/Wood in diesem Band). Im Rahmen 
der hier verhandelten „Globalisierung“ der VKF wird die Bedeu-
tung dieser Schwäche z.B. offensichtlich, da die Institutionen der 
MOE-Transitionsökonomien mit dem Kollaps des Realsozialis-
mus, den damit verbundenen politischen Umbrüchen und nicht 
zuletzt der Integration ins kapitalistische Weltsystem profunde 
Veränderungsprozesse durchlaufen haben – und noch immer 
durchlaufen. Deren komplexe Verläufe und Ergebnisse kann VoC 
mit seinem charakteristischen Fokus auf Stabilität und Repro-
duktion existierender Konfigurationen nur unzureichend erfassen 
(Bohle/Greskovits 2007: 92f). 

Weitere Probleme ergeben sich aus der Beibehaltung der strikt 
auf das Handeln von (großen) Firmen in der formal-kapitalisti-
schen Ökonomie gerichteten Perspektive. Diese Fixierung ist für 
Länder der Peripherie wohl noch problematischer als für jene der 
Zentren, da periphere Produktions- und Distributionssysteme in 
qualitativ besonderer Weise in nicht-kapitalistische Strukturen 
eingebunden sind. Ein Beispiel ist die Interaktion formal-kapita-
listischer Segmente mit informellen, nicht voll kommodifizierten 
Arbeitsformen in Sektoren wie der Landwirtschaft oder produkti-
onsbezogenen Dienstleistungen. Diese ist für die (internationale) 
Wettbewerbsfähigkeit führender Unternehmen, auf die VoC ana-
lytisch abzielt, oft unverzichtbar (vgl. z.B. Phillips 2011). Politisch 
drückt sich dieses Problem u.a. in der Verkennung der Bedeutung 
neopatrimonialer Beziehungen zwischen Staatseliten und Unter-
nehmen für die ökonomische Koordination in etlichen Ländern 
der GUS und MOEs aus. Diese ist eine wichtige Ursache für die 
oben angesprochenen Probleme bei der Bildung einer konsisten-
ten Typologie (Bluhm 2010: 200ff). Somit impliziert VoCs na-
hezu exklusiver Fokus auf den Bereich großer Unternehmen eine 
mikroökonomische Verzerrung in der Kategorisierung sowie der 
Analyse von Ursachen und Wirkungen bestimmter Missstände, 
inklusive der ihnen zugrunde liegenden Interessen. 



76 Matthias Ebenau

Ein drittes Problem, das schon angesprochen wurde, aufgrund 
seiner Bedeutung aber gesondert analysiert werden sollte, wur-
zelt im theoretischen Nationalismus der VoC-Perspektive. Dieser 
schlägt sich am deutlichsten in der hermetischen „Spielarten“-
Heuristik nieder, die die hier exemplarisch diskutierten Ansätze 
unverändert beibehalten. Im Fall der HME-Analyse bedeutet 
das z.B., dass TNK zwar als konstitutive Akteure dieses Kapita-
lismustyps identifiziert werden, ihr für das soziale Wohlergehen 
der örtlichen Bevölkerungen oft wenig förderliches Handeln aber 
als Resultat von (Fehl-)Anreizen, die durch nationalstaatliche In-
stitutionen gesetzt werden, erklärt wird. Diese Annahme ist aller-
dings unplausibel, da die grenzüberschreitende Artikulation ihrer 
Aktivitäten ja gerade zum Wesen multinationaler Unternehmen 
gehört. Ihre Entscheidungen hängen damit immer (auch) von 
transnationalen Strategien ab, was den strategischen Zugriff auf 
die divergierende institutionelle „Ausstattung“ – z.B. das Fehlen 
wirksamer Arbeitsregulation – von Ländern bzw. Regionen ein-
schließt (Dicken 2011: 221ff). Aufgrund des relativ größeren Ge-
wichts, das TNK (und Abhängigkeitsstrukturen im Allgemeinen, 
s.u.) in vielen (semi-)peripheren Ländern zukommt, wird auch der 
theoretische Nationalismus im Kontext der „Globalisierung“ der 
VKF eher noch problematischer. 

Der Prozess einer partiellen „Emanzipation“ der VKF von 
VoC, der unter anderem durch die gerade vorgetragenen Kritiken 
motiviert ist, schlägt sich auch in vielen Ansätzen zur geographi-
schen Erweiterung der Forschungsagenda nieder. Der folgende 
Abschnitt wendet sich daher neoinstitutionalistischen Post-VoC-
Arbeiten zu, die – mit gemischtem Erfolg, wie gezeigt wird – die 
Schwächen von VoC als Grundlage einer sich „globalisierenden“ 
VKF zu überwinden versuchen. 

3. Die Post-VoC-Konvergenz in der Erweiterung  
der VKF

Im Rahmen dieser zweiten Gruppe rücken gegenüber der Ra-
tional-Choice-Metatheorie von VoC historische, soziologische, 
diskursive und staatszentrierte Varianten in den Vordergrund. 
Auf VoC wird sich hierbei meist kritisch, aber nicht komplett ab-
lehnend bezogen. Ein gutes Beispiel für diese neueren Post-VoC-
Perspektiven zur Vielgestaltigkeit kapitalistischer Organisation in 
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Ökonomien jenseits der OECD findet sich in den jüngeren Arbei-
ten Uwe Beckers, der seine Überlegungen zu „offenen Spielarten 
des Kapitalismus“ (Becker 2009) auf die Analyse institutionellen 
Wandels in den großen BRIC-Schwellenländern zu übertragen 
versucht. Becker (2012; vgl. auch Becker 2009: 61ff) nimmt den 
„Spielarten“-Ansatz insofern vor seinen KritikerInnen in Schutz, 
als dass deren Kritik teilweise erheblich über seine ursprünglichen 
Ansprüche hinauszielten. Er kritisiert VoC aber für dessen Vermi-
schung von Idealtypen und konkreten empirischen Fällen sowie 
die daraus folgende Unfähigkeit, reale institutionelle Wandlungs-
prozesse zu analysieren. Demgegenüber schlägt er eine komplexere 
Typologie aus fünf Idealtypen – liberaler, staatszentrierter, korpo-
ratistischer, meso-kommunitaristischer und patrimonialer Kapita-
lismus – vor. Real existierende Kapitalismen seien nun durch ihre 
je spezifischen „Mischungsverhältnisse“ charakterisiert. Mit Blick 
auf die BRIC-Ökonomien konstatiert er bspw., dass alle in der jün-
geren Vergangenheit Liberalisierungsprozesse durchlaufen hätten, 
wobei patrimoniale und staatliche Einflüsse aber nach wie vor von 
großer Bedeutung seien.2 

Eine theoretisch verwandte, jedoch eigenständige Aneignung 
der VKF findet durch eine Gruppe lateinamerikanischer Wissen-
schaftlerInnen um Renato R. Boschi statt. Ihnen geht es nicht so 
sehr um eine akademisch-typologische als um eine politisch orien-
tierte Analyse (vgl. insb. Boschi/Gaitán 2008; 2009; Beiträge in 
Boschi 2011b). So nutzen sie die Instrumente der VKF vorrangig 
zur Untersuchung der institutionellen Erfolgsbedingungen der 
neo-desarrollistischen politischen Projekte, die seit einiger Zeit 
von Mitte-Links-Regierungen in weiten Teilen der Region verfolgt 
werden. Dazu greifen sie auf verschiedene Ansätze – von VoC bis 
hin zum durch die asiatischen „Tiger“ inspirierten staatszentrier-
ten Institutionalismus – zurück. Aus einer klar an der gegenwärti-
gen brasilianischen politischen Konjunktur und den historischen 
Erfahrungen von Ländern wie Südkorea orientierten Perspektive 

2 Theoretisch ähnliche Ansätze zur Klassifizierung der MOE- und 
postsowjetischen Transitionsökonomien findet sich in den jüngeren 
Arbeiten von Jan Drahokoupil und Martin Myant, wobei diese aber, 
anders als Becker, eine induktive Kategorisierung von Länder-Fällen 
vorlegen (vgl. den Beitrag dieser Autoren zum vorliegenden Band; 
weiters insb. Drahokoupil/Myant 2010).



78 Matthias Ebenau

betonen sie insbesondere die Rolle des Staates in der Konstruktion 
erfolgreicher desarrollistischer Allianzen. Anders als die firmeno-
rientierten VKF-Perspektiven nehmen sie so etwa die Bedeutung 
(para-)staatlicher Institutionen (z.B. öffentlicher Entwicklungs-
banken), makroökonomischer Steuerung und die Rolle staatlicher 
Regulation oder Unterstützung für bestimmte Wirtschaftssekto-
ren in der Konstruktion „komparativer institutioneller Vorteile“ 
in den Blick. 

Aus Perspektive einer kritischen VKF stellen diese neueren 
Entwicklungen zweifellos Fortschritte gegenüber der VoC-Pers-
pektive und ihren Defiziten dar. Gemeinsam ist ihnen zunächst 
die größere konzeptionelle und methodologische Breite und Fle-
xibilität. Damit wird zwar die für VoC charakteristische Parsimo-
nie zum Teil aufgegeben. Im Gegenzug ermöglicht dies aber die 
von KritikerInnen geforderte präzisere kategoriale Erfassung der 
Organisationsformen des Kapitalismus außerhalb der OECD – 
z.B. mit Blick auf die anhaltende Bedeutung nicht-marktförmiger 
Modi ökonomischer Vermittlung oder die Rolle staatlicher Steue-
rung – und von Prozessen institutionellen Wandels. Damit wird 
das Problem übermäßiger Vereinfachung und Statik, auf das v.a. 
neoinstitutionalistische KritikerInnen hingewiesen hatten, in vie-
len Aspekten ausgeräumt. 

Die anderen oben diskutierten Defizite – die mikroökonomi-
sche Verzerrung und die Überbetonung der nationalstaatlichen 
Ebene – werden durch die hier besprochenen Post-VoC-Perspek-
tiven jedoch nicht behoben. So behalten sie die Idee bei, dass (ma-
kro-)ökonomischer Erfolg und soziales Wohlergehen für die Be-
völkerung eines Landes im Prinzip von der Wettbewerbsfähigkeit 
ortsansässiger Firmen abhinge (vgl. z.B. Becker 2009: 22ff; Boschi 
2011a: 13ff). Dabei wird nach wie vor unzureichend in den Blick 
genommen, dass unternehmerische Wettbewerbsfähigkeit, wenn 
auch im Rahmen kapitalistischer Produktion unverzichtbar, kein 
„verteilungsneutraler“ Wert ist, sondern, je nachdem wie sie er-
reicht wird, durchaus auch auf Kosten des sozialen Wohlergehens 
substanzieller Bevölkerungsteile gehen kann (vgl. Bieling und 
Gallas in diesem Band). Konkret bedeutet dies, dass Institutionen 
im Kapitalismus kaum, wie etwa im Rahmen des brasilianischen 
VKF-Forschungsprogramms impliziert, mit Blick auf ein fiktives 
Gemeinwohl „entwickelt“ werden können, sondern stets zu unter-
schiedlichen Graden die Partikularinteressen kapitalistischer Ak-
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teurInnen repräsentieren. Daraus resultieren strukturelle Gren-
zen für staatliches Handeln, das stets durch den Imperativ der 
Sicherung der bestehenden Produktionsverhältnisse konditioniert 
bleibt. Im Fall der lateinamerikanischen neo-desarrollistischen 
Projekte wird dies bspw. deutlich, indem persistent auf makroöko-
nomische und fiskalische Disziplin hingewiesen, die Minderung 
der sozialen Ungleichheit an kontinuierliches Wachstum gebun-
den, oder das Problem hoher ökologischer Kosten externalisiert 
wird (vgl. z.B. Ebenau/Suau Arinci 2012; Morais/Saad-Filho 
2011: 38f).

Darüber hinaus reproduzieren die hier diskutierten Post-VoC-
Perspektiven die Defizite der zuvor besprochenen VoC-Erwei-
terungen, indem sie die Vielgestaltigkeit kapitalistischer Orga-
nisation und die mit dieser assoziierten Unterschiede bezüglich 
sozialer und ökonomischer Leistungsfähigkeit – analytisch wie 
normativ – nach wie vor vorrangig im nationalstaatlichen Rah-
men begreifen (Becker 2009: 44ff; 2012; Diniz 2011: 38f). Der 
Anspruch, stärker als letztere die transnationale Einbettung na-
tionaler „Spielarten“ und deren regionale Differenzierung in den 
Blick zu nehmen, wird nur unzureichend eingelöst. Um wiederum 
das brasilianische VKF-Programm als Beispiel zu nehmen: seine 
Insistenz auf der Bedeutung der nationalen Ebene und dem Fort-
bestehen staatlicher Handlungsspielräume ist zwar prinzipiell 
zweifellos gerechtfertigt; konkret führt sie aber zumindest zu einer 
groben Unterschätzung der strukturellen Unterschiede zwischen 
Zentrum und (Semi-)Peripherie in Bezug auf den Einfluss „exter-
ner“ Faktoren. Im Anschluss an die obige Kritik ist bspw. hervor-
zuheben, dass die strukturelle Abhängigkeit von (transnationa-
lem) Kapital in der Peripherie aufgrund dessen relativer Knappheit 
sowie der eingeschränkten staatlichen Handlungsfähigkeit nicht 
nur höher ist als in den Zentren, welche die VKF traditionell in 
den Blick genommen hat, sondern auch im Vergleich mit Brasi-
lien, das als großes und aufstrebendes Schwellenland zweifellos 
eine besondere Position einnimmt (Dicken 2011: 225ff; Ebenau/
Suau Arinci 2012). Die oben ausgeführte Kritik an VoCs theore-
tischem Nationalismus behält, wenn auch in abgeschwächter bzw. 
modifizierter Weise, damit auch für die hier besprochenen Post-
VoC-Perspektiven Gültigkeit. 

Vor diesem Hintergrund nimmt der folgende Schlussabschnitt 
beispielhaft Bezug auf die Versuche einiger WissenschaftlerInnen 
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(den Autor eingeschlossen), explizit kritische polit-ökonomische 
Perspektiven in die sich „globalisierende“ VKF einzuführen. Diese 
erscheinen als am besten geeignet, um die Defizite von VoC- und 
Post-VoC-Ansätzen zu überwinden.

4. Perspektiven einer kritischen globalen VKF

Zwar existiert keine scharfe Trennlinie zwischen den eben disku-
tierten Post-VoC-Perspektiven und den Ansätzen einer kritischen 
globalen VKF, die nun im Mittelpunkt stehen. Die Besonderheit 
letzterer liegt aber in ihrer expliziten Hinwendung zum breiteren 
kritisch-materialistischen Paradigma, insbesondere in der Gestalt 
von Dependenz- und Weltsystemtheorien (vgl. Coates in diesem 
Band). 

Eines der meistrezipierten Beispiele, welches hier als Diskussi-
onsgrundlage dient, ist Andreas Nölkes und Arjan Vliegentharts 
(2009; Vliegenthart 2010) Versuch, die politischen Ökonomien 
der Länder der Visegrád-Gruppe – Polen, Ungarn, Tschechische 
und Slowakische Republik – vermittels des Idealtypus’ „abhän-
giger Marktökonomien“ (dependent market economies, DMEs) zu 
analysieren. Die Autoren zielen dabei auf die gegenseitige Ergän-
zung und Integration von neoinstitutionalistischen und kritisch-
materialistischen Theorien: einerseits ist ihr Ansatz sowohl in 
Hinblick auf die Terminologie als auch auf die Heuristik der in-
stitutionellen Analyse explizit durch VoC inspiriert; andererseits 
bricht er aber fundamental mit dessen theoretischem Nationa-
lismus, indem er nämlich „Abhängigkeit“ als charakteristisches 
ökonomisches Koordinationsprinzip der verhandelten „Spielar-
ten“ identifiziert. Darunter verstehen Nölke und Vliegenthart die 
hierarchischen Strukturen innerhalb von TNK, denen wegen des 
Status der untersuchten Länder als von westeuropäischen Firmen 
dominierte und in peripherer Position in die wirtschaftlichen 
Kreisläufe der EU eingebundene Montage- und Exportplattfor-
men ein entscheidender Einfluss zukomme. Eines der resultieren-
den Probleme sei, dass die westlichen Kapitaleigentümer in deut-
lich geringerem Maße als die (kaum vorhandenen) einheimischen 
Bourgeoisien am nachhaltigen Erfolg dieser Ökonomien und dem 
Wohlstand ihrer Bevölkerungen interessiert seien (Nölke/Vlie-
genthart 2009: 676ff, 694f). Somit hätten die Visegrád-Länder 
zwar ein im postsozialistischen Vergleich relativ dynamisches, auf 
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der (lohn-)kostengünstigen Produktion haltbarer Konsumgüter 
für westliche Märkte basierendes Gleichgewicht erreicht; dieses 
bleibe aber grundsätzlich fragil sowie in seinen sozialen Effekten 
unausgewogen und sei daher im Sinne klassischer Dependenzan-
sätze als Situation „abhängiger Entwicklung“ zu charakterisieren 
(Vliegenthart 2010: 252).3 Insgesamt hebt die DME-Analyse da-
mit deutlich stärker als der Standard-VoC-Ansatz (auch in Form 
seiner oben diskutierten HME-Erweiterung) und die neoinstitu-
tionalistischen Post-VoC-Perspektiven die Problematik externer 
Abhängigkeit und die Nicht-Kongruenz zwischen Unternehmens-
erfolg und generellem sozio-ökonomischem Wohlergehen hervor. 

Allerdings ist die mit dem Konzept der DMEs verbundene Per-
spektive selbst nicht problemfrei. Insbesondere wird der Begriff 
der Abhängigkeit gegenüber den klassischen, strukturalistisch 
orientierten Perspektiven, denen er entlehnt wird, sozialtheore-
tisch enggeführt, um in der spezifischen idealtypischen Analyse 
Kompatibilität mit VoCs mikroökonomisch und nationalstaat-
lich fokussierter Heuristik zu erreichen. Nun sind hierarchische 
Entscheidungsstrukturen innerhalb von TNK zweifellos ein 
wichtiger, aber keinesfalls der einzige Mechanismus, durch den die 
Abhängigkeit peripherer politischer Ökonomien (re-)produziert 
wird. Weitgehend unberücksichtigt bleiben dabei z.B. diejenigen 
Vermittlungskanäle, die mit der fortschreitenden Herausbildung 
einer neoliberalisierten transnationalen Staatlichkeit verbunden 
sind, welche sich etwa in Institutionen der Europäischen Wäh-
rungsunion oder des supranationalen Handels- und Investitions-
regimes kristallisiert (vgl. z.B. Gill 2001; Wade 2003). Konkret 
schreiben sich die genannten transnationalen Strukturen oft di-
rekt in die durch die VKF analysierten, das Handeln von Unter-
nehmen konditionierenden Institutionen ein. So tragen sie z.B. 
unmittelbar zur tendenziell abnehmenden Fähigkeit der Regie-
rungen peripherer Staaten bei, das Handeln von TNK in ihrem 
Sinne zu beeinflussen, indem sie die Anwendung wichtiger fis-
kal-, währungs- und industriepolitischer Instrumente legal oder 

3 Dorothee Bohles und Béla Greskovits’ Arbeiten über post-sozialis-
tische Ökonomien stellen ein weiteres Beispiel für die Kombination 
neoinstitutionalistischer und kritisch-materialistischer Perspektiven 
dar, auch wenn diese AutorInnen dies konzeptionell nicht so stark 
explizieren (vgl. z.B. Bohle/Greskovits 2007).
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faktisch unmöglich machen (Bieling 2007: 148ff; Dicken 2011: 
181ff). 

Trotz dieser Defizite der DME-Analyse erscheint grundsätz-
lich die komplementäre Ergänzung von neoinstitutionalistischen 
Ansätzen einerseits sowie Weltsystem- und Dependenzperspek-
tiven andererseits vielversprechend für das Projekt einer globalen 
kritischen VKF. Mit Blick auf die Analyse der Vielgestaltigkeit ka-
pitalistischer Organisation jenseits der OECD sind erstere durch 
ihre konzeptionelle Grundlagen und deren methodologische Kon-
kretisierung besonders geeignet, die jeweiligen Besonderheiten 
territorial gebundener institutioneller Konfigurationen mit ihren 
spezifischen sozialen Grundlagen, historischen Pfadabhängigkei-
ten, usw. in den Blick zu nehmen. Letztere wiederum bieten das 
Werkzeug, um die übergreifenden Gemeinsamkeiten kapitalisti-
scher Ökonomien jenseits der OECD, nämlich ihre (semi-)peri-
phere Position in der Weltwirtschaft, und die Art und Weise wie 
diese sich in „interne“ soziale Verhältnisse und deren institutio-
nelle Verdichtungen einschreibt, zu untersuchen (vgl. auch Bluhm 
2010: 204ff). 

Das Konzept „abhängiger Marktökonomien“ stellt daher für 
empirische Untersuchungen kapitalistischer Organisation in peri-
pheren Kontexten einen guten ersten Ansatzpunkt dar. Allerdings 
bedarf es, um eine größere empirische Anwendbarkeit, konzep-
tionelle Schärfe und kritische Wirksamkeit zu erreichen, einer 
Konkretisierung und teilweisen Neubestimmung der Grundlagen 
des Begriffs sowie der mit ihm verbundenen Analyseperspektive. 
Diese bedeutet zunächst, dass das Strukturmerkmal Abhängigkeit 
als Phänomen, das die gesamte Breite der sozialen Produktionsbe-
ziehungen peripherer politischer Ökonomien durchzieht, ernst-
zunehmen ist. Diese Forderung darf nicht mit jener nach dem 
bloßen Hinzufügen weiterer Dimensionen bzw. Variablen ver-
wechselt werden. Auch steht sie einem pragmatischen Fokus auf 
politische und ökonomische Institutionen und ihren Einfluss auf 
Unternehmenshandeln keineswegs entgegen. Allerdings hat die 
obige Diskussion der Schwachstellen der DME-Analyse beispiel-
haft gezeigt, dass Abhängigkeit „integral“ zu begreifen ist, also als 
Verflechtung politischer, ökonomischer und kultureller Faktoren. 
Dabei ist jeweils konkret nachzuvollziehen, wie sich diese in die 
Institutionen, die im Zentrum der kritischen globalen VKF ste-
hen, einschreiben. Sozialtheoretisch wie empirisch sollte sich diese 
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entstehende Forschungsperspektive also stärker als bislang an 
„klassischen“ Dependenzansätzen orientieren (vgl. z.B. Cardoso/
Faletto 1969; für ein Beispiel Bruszt/Greskovits 2009). 

Eine damit verbundene Herausforderung ist die Entwicklung 
eines Analyserahmens, der den Mehrebenencharakter der Institu-
tionen des Gegenwartskapitalismus begreifbar macht. Wiederum 
spricht dies – je nach dem konkreten Ziel der jeweiligen Unter-
suchung – nicht unbedingt gegen einen pragmatischen Fokus auf 
die nationalstaatliche Ebene. Eine solche analytische Abstraktion 
ist aber nur zulässig, soweit sie nicht die für die Entwicklung der 
Institutionen peripherer Kapitalismusformationen oft besonders 
bedeutenden Einflüsse, die sich aus deren transnationaler hierar-
chischer Einbettung und subnationaler Fragmentierung ergeben, 
ignoriert (vgl. Fernández/Alfaro 2012: 77ff). Um diese in den 
Blick zu nehmen, bietet sich ein verstärkter Rückgriff auf polit-
ökonomische Netzwerkansätze an, die die nationalstaatlich orien-
tierte Analyse adäquat kontextualisieren und auch zwischen insti-
tutionalistischen und strukturalistischen Perspektiven vermitteln 
können (Ebenau 2012: 218ff; Fischer/Parnreiter 2007; vgl. für ein 
Anwendungsbeispiel Dobelmann 2012).

Die Herausforderung liegt für die globale kritische VKF nun 
in der empirischen Konkretisierung solcher Überlegungen. An-
gesichts der Dominanz von VoC und anderen neoinstitutionalis-
tischen Ansätzen und der anhaltenden (Selbst-)Marginalisierung 
von kritischen Perspektiven in der vergleichenden Forschung im 
Allgemeinen steht dieses Unterfangen noch ziemlich am Anfang. 
Letztlich bleibt zu hoffen dass kritische Ansätze auch in der „Glo-
balisierung“ der VKF verstärkt Wirkung entfalten und damit zum 
besseren Verständnis sowie mittelbar zur Abschaffung globaler 
Ausbeutungs- und Ungleichheitsverhältnisse beitragen werden.
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Teil II 
 

Neoinstitutionalismus –  
Varianten und Entwicklungen
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Jan Drahokoupil / Martin Myant

Institutionalismus jenseits der „Spielarten des 
Kapitalismus“: Transitionsökonomien in der 
Vergleichenden Kapitalismusforschung

Dieses Kapitel bietet einen Überblick zum Forschungsstand in 
der VKF, indem es die Diskussionen über „Spielarten des Kapita-
lismus“, sowohl für die entwickelten Ökonomien als auch außer-
halb des traditionellen kapitalistischen Kerns, rekapituliert. Um 
typologische Theorien ökonomischer Leistung zu begründen, prä-
sentiert es einen Ansatz zu kapitalistischer Vielfalt in Transitions-
ökonomien. Das Kapitel ist in seinem Fokus auf die „Spielarten“-
Debatte selektiv; letztere beeinflusste die VKF der letzten zwei 
Jahrzehnte allerdings massiv. Wir argumentieren, dass die VKF 
und insbesondere der „Spielarten“-Ansatz ihrem eigenen Erfolg 
zum Opfer gefallen sind. Die Debatte, die letzterer ausgelöst hat, 
hat viele Schwachstellen offensichtlich werden lassen. Aber der 
Mehrwert des Paradigmas, seine ursprünglichen Ziele, sind in ei-
ner Diskussion, die den Ansatz der Nichterfüllung nie erhobener 
Ansprüche bezichtigt, verloren gegangen. 

Allgemeiner argumentieren wir, dass die Grundannahmen der 
VKF für das Verständnis der Diversität ökonomischer und politi-
scher Ergebnisse nützlich und angemessen bleiben. Viele der An-
nahmen des VoC-Ansatzes erwiesen sich zwar als problematisch, 
wobei er aber beispielhaft im Verfolgen einer klar umgrenzten Er-
klärungsagenda ist. Dieses Ziel ging unglücklicherweise in vielen 
Versuchen der Entwicklung umfassenderer Ansätze zum Verständ-
nis von politischen Ökonomien der Gegenwart – sowohl aus VKF 
– als auch aus kritischen Perspektiven – verloren. Wir befürworten 
daher eine wohlwollendere Lesart von VoC, die versucht, seine 
Schwachstellen zu vermeiden, aber auf seine tragfähigen oder für 
eine bessere Perspektive inspirierenden Elemente zurückgreift. Ins-
besondere betrachten wir die Entwicklung typologischer Theorien, 
also die Verwendung von Typologien als Erklärungsinstrumente 
(vgl. George/Bennet 2005), als wichtigsten Beitrag der VKF. 
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Der folgende Abschnitt rekapituliert die VoC-Debatte, wobei 
besonders ihre Artikulation im Kontext der Transitionsökono-
mien betrachtet wird. Er skizziert die von uns so bezeichnete „Post-
VoC-Konvergenz“ der verschiedenen VKF-Ansätze innerhalb 
dieser Debatte. Ironischerweise scheint diese Konvergenz, trotz 
Unterschieden der konzeptionellen Grammatik, einen großen Teil 
der „radikalen“ Kritik an der VKF aufgenommen zu haben. Der 
zweite Abschnitt entwickelt eine VKF-Perspektive auf kapitalisti-
sche Vielfalt in Transitionsökonomien. Diese vermeidet, das Kind 
mit dem Badewasser auszuschütten, indem sie die Schwächen des 
VoC-Ansatzes vermeidet, aber durchgehend dessen Zielstellung 
der Entwicklung einer typologischen Theorie ökonomischer Leis-
tung verfolgt. Der dritte Abschnitt diskutiert dann knapp die 
Ausprägungen kapitalistischer Vielfalt in Transitionsökonomien, 
um die Logik der Typologie zu verdeutlichen.1 

1. Die Post-VoC-Konvergenz

Die VKF umfasst eine Vielzahl sehr unterschiedlicher Ansätze. 
Gemeinsam sind ihnen drei grundlegende Annahmen über die 
Rolle von Institutionen in der Ko-Konstitution kapitalistischer 
Vielfalt (vgl. Radice 2000; Deeg/Jackson 2007): erstens sei öko-
nomisches Handeln soziales Handeln, das institutionell geregelt 
werden müsse; zweitens bestehe ein Zusammenhang zwischen In-
stitutionen sowie Governance-Mechanismen und ökonomischen 
Resultaten; drittens handele es sich bei nationalen Ökonomien 
um interdependente Sets von Institutionen. Der Erfolg von Hall 
und Soskices VoC-Perspektive hat oft zur Identifikation der brei-
teren VKF mit dem weitaus engeren Satz von Annahmen ersterer 
geführt (vgl. Bruff u.a. in diesem Band). Es ist aber sinnvoll, den 
VoC-Ansatz ausführlicher zu betrachten, da er die Debatte inner-
halb der VKF nachhaltig geprägt hat. Sein umgrenzter Erklärungs-
anspruch sollte letztlich das Hauptkriterium für eine Beurteilung 
darstellen. Zwar ist es vielfach berechtigt zu argumentieren, dass 
VoC seine eigenen Ansprüche nicht erfüllt habe; allerdings wurde 
der Ansatz oft auch für die Nichtberücksichtigung anderer (zwei-
fellos wichtiger) polit-ökonomischer Fragen kritisiert. 

1 Weitere Details und empirische Belege können Myant/Drahokoupil 
(2011) entnommen warden.
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Hall und Soskices Ansatz zur Analyse von „Spielarten des Ka-
pitalismus“ bringt zwei wichtige Themen zusammen: zum einen 
den Gedanken relativ kohärenter und stabiler institutioneller 
Strukturen in den am stärksten fortgeschrittenen Marktökono-
mien; und zum anderen den Versuch, diese Strukturen mit inter-
nationaler Wettbewerbsfähigkeit – verstanden als das Erlangen ei-
ner Position von (Nahezu-)Weltmarktführerschaft in bestimmten 
ökonomischen Aktivitäten – in Verbindung zu bringen. Unter-
schiedliche institutionelle Strukturen ermöglichen spezifische Ty-
pen von Innovation und Kompetenzen, und damit ökonomischer 
Führung. Internationale Wettbewerbsfähigkeit, die abhängige 
Variable, wird so auf „komparative institutionelle Vorteile“ 
bezogen. Institutionen dienen also als unabhängige Variablen zur 
Erklärung der Existenz verschiedener Typen von Koordination 
und Innovation, verbunden mit unterschiedlichen Wettbewerbs-
vorteilen. Institutionelle Strukturen, u.a. Arbeitsbeziehungen, 
Kooperation zwischen Firmen, Corporate Governance und Fir-
menfinanzierung, bieten die besten Möglichkeiten für Unterneh-
men, wenn sie kohärente und komplementäre Systeme bilden.2 

Die Methode der Typologie hat großen Einfluss erlangt und 
wird in zahlreichen sozialwissenschaftlichen Bereichen für verglei-
chende Arbeiten herangezogen. Die VoC-Klassifizierung wurde 
dabei oft unkritisch zur Bestimmung der polit-ökonomischen 
Charakteristika individueller westeuropäischer Länder verwen-
det. Auch außerhalb Westeuropas wurde sie direkt anzuwenden 
versucht, was sich allerdings als problematisch herausstellte. Zwar 
ist es möglich, wenigstens einige der zur Charakterisierung von 
LMEs und CMEs entwickelten Indikatoren zu folgen: so vari-
iert z.B. die Verbreitung kollektiver Tarifverhandlungen und die 
Arbeitsmarktregulation zwischen Transitionsökonomien, was 
eine Klassifizierung einiger als LMEs und anderer als (Beinahe-)
CMEs nahelegt (vgl. z.B. Buchen 2007; Feldmann 2006; Knell/
Srholec 2007; Mykhnenko 2007). Dabei geraten aber wichtige 
Unterschiede zwischen den Transitionsökonomien einerseits 
und Deutschland oder den USA andererseits aus dem Blick. Zu-
dem ist die Annahme, dass die Präsenz ähnlicher Institutionen 
zu den gleichen Effekten in Bezug auf die für LMEs und CMEs 

2 Für einen Überblick über VoCs LME/CME-Typologie vgl. Bruff 
u.a., Jessop und Bieling in diesem Band.
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identifizierten Koordinationsmechanismen führen würde, irre-
führend (Drahokoupil 2009). Es ist auch sehr klar, dass die schein-
baren Ähnlichkeiten einiger institutioneller Merkmale nicht mit 
vergleichbaren Niveaus von Innovationstätigkeit einhergehen, die 
in allen Transitionsökonomien relativ niedrig sind. 

Zahlreiche AutorInnen haben sich auf andere relevante Cha-
rakteristika kapitalistischer Ökonomien – u.a. die Rolle des 
Staates in der Steuerung ökonomischer Entwicklung, sowie die 
Formen und den Umfang von Wohlfahrtsstaatlichkeit – konzen-
triert. So wurden zusätzliche Kapitalismustypen identifiziert, um 
die fortgeschrittenen Länder sowie Länder in Lateinamerika und 
Südostasien zu charakterisieren (vgl. z.B. Amable 2003; Anchor-
doguy 2005; Becker 2009; Boyer 2005; Schmidt 2002; Schneider 
2009). 

Nölke und Vliegenthart (2009) haben den VoC-Ansatz an die 
Besonderheiten von Transitionsökonomien angepasst und eine 
„dritte grundlegende Spielart“, die „abhängige Marktökonomie“ 
(dependent market economy, DME), identifiziert (vgl. auch Ebe-
nau in diesem Band). Als zentraler Koordinationsmechanismus 
werden diese durch die Hierarchie innerhalb transnationaler Kon-
zerne (TNK) charakterisiert, was mit komparativen Vorteilen im 
Zusammenbau und der Produktion von relativ komplexen und 
haltbaren Gütern einhergeht. Die abhängige Variable wird so zu 
einer Form internationaler Integration, die keinerlei Form von 
Weltmarktführerschaft beinhaltet: Innovationen werden in dieser 
Spielart nicht lokal generiert, sondern durch die TNK-Hierar-
chien transferiert. Die unabhängige Variable ist eine institutionelle 
Struktur, die bestimmte, auf importierter Technologie basierende 
ökonomische Aktivitäten fördert. Dieses DME-Modell kann auf 
vier zentraleuropäische Länder angewendet werden: Polen, die 
Tschechische Republik, Ungarn und die Slowakei. Nölke und 
Vliegenthart zufolge erklärt die Existenz kohärenter DME-In-
stitutionen die überlegene Leistungsfähigkeit dieser Länder ge-
genüber dem Rest der Region. Wie wir im Folgenden ausführen 
bestehen allerdings weiter erklärungsbedürftige Unterschiede in 
den Formen internationaler Integration dieser Länder. Auch lässt 
das DME-Modell die Charakterisierung anderer Transitionsöko-
nomien offen. Zudem bleibt es – was noch schwerer wiegt – eine 
Erklärung der internen Vorbedingungen von DME-Institutionen 
und der Reproduktion ihrer komparativen Vorteile schuldig (vgl. 



90 Jan Drahokoupil / Martin Myant

auch Šćepanović 2011). Es kann also keinen Aufschluss über den 
Ursprung polit-ökonomischer Vielfalt innerhalb dieser Gruppe 
geben. 

Manche AutorInnen haben aus anderen VKF-Perspektiven 
heraus den von der Idee komparativer institutioneller Vorteile 
suggerierten Einfluss von Institutionen auf ökonomische Spezia-
lisierung in Frage gestellt. Becker (2009) ging so weit zu insistie-
ren, dass von Idealtypen keine „Leistung“ im Sinne einer Theorie, 
die die Implikationen bestimmter institutioneller Strukturen für 
ökonomische Performance spezifiziert, erwartet werden könne. 
Andere zweifelten an der Idee starker institutioneller Komple-
mentarität, welche die Notwendigkeit von Kohärenz zwischen 
Institutionen impliziert. Tatsächlich weist Evidenz zu der Vielfalt 
institutioneller Formen in einzelnen Ländern auf die Existenz di-
verser Handlungslogiken bzw. Koordinationsmechanismen inner-
halb bestimmter sozialer Kontexte hin (Boyer 2007; Deeg 2007; 
Morgan 2007). Dies steht in Zusammenhang mit der wachsenden 
Bedeutung von Mehrebenenregulierung, welche die Zentralität 
nationaler Institutionen schwächt, indem sie institutionelle Inko-
härenz und „Unvollständigkeit“ vergrößert (Djelic/Quack 2003). 
Für Osteuropa hat Bluhm (2007) gezeigt, dass TNK Vorteile aus 
den hybriden institutionellen Mischungen ziehen, um in mit den 
CMEs assoziierten Aktivitäten zu konkurrieren. 

In einer politischen Ökonomie können daher verschie-
dene Lösungen von Koordinationsproblemen koexistieren 
(Äquifunktionalität). Genauer gesagt kann ein Set komplementä-
rer Institutionen parallel mit einem anderen bestehen, ohne dass 
sie sich notwendigerweise gegenseitig verstärken oder aber wider-
sprechen (Lane/Wood 2009: 540). Komplementarität kann also 
nicht nur die Form von Synergie, sondern auch von „Supplemen-
tarität“ – eine Institution gleicht die Schwächen der anderen aus 
– annehmen (Crouch 2005). Institutionelle Heterogenität und 
Vielfalt können sogar größere Potenziale für Innovation und An-
passung an eine sich wandelnde Umwelt bieten (ebd.; Schneiberg 
2007; vgl. auch Lane/Wood 2009). 

Die Diskussion hat eine große Vielfalt polit-ökonomischer Ty-
pen aufgezeigt. Dabei handelt es sich um Resultate historischer 
und politischer Entwicklungen ohne direkte Auswirkungen auf 
die ökonomische Leistung, etwa der relativen Stärkung der Ar-
beiterInnenbewegung in einigen Ländern. Daher ist eine Litera-
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tur entstanden, die institutionelle Flexibilität und Wandel, und 
somit die Notwendigkeit kontextueller Analysen zur Verfolgung 
der Entwicklung historisch-spezifischer kapitalistischer Spielarten 
betont (z.B. Becker 2009; Streeck/Thelen 2005). 

Die von VoC ausgelöste Debatte hat schließlich zu einer Kon-
vergenz innerhalb der VKF bezüglich ihrer Schlussfolgerungen 
geführt (vgl. jüngere Debattenüberblicke, u.a. Bohle/Greskovits 
2009; Deeg/Jackson 2007), die in drei Punkten zusammengefasst 
werden kann. Erstens sollten die in der VKF verwendeten konzep-
tuellen Ansätze über statische, notwendig Kohärenz suggerierende 
Modelle hinausgehen. Sie sollten in der Lage sein, (graduellen) 
institutionellen Wandel, institutionelle Hybridisierung mit oft 
positiven ökonomischen Effekten und die Bedeutung von Mehre-
beneninstitutionalität zu berücksichtigen. Zweitens muss die po-
litische Dimension beachtet werden, insofern AkteurInnen aktiv 
Institutionen umgestalten, die die relative Macht verschiedener 
Gruppen verkörpern und dabei sowohl Handlungsressourcen als 
auch -beschränkungen darstellen. Schließlich – und hier konver-
gieren VKF-Ansätze großteils mit ihrer „radikalen“ Kritik (z.B. 
Bruff 2011) – besteht die Notwendigkeit, Kapitalismus wieder 
verstärkt zu berücksichtigen. Auf der Mikroebene bedeutet das, 
durch Anerkennung des destabilisierenden Motivs von „Furcht 
und Gier“, das in einer kapitalistischen Gesellschaft menschliches 
Handeln antreibt, über Gleichgewichtsannahmen hinauszugehen 
(Streeck 2009). Dies beinhaltet die Realisierung des schumpete-
rianischen Zugangs ökonomischer AkteurInnen zu Institutionen, 
welcher sie dazu veranlasst, bestehende Regeln und Kompromiss-
bildung zu umgehen und einen permanenten Veränderungsdruck 
mit sich bringt. Auf der Makroebene sollten vergleichende An-
sätze so die asymmetrischen Machtbeziehungen zwischen Kapital 
und Arbeit in der Neuverhandlung institutioneller Kompromisse 
anerkennen. 

Die Post-VoC-Konvergenz hat eine Reihe von Schwachstel-
len des für die VKF prägenden VoC-Ansatzes identifiziert. Die 
bedeutsamsten Kritikpunkte beziehen sich auf das Wesen kom-
parativer (institutioneller) Vorteile. Sie können allerdings in die 
Grundannahmen des breiteren VKF-Feldes integriert werden. 
Darüber hinaus ist ein großer Teil der Kritik an VoC im Kontext 
der diesem Ansatz zu Grunde liegenden Zielstellungen weniger 
relevant. Dies trifft sowohl auf seinen Erklärungsanspruch (die 
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Wahl der abhängigen Variable) als auch den Erklärungsweg (die 
Kausalmechanismen, das Wesen der unabhängigen Variablen) zu. 
Für einen Ansatz sollte es daher kein allzu großes Problem sein, 
wenn er Wandel nicht angemessen erfassen kann, solange er bei 
der Erklärung der Rolle von Institutionen für die Herstellung öko-
nomischer Leistungsfähigkeit zufriedenstellende Dienste leistet. 
Die Verwendung vereinfachender Annahmen über die Natur von 
AkteurInnen und ihre relative Macht kann unschädlich bleiben, 
wenn sie nicht zu irreführenden Schlussfolgerungen bezüglich 
der für den spezifischen Zweck des Ansatzes zu berücksichtigen-
den Kausalmechanismen führt. Der im nächsten Abschnitt ein-
geführte VKF-Ansatz spiegelt daher eine Zahl bedeutsamer Ein-
schränkungen der Anwendbarkeit von VoC wider, berücksichtigt 
aber nur diejenigen Kritikpunkte, die für das Ziel der Erklärung 
ökonomischer Leistung relevant sind. 

2. Eine VKF-Perspektive aus Transitionsökonomien

Der hier vorgeschlagene VKF-Ansatz geht von den hauptsächli-
chen Unterschieden zwischen Transitionsländern bezüglich ihrer 
Integration in die Weltökonomie aus. Diese Unterschiede sind 
mit ihren institutionellen und sonstigen Ausgangsbedingungen 
verbunden. Das Ziel ist daher eine Typologie kapitalistischer Viel-
falt in Transitionsökonomien, die zeigt, wie die kennzeichnen-
den Formen internationaler Integration von internen Bedingun-
gen abhängen. Die Analyse folgt so dem Geist von VoC, indem 
sie auf die Erklärung von Unterschieden in der ökonomischen 
Leistungsfähigkeit – verstanden als internationale Wettbewerbs-
fähigkeit – abzielt. Allerdings adaptiert der Ansatz bestehende 
Perspektiven, um ihre Schwächen zu überwinden und um die Be-
sonderheiten der Transitionsökonomien zu reflektieren. Er kann 
in vier Punkten charakterisiert werden. 

Der erste ist die Anpassung der „abhängigen Variable“, um ei-
nen Fokus auf breiter verstandene Formen der Integration in die 
globale Ökonomie einzuschließen. Die Export-Wettbewerbsfä-
higkeit bleibt ein Element, aber es geht nicht mehr unbedingt um 
Weltmarktführerschaft. Sie wird um eine Reihe weiterer Wege er-
gänzt, durch die Länder ein externes Gleichgewicht erreichen kön-
nen, vom Export von Industriegütern und natürlichen Ressourcen 
über die Offenheit für private Finanzströme bis hin zur Abhän-
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gigkeit von Rücküberweisungen und ausländischer Entwicklungs-
hilfe. Zentral für den Ansatz ist daher das sektorale Mikrolevel 
(eine Form der Integration) anstelle des nationalen Makrolevels 
(vgl. Deeg 2007). 

Der zweite Punkt ist die Erkenntnis, dass neben institutionellen 
Strukturen noch andere Faktoren die relevanten Formen interna-
tionaler Integration beeinflussen. Diese umfassen die bestehende 
industrielle Basis, die natürliche Ressourcenausstattung und auch 
die Geographie (vgl. Greskovits 2005). Institutionen treten daher 
in Interaktion mit solchen Faktoren als nur ein Element auf, das 
zur Erklärung ökonomischer Leistungsfähigkeit allein nicht aus-
reichend ist. 

Die dritte Anpassung ist der erweiterte Begriff institutioneller 
Vorteile. Er unterscheidet spezifische Vorteile im Sinne von VoC 
und stärker generische Vorteile, wie sie die Analyse von Transi-
tionsökonomien dominiert haben. Ein großer Teil der verglei-
chenden politischen Ökonomie betrachtet die grundlegenden, 
ungelösten Probleme in Transitionsökonomien, darunter die 
Bereiche staatlicher Kapazitäten, Rechtsstaatlichkeit, funktio-
nierender Corporate-Governance- und stabiler Finanzsysteme, 
Klarheit in der Eigentümerschaft von Firmen und der Trennung 
der politischen und unternehmerischen Sphäre, als gegeben. Kli-
entelismus, der umstrittene Charakter von Eigentumsrechten und 
die schwache Rechtsstaatlichkeit wurden weithin als definierende 
Merkmale kapitalistischer Spielarten in der ex-sowjetischen Ge-
meinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) angesehen (King 2007; 
Lane 2007b; Lane/Myant 2007). Dies ist schwer in den Rahmen 
des VoC-Ansatz einzufügen (vgl. Becker 2009: 59ff; Nölke/Vlie-
genthart 2009: 695f). 

Diesen Themen nachzugehen erfordert, sich auf ein Terrain 
zu begeben, mit dem Mainstream-Wirtschaftswissenschaften 
und -Politökonomie großteils unvertraut sind, insofern sie typi-
scherweise annehmen, dass Regeln befolgt, Schulden und Kredite 
abgezahlt würden, dass Anleger dem Bankensystem vertrauen 
könnten, und dass Regierungspolitiken, einmal beschlossen, auch 
umgesetzt würden (vgl. aber Alston/Mueller 2005). Die instituti-
onalistische Literatur bemerkt oftmals, dass „informelle“ ebenso 
wichtig wie formelle Regeln seien. Dies aber wird dem Ausmaß der 
Unterschiede zwischen fortgeschrittenen und Transitionsökono-
mien nicht gerecht. Beckers (2012) Ansatz erkennt dies an, indem 
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er argumentiert, dass der „patrimoniale“ Kapitalismustyp in Tran-
sitionsländern stark ausgeprägt sei. Unsere Perspektive identifiziert 
allerdings darüber hinaus klare Implikationen des patrimonialen 
Typus für ökonomische Spezialisierung und Leistungsfähigkeit. 

Viertens vertreten wir einen schwächeren Begriff von Komple-
mentarität der Elemente eines Kapitalismustyps. Wir betonen die 
Vielfalt innerhalb einzelner politischer Ökonomien und die Rolle 
von Kontingenz und Politik. 

Diese Elemente bilden einen Ausgangspunkt für eine VKF-Per-
spektive auf Transitionsökonomien. Die Unterscheidung von Ka-
pitalismustypen wird dabei mit einer Klassifizierung von Formen 
internationaler Integration verbunden. Auf Grundlage von Pro-
duktkomplexität und Beschaffenheit des Produktionsnetzwerks 
unterscheiden wir vier Formen der Integration: exportorientierte 
ausländische Direktinvestitionen (ADI) in komplexen Sektoren; 
exportorientierte komplexe Sektoren ohne ADI; einfache indust-
rielle Aktivitäten im Kontext von Fremdvergabe (subcontracting); 
und Fertigung einfacher Industriegüter und Halbfabrikate. Dane-
ben gibt es zwei Formen der finanziellen Integration: Abhängig-
keit von Rücküberweisungen und Entwicklungshilfe; und Integ-
ration durch finanzielle Zuflüsse. Letzteres bietet keine Grundlage 
für einen spezifischen Kapitalismustyp; verbunden mit finanziali-
sierter Entwicklung ist es ein Phänomen, das verschiedene Formen 
annimmt und mit etlichen Kapitalismustypen kompatibel ist (vgl. 
Myant/Drahokoupil 2012). Die verbleibenden fünf Integrations-
formen können vor dem Hintergrund der internen Gegebenheiten 
einzelner Länder, ihren Vorbedingungen, betrachtet werden. 

Die Integrationsformen und ihre Vorbedingungen konstitu-
ieren fünf kapitalistische Idealtypen: ADI-basierte Marktökono-
mien, periphere Marktökonomien, Ordnungsstaaten, oligarchi-
sche (klientelistische) Kapitalismen und rücküberweisungs- bzw. 
entwicklungshilfebasierte Ökonomien. Tabelle 2 liefert einen 
Überblick über die Bedingungen einzelner Integrationsformen 
in Hinblick auf staatliche Kapazitäten (Rechtsstaatlichkeit sowie 
Trennung von Politik und Unternehmen), Staatstätigkeit (Politi-
ken), Unternehmensentwicklung und Finanzsystem. Der Ansatz 
weist auf Flexibilität in industriellen Beziehungen, Arbeitsmärkten 
und Wohlfahrtssystemen hin. Für keine der Integrationsformen 
stellen diese Aspekte sozialer Einbettung wichtige Vorbedingun-
gen dar. Ihre Entwicklung spiegelt interne soziale Bedingungen 
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und politische Kräfte wider. Andererseits kann der politisch-öko-
nomische Kontext die Möglichkeiten für Wohlfahrtsstrategien 
einschränken. Komplexe Industrieproduktion scheint für höhere 
Wohlfahrtsausgaben am günstigsten zu sein. Empirisch geht sie 
mit einer Vielzahl wohlfahrtsstaatlicher Ergebnisse einher. 

Wir unterbreiten also eine typologische Theorie zur Charakteri-
sierung kapitalistischer Vielfalt in Transitionsökonmien. Individu-
elle interne Vorbedingungen bilden Idealtypen, die das Wesen der 
für das einzelne Land maßgeblichen internationalen Integration er-
klären. Jedes Land kombiniert dabei mehrere Integrationsformen. 
Es ist jedoch möglich, Ländergruppen zu identifizieren, in denen je-
weils eine der Formen vorherrscht. So kann durch die Kombination 
von Integrationsformen sowie internen ökonomischen, politischen 
und institutionellen Merkmalen eine annähernde Klassifikation in 
fünf Typen erreicht werden. In einigen Fällen gibt es Überlappun-
gen; keiner der Typen ist fix. In unterschiedlichem Maße durchlau-
fen alle Länder Wandlungsprozesse. Mit der Zeit bewegen sie sich 
von einem zu einem anderen Idealtypus. Die einzelnen Typen und 
die Bestimmung der Zugehörigkeit individueller Fälle werden im 
nächsten Abschnitt diskutiert (s. im Folgenden Tabelle 2).

3. Spielarten des Kapitalismus in 
Transitionökonomien

ADI-basierte (zweitrangige) Marktökonomien zeichnen sich durch 
demokratische politische Systeme, EU-Integration und zuneh-
mend auf der Industrieproduktion ausländischer TNK gründende 
Exporte aus. Dieser Typ charakterisiert die Mittelosteuropäischen 
Länder, also die Tschechische Republik, Ungarn, Polen, die Slowa-
kei und Slowenien (MOEL). Diese Ökonomien haben komplexe 
Exportstrukturen herausgebildet, sind aber zweitrangig in inter-
nationalen Produktionsnetzwerken. Dennoch verfügen sie über 
ein beträchtliches Potential für produktive Aufwertung und Ent-
wicklung, was diese Spielart vielversprechender macht als andere 
Transitionsresultate. Andere Merkmale sind flexibel und reichen 
von beträchtlichem ArbeitnehmerInnenschutz und sozialer Absi-
cherung zu stärker neoliberalen Ansätzen. Obwohl diese Länder 
nicht über die für hochrangige Innovation notwendige Unterneh-
mensinfrastruktur verfügen, bieten sie doch ein solides Umfeld für 
die sonstige Entwicklung der einheimischen Wirtschaft. 
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Der Export hochwertiger, in Abteilungen großer TNK gefertigter 
Produkte nach Westeuropa ist die sicherste und einkommensträch-
tigste Form internationaler Integration. Die internen Bedingun-
gen sind anspruchsvoll. TNK benötigen ein komplexes Netzwerk 
mit anderen Organisationen. Sie brauchen ein wirtschaftliches 
Umfeld, in dem sie ihre eigenen Aktivitäten garantieren und 
sich ihrer Verbindung zu zahlreichen anderen Firmen sowie lo-
kalen und nationalen Regierungsstellen versichern können. Auf 
den Export komplexer Industriegüter abzielende ADI benötigen 
daher ein hohes Niveau staatlicher Kapazität und ein entwickeltes 
Unternehmensumfeld. Weitgehend wurde all dies in den MOEL, 
den baltischen Republiken und, zunehmend, in Südosteuropa er-
reicht. Allerdings verfügt keines dieser Länder über ein den fortge-
schrittenen Marktökonomien verfügbares Umfeld, das Zugang zu 
Großfinanzierungen und eine für systematische Innovation geeig-
nete Forschungsbasis beinhalten würde. 

Die TNK zog es in Länder, mit denen sie bereits früher in Kon-
takt gestanden hatten und die eine relativ moderne Industrie, eine 
gute physische Infrastruktur und Verbindungen mit Westeuropa 
geerbt hatten. Politische Stabilität war wichtig für Unternehmen, 
die langfristige Investitionen tätigten; eine hohe EU-Beitritts-
wahrscheinlichkeit – im Fall von MOEL seit den frühen 1990ern 
– galt als nützliches Gütezeichen. Die Konzerne benötigten ein 
sicheres rechtliches und ökonomisches Umfeld, in dem Verträge 
eingehalten würden. Die Politik konnte die „strukturellen Vor-
teile“ beeinflussen, insofern die Erhaltung der industriellen Basis 
am Erwerb von Firmen aus ihren jeweiligen Sparten interessierte 
Investoren anzog (vgl. Greskovits 2005: 117ff; Kurth 1979: 3f; 
Drahokoupil 2008). 

Periphere Marktökonomien besitzen demokratische politische 
Systeme und grundlegende rechtliche und institutionelle Bedin-
gungen für Unternehmen, beruhen aber auf weniger stabilen In-
dustriegüterexporten. Diese Integrationsform war bzw. ist in den 
frühen 1990ern in den MOEL und später in den südosteuropä-
ischen Ländern und den baltischen Staaten von Bedeutung. An-
dere können hinzukommen und manche können sich zur ersten 
Kategorie hin bewegen. Schwach entwickelte Binnenökonomien, 
besonders bezüglich einheimischer Sparbestände, gehen oft mit 
finanzialisiertem Wachstum und Abhängigkeit von Rücküber-
weisungen einher. Diese Länder sind daher weniger in der Lage, 
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externen Schocks zu widerstehen. Ihre ökonomischen Entwick-
lungsformen harmonieren am besten mit hochliberalisierten 
Marktbedingungen, die gute Reputation in internationalen Fi-
nanzzirkeln bringen. Dies geht oft mit niedrigen sozialen Absiche-
rungsniveaus einher. Auch sollte es geringe Hürden für die Un-
ternehmensgründung bedeuten; allerdings waren die betreffenden 
Ziffern im Vergleich zu den MOEL eher niedrig. Die baltischen 
Republiken gehören wegen ihrer Exportstrukturen und ihrer Ab-
hängigkeit von finanzialisierter Entwicklung trotz hoher Einkom-
mensniveaus zu dieser Gruppe.

Bekleidungs-, Schuh- und einfache Komponentenexporte hän-
gen von der Fremdvergabe durch TNK ab, typischerweise mit sehr 
präzisen Anforderungen, und in einigen Fällen mit Direktinvesti-
tionen. Auch bedarf es einer adäquaten Transport- und Kommu-
nikationsinfrastruktur. Die Anforderungen an Fähigkeiten sind 
aber niedrig, da die Produktentwicklung in reicheren Ländern 
stattfindet, so dass niedrige Arbeitskosten die Hauptanziehung 
begründen. Die ererbte Industriestruktur ist ebenfalls von Bedeu-
tung, da sie normalerweise die zur Erfüllung neuer Anforderun-
gen rasch anpassbare Produktivstruktur und Arbeitskraft zur Ver-
fügung stellt. Corporate Governance und Privatisierungspolitiken 
sind weniger wichtig für die TNK. Allerdings benötigen diese ein 
rechtliches Regelwerk, das die Einhaltung von Verträgen hinrei-
chend absichert. 

Ordnungsstaaten sind jene GUS-Staaten, die die eingeschränk-
testen Reformen durchlaufen haben. Bereits ihre Klassifizierung 
als „kapitalistisch“ kann hinterfragt werden. Obwohl beträcht-
liches Staatseigentum fortbesteht, haben sie aber seit 1989 subs-
tanzielle Transformationen vollzogen, wie der Grad ihrer Welt-
marktintegration, die Anwendung von Preismechanismen, Preise 
wenigstens nahe internationaler Niveaus und die Freiheit privaten 
Unternehmertums anzeigen. Sie charakterisieren sich durch au-
toritäre politische Systeme, die auch die wichtigen ökonomischen 
Entscheidungen bestimmen. Ihre internationale Einbindung ist 
abhängig von staatlicher Unterstützung für Industriegüter oder 
Rohstoffe. Das Umfeld für Unternehmen von außerhalb des 
staatlichen Sektors ist problematisch. Staatlicher Autoritarismus 
und Willkür und das niedrige Niveau finanzieller Entwicklung 
erschweren das Wachstum neuer Unternehmen. Die soziale Ab-
sicherung steht in Kontinuität mit der Vergangenheit, was zu ho-
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hen öffentlichen Ausgaben führt (vgl. Myant/Drahokoupil 2010, 
Kap.10). Dies unterscheidet Ordnungsstaaten von vielen anderen 
GUS-Ländern, in denen die Absicherung nach den Umwälzungen 
der frühen 1990er drastisch reduziert wurde. Hohe Ausgaben in 
Ordnungsstaaten helfen bei der für das politische Überleben der 
autoritären Regime notwendigen Sicherung öffentlicher Unter-
stützung. 

Das prominenteste Beispiel ist Weißrussland, wo Fahrzeug-
exporte auf Grundlage eines „Ordnungsstaates“ (Iwasaki 2004), 
mit Staatseigentum an Schlüsselunternehmen und staatlicher 
Kontrolle der Kreditvergabepolitiken von Banken, fortbestanden. 
Diese bringen finanzielle Ressourcen und höhere Niveaus von 
Managementstabilität als in Ländern, wo ähnliche Unternehmen 
privatisiert wurden. Mit dem Zugang zu modernen Technologien 
profitieren sie von etwas internationaler Kooperation; es gibt aber 
auch eine beträchtliche autonome Produktentwicklung. Letztere 
Produkte sind allerdings nur in weniger anforderungsreichen, 
nicht von TNK dominierten Märkten konkurrenzfähig. Es bleibt 
offen, ob dieses Modell mehr als nur vorübergehend ist. Versuche 
zur Förderung der Entwicklung komplexerer Sektoren, etwa in 
Usbekistan, erzielten weniger beeindruckende Ergebnisse. 

Oligarchische oder klientelistische Kapitalismen3 kennzeichnen 
große Teile der GUS. Diese Gruppe ist durch relativ autoritäte 
politische Systeme und eine engere Verbindung von Unterneh-
men und Politik als im Falle der beiden vorigen gekennzeichnet. 
Der Export von Rohstoffen und Halbfabrikaten erfordert ein 
weniger entwickeltes Unternehmensumfeld.4 Dies ist kompatibel 
mit geringeren Niveaus staatlicher Kapazitäten sowie mit institu-
tionellen Umgebungen, die keine Basis für sichere Beziehungen 
zwischen Unternehmen, und noch weniger für die Entwicklung 
neuerer, innovativer Firmen bieten. Themen wie Arbeits- und 
Unternehmensbeziehungen oder Finanzentwicklung sind daher 
für diese Form internationaler Integration nicht von Belang. Auf 
Grundlage von Unterstützung durch die politisch Mächtigen kön-
nen exportierende Firmen trotz des Fehlens eines stabilen recht-

3 Keiner der Begriffe ist ideal und für unterschiedliche Länder er-
scheint entweder der eine oder andere zutreffender.

4 Rentenbasierte Ökonomien sind nur eines der Ergebnisse, das unter 
diesen Typ fällt.
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lichen und wirtschaftlichen Umfelds prosperieren. Sozial- und 
Arbeitsplatzschutz und das Umfeld für dynamische neue Unter-
nehmen sind allgemein sehr schwach entwickelt – nicht weil sie 
die dominierenden Formen internationaler Integration beein-
trächtigen würden, sondern weil sie für diese und die Interessen 
der politischen Machthaber irrelevant sind. 

Auf Grund der außerordentlich hohen Einkünfte und niedri-
ger Beschäftigungsbedarfe von Öl- und Gasexporteuren bestehen 
Unterschiede zwischen diesen und den Exporteuren anderer Gü-
ter. Erstere sind daher noch besser vereinbar mit einem schwachen 
Umfeld für den Rest der Ökonomie. Exporteure können ihre ei-
gene physische Infrastruktur schaffen, Kapital aus dem Ausland 
aufbringen und nur wenig Kontakt zu lokalen Firmen halten. 
Die Vorbedingungen hierfür haben daher keine direkten Impli-
kationen für Arbeitsbeziehungen, soziale Absicherung und das 
Unternehmensumfeld allgemein. Öl- und Gasexport ist kompati-
bel mit autoritären Regimen, die gesellschaftliche Stimmen igno-
rieren und auf die Förderung alternativer Formen ökonomischer 
Entwicklung verzichten können. Diese potenzielle Beschränkung 
anderer Wachstumsformen bedeutet, dass die Vorherrschaft von 
Ressourcenexporten kein nur vorübergehendes Merkmal interna-
tionaler Integration sein muss. 

Eine Reihe von armen GUS- und osteuropäischen Ländern 
sind schließlich als rücküberweisungs- und entwicklungshilfeba-
sierte Ökonomien zu charakterisieren. Dies ist eine schwache Basis 
für zukünftige Entwicklung. Der Aufstieg in eine andere Gruppe 
– am ehesten die der peripheren Marktökonomien – hängt von 
einem adäquaten Unternehmensumfeld und wohl auch einer für 
die Fremdvergabe durch TNK attraktiven geographischen Lage 
und Infrastruktur ab. Hier fehlt es an vielem und ein Großteil 
einheimischer Wirtschaftstätigkeit bleibt auf den Kleinhandel be-
schränkt. 

4. Schlussfolgerung

Die oben vorgestellte Typologie zielt auf die Erklärung wirtschaft-
licher Leistungsfähigkeit in Transitionsökonomien, insbeson-
dere des Wesens ihrer internationalen Einbindung, indem sie sie 
mit ihren internen Bedingungen in Verbindung setzt. Letztere 
umfassen institutionelle wie auch andere Faktoren. Die Typolo-
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gie betrachtet so die relative Bedeutung von Institutionen in der 
Ko-Konstitution ökonomischer Leistungsfähigkeit. Den Kern 
der VKF-Agenda sehen wir in der Untersuchung der – wie auch 
immer definierten – Performance von Institutionen. Der VoC-
Ansatz unterbreitete eine typologische Theorie mit diesem Ziel. 
Unglücklicherweise führte die mit der Reflexion der Schwach-
punkte von VoC begonnene Debatte die VKF von der Erklärung 
ökonomischer und sonstiger Effekte von Institutionen weg. Zur 
selben Zeit war sie aber durch die Identifikation der Probleme 
existierender Erklärungen institutioneller Performance überaus 
hilfreich. Dies beinhaltet die Notwendigkeit, über die nationale 
Ebene hinauszugehen und Komplementaritäten sowie, breiter, die 
Konstitution komparativer Vorteile auch auf Sektor- und Unter-
nehmensebene zu analysieren; das Verständnis von Institutionen 
als kontinuierlich sich entwickelnden Formen; das weitere Ver-
ständnis von Komplementaritäten; und die Erfordernis, auch die 
nicht-institutionelle Konstitution komparativer Vorteile zu unter-
suchen. Die Schlussfolgerungen sollten es der VKF ermöglichen, 
bessere typologische Theorien zu formulieren. 

Aus dem Englischen von Matthias Ebenau
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Christian May / Andreas Nölke

Kritischer Institutionalismus in der 
Vergleichenden Kapitalismusforschung: 
Konzeptionelle Überlegungen und 
Forschungsprogramm

Institutionalistische Ansätze der Vergleichenden Kapitalismusfor-
schung (VKF), insbesondere die firmenorientierten Perspektiven 
in der Tradition des VoC-Ansatzes, sind in jüngster Zeit vielfach 
kritisiert worden, wie u.a. zahlreiche Beiträge zu diesem Band 
zeigen. Es scheint uns trotzdem nicht angemessen, auf institutio-
nelle Ansätze zur vergleichenden Analyse des Kapitalismus ganz 
zu verzichten oder eine völlig neue institutionalistische Kapitalis-
musanalyse zu entwerfen, wie das etwa Wolfgang Streeck (2011) 
vorschlägt. Statt „das Kind mit dem Badewasser auszuschütten“ 
liegt es für uns vielmehr nahe, an bewährte Erkenntnisse der eta-
blierten Institutionenforschung anzuknüpfen, diese jedoch in 
kritischer Absicht weiterzuentwickeln. In diesem Beitrag klären 
wir dazu zunächst die Grundlagen von Begriffen wie „Instituti-
onen“ und „Institutionalismus“ (Abschnitt 1), entwerfen die Pro-
grammatik eines kritischen Institutionalismus im Rahmen der 
VKF (Abschnitt 2) und skizzieren knapp eine entsprechende For-
schungsagenda (Abschnitt 3). Wir hoffen damit zeigen zu können, 
dass eine kritische VKF einen Teil der in diesem Band artikulier-
ten Kritik berücksichtigen kann, ohne die Erkenntnisse der in den 
vergangenen beiden Dekaden so reichhaltig betriebenen instituti-
onellen Vergleichsanalysen zu ignorieren. Im Gegenteil – ähnlich 
wie David Coates (in diesem Band) sehen wir gerade in der Kom-
bination von institutionalistischen und kritischen Ansätzen eine 
besonders fruchtbare Forschungsagenda für die VKF. Die Zielset-
zung unseres Beitrags ist also forschungsprogrammatisch – es geht 
uns nicht um eine bestimmte Methode, eine Theorie (im Sinne 
eines Geflechts falsifizierbarer Kausalaussagen) oder empirische 
Beschreibungen, sondern darum, welche Zeiträume, welche Län-
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der, welche Institutionen und welche konkreten Fragestellungen 
im Rahmen eines kritischen Institutionalismus (warum) beforscht 
werden sollten. 

1. Institutionen und Institutionalismus: 
Konzeptionelle Grundlagen aus  
kritischer Perspektive

Institutionen machen die Struktur einer bestimmten Wirtschafts-
ordnung greifbar. Sie ermöglichen eine konkrete Analyse der 
Entwicklungen im Kapitalismus, welche auf der systemischen 
Ebene nicht geleistet werden kann. Auch wenn Einigkeit darüber 
besteht, dass Konzepte wie z.B. das der „Finanzialisierung“ den 
Kapitalismus des frühen 21. Jahrhunderts zutreffend beschreiben, 
so ist häufig unklar, wodurch genau diese Konzepte in der Rea-
lität verkörpert werden (vgl. hierzu Heires/Nölke 2011). Institu-
tionalistische Ansätze sind prinzipiell in der Lage, solche umfas-
senden Begriffe konkret greifbar zu machen. Da Institutionen auf 
grundlegende, regelmäßige Praktiken verweisen, kann eine insti-
tutionalistische Analyse zudem zwischen den Polen Struktur und 
Handlung vermitteln. Als typisches Konzept mittlerer Reichweite 
sind Institutionen zwischen Holismus und Individualismus zu 
verorten. Dabei stellen sie gewissermaßen Hilfskonzepte dar, mit 
denen eine Verbindung von grundlegenden Theorien gesellschaft-
licher Ordnung und einzelfallbezogener empirischer Forschung 
hergestellt werden kann. Die Orientierung an institutionellen 
Ansätzen hat schließlich auch den Vorzug, zur kumulativen Ka-
pitalismusforschung beizutragen und diese weiter zu entwickeln. 
Die in der letzten Dekade stark angewachsene Forschung in die-
sem Feld sollte somit auch für ein kritisches Forschungsprojekt 
nutzbar gemacht werden. Für dessen Etablierung ist es jedoch 
notwendig, etabliertes theoretisches Gepäck des vorherrschenden 
Institutionalismus kritisch zu überprüfen, notfalls zu verwerfen 
und andere Grundparameter zu entwickeln, die einem kritischen 
Wissenschaftsverständnis gerecht werden können. 

Was sind Institutionen?

Aus unserer Sicht besteht ein Defizit eines Großteils der instituti-
onalistischen Forschung in einer nur bruchstückhaften Theoreti-
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sierung des Institutionenkonzepts. Insbesondere jüngere Arbeiten 
über institutionellen Wandel (z.B. Blyth 2002; Mahoney/Thelen 
2010; Schmidt 2010b) behandeln Institutionen vielfach als black 
boxes, bestenfalls als abhängige Variablen. Insofern ist es sinnvoll, 
sich noch einmal die Grundlagen des Nachdenkens über Instituti-
onen zu vergegenwärtigen. 

Institutionen sind in erster Linie Problemlösungen, wobei aus 
kritischer Perspektive die Problemdefinition nicht von den ma-
teriellen Verhältnissen losgelöst werden kann. Die grundlegende 
Problematik ist dabei, aus einer Vielzahl von möglichen Handlun-
gen eine geeignete auszuwählen. Dabei geht es nicht so sehr um 
Entscheidungsprobleme, welche aus Unwissenheit oder Unsicher-
heit resultieren, sondern vor allem auch um Probleme der Koor-
dination in einer arbeitsteilig verfassten Gesellschaft (Berger/
Luckmann 1969). Der Begriff der Arbeitsteilung verweist auf zwei 
fundamentale gesellschaftliche Aspekte: Zum einen sind Men-
schen soziale Wesen, also als Einzelpersonen kaum lebensfähig. 
Menschliches Handeln muss daher immer als gesellschaftliches 
begriffen werden. Dessen Erklärung aus individuellen Motiven 
heraus ist die analytische Fortsetzung jener Robinsonaden, die 
Marx als flankierende Ideologien der bürgerlichen Gesellschaft 
identifizierte (Marx 1974: 615). Zum anderen liegt das Ziel der Ar-
beitsteilung in der Produktion und Reproduktion als „Basis aller 
sozialen Existenz“ (Cox 1987: 1). Als planende Wesen sind Men-
schen jedoch in der Lage, nicht nur ihre Reproduktion zu gewähr-
leisten, sondern auch in die Zukunft fortzuschreiben (bspw. durch 
Vorratshaltung) sowie die Verbesserung ihrer Lebensumstände 
aktiv herbeizuführen. Institutionen gewährleisten die Stabilität 
dieses zyklischen und dynamischen Prozesses. Sie stellen sicher, 
dass Rohstoffe zur Verfügung stehen; Kredit für Investitionen be-
reitsteht; die Produktion gleichmäßig verläuft, weil ArbeiterInnen 
morgens zur Arbeit kommen, usw. 

Institutionen generieren also typisches Verhalten und Men-
schen treten als Typen in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung 
auf. Carl Icahn mag als Privatperson weder gierig noch skrupel-
los sein, tut aber als Investmentbanker, was ein Investmentbanker 
tun muss. Typisches Verhalten wird zu Institutionen, wenn diese 
als soziale Tatsachen, als „Konsolidation unsres eigenen Produkts 
zu einer sachlichen Gewalt über uns“ (Marx 1973: 33) objekti-
viert werden. Indem neue Gesellschaftsmitglieder die instituti-
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onellen Spielregeln erlernen, können sie sich entsprechend in die 
Arbeitsteilung eingliedern, ohne die Probleme zu kennen, die zu 
der Herausbildung der Institutionen geführt haben (Esser 2000). 
In den meisten Fällen werden Koordinationsprobleme durch Ty-
pisierung und Habitualisierung des Handelns gelöst. Wir kennen 
aber auch Situationen, in denen das Problem weniger praktischer, 
sondern strategischer Natur ist (ebd.). In solchen Situationen müs-
sen unterschiedliche Handlungen explizit durch Verfahrensregeln 
institutionalisiert werden. Zumeist handelt es sich dabei um Di-
lemmasituationen, die kollektives Handeln blockieren, welches im 
Sinne der Arbeitsteilung vonnöten ist. Diese speziellen Formen 
von Institutionen können spieltheoretisch modelliert und deren 
„Designs“ auch hinsichtlich ihrer Effizienz beurteilt werden – was 
nicht heißt, dass die effizienteste Lösung auch realisiert wird (vgl. 
Scharpf 2000). 

Wie bereits deutlich geworden ist, sehen wir die hier vertretene 
Variante der VKF prinzipiell in der Tradition einer gesellschafts-
theoretischen Fundierung der Kritik der Politischen Ökonomie, 
welche in erster Linie durch Marx begründet wurde. Im Gegen-
satz zur damals aufkommenden liberalen Ökonomie vertrat dieser 
die These, dass nicht ökonomische AkteurInnen die Verhältnisse 
hervorbringen, sondern umgekehrt die AkteurInnen durch die 
Produktionsverhältnisse zu solchen gemacht werden. Dement-
sprechend müssen diese Produktionsverhältnisse analysiert wer-
den, wobei Marx dabei sechs Dimensionen im Blick hatte: „Ka-
pital, Grundeigentum, Lohnarbeit, Staat, auswärtiger Handel, 
Weltmarkt“ (Marx 1974: 7).1 Diese sechs Dimensionen sind nichts 
anderes als die grundlegenden Institutionen bzw. institutionellen 
Sphären des Kapitalismus. Jener hat sich nun seit dem späten 19. 
Jahrhundert erheblich ausdifferenziert (vgl. Cox 1987): Unter-
nehmen entwickelten unterschiedliche Organisationsformen, 
insbesondere durch die funktionale Trennung von Eigentümern 
und Managern. Die Great Depression verdeutlichte die wechselsei-
tige Abhängigkeit von Kapital und Arbeit zur Aufrechterhaltung 
der Profitabilität und mündete in den organisierten Kapitalismus 
des frühen 20. Jahrhunderts. Vor allem bedurfte es der instituti-
onellen Organisation der Produktivität – und zwar sowohl des 

1 Marx selbst konnte allerdings nur die erste Dimension umfassend 
analysieren, und zwar im Kapital.
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konstanten (durch technologische Innovation) als auch des vari-
ablen Kapitals (durch Ausbildung). Wir sehen also, dass die fünf 
etablierten institutionellen Sphären der Aufmerksamkeit der VKF 
– Unternehmensführung, Investitionsfinanzierung, Arbeitsbezie-
hungen, Innovationstransfer und Ausbildungsregime – historisch 
bedingte Ausdifferenzierungen dessen sind, was bei Marx bereits 
als „Kapital, Grundeigentum, Lohnarbeit“ angelegt war. Wir se-
hen aber auch, dass das Spektrum einer kritischen institutionellen 
Analyse des Kapitalismus damit nicht erschöpft ist, sondern durch 
die weltwirtschaftlichen und staatlichen Sphären ergänzt werden 
sollte (vgl. Nölke 2011b; May u.a. 2013). 

Was ist Institutionalismus?

Wieso ist es überhaupt analytisch sinnvoll, den Kapitalismus in 
unterschiedliche institutionelle Kategorien aufzuteilen? Die Ant-
wort ist nach den vorangegangenen Ausführungen relativ simpel: 
weil diese Institutionen „Antworten“ auf unterschiedliche Pro-
bleme darstellen. Institutionen haben eine ihnen jeweils eigene 
Wirkung. Was allerdings in einem Bereich funktioniert, muss dies 
nicht notwendigerweise auch in einem anderen tun. Trotzdem 
fügen sich Institutionen häufig in bestimmte, relativ stabile „Ar-
rangements“ ein, weil sie funktional zueinander passen – sie sind 
komplementär. Komplementarität ist eine wichtige Qualität von 
Institutionen, da diese niemals perfekt oder völlig effizient sein 
können. Dies liegt daran, dass Institutionen Problemlösungen 
sind. Sobald das Problem „für’s Erste“, also einem pragmatischen 
Motiv folgend, gelöst ist, endet der Prozess der Institutionalisie-
rung – bis sich neue Koordinationsprobleme ergeben (Berger/
Luckmann 1969; Schütz/Luckmann 2003). Daraus folgt, dass In-
stitutionen tendenziell defizitär sind und ihre regelnde Funktion 
davon abhängt, wie sie auf die Ordnungsleistungen anderer Insti-
tutionen zurückgreifen können. 

Wie Komplementarität am besten verstanden werden kann, ist 
ein in der VKF heiß diskutiertes Thema (vgl. Crouch u.a. 2005). 
Crouch (2010) unterscheidet drei idealtypische Szenarien: Insti-
tutionen sind komplementär, wenn sie gegenseitige Defizite auf-
heben, wenn sie gleichförmig sind oder wenn sie sich gegenseitig 
verstärken. Uns erscheint es hingegen sinnvoll, den Begriff der 
Komplementarität für die funktionale Variante zu reservieren 
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und Gleichförmigkeit davon zu unterscheiden, ohne die in Anste-
ckungseffekten begründete Tendenz zur Homogenisierung von 
institutionellen Regelapparaten (Beckert 2010) zu leugnen. Was 
jedoch beide Formen eint, ist eine institutionalistische Logik: Ins-
titutionen haben einen vom Handeln politischer oder wirtschaft-
licher Akteure relativ unabhängigen Effekt. 

Der Institutionalismus unterbreitet damit ein Erklärungsange-
bot, welches sich von akteursorienterten Erklärungen unterschei-
det – ohne zu behaupten, dass er der Königsweg zur Wahrheit ist. 
In seiner kritischen Version versteht er Institutionalisierung als ei-
nen Vergesellschaftungsmechanismus, der funktionale Beziehun-
gen und Abhängigkeiten produziert, die über den Handlungshori-
zont von Individuen hinausweisen. Von besonderer Bedeutung 
sind dabei die bereits von Marx identifizierten – und später weiter 
ausdifferenzierten – Kategorien zur Analyse der Produktionsver-
hältnisse sowie die Analyse möglicher Komplementaritäten zwi-
schen den sich hier herausbildenden Institutionen. 

2. Grundlagen eines kritischen Institutionalismus

Aus unserer Sicht liegt es nahe, ein Forschungsprogramm des „kri-
tischen Institutionalismus“ zu verfolgen. Wir folgen bei der Na-
mensgebung dem gängigen Sprachgebrauch, institutionelle Ana-
lysen als Institutionalismus zu bezeichnen, auch wenn wir damit 
nicht den Anspruch vertreten, eine eigenständige Gesellschafts-
theorie zu entwickeln. Kritisch sollte ein solches Forschungspro-
gramm in zweierlei Hinsicht sein: Eine interne Kritik beschäftigt 
sich mit den Restriktionen existierender institutionalistischer 
Forschung zur VKF, insbesondere hinsichtlich ihrer temporalen, 
kulturellen und räumlichen Differenzierung. Eine externe Kritik 
beruht auf den normativen Prämissen kritischer Gesellschaftsfor-
schung, die sich dezidiert vom liberalen Unterton des institutiona-
listischen Mainstreams distanziert und kapitalistische politische 
Ökonomien als vermachtete und asymmetrische Systeme betrach-
tet (vgl. Bruff u.a. in diesem Band). 
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Temporale Dimension: Historische Entstehung  
statt institutionellem Wandel

Institutionen erklären, wie oben ausgeführt, warum trotz der 
möglichen Vielfalt an Handlungen häufig die gleichen Praktiken 
gewählt werden. Diese Erklärung ist der Hauptzweck jeder insti-
tutionellen Analyse. Viele institutionalistische Analysen scheinen 
Gesellschaft aber nicht als Ergebnis sozialer Praktiken, sondern 
als Ensemble „objektiver“ Institutionen zu sehen. Durch eine 
solche Sichtweise werden die identifizierten institutionellen Ty-
pen gewissermaßen als Gesellschaft reifiziert – ein Vorwurf, der 
bereits neoweberianischen Pluralisten gemacht wurde (vgl. z.B. 
Teschke 2007; sowie Bruff/Hartmann in diesem Band). Wenn 
Gesellschaft hauptsächlich aus Institutionen zu bestehen scheint, 
entsteht notwendig ein statisches Bild unserer Welt. Dieses ist pro-
blematisch, da es bestehende Stabilitäten universalisiert und in die 
Zukunft fortschreibt. 

Diese Verzerrung ensteht jedoch nicht notwendigerweise 
durch die institutionelle Sichtweise per se, sondern durch eine 
vielen dieser Ansätze implizite, weitestgehend ahistorische Ge-
sellschaftstheorie. Traditionelle institutionalistische Analysen 
sehen Handlungs- und Wahlmöglichkeiten außerhalb institutio-
nell etablierter Pfade lediglich als Ergebnis von Unterbrechungen 
derselben. Das Problem von neueren Versuchen, „generelle“ Mo-
delle institutionellen Wandels zu entwickeln (vgl. etwa Mahoney/
Thelen 2010) – bedauerlicherweise in Abwendung von früheren 
Analysen zur langfristigen historischen Herausbildung von Insti-
tutionen (Thelen 2004) – ist aber, dass (radikales) politisches Han-
deln als „Störung“ und nicht als gesellschaftliche Praxis erscheint, 
welche mit (anderen) wissenschaftlichen Konzepten und Theorien 
verstanden werden kann und sollte. Gesellschaftliche Dynamik 
wird in den Sozialwissenschaften allgemein ja nicht vornehmlich 
mithilfe institutionalistischer Theorien erklärt, sondern mittels 
Machttheorien, Konflikttheorien, Handlungstheorien, Theorien 
der Stratifikation, etc. Im kritisierten Fall soll aber gesellschaftli-
che Dynamik unbedingt innerhalb des Institutionalismus erklärt 
werden, was tendenziell deskriptive und hermetisch geschlossene 
Modelle hervorbringt. Natürlich ist es unzureichend, Wandel nur 
über externe Schocks zu erklären. Wenn aber Wandel in institu-
tionalistischen Ansätzen endogenisiert wird, ohne diesen Schritt 
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theoretisch zu begründen, dann soll damit eine institutionelle 
Theorie zur Gesellschaftstheorie gemacht werden, wodurch zen-
trale Vergesellschaftungsprozesse und die damit verbundenen 
Machtverhältnisse in den Hintergrund treten. 

Wir plädieren daher für einen Institutionalismus, der die dif-
ferenzierte Herausbildung von Institutionen wieder stärker in den 
Blick nimmt. Die institutionalistische Kapitalismusforschung 
kümmert sich bisher – ähnlich wie ihr ökonomisches Vorbild, die 
Institutionenökonomie – relativ wenig um die historische Entste-
hung von Institutionen, geschweige denn deren Entstehungsbe-
dingungen. Vielmehr wird – in bester liberal-akteurszentrierter 
Manier – von kurzfristigem Wandel und ‘institutional entrepre-
neurs’ (Crouch 2005) gesprochen – nicht jedoch von einer regel-
bildenden Institutionalisierung gesellschaftlicher Praktiken. Ins-
besondere darf bei aller Konzentration auf Akteure im Prozess 
der Herausbildung von Institutionen nicht vergessen werden, dass 
selbige strukturelle Phänomene sind und dieser Strukturcharakter 
erst ein Effekt erfolgreicher Vergesellschaftung ist. Ein kritischer 
Institutionalismus in der VKF sollte sich daher insbesondere auch 
mit der historischen Konstitution spezifischer kapitalistischer For-
mationen beschäftigen. Dabei geht es dann nicht nur um die Her-
ausbildung nationaler institutioneller Formationen, sondern auch 
um Entwicklungsstadien des Kapitalismus, die eine Vielzahl die-
ser nationalen Formationen beeinflussen. Neben den bekannten 
wirtschaftsanthropologischen Arbeiten Polanyis (1944) finden 
sich Anknüpfungspunkte dazu auch innerhalb der institutionell-
evolutionären Ökonomie (O’Hara 2006; vgl. auch McDonough 
in diesem Band), der Regulationstheorie (vgl. Bieling und Becker/
Jäger in diesem Band) sowie bei klassischen Theoretikern des or-
ganisierten Kapitalismus wie Hilferding, Naphtali und Sombart 
(vgl. Höpner 2003; Nölke 2012). 

Kulturelle Dimension: Ideologie und Habitus  
statt Ideen und Diskursen

Aktuelle Versuche, die institutionalistische Forschung „dynami-
scher“ zu machen (Deeg/Jackson 2007), führen häufig einen libe-
ralen Pluralismus ein, der nicht nur konzeptionell den Grundlagen 
des Institutionalismus widerspricht, sondern auch Machtverhält-
nisse verdecken kann (vgl. Bruff/Hartmann in diesem Band). 
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Diese Tendenz wird insbesondere in den jüngeren Arbeiten in-
nerhalb des „konstruktivistischen“ oder „diskursiven“ Institutio-
nalismus deutlich (vgl. exemplarisch Blyth 2002; Schmidt 2010b). 
Ähnlich wie das Forschungsprogramm zum institutionellen Wan-
del, werfen diese AutorInnen bisherigen institutionalistischen An-
sätzen vor, zu statisch zu argumentieren und Wandel nur durch 
exogene Schocks erklären zu können (Schmidt 2010b: 2). Beide 
Stränge befassen sich aber ausschließlich mit dem Phänomen in-
stitutionellen Wandels und nicht mit Institutionen oder deren 
Konfigurationen als solchen. So wird Institutionen keine eigene 
kausale Kraft beigemessen; sie erscheinen vielmehr als neutrale 
Gebilde, die von politischen AkteurInnen beliebig gestaltet wer-
den können. Ideen werden so z.B. (wie bei Blyth) auf ‘policy ideas’ 
oder die Ideen epistemischer Gemeinschaften – also wissenprodu-
zierender Eliten – reduziert. In ähnlicher Weise wird Diskurs (bei 
Schmidt) ausschließlich habermasianisch, d.h. als transparentes 
Kommunikationsmedium aufgeklärter Akteure, verstanden. Co-
lin Hay (in Bell 2011: 906) spricht mit Bezug auf diese Ansätze da-
her treffend von einem „voluntaristischen Idealismus“ in der VKF, 
der von materiellen Verhältnissen weitestgehend abstrahiert. Diese 
Eigenschaft macht sie aus unserer Sicht für die institutionalistische 
Kapitalismusforschung weitgehend ungeeignet. 

Es ist aus unserer Sicht vielmehr naheliegend, Ideen und Dis-
kurse selbst als Institutionen aufzufassen und somit in eine „echte“ 
institutionalistische Analyse einzubeziehen. Als Objektivierungen 
von Handlungen zum Zwecke der Koordination haben Instituti-
onen die Eigenschaft, die zugrundeliegenden Zwecke unsichtbar 
zu machen. Diese „Verschleierung“ der institutionellen Genese, 
die aus einem spezifischen gesellschaftlichen Kräfteverhältnis 
hervorging, gilt es in kritischer Absicht aufzudecken. In einer 
kritisch-institutionalistischen Perspektive werden Ideen und Dis-
kurse analysiert, um die Denkmuster, Redeweisen und Weltbilder 
freizulegen, die in einem institutionellen Arrangement wirksam 
sind. Dazu gehört aber, Sprache und Ideen als gesellschaftliche 
Produkte zu begreifen und weniger als individuelle Handlungsres-
sourcen. Hier sind holistischere Diskurskonzepte sowie Ideologie- 
und Kulturtheorien von Nutzen. Subjektive Ideen sind eben nicht 
„frei“, sondern spiegeln Machtverhältnisse wider (Bourdieu 1987). 
Ideologien und Kulturen bringen Handlungslogiken hervor, die 
bestimmte Pfadabhängigkeiten nach sich ziehen und dadurch eine 
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erhebliche Koordinationsfunktion haben. Zum Beispiel zeigt Ian 
Bruff (2008) in seiner Analyse des Wandels des deutschen und 
niederländischen Kapitalismus, wie ein bestimmter ‘common 
sense’ nur eine kleine Bandbreite wirtschaftspolitischer Optionen 
sinnvoll erscheinen läßt. Die Forschungsagenda des kritischen Ins-
titutionalismus kann hier vielfältig auf Inspirationen aus idelogie-
kritischen Ansätzen im Rahmen des historischen Materialismus 
zurückgreifen (vgl. Bieling, Jessop und Gallas in diesem Band). 

Räumliche Dimension: Transnationale Dynamiken und 
„peripherer“ Kapitalismus statt Containervergleich  
westlicher Gesellschaften

So wenig die Annahme eines uniformen Weltkapitalismus der 
Realität gerecht wird, so wenig trifft aber auch die Vorstellung 
von Nationalökonomien als vollkommen abgeschlossene „Con-
tainer“, die nur als Ganze von externen Einflüssen geschüttelt 
werden könnten, zu. Die kritische Kapitalismusforschung ist seit 
langem davon überzeugt, dass Kapitalismus ein „multi-skalares“ 
Gesellschaftsverhältnis darstellt. Folgerichtig muss auch die ver-
gleichende Forschung stärker auf transnationale Dimensionen 
eingehen (vgl. auch Gough und Jessop in diesem Band). Besonders 
prononciert ist diese transnationale Durchdringung – etwa durch 
multinationale Unternehmen – im peripheren Kapitalismus. Des-
halb gehört zu den Desideraten eines kritischen Institutionalis-
mus auch, die Analyse nicht nur auf die kapitalistischen Zentren 
zu richten, sondern ebenso die institutionellen Besonderheiten des 
peripheren Kapitalismus einzubeziehen. Während es bis vor ein 
paar Jahren durchaus plausibel sein mochte, die Entwicklung des 
Kapitalismus durch einen relativ exklusiven Fokus auf die Triade 
(Westeuropa, Nordamerika, Japan) zu analysieren, ist das heute 
nicht mehr haltbar und muß auch zu einer Akzentverschiebung 
bei der Auswahl der zu untersuchenden Institutionen führen. 

Ein Großteil der bisherigen institutionellen Analysen in der 
VKF befasste sich mit traditionellen Organisationsmechanismen 
in den Bereichen Unternehmensführung und industrielle Bezie-
hungen, neuerdings auch Fertigkeiten (mit Fokus auf berufliche 
Bildung), mit einer insgesamt begrenzten Vielfalt institutioneller 
Optionen. Diese Institutionenauswahl und die entsprechende the-
oretisch-analytische Spezialisierung beruht nicht zuletzt auf dem 
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Schwerpunkt vieler vergleichender KapitalismusforscherInnen 
auf entwickelten Ökonomien, in denen vor allem die gegenseitige 
Abhängigkeit von Arbeit und Kapital zu stark organisierten Kapi-
talismen führte. Außerhalb der Zentren sind jedoch organisierte 
industrielle Beziehungen häufig nur wenig ausgeprägt. Zwar sind 
periphere Kapitalismen weitestgehend Marktökonomien, jedoch 
wird dort der Marktmechanismus von anderen Koordinationsfor-
men flankiert oder gar überlagert. Gleiches gilt für die Rolle des 
Staates, die zwar auch bei der Analyse der Kapitalismen des Zen-
trums in manchen Ansätzen der VKF vernachlässigt wird, aber 
bei der Analyse der Ökonomien der Peripherie noch viel bedeutsa-
mer ist. Auch ein sehr umfangreicher informeller Sektor spielt bei 
der Analyse westlicher Marktgesellschaften eine untergeordnete 
Rolle, ist aber für die Ökonomien der Peripherie zentral (Nölke 
2011a; May u.a. 2013). Ein kritischer Institutionalismus, der dem 
real existierenden Kapitalismus außerhalb der traditionellen Zen-
tren der Weltwirtschaft gerecht werden will, sollte also das Spek-
trum der analysierten Institutionen deutlich erweitern und deren 
konkrete Ausformung auch nicht als gegeben annehmen. 

Nicht nur haben sich weltwirtschaftliche Gewichte verschoben: 
andere, durch diese Verschiebung umso sichtbarere Versäumnisse 
der VKF, betreffen die transnationale Dimension des modernen 
Kapitalismus, insbesondere die Rolle ausländischer Direktinves-
titionen auf die Entwicklung nationaler kapitalistischer Institu-
tionen (vgl. Drahokoupil/Myant, Ebenau und Hardy in diesem 
Band) und die entsprechenden Auswirkungen internationaler 
Institutionen, ganz besonders der Europäischen Union (vgl. Lil-
lie/Wagner und Becker/Jäger in diesem Band). Alle diese Aspekte 
wurden von der VKF bis vor kurzem weitestgehend ignoriert. 
Diese Situation spiegelt die sich über viele Dekaden herausgebil-
dete und recht problematische binnendisziplinäre Differenzierung 
von Vergleichender und Globaler Politischer Ökonomie (GPÖ) 
wider. Im Vergleich zur VKF hat sich die GPÖ viel stärker mit der 
Entwicklung des Kapitalismus außerhalb der Zentren beschäftigt, 
mit grenzüberschreitenden Dominanzverhältnissen und mit glo-
balen ökonomischen Institutionen. Auch hier haben sich zwar in-
stitutionalistische Studien herausgebildet, die die Entstehung und 
Entwicklung dieser Institutionen analysieren. Leider sind jedoch 
viele dieser Untersuchungen sehr staatszentriert und beschäftigen 
sich in erster Linie mit den Präferenzen von Regierungen und den 
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anschließenden Verhandlungen über internationale Institutionen, 
so dass nur sehr schwer Bezüge zur VKF herzustellen sind. Sinn-
voller sind hier Studien der GPÖ aus transnationaler Perspektive, 
die sich nicht nur mit inter-gouvernementalen sondern auch mit 
privaten Institutionen beschäftigen. Letztere sind in den letzten 
Jahren vermehrt untersucht worden, doch fehlte hier der Bezug 
zu den Wirkungen auf nationale kapitalistische Systeme. Dement-
sprechend scheint uns eine Forschungsagenda, die die VKF und 
die GPÖ mit einem Fokus auf transnationale Beziehungen wieder 
zusammenführt, sinnvoll, um die entsprechende Schwäche der 
institutionalistischen Kapitalismusforschung zu kompensieren 
(Nölke 2011b).

Verteilungsgerechtigkeit statt Steuerungseffizienz

Ein Institutionalismus, der der kritischen Sozialwissenschaft ver-
pflichtet ist, stellt sich natürlich die Relevanzfrage: Wozu und zu 
welchem Zwecke untersuchen wir Institutionen? Hier trennen 
wir uns auch konzeptionell deutlich von Grundannahmen der 
„Neuen Institutionellen Ökonomie“, die der gängigen VKF inhä-
rent sind, insofern Institutionen nicht notwendig rationale Prob-
lemlösungen zur Reduktion von Transaktionskosten sein müssen. 
Im Gegenteil: Institutionen sind immer imperfekte Gebilde, die 
Ausdruck politischer Kompromisse sind (Amable 2003: 9f). Kri-
tische Theorie versteht sich als Gegenstück zur „Problemlösungs-
theorie“, indem sie die Verhältnisse untersucht, unter denen be-
stimmte Probleme überhaupt auftreten bzw. als solche konstruiert 
werden können (Cox 1981). Sowohl in der Regimetheorie als auch 
in der Governanceforschung dominiert(e) die Vorstellung, die in-
telligente Gestaltung von Institutionen würde eine effiziente Steu-
erung ermöglichen und dadurch „Weltprobleme“ lösbar machen 
(vgl. kritisch Brand u.a. 2000). Auch in der VKF, besonders bei 
institutionenökonomisch inspirierten Perspektiven, existiert ein 
Optimierungsansatz, der explizit auf die Erforschung möglichst 
effizienter Arrangements von Institutionen ausgerichtet ist. Mit 
dem Fokus auf die ‘outcomes’ von Institutionen konzentriert sich 
der Mainstream der VKF nicht nur auf die Erfolgsgeschichten des 
Kapitalismus; er verallgemeinert zudem die Bewertungsgrund-
sätze, nach denen Formen des Kapitalismus evaluiert werden und 
vernachlässigt dabei Verteilungsfragen. 
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Eine kritische Perspektive auf Institutionen fragt daher nach 
dem ‘cui bono’ und untersucht die Kräftekonstellationen, die den 
Institutionen zugrundeliegen und deren Verteilungsfunktion prä-
gen. Dieser Aspekt gehört in der kritischen Sozialwissenschaft 
zum Bestand der Institutionenforschung (vgl. Berger/Luckmann 
1969: 127; Bourdieu 1987: 239). In der herkömmlichen VKF je-
doch werden Verteilungsfragen bisher nur unzureichend themati-
siert (Jackson/Deeg 2008: 693). Ein kritischer Institutionalismus 
bezieht daher klar normativ Stellung: Indem Institutionen beste-
hende Kräfteverhältnisse absichern, können sie dazu beitragen, 
dass soziale Ungleichheiten gefestigt bzw. verstärkt werden, was 
vom Standpunkt der Verteilungsgerechtigkeit zu problematisie-
ren ist. Besonders deutlich werden diese Herausforderungen bei 
der Beschäftigung mit dem peripheren Kapitalismus und dessen 
besonders ausgeprägten Ungleichheitsverhältnissen (vgl. Nölke 
2011a; Nölke/Vliegenthart 2009; auch Drahokoupil/Myant, Ebe-
nau und Hardy in diesem Band).

Macht und Herrschaft: Identifikation institutioneller 
Hierarchien statt Gleichgewichtsanalyse

Eine kritische Institutionenforschung ist ebenso machtkritisch. 
Entgegen dem Credo von harmonischen Gleichgewichten geht 
sie davon aus, dass im Kapitalismus Ressourcen – und damit auch 
Gestaltungsmöglichkeiten – ungleich verteilt sind, etwa zwischen 
Kapital und Arbeit, oder zwischen den Geschlechtern (vgl. Lane/
Wood 2009; sowie Lux in diesem Band). Gerade die ‘stickiness’, 
d.h. die relativ dauerhafte organisierende Wirkung ist eine Haupt-
funktion von Institutionen, auch in Bezug auf diese Ungleich-
heiten. Weil die Herausbildung von Institutionen unter den Be-
dingungen von sozio-ökonomischer und politischer Ungleichheit 
stattfindet, existieren strukturelle Asymmetrien innerhalb und 
zwischen denselben. Wir gehen daher – im Anschluß an regula-
tionstheoretische Arbeiten (Boyer 1990; Amable 2003; vgl. auch 
Becker/Jäger und Bieling in diesem Band) – prinzipiell davon aus, 
dass politische Ökonomien stets institutionelle Hierarchien auf-
weisen. Der historische und räumliche Vergleich zeigt darüber hi-
naus, dass stabile Wirtschaftsordnungen nicht notwendigerweise 
auf ausgewogene Institutionen angewiesen sind, da kapitalistische 
Verwertung nicht selten mit Macht durchgesetzt wird. Daraus 
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folgt, dass AkteurInnen nicht an einem vemeintlich objektiven 
Gut orientiert sind (z.B. Wachstum), sondern fundamentale Kon-
fliktlinien zwischen Gruppen existieren. Bruno Amable (2003: 
11f) betont hier die zentrale Rolle des ‘dominant social blocs’ für 
die Verfestigung einer bestimmten, dem Block günstigen, institu-
tionellen Ordnung. Indem sie die Spielregeln festlegen, wirken In-
stitutionen immer zum Vorteil einer Akteursgruppe, sie sind also 
vermachtet (vgl. auch den von Poulantzas geprägten Beitrag von 
Gallas zu diesem Band). Da sie typische Verhaltensweisen hervor-
bringen, tragen Institutionen erheblich dazu bei, dass das Handeln 
der Beherrschten kalkulierbar bleibt. Macht und Konflikte über 
die Verteilung von institutionellen Vorteilen müssen also in einer 
kritischen institutionellen Analyse stets mitbedacht werden, ohne 
jedoch ins andere, pluralistische Extrem zu verfallen und von ei-
ner grundlegenden Umkämpftheit von Institutionen auszugehen. 
Konkret heißt das, dass Institutionen sowie das Verhalten staatli-
cher Stellen auch von sozialen Kräfteverhältnissen bzw. Klassen-
beziehungen abhängen. Für eine konkrete Analyse ist es daher 
notwendig, die funktionalen Einheiten der Staatsapparate zu er-
mitteln sowie die relevanten kapitalistischen Klassenfraktionen zu 
identifizieren (vgl. Nölke 2011a; 2012; May u.a. 2013). 

3. Institutionen und Kapitalismusanalyse: 
Forschungsagenda

Die gegenwärtige Forschung zum Kapitalismusvergleich läuft Ge-
fahr, ihren Gegenstand aus dem Auge zu verlieren (Streeck 2011). 
Die VKF befindet sich dabei prinzipiell eigentlich in der glückli-
chen Lage „das Ganze“ eindeutig bestimmen zu können: die kapi-
talistische Produktionsweise. Sie stellt die Gesamtordnung dar, die 
in jeder Institutionenanalyse im Blick behalten werden muss (Es-
ser 2000: 48). Wie Bohle und Greskovits (2009: 373) formulieren, 
muss sich eine vergleichende Kapitalismusanalyse daher vor allem 
um eine gute Theorie des Kapitalismus bemühen. Ein Häppchen-
institutionalismus, der sich nur mit einem Teilbereich (z.B. dem 
Ausbildungssystem) befasst, muss zumindest deutlich machen, 
wie sich die analysierten Institutionen zum kapitalistischen Ge-
samtsystem verhalten. Auch Typologien sind dabei nur analytische 
Mittel und sollten nicht zum Zweck selbst erhoben werden. Ob 
beispielsweise Deutschland in den 1990ern noch zu den koordi-
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nierten Marktökonomien im Sinne der VoC-Perspektive gezählt 
werden kann, ist weniger wichtig als die Tatsache, dass sich die 
fundamentalen Machtverhältnisse innerhalb der deutschen poli-
tischen Ökonomie verschoben haben (Höpner 2003). 

Sowohl die interne als auch die externe Kritik an der VKF kann 
und muss daher weiter entwickelt und an entsprechende wissen-
schaftliche und gesellschaftspolitische Diskussionen angeschlos-
sen werden. Wir formulieren unseren abschließenden Vorschlag 
für eine kritische Forschungsagenda bewusst thesenhaft, um wei-
tere Diskussionen darüber anzuregen. 

Ein kritischer Institutionalismus muss relevant sein. Statt noch 
mehr Vergleichsstudien zu Großbritannien, Deutschland und 
Schweden auf der Grundlage allseits bekannter OECD-Daten 
plädieren wir für die Erforschung aktuell gravierender Probleme, 
insbesondere in transnationaler Perspektive. Dazu gehören u.a. die 
Arbeit zu Kapitalismen außerhalb der OECD, die Veränderungen 
im Finanzmarktkapitalismus nach 2007-8 sowie die Verschiebun-
gen innerhalb des eurokapitalistischen Projektes. 

Ein kritischer Institutionalismus sollte anschlussfähig sein. Es 
ergibt nur wenig Sinn, sich künstlich von Nachbardisziplinen ab-
zugrenzen, wenn diese mitunter ähnliche Forschungsinteressen 
verfolgen. Hierzu zählen wir insbesondere die heterodoxe/evolu-
tionäre/postkeynesianische Ökonomie, die GPÖ sowie Teile der 
Wirtschafts- und Finanzsoziologie. Gleichzeitig plädieren wir für 
eine Reorientierung hin zur klassischen Politischen Ökonomie 
und ihrer Kritik in der Tradition von Marx, Veblen, Sombart, Hil-
ferding, Schumpeter, Polanyi und anderen. 

Ein kritischer Institutionalismus sollte wissen, wo seine Gren-
zen liegen. Die „Institution“ hat keinen nennenswerten ontolo-
gischen Status, jedoch ihre konkreten Ausprägungen: Regeln, 
Normen, Rollen, Organisationen oder – als Beispiele institutio-
nalistischer Kapitalismusforschung – Unternehmenskontrolle, 
Bankenregulierung, Mitbestimmung, Wohlfahrtsstaat etc. Damit 
plädieren wir auch für Theorien mittlerer Reichweite als Ergebnis 
kritisch-institutioneller Forschung. Institutionalismus kann und 
darf kein Konzept sein, mit dem alle gesellschaftlichen Phäno-
mene erklärt werden können. 

Daraus folgt, dass ein kritischer Institutionalismus darauf 
abzielt, die VKF wieder an eine kritische Gesellschaftstheorie 
zurückzubinden. Der Kapitalismus als solcher ist dabei der maß-
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gebliche, zu erklärende Gegenstand. Ein kritischer Institutiona-
lismus fungiert dabei idealerweise als „Hilfswissenschaft“, dessen 
grundlegende Frage lautet: „Was kann man aus dem Vergleich un-
terschiedlicher Kapitalismen für die Analyse des Kapitalismus als 
Gesellschaftsform lernen?“ Dafür erscheint es uns notwendig, dass 
die fundamentalen Konzepte kritischer Gesellschaftsforschung 
(Macht, Herrschaft, Ausbeutung, Verteilungsungerechtigkeit) in 
der vergleichenden Forschung (wieder) sichtbarer gemacht werden. 
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Vergleichende Kapitalismusforschung und 
Diversität innerhalb von Kapitalismen:  
Das Beispiel Arbeit und Beschäftigung

Die Vergleichende Kapitalismusforschung (VKF) und insbeson-
dere der „Spielarten des Kapitalismus“-Ansatz (VoC) haben den 
großen Wert, dass sie die Dauerhaftigkeit verschiedener Alter-
nativmodelle zum Marktliberalismus herausstellen. Zentral für 
die Persistenz stärker koordinierter Marktökonomien (CMEs im 
Sinne von VoC) sind spezifische Produktionsregime, die durch 
kooperative Arbeits- und Beschäftigungsbeziehungen unterstützt 
werden und dabei erhebliche Partizipationsmöglichkeiten enthal-
ten, eine starke Ausrichtung von Fähigkeiten auf einzelne Bran-
chen und Firmen sowie zentralisierte Lohnverhandlungssysteme 
(Hall/Soskice 2001; Estévez-Abe u.a. 2001; Hancke u.a. 2007). 
Im Gegensatz dazu ist das liberale Marktmodell (LMEs) durch 
viel schwächere Gewerkschaften, dezentrale Lohnverhandlungen, 
schwächere Arbeitsrechte, unsichere Beschäftigungsverhältnisse 
sowie flexible Arbeitsmärkte charakterisiert. Diese Differenzie-
rung ist als theoretischer Ausgangspunkt durchaus nützlich, weil 
sie sowohl die Einteilung verschiedener nationaler Systeme der 
industriellen Beziehungen als auch die Erklärung der räumlichen 
Konzentration verschiedener Sets von Praktiken der Arbeitsbezie-
hungen ermöglicht. 

Obwohl der Nationalstaat eine wichtige Analyseebene bleibt, 
lässt sich allerdings empirisch eine viel größere Vielfalt von Prak-
tiken sowohl innerhalb von Nationen als auch innerhalb kapita-
listischer Archetypen feststellen (Lane/Wood 2009; 2012). Insti-
tutionen sind selten eng verkoppelt und weisen unterschiedliche 
regionale und sektorale Dynamiken auf. Außerdem können sup-
ranationale Kräfte nicht nur nationale Besonderheiten nivellieren, 
sondern auch Unterschiede zwischen Nationen verstärken. So 
unterstützen LMEs in der Praxis nicht nur hochinnovative Un-
ternehmen, sondern auch einen großen Sektor mit geringer Wert-
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schöpfung sowie schließlich auch eine nach wie vor erhebliche Zahl 
eher traditioneller Industriefirmen, die noch aus der fordistischen 
Ära des Kapitalismus stammen (Wright/Dwyer 2006). Gleich-
zeitig nutzen viele kleinere Firmen in koordinierten Marktökono-
mien Beschäftigungs- und Gewerkschaftspraktiken, die sich vom 
CME-Idealtyp deutlich unterscheiden (Streeck 2009). Außerdem 
gibt es keine empirische Evidenz dafür, dass ein Typ von Firmen 
oder von Produktionsparadigmen andere Typen im größeren Stil 
verdrängt. Aus diesen Beobachtungen ergibt sich die Frage, wo-
durch Diversität innerhalb institutioneller Arrangements und den 
damit verbundenen Arbeits- und Beschäftigungsparadigmen in-
nerhalb nationaler Kontexte zustande kommt. 

1.  Regionale Unterschiede in den Arbeits- und 
Beschäftigungsbeziehungen

Bestimmte industrielle Sektoren und deren Arbeits- und 
Beschäftigungs beziehungen können in ausgewählten Regionen 
aufgrund der Ausstattung mit Naturressourcen, Qualifikations-
potenzialen, geografischer Verortung oder wegen identitätsbil-
dender historischer Ereignisse besonders gut funktionieren. In 
dem Maße wie diese Ressourcenausstattung sich verändert, kön-
nen sich diese Vorzüge verringern oder sogar völlig verschwinden 
(vgl. Sewell 2008). Vier Themen sind hier besonders wichtig: Ers-
tens ist es häufig so, dass archetypische Industrien ein regionales 
Ökosystem von kleineren, oft scheinbar damit unverbundenen 
Unternehmen unterstützen. Eine verminderte Fähigkeit ersterer, 
Arbeitsplätze zu schaffen, wird ähnliche Effekte im Fall letzterer 
haben, was wiederum durch generell höhere Arbeitslosigkeit zu ge-
ringeren Löhnen und Abwanderung führen kann. Das Gegenteil 
wäre der Fall, falls die archetypischen Unternehmen prosperieren. 

Die relative Konzentration von spezifischen Industrien, wie 
auch besondere regionale Traditionen, können zweitens dazu 
führen, dass ein besonders ausgeprägter Kollektivismus oder In-
dividualismus zwischen den ArbeiterInnen besteht. Dies hat wie-
derum Auswirkungen auf die relative Stärke von Gewerkschaften, 
die Wahrscheinlichkeit von gemeinsamen Tarifverträgen sowie 
die Überlebensfähigkeit spezifischer Unternehmenstypen, welche 
wiederum Auswirkungen auf andere Arbeits- und Beschäftigungs-
beziehungen haben können. In manchen – wenn auch nicht in al-



121Vergleichende Kapitalismusforschung …

len – Fällen kann dies strukturell relevant sein. Ein Beispiel wäre 
hier die relative Stärke von Kooperativen in bestimmten Regionen 
– z.B. dem Baskenland oder Teilen von Nordostengland, die auf 
regionalen kulturellen Traditionen und damit verbundener Soli-
darität basiert. Ein anders Beispiel wäre die dauerhafte Stärke von 
Gewerkschaften in der Provinz Eastern Cape in Südafrika, welche 
trotz sehr hoher Arbeitslosigkeit, auf einer besonderen politischen 
Geschichte aufbaut. Nach einer langen Periode kontroverser Be-
ziehungen hat diese Geschichte dazu geführt, dass kooperative 
Partnerschaften mit dem Management eingegangen werden. Diese 
Partnerschaften haben wiederum die Transformation der regiona-
len Autoindustrie angeleitet: von der Produktion kleiner Serien für 
einen begrenzten Heimatmarkt hin zu globalen Exporterfolgen. 

Drittens sind regionale Besonderheiten eng mit politischen 
Prozessen verbunden. Abhängig von der geografischen Basis ihrer 
Wähler und oftmals auch ihrer eigenen geografischen Herkunft 
und Verbindungen können Politiker bestimmten Regionen Res-
sourcen zuweisen oder vorenthalten. Ironischerweise kann letzte-
res aber zu einer öffentlichkeitswirksamen Gegenbewegung und/
oder einem schnellen regionalen Niedergang führen, der bewirkt, 
dass solche Maßnahmen schnell wieder rückgängig gemacht wer-
den (Hudson 2012). Das kann sogar dazu führen, dass Politiker, 
die gegenüber staatlichen Unterstützungsmaßnahmen feindselig 
eingestellt sind, aktive Industriepolitik bzw. regionale Struktur-
politik in solchen Regionen befürworten, was zur erneuten Ent-
stehung oder Erhaltung von Arbeitsplätzen beitragen kann (ebd.). 

Auch Wahlsysteme können regionale Entwicklungen beein-
flussen. In einem Mehrheitssystem orientieren sich PolitikerInnen 
oft an ihren direkten Unterstützern. Insofern aber Wahlen zuneh-
mend durch ideologisch nicht festgelegte Wähler in bestimmten 
Bezirken entschieden werden, können es sich PolitikerInnen oft 
leisten, die Interessen bestimmter Klassen, vor allem der Arbei-
terInnenklasse, oder sogar die Interessen spezifischer Regionen 
zu ignorieren (Pagano/Volpin 2005). In der Praxis führt das 
Mehrheitssystem oft dazu, dass die Interessen der (Immobilien-)
EigentümerInnen ausschlaggebend sind. Dahingegen fehlt Politi-
kerInnen im System des Verhältniswahlrechts die enge räumliche 
Beziehung zu einer spezifischen Region. Sie sind dazu gezwungen, 
Koalitionen zu schmieden, die durch Kompromisse über die Klas-
sengrenzen hinaus sowie der Berücksichtigung spezifischer regio-
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naler Interessen charakterisiert werden (ebd.). In diesen Wahlsys-
temen genießen Beschäftigte einerseits bessere Rechte, andererseits 
erstreckt sich die Kultur von Kompromiss und Koalitionen auch 
jenseits des politischen Bereichs und beeinflusst damit auch die 
Arbeitsbeziehungen in spezifischen Unternehmen (ebd.). Die 
Möglichkeit, breite und umfassende Koalitionen zu schmieden, 
reduziert die Wahrscheinlichkeit von großen Ungleichgewichten 
zwischen verschiedenen Regionen und Sektoren. 

Viertens führen regionale Krisen mitunter zu strukturellen 
Veränderungen. Sollte es nicht möglich sein, allgemein zufrieden-
stellende Kompromisse innerhalb und zwischen Regionen herzu-
stellen, ist ein größerer institutioneller Überlagerungsprozesses 
möglich (Thelen 2010: 56). So hat zum Beispiel die Devolution zu-
gunsten Schottlands, Wales’ und Nordirlands in Großbritannien 
dazu geführt, dass die ersteren beiden (und in Ansätzen sogar die 
nordirische Region) eine eher sozialdemokratische Entwicklung 
eingeschlagen haben. Diese Prozesse haben unvermeidlich einen 
Einfluss auf Firmen sowie Arbeits- und Beschäftigungsbeziehun-
gen in diesen Regionen. 

2. Sektorale Unterschiede

Ein Großteil der internen Unterschiede in den Arbeits- und Be-
schäftigungsbeziehungen innerhalb eines nationalen Kontextes 
findet sich auf der Ebene verschiedener Sektoren. Ein Beispiel sind 
industrielle Distrikte, die besonders erfolgreich sind und trotzdem 
in der frühen VoC-Literatur vernachlässigt wurden. Hier kön-
nen Unternehmen innerhalb eines bestimmten Sektors und einer 
bestimmten Region besonders enge Beziehungen miteinander 
eingehen. Crouch argumentiert, dass solche institutionellen Ar-
rangements relativ flexibel sein können (Crouch/Voelzkow 2004; 
Crouch u.a. 2009). Innerhalb von Nationalstaaten entstehen lokale 
Spezialisierungen, die alternative lokale, regionale oder sektorale 
institutionelle Lösungen im nationalen Kontext verfügbar machen. 
Firmen schließen sich solchen Arrangements an, wenn nationale 
Institutionen sich nicht an ihren spezifischen Bedürfnissen orien-
tieren (ebd.). Spezielle Typen von Unternehmen können deswegen 
in einer bestimmten subnationalen Region besonders prosperieren. 

Während sektorale Unterschiede in wenig regulierten LMEs 
immer relativ ausgeprägt waren, können wir inzwischen auch 
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innerhalb der traditionell eher homogenen CMEs – wie etwa 
Deutschland – sektorale Regime finden, die stark divergieren. Das 
auf hohem Qualifikationsniveau und sicheren Beschäftigungsver-
hältnissen basierende Modell existiert zwar in den wichtigsten ex-
portorientierten Industrien weiter, ist aber seit den frühen 2000er 
Jahren durch einen extensiven Niedriglohnsektor, insbesondere 
in den Dienstleistungsindustrien, ergänzt worden. In diesen Sek-
toren erzeugt eine Kombination aus niedrigen Qualifikationen, 
geringer Bezahlung und reduzierter Beschäftigungssicherheit nun 
ein flexibles Arbeitskräftereservoir. Diese Entwicklung wurde von 
einem langsamen Schrumpfungsprozess des zuvor umfassenden 
Systems der industriellen Beziehungen und der Entstehung einer 
zunehmenden Anzahl individualistischer Aushandlungs- und 
Lohnfindungsprozesse begleitet (Streeck 2009: 93f). Obwohl 
Tätigkeiten in der niedrig bezahlten Ökonomie nach wie vor nur 
eine Minderheit darstellen, hat diese Entwicklung trotzdem zur 
Herausbildung eines inzwischen stark segmentierten und sogar 
polarisierten Arbeitsmarktes geführt, der sich aus unterschiedli-
chen sozialen Gruppen rekrutiert. Dementsprechend finden wir 
im deutschen Beschäftigungssystem inzwischen vollkommen un-
terschiedliche institutionelle Arrangements nebeneinander, die 
scheinbar voneinander durch sektorale Grenzen getrennt werden. 
Allerdings ist eine völlige Trennung unmöglich und wie Streeck 
(2009) dargestellt hat, lassen sich die desorganisierenden Effekte 
der Niedriglohnsektoren auch in jenen Sektoren feststellen, die 
sich noch am traditionellen Modell orientieren. 

3. Staat und Industrie

Auch die differenzierte Rolle des Staates lässt sich nicht ohne 
weiteres in die Logik des VoC-Ansatzes einordnen. Zwar hat bei-
spielsweise der Ansatz nationaler Unternehmenssysteme (national 
business systems, Whitley 2007) dem Einfluss des Staates eine grö-
ßere Rolle zugesprochen; aber auch hier verhält sich der Staat nicht 
über alle Sektoren hinweg ähnlich. Ein besonders deutliches Bei-
spiel ist der enorme (und objektiv nicht wettbewerbsmäßig organi-
sierte) Militär-, Sicherheits- und Gefängniskomplex in den USA. 
Privatunternehmen innerhalb dieser Komplexe werden durch die 
undurchsichtige Vergabe von Aufträgen bevorzugt, die mehr mit 
politischer Patronage und persönlichen Kontakten zu tun haben 
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als mit der Marktrealität (Mann 2003; Hasik 2008). So hängt ein 
Großteil des Wettbewerbsvorteils des Hochtechnologie sektors in 
den USA von der großzügigen Unterstützung durch Regierungs-
ausgaben in den Bereichen der Verteidigung und Sicherheit ab 
(Lane/Wood 2009; Mann 2003; Hasik 2008). In Großbritannien 
gibt es zwar viel weniger Hinweise auf vorteilhafte Technologie-
transfers zwischen dem Verteidigungssektor und anderen Indus-
trien, hier ist jedoch die pharmazeutische Industrie stark von 
zumindest teilweise staatlich unterstützter Forschung und Ent-
wicklung abhängig, die innerhalb des quasi-staatlichen Universi-
tätssektors durchgeführt wird. 

Besonders auffällig ist die Rolle des Staates auch in Bezug auf 
den Finanzsektor. Große staatliche Rettungsaktionen haben die 
Finanzindustrie sowohl in den USA als auch in Großbritannien 
gerettet (Boyer 2010a). Das Ausmaß dieser Rettungsaktionen ist 
zweifellos erheblich. Gleichzeitig ist dabei deutlich geworden, dass 
die Unterstützung des Finanzsektors nicht von analogen Maßnah-
men für andere Firmen und Arbeitskräfte begleitet wurde: diese 
wurden sich selbst überlassen, ganz egal wie ungünstig sich ihre 
Umstände entwickelt haben. Diese besondere Behandlung des 
Finanzsektors steht nicht nur in deutlichem Kontrast zu ande-
ren Sektoren; sie findet auch statt, obwohl der Finanzsektor sehr 
sprunghaft ist, seine Arbeitsplatzschaffungseffekte begrenzt sind 
und somit die Finanzindustrie nicht als kohärente Basis für ein 
nationales Wachstumsmodell gelten kann (Wolfson 2003). Hier 
sind die USA deutlich vom archetypischen LME-Modell abgewi-
chen (Weiss 2010). Zudem war die Intervention sehr spezifisch, 
ungleich und eng mit politischen Prozessen und Lobbyismus ver-
bunden. Obwohl auch nicht-finanzielle Sektoren erheblich in der 
Krise getroffen wurden, hängt das Wirtschaftssystem insgesamt 
vom Überleben einer bestimmten Anzahl von Finanzunterneh-
men ab. Dies verweist wieder auf erhebliche Unterschiede inner-
halb nationaler Kontexte, selbst wenn manche Wirtschaftsbe-
reiche suboptimal funktionieren oder sogar negative Effekte auf 
andere haben. 
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4. Wandel durch supranationale und  
transnationale Akteure

Dore (2008) beobachtet, dass spezifische AkteurInnen unter be-
stimmten Umständen die Rolle von „Normentrepreneurs“ spielen 
können. Indem sie neue Praktiken einführen, fordern sie exis-
tierende Verfahrensweisen heraus, was über die Zeit zur Erosion 
der etablierten Ordnung führen kann. Diversität stellt allerdings 
nicht nur das Produkt einzelner AkteurInnen, sondern auch von 
supranationalen oder transnationalen Kräften dar. Zuerst müssen 
wir hier die Rolle supranationaler Institutionen, wie z.B. der Eu-
ropäischen Union und der internationalen Finanzinstitutionen 
(IFI) hervorheben. Auf der einen Seite haben bestimmte europäi-
sche Institutionen, wie z.B. der europäische Gerichtshof, erheblich 
dazu beigetragen, Liberalisierung und individuelle Rechte zu ver-
breiten; auf der anderen Seite kann die EU-Strukturpolitik mar-
ginalisierte Regionen unterstützen, ohne diese notwendigerweise 
nationalen Normen oder einer allgemeinen neoliberalen Ord-
nung anzunähern. Auch die Erzwingung neoliberaler Reform-
programme durch den IWF in hilfesuchenden Ländern hat nicht 
notwendigerweise zu homogenen Ergebnissen geführt. So können 
Kürzungen bei den Regierungsausgaben dazu führen, dass die 
Differenzen noch verstärkt werden, insofern ökonomisch schwa-
che Regionen und Sektoren durch einen sich selbst verstärkenden 
Rückstromeffekt weiter marginalisiert werden (Myrdal 1957). 

Transnationale AkteurInnen können eine ähnliche Rolle in 
der Verstärkung interner Diversität innerhalb nationaler Kontexte 
spielen. Zwei Typen sind hier besonders von Bedeutung (Wood/
Demirbag 2012): Der erste AkteurInnentyp sind transnationale 
Unternehmen (TNU), die etablierte Praktiken herausfordern. 
Ein typisches Beispiel ist der Effekt japanischer multinationaler 
Unternehmen auf Arbeitsbeziehungen: die Erosion von gewerk-
schaftlichen Traditionen innerhalb von Unternehmen und da-
mit die Herausbildung erheblicher Diversität in den Praktiken 
gewerkschaftlicher Repräsentation. Aber statt Homogenisierung 
durch den Import von (wahrgenommenen) ‘best practices’ aus dem 
Ausland voran zu treiben, variieren TNU ihre Praktiken auch je 
nach der spezifischen Umgebung. Sie können sich gezielt in lokale 
Produktionsregime integrieren, um deren Wettbewerbsvorteile 
zu genießen (Whitley 2010). Diese Strategie mag durch das Inter-
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esse am Zugang zu billigen Arbeitskräften motiviert sein, aber sie 
kann auch darauf ausgerichtet sein, die Vorzüge spezifischer Fä-
higkeiten und Traditionen der Unternehmensmitbestimmung zu 
genießen. Die Auslagerung von Produktionsvorgängen kann auch 
dazu beitragen, etablierte Praktiken an den früheren Standorten 
zu unterminieren und damit auf der Basis von Kostensenkung und 
Unterdrückung von Gewerkschaften die Wettbewerbsfähigkeit zu 
erhöhen. TNU können also zwar durchaus die Rolle von Normen-
trepreneurs spielen, sie können aber auch lokale oder sektor-spezi-
fische Praktiken verstärken. 

Die zweite relevante transnationale AkteurInnengruppe sind 
die ArbeitnehmerInnen. Ein gegenwärtiges Phänomen ist die Ent-
stehung einer Unterklasse, eines „Prekariats“, das weder beruflich 
noch räumlich verwurzelt ist (Standing 2011). Auch diese Ent-
wicklung hat doppeldeutige Konsequenzen und trägt damit wie-
derum dazu bei, ein höheres Ausmaß an Diversität in spezifischen 
nationalen Kontexten zu schaffen. Auf der einen Seite gehört es 
zu den vielen Widersprüchen des Neoliberalismus, dass entschie-
dene UnterstützerInnen freier Märkte gleichzeitig auch genauso 
deutlich steigende Migrationsbarrieren fordern (Macewan 1999). 
Gestiegene Beschäftigungsunsicherheiten in entwickelten Gesell-
schaften haben also, durch konservative Medien und Politiker 
unterstützt, zu zunehmenden Aversionen gegen ImmigrantInnen 
und einer abnehmenden grenzüberschreitenden Mobilität geführt 
(Standing 2011). Auf der anderen Seite treffen diese Maßnahmen 
vor allem gut ausgebildete ImmigrantInnen, sowie solche, die die 
Grenzen über legale Routen erreichen wollen (z.B. Asylsuchende). 
Diejenigen, die Restriktionen für Immigration befürworten, sind 
häufig überaus zurückhaltend, wenn es darum geht, Arbeitsstan-
dards umzusetzen, wo die Präsenz einer großen Anzahl illegaler 
ImmigrantInnen als Mechanismus für die Senkung von Löhnen 
sowie teilweise sogar für Zwangsarbeit genutzt wird. Solche Immi-
grantInnen sind oft gefangen zwischen der Scylla des Menschen-
handels und der Charybdis der Behörden, mit der konstanten 
Angst vor Abschiebung und den Schulden und Sanktionen der 
MenschenhändlerInnen, die sie im Heimatland erwarten. Unter 
diesen Umständen nehmen Betroffene selbst schlimmste Arbeits-
bedingungen und niedrigste Löhne hin (Standing 2011; Davis 
2006). Das Ergebnis all dieser Entwicklungen ist die Spaltung 
der Ökonomie in Sektoren, die auf der einen Seite relativ optimale 
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Bedingungen für qualifizierte ArbeitnehmerInnen bereitstellen 
(mit beschränkten Möglichkeiten für Wettbewerb durch Immig-
rantInnen) und auf der anderen Seite in Bereiche mit hochgradig 
prekären Arbeitskräften, einschließlich einer großen Anzahl von 
illegalen ImmigrantInnen (Standing 2011). 

5. Wandel durch gesellschaftliche 
Auseinandersetzungen

Der Ansatz des historischen Institutionalismus unterstreicht die 
Spannungen zwischen Systemen, denen eine bestimmte Logik öko-
nomischer Handlung zu Grunde liegt und der Kreativität von Ak-
teurInnen (Thelen 2010; Streeck 2009). Frühe institutionelle Ar-
rangements beeinflussen sowohl spätere Arrangements als auch die 
Richtung des Wandels (Rehberg 2006: 211). Entscheidungen, die 
in den frühen Phasen der institutionellen Entwicklung getroffen 
wurden, werden spätere Entscheidungen beeinflussen, selbst wenn 
bestehende Systeme völlig auf den Kopf gestellt werden (ebd.). Der 
Fokus liegt hier auf Wandel, der in erster Linie über soziale Verhält-
nisse, anstatt über spezielle Probleme oder Auseinandersetzungen 
in Unternehmen entsteht. Das steht in einem gewissen Gegensatz 
zu frühen Werken der Regulationsschule zur Krise des Fordismus, 
die vorschlugen, dass dieses Regime mit einem neuen postfordisti-
schen Produktionsparadigma ersetzt werden könnte. 

Unabhängig vom theoretischen Ausgangspunkt ist jedoch 
klar, dass auf der gesellschaftlichen Ebene die organisierten Inte-
ressen von ArbeitnehmerInnen, insbesondere Gewerkschaften, 
heute vergleichsweise schwach sind. Dies gilt vor allem in liberalen 
Marktökonomien, wo der Prozess des institutionellen Wandels 
durch eine stärkere Berücksichtigung von EigentümerInnenrech-
ten gegenüber anderen stakeholders in Unternehmen begleitet 
wurde (Dore 2000). Praktisch hat dieser Prozess dazu geführt, 
dass in LMEs die negativen Dimensionen früherer Arbeits- und 
Beschäftigungspraktiken intensiviert wurden. Er verlief ungüns-
tiger für solche Unternehmen, die ihre Wettbewerbsvorteile eher 
auf kooperativen Arrangements mit ArbeiterInnen stützen als für 
jene, die von einer kurzfristigen Maximierung des shareholder va-
lue angetrieben werden. Wie oben dargestellt, war der Wandel in 
CMEs möglicherweise noch ausgeprägter, wie die Entstehung ei-
nes Niedriglohnsektors in Ländern wie Deutschland zeigt. 
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6. Exogener Wandel:  
Umweltkrise und Energietransition

Die Vergleichende Kapitalismusforschung (VKF) nennt häufig 
exogene Schocks als Faktor, der AkteurInnen dazu verleitet, Wan-
del anzustoßen (Hollingsworth 2006). Wood und Lane (2012) 
heben in diesem Zusammenhang hervor, dass die aktuelle wirt-
schaftliche Lage durch einen Energietransitionsprozess charak-
terisiert sei, der der ökonomischen Krise in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts ähnelt. Letzterer war durch einen Übergang von 
Kohle zu Öl charakterisiert; er stellte billigere, leicht zu transpor-
tierende und relativ effiziente Energie zur Verfügung und verän-
derte gleichzeitig fundamental die relative Wettbewerbsfähigkeit 
von Unternehmen, Industrien und Regionen sowie die Allokation 
von Kapital (vgl. Hackett-Fischer 1996). Genauer gesagt begann in 
industriellen Distrikten, die durch leicht verfügbare Kohlereser-
ven wettbewerbsfähig waren, damals eine lange Periode des Nie-
dergangs, die in den meisten Fällen bis heute andauert. Obwohl 
die Nachfrage nach Rohöl zunimmt, geht der Anteil an Öl als Teil 
der globalen Energiemischung seit den frühen 1970er Jahren zu-
rück (Jenkins 1989). Solche Prozesse favorisieren die EignerInnen 
hochgradig fungiblen (austauschbaren) Kapitals über solche, die es 
in spezifische Industrien, Prozesse und Lokalitäten investiert ha-
ben (Wood und Lane 2012). 

Welche Rolle spielen die ArbeiterInnen in dieser Situation? 
Ihre Fähigkeiten und Vorzüge sind viel weniger fungibel als das 
hochgradig mobile Investitionskapital. ArbeiterInnen sind häu-
fig an einen bestimmten Sektor oder an eine bestimmte Region 
(Thelen 2001), viele ihrer Fähigkeiten an die breiteren kognitiven 
Kapazitäten einer spezifischen Firma gebunden (Aoki 2010). In 
dem Maße, wie die Wettberwerbsfähigkeit von Unternehmen und 
Regionen volatiler wird, werden Firmen natürlich versuchen, ei-
nen Großteil ihres Risikos auf die ArbeiterInnen abzuwälzen. Das 
führt zu zunehmender Unsicherheit, obwohl die Natur und das 
Ausmaß dieser Unsicherheit weiterhin in verschiedenen Kontex-
ten variieren können (vgl. Streeck 2009). Wie oben festgestellt, 
schließt dieser Prozess an den Aufstieg eines globalen Prekariats 
an, dessen große Mobilität von seiner leichten Ersetzbarkeit be-
dingt ist (Standing 2011; vgl. Appelbaum 2005). Das Prekariat 
kann also in der Lage sein, die Vorteile unerwarteter Nachfrage 
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nach Arbeit auszunutzen und leichter mit geringerer Nachfrage 
umzugehen. Systemische Krisen können also die Segmentation der 
Arbeitsmärkte verstärken und damit die Diversität von Arbeits- 
und Beschäftigungsbeziehungen weiter erhöhen. 

An dieser Stelle ist aber eine Relativierung notwendig. Wir sind 
uns der Falle des Reduktionismus durchaus bewusst. Ein wichtiger 
Strang in der Literatur zur Neuen Politischen Ökonomie hat sich 
mit langen Wellen oder Zyklen der kapitalistischen Entwicklung 
beschäftigt (Jessop 2001; ebenfalls Polanyi 1944; Kelly 1998). 
Während es zweifellos Evidenz für diese Bewegungen gibt, wird 
die prädiktive und analytische Relevanz dieser Konzepte nicht nur 
zeitlich, sondern auch räumlich durch die ungleiche Länge und 
die weiterhin bestehenden Unterschiede im ökonomischen Er-
folg von Nationen vermindert. Solche langfristigen Fluktuationen 
hängen ohne Zweifel von komplexen Kausalitäten ab, wobei Ener-
gieverfügbarkeit nur eine Dimension darstellt. Wie Jones (2001: 
822) hervorhebt, ist eine zufriedenstellende Analyse der Ursachen 
der aktuellen Lage nur durch eine gründliche Untersuchung der 
komplexen Interdependenzen zwischen den verschiedenen Kom-
ponenten solcher Zyklen oder Wellen möglich – menschliche und 
gesellschaftliche Entwicklung ist einfach mehr als eine Einkaufs-
liste von Faktoren. 

Wir möchten dennoch zwei besonders hervorheben: Zum 
einen sind die Verfügbarkeit, die Kosten und die Verwendung 
von Energie eng mit technologischen Entwicklungen verbunden 
(Diamond 2005). Die Entstehung der Verbrennungsmethode bei 
Motoren hat zum Beispiel den Weg für den Übergang zum Öl 
geschaffen. Die andauernde Abwesenheit einer attraktiven alter-
nativen Fortbewegungsweise macht die aktuelle Transition weg 
von Öl und Gas trotz abnehmender Reserven und zunehmender 
Kosten besonders schwierig. Zum anderen hat – wie bei jeder an-
deren Energiequelle und den damit verbundenen Technologien – 
die Verwendung großer Mengen an Öl und Gas außerdem hohe 
indirekte Kosten in Bezug auf Verschmutzung und globale Erwär-
mung, die von Einzelhaushalten und Firmen der Gemeinschaft 
aufgebürdet werden (Jessop 2008; Diamond 2005). Angesichts 
der bevorzugten Beschäftigung der modernen ökonomischen The-
orie mit aktuellen kalkulierbaren Werten gegenüber abstrakteren 
langfristigen Kosten (Singer 1995) sowie der Aversion des mensch-
lichen Charakters sich mit unangenehmen sozialen und ökologi-
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schen Herausforderungen zu beschäftigen, ist es wahrscheinlich, 
dass die ökologische Katastrophe ausgelöst wird, bevor Öl und Gas 
durch Alternativen ersetzt werden (Jessop 2008; Diamond 2005). 
Wiederum werden die Kosten der Umweltkrise bei denjenigen am 
höchsten sein, die in spezifische Fertigkeiten investiert haben. Am 
ehesten profitieren werden wieder jene, die ihr Kapital bewegen 
können und/oder knappe allgemeine Fähigkeiten beherrschen, 
wobei die Verlierer zunehmend in das Prekariat getrieben werden 
(Standing 2011; Davis 2006). 

Angesichts eines zunehmenden Konsenses über die Existenz 
einer großen systemischen Krise (vgl. Amable/Palombarini 2009) 
stellt sich die Frage, welche Form eine neue institutionelle Ord-
nung annehmen kann. Ein tröstender Gedanke in progressiven 
Zirkeln ist hier der polanyi’sche Begriff der doppelten Bewegung, 
nach dem Perioden von Marktexzessen eine Gegenbewegung hin 
zu einer stärkeren Steuerung durch den Staat folgt (Polanyi 1944). 
Dieser Begriff wurde mit Voraussagen eines möglichen Wiederer-
starkens organisierter Arbeit (Kelly 1998) und sogar mit der mög-
lichen Rückkehr zum goldenen Zeitalter des Wohlfahrtstaats in 
Zusammenhang gebracht. Allerdings ist, wie Streeck (2009) be-
merkt, soziale Evolution nicht einfach auf der Linie eines schwin-
genden Pendels zu finden, sondern eher auf einem Seitenweg 
zwischen verschiedenen Formen von Dirigismus und Marktdomi-
nanz. Wie Benjamin (1978) bemerkte, hat historischer Fortschritt 
immer ein destruktives Element, bei dem der Engel der Geschichte 
einen Trümmerhaufen zurücklässt. Es kann zwar möglich sein, 
tatsächlich diesen Trümmerhaufen zusammenzukleben und 
Teile früher institutioneller Ordnungen zu revitalisieren (Boyer 
2006), doch wird das Endresultat sehr verschieden von dem der 
Vergangenheit sein. Selbst Polanyi (1944; vgl. auch Smith 2001: 
814) warnte, dass neue Initiativen für soziale Sicherheit als Folge 
der destruktiven Konsequenzen rücksichtsloser Märkte sich viel 
zu sehr an extremistischen Agenden und rechtsradikalem Auto-
ritarismus orientieren könnten. In der Tat sind in großen Teilen 
von Europa rechtsextreme politische Parteien die Gewinnerinnen 
der aktuellen Krise, während in den USA die zuvor zur rechten 
Mitte orientierte Republikanische Partei ihre Position radika-
liert. Jede Doppelbewegung à la Polanyi kann dazu führen, dass 
im Gegensatz zu einer Auferstehung der Sozialdemokratie oder 
eines vergleichbaren systemischen Rebalancierens der Macht am 
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Arbeitsplatz die Rolle des nationalen Militär-, Sicherheits- und 
Strafkomplexes weiter zunimmt. 

7. Schlussfolgerung

Nationale Institutionen sind weder eng gekoppelt noch führen 
sie notwendigerweise zu kohärenten Ergebnissen. Es existiert eine 
große Diversität in den sozioökonomischen Beziehungen in und 
zwischen Unternehmen. Diese Diversität kann spezifische sek-
torale oder regionale Dynamiken, die ungleichen Folgen sozialer 
Auseinandersetzungen, oder die Parteilichkeit von Regierungen 
gegenüber spezifischen AkteurInnen widerspiegeln. In ihr zeigen 
sich auch größere Veränderungen im globalen kapitalistischen Sys-
tem und die ungleiche Art und Weise, in der nationale Institutio-
nen versuchen, sich an dieses System anzupassen (Jessop 2011b). 
Obwohl wir möglicherweise eine Periode institutioneller Verschie-
bungen erreicht haben, heißt das nicht notwendigerweise, dass alle 
zuvor gültigen Arrangements zusammengebrochen sind oder dass 
der Aufstieg einer kohärenten Alternativordnung entweder global 
oder länderbezogen absehbar oder sogar wahrscheinlich wäre. 

Was bedeutet dies für Arbeits- und Beschäftigungsbeziehun-
gen? Auf der einen Seite bezieht sich die Macht des Faktors Arbeit 
sowohl auf leicht ersetzbare (z.B. physische Stärke) und weniger 
leicht ersetzbare Dimensionen (z.B. Humankapital) und damit 
zusammenhängende Kollektivfähigkeiten (Aoki 2010). Perio-
den anhaltender Krisen werden wahrscheinlich die Unterschied-
lichkeit von Arbeits- und Beschäftigungsverhältnissen sowie die 
Unterschiede zwischen den Positionen verschiedener Kategorien 
von Arbeit weiter vertiefen. Insbesondere gehört zu diesem Pro-
zess die Marginalisierung traditioneller „guter“ Arbeit, die an eine 
bestimmte Fähigkeit oder einen bestimmten Beruf gebunden ist 
(Wright/Dwyer 2006). Wieder werden Arbeits- und Beschäfti-
gungsbeziehungen gespalten: in ein desorganisiertes Prekariat, 
traditionelle oder modifizierte fordistische Praktiken und schließ-
lich individualisierte, gut bezahlte Tätigkeiten bei selten nachge-
fragten, aber eher generellen Fähigkeiten. Dies bedeutet nicht, dass 
der Prozess des Wandels zu uniformen Ergebnissen führt, sondern 
dass bedeutende Unterschiede zwischen liberalen und koordinier-
ten Marktökonomien weiterbestehen, auch wenn beide von einer 
gemeinsamen Tendenz zur Individualisierung erfasst wurden. So-
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zioökonomische Beziehungen innerhalb der Firma sind mit dem 
größeren externen Netz von sozioökonomischen Verbindungen 
verbunden, die die Firma und andere Akteure einbezieht (Han-
cke u.a. 2007). Die internen Elemente regionaler und sektoraler 
Diversität sind also eng mit ihren externen Elementen verkoppelt. 
Beide können allerdings durch die andauernde aktuelle systemi-
sche Krise weiter erschüttert werden. 

Aus dem Englischen von Andreas Nölke
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Institutionalismus und räumliche Desintegration 
in der Vergleichenden Kapitalismusforschung: 
Arbeitsbeziehungen an der  
EZB-Baustelle Frankfurt1

Einleitung

In der Vergleichenden Kapitalismusforschung (VKF) wird Europä-
isierung oft tendenziell als eine Kraft verstanden, die, jenseits des 
Nationalstaats, nationale politische Ökonomien umstrukturiert. 
Bezogen auf die Dimension „Arbeit“ werden in der vergleichenden 
Tradition die Beziehungen zwischen AkteurInnen am Arbeitsplatz 
in insularen, nationalen Räumen verortet. Wir konzentrieren uns 
darauf, wie dieses Konzept einer Weltordnung, welches auf abge-
schlossenen territorialen Nationalstaaten (mit relativ hoher Regu-
lationskapazität) beruht, unser Verständnis aktueller Veränderun-
gen im Kapitalismus behindert. In der VKF strukturieren national 
begrenzte Institutionen das Verhalten von AkteurInnen; so weise 
jedes System seine spezifischen Charakteristika auf und die Wissen-
schaftler der VKF mit nationalen sozioökonomischen Resultaten 
verknüpfen. Weil „institutionelle Komplementaritäten“ zwischen 
Arbeitsbeziehungen und anderen Sub-Systemen wie Ausbildung 
und Unternehmensführung existieren (Hall/Soskice 2001), habe 
das deutsche duale System, bestehend aus starken Gewerkschaften 
zum Zwecke kollektiver Verhandlungen und Betriebsräten für die 
Repräsentation in den Betrieben „Demokratie am Arbeitsplatz“ 
(Turner 1991) und ein Gleichgewicht aus hohen Löhnen und 
hohen Fertigkeiten hervorgebracht. Man könne deshalb von ei-
nem „Modell Deutschland“ sprechen, weil AkteurInnen innerhalb 
Deutschlands traditionell den gleichen institutionellen Opportu-

1 Diese Arbeit wurde durch einen Starting Grant #263782 des Euro-
pean Research Councils ermöglicht.

Institutionalismus und räumliche 
Desintegration
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nitäten und Widerständen gegenüberstanden. AkteurInnen waren 
in ihren Abwanderungsoptionen (Exit) beschränkt und konzent-
rierten sich auf Strategien des Widerspruchs (Voice) sowie der Teil-
habe an demokratischen Institutionen und Zivilgesellschaft, wo-
durch diejenigen innerhalb eines Territoriums zu einer Gesellschaft 
verbunden wurden (Rokkan 1999; zu den Konzepten von Exit und 
Voice, vgl. Hirschman 1970). 

Wir stellen dem entgegen, dass die Veränderungen des europä-
ischen Rechts territoriale Grenzen verwischt und die souveräne 
Regulierungsautorität angegriffen haben. Dies eröffnet neue Exit-
Optionen für Firmen und reduziert die Voice-Optionen für be-
stimmte Segmente der Arbeiterschaft.2 Wir untersuchen den Fall 
einer Baustelle, die in den deutschen und europäischen Kontext 
verschachtelt ist, um ein allgemeines Argument über den Effekt 
der Entflechtung von Souveränität auf Arbeitsbeziehungen zu il-
lustrieren. Ähnliche Beispiele lassen sich auch für andere Regionen 
und Kontexte finden (siehe z.B. Ong 2006). 

Wir beginnen mit einer Rekapitulation der VKF-Diskussionen 
zum Verhältnis der Artikulationsfähigkeit von ArbeitnehmerIn-
nen und den Exit-Anreizen für Firmen. Daran anschließend zeigen 
wir, wie die europäische Liberalisierung Ausstiegsoptionen für das 
Kapital eröffnet, jedoch die Rechte von Gewerkschaften, Betriebs-
räten und entsandten Arbeitern einschränkt. Drittens illustrieren 
wir die territoriale Desintegration und deren Auswirkungen auf 
die Repräsentation von Arbeitern anhand einer Untersuchung der 
Arbeitsbeziehungen auf der Baustelle des neuen EZB-Gebäudes in 
Frankfurt am Main. Wir untersuchen einen deutschen Fall, weil 
Deutschland gemeinhin als Archetyp des „rheinischen“ Modells 
bzw. der koordinierten Marktökonomie gilt (vgl. z.B. Albert 1992; 
Hall/Soskice 2001; sowie die Einleitung zu diesem Band von Bruff 
u.a.). Die Anfechtung territorialer Integrität, so ist anzunehmen, 
zeigt sich besonders offensichtlich in institutionell verdichteten 
Systemen, die stark auf kollektiven Artikulationen beruhen. Das 
Baugewerbe ist besonders relevant, weil dort die kurzfristige Job-
mobilität in der EU am fortgeschrittensten ist, so dass Entsendung 
von Arbeitern ein üblicher Weg ist, nationale Systeme zu verlassen 
und Zugang zu günstiger, unregulierter Arbeitskraft zu gewähr-

2 Dem Gegenstand angemessen, wird im Text, soweit es um die empiri-
sche Fallanalyse geht, von männlichen Arbeitern gesprochen.
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leisten (Menz 2005). Wir kommen zum Schluss, dass transnati-
onale Arbeit sowie die Rekonfiguration der Regulierung jenseits 
nationaler Grenzen die Exit- gegenüber den Voice-Optionen im 
deutschen institutionellen System stärken. 

1. Organisierter Kapitalismus, territoriale Kohäsion 
und kollektive Güter

Der territoriale Nationalstaat ist derart grundlegend für eine mo-
derne Konzeption von Gesellschaft, dass er selten infrage gestellt 
wird. Eine Schlüsselannahme einiger führender institutionalisti-
scher Ansätze ist, dass AkteurInnen vornehmlich in territorial ein-
gegrenzten Beziehungen eingebettet seien. Im bekannten „Spiel-
arten des Kapitalismus“-Ansatz (VoC) werden Staaten in eine 
Taxonomie von zwei (oder mehr) idealtypischen Regulationsmo-
dellen klassifiziert (Hall/Sosckice 2001). VoC ist ein firmenzen-
trierter Ansatz, in dem jedes Modell eine Ordnung institutionell 
vermittelter Kooperationsanreize darstellt, welche über Zeit Pfa-
dabhängigkeiten entwickeln. Whitleys Ansatz der „nationalen Un-
ternehmenssysteme“ ist der VoC-Perspektive sehr ähnlich, indem 
er die interne Organisation von Firmen beleuchtet, um die Verbin-
dungen zwischen der Regulierung und Koordination von Institu-
tionen zu untersuchen (Whitley 2007). Auch hier ist der Staat die 
zentrale Untersuchungseinheit, denn „solange der Nationalstaat 
nicht nur der vorherrschende Einfluss auf die Institutionen des Ar-
beitsmarktes ist, sondern auch politischen Wettbewerb, Legitimität 
und private Eigentumsrechte gewährleistet, werden viele Merkmale 
von Unternehmenssystemen weiterhin international variieren“ 
(ebd.: 56). Andere institutionalistische Ansätze konzentrieren sich 
auf verschiedene AkteurInnentypen und Logiken: Hollingsworth 
und Boyer analysieren beispielsweise „soziale Produktionssysteme“, 
womit sie gesellschaftliche Strukturen und Politiken bezeichnen, 
welche die Reproduktion von Arbeit in einem Land unterstützen 
(Hollingsworth/Boyer 1997). Forsander (2004) stellt heraus, dass 
die Funktionsfähigkeit dieser Systeme von der In- und Exklusion 
von Individuen abhängt, die auf einer Verbindung von Territorium, 
Staat und Bürgerrechten beruht. Hinter diesen Strukturen stecken 
implizite Annahmen über Territorialität und Begrenztheit. 

Nicht alle institutionalistischen Analysen betonen Stabilität 
und Pfadabhängigkeit. Einige heben den institutionellen Wandel 
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hervor, der entweder durch interne Veränderungen und intensi-
vierten Wettbewerb zur Konvergenz auf marktförmige Institu-
tionen (Streeck/Thelen 2005) oder durch globalen Druck ange-
trieben bzw. hervorgerufen wird (Thelen/Wijnbergen 2003). Ob 
nun Konvergenz oder Unterschiede, Wandel oder Stabilität her-
vorgehoben wird: solche Analysen besagen allesamt, dass Wirt-
schaftssysteme national organisiert und Institutionen innerhalb 
eines territorial begrenzten Nationalstaates verortet seien. Der 
regulierende Rahmen innerhalb jedes nationalen „Containers“ 
erscheint als kohärent, wobei die neoliberale Ordnung nur un-
terschiedlich stark inkorporiert werde (Brenner u.a. 2010; Peck/
Theodore 2007). Wir bedienen uns in unserer Analyse des CME-
Konzepts, weil der VoC-Ansatz lange Zeit „beinahe hegemonisch“ 
im Bereich der VKF war (Howell 2003; Deeg/Jackson 2007) und 
weil der Typus des CME passend für die Phänomene dichter regu-
lativer Institutionen auf nationaler Ebene ist. 

Eine grundlegende Unterscheidung, die der VoC-Ansatz zwi-
schen CMEs und LMEs trifft, liegt in der Bereitstellung kollekti-
ver Güter. ArbeitgeberInnen in CMEs unterstützten tendenziell 
komplementäre Institutionen der Arbeitsbeziehungen inner- und 
außerhalb des Arbeitsplatzes, wie z.B. sektorale Lohnmoderation 
und firmeninterne Mitbestimmung (Thelen 2001). Lange Be-
triebszugehörigkeiten komplizierten Exit-Maßnahmen, böten 
aber Raum für Voice, um die Beziehungen zu reparieren oder zu 
verbessern (Hirschman 1970). ArbeitnehmerInnen verfügten 
über Voice im Betrieb, weil sie entweder das Management zwin-
gen, zuzuhören, oder weil es deren Mitsprache als essentiell für 
die Verringerung der ArbeitnehmerInnenfluktuation (dem Exit 
der Arbeiter) ansieht. Während CMEs institutionelle Artikulati-
onsmöglichkeiten bereitstellten, um verschiedene Gruppen unter 
einen Hut zu bringen, tendierten LMEs zu konkflikthaften Be-
triebsbeziehungen (Hall/Soskice 2001). 

Institutionelle Arrangements, die wie CMEs auf der Voice-Lo-
gik beruhen, bedürfen territorialer Kohärenz. Räumliche Grenzen 
bestimmen, welche AkteurInnen Teil eines bestehenden Systems 
sind und welche nicht. Nationale Institutionen stellen durch 
Anreizstrukturen kooperative Normen her, nach denen Teilneh-
merInnen belohnt und Abtrünnige bestraft werden. In begrenzten 
Nationalstaaten war die „Einschließung“ wirtschaftlicher und so-
zialer AkteurInnen möglich, die im Gegenzug ihren Unmut in na-
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tionalen Institutionen äußerten. Trans- und Supranationalismus 
stellen diesen territorialen Raum des Kapitalismus infrage. Wir 
sehen in der Europäisierung eine Erweiterung von Exit-Optionen 
und einen Angriff auf territorial begrenzte kollektive Lösungen, 
insbesondere der Kontrolle durch Nationalstaaten. 

Dies ist etwas anderes als die exogene Herausforderung durch 
globalen Wettbewerb. Systeminterne Lösungen, die aus pfadab-
hängiger Evolution hervorgehen (Thelen/Wijnbergen 2003), kön-
nen solche „Angriffe“ von außen verarbeiten. Bei externen Schocks 
sind KapitalbesitzerInnen in LMEs geneigt, sich aus Bereichen mit 
schwacher Performance zurückzuziehen und Profit anderswo zu 
erwirtschaften und damit Konflikte zwischen Kapital und Arbeit 
anzuzetteln. Im Gegensatz dazu werden sie in CMEs eher Koaliti-
onen mit der Arbeitsseite gegen AkteurInnen mit rivalisierenden 
Präferenzen formieren, um existierende Institutionen zu schützen 
(Hall/Gingerich 2004). Selbst angesichts externer Angriffe wird 
die territoriale Begrenztheit durch die Etablierung systeminterner 
Lösungen gestärkt. ForscherInnen der VKF setzen Europäisie-
rung oft mit grenzüberschreitenden Bewegungen gleich und fes-
tigen damit das Verständnis von Staaten als Container, in denen 
regulatorische Praktiken über das gesamte Gebiet gleich verteilt 
sind (Macartney 2010; Brenner u.a. 2010). 

Die europäische Politik der Arbeitermobilität durchkreuzt und 
verbindet nationale Regulierungssysteme untereinander, wodurch 
Regulierung deterritorialisiert wird. Deterritorialisierung und 
Entkopplung beschreiben neue Praxen der Souveränität. Sie sind 
problematisch für Systeme, die entlang nationaler Grenzen orga-
nisiert sind: die Durchlässigkeit der Grenzen erlaubt kurzfristig 
Exit-Strategien, Adaption von anderen Systemen sowie hybride 
Lösungen; sie kann langfristig jedoch die Bereitstellung kollekti-
ver Güter mindern. Dies ist jedoch nicht gleichbedeutend mit dem 
Ende des Nationalstaates (Sassen 2008). Staatliche Grenzregime 
bleiben grundlegende Elemente des Systems, doch die Art und 
Weise, wie transnationale Firmen deterritoriale Souveränität kre-
ieren und nutzen, verringert die Fähigkeit von Staaten, in ihrem 
Gebiet regulierend zu wirken (Sassen 2005). Hier zeigt sich ein 
Widerspruch: das Kapital als solches bedarf territorialer Staat-
lichkeit für die Bereitstellung kollektiver Güter, einzelne Firmen 
versuchen jedoch, diese Systeme zu umgehen. Die beschriebene 
Entkopplung – von Ong (2006) als ‘variegated sovereignty’ be-
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zeichnet – ermöglicht ihnen dies in zunehmendem Maße. Da der 
Zugang zu Rechten (meistens) über nationale Systeme geschieht, 
erlaubt diese Abkopplung die Errichtung von Zonen alternativer 
Regulierung innerhalb existierender souveräner Gebiete. Indem es 
diese Zonen strategisch nutzen kann, ist das Kapital in der Lage, 
spezifische Arbeitsplätze, Kontexte und Gruppen vom Schutz 
auszuschließen, den sie normalerweise innerhalb von souveränen 
Staaten genießen würden. 

2. Mechanismen zur Öffnung des  
europäischen Raums

Die europäische Integration schafft feste territoriale Grenzen auf 
ökonomischem und rechtlichem Gebiet ab und erhöht damit die 
Exit-Möglichkeiten (Bartolini 2007). Im Kontext der EU haben 
supranationale AkteurInnen den Transnationalisierungsprozess 
befördert, um dadurch Spill-Over-Effekte und höhere Effizien-
zerträge zu realisieren (Tömmel 2011). Während die Logik des 
EU-Supranationalismus die territoriale Konstruktion auf einer 
höheren Ebene reproduziert, ist die Förderung von Transnationa-
lität eher doppelbödig. Freizügigkeit innerhalb der EU und eine 
entsprechende Rechtsprechung wirken auf die Öffnung nationaler 
Systeme für Außenstehende hin. Dies macht die Systeme weniger 
exklusiv, kann aber auch zu einer geringeren Unterstützung in-
klusiver nationaler Institutionen führen (Hurrelmann 2011). Zur 
gleichen Zeit ermöglicht die Supranationalisierung in der EU das 
Potenzial eines geschlossenen Europäischen Raumes, auch wenn 
dieses Potenzial nicht voll realisiert wurde (Flora 1999: 89ff). 

Die Unterstützung der Freizügigkeit im europäischen Recht 
entspringt einer ökonomischen Logik, nach der Arbeiter als 
Produktionsfaktoren in ihrer Mobilität bestärkt werden sollen. 
Arbeitsmobilität kann jedoch nicht isoliert von anderen Politi-
ken bleiben: mobile wie nicht-mobile Arbeiter benötigen Schutz-
bestimmungen. Hier zeigen sich Spill-Over-Effekte, da Arbeiter 
auch jenseits ihres Heimatlandes durch europäisches Recht ge-
schützt werden. Das rechtliche Migrationsregime jedoch geht 
davon aus, dass MigrantInnen als Individuen wandern. Dies ist 
zunehmend nicht der Fall: ein Großteil der Mobilität fällt nicht 
unter die Freizügigkeit von Arbeit, sondern unter die Prämisse des 
freien Dienstleistungsverkehrs (Dølvik/Visser 2010). Viele Arbei-
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ter wandern als entsandte Arbeitnehmer, d.h. innerhalb transna-
tionaler Firmen als abhängig Beschäftigte. Gastarbeit ist beileibe 
kein neues Phänomen, jedoch ist die Art, in der UnternehmerIn-
nen dazu angeregt werden, Gastarbeiterschaft und transnationales 
Subunternehmertum zu kombinieren, im EU-Kontext einzigartig. 

Der Hauptgrund für den Einsatz entsandter Arbeiter (anstelle 
individuelle Gastarbeiter oder Einheimischer) liegt im Kostenvor-
teil, der durch die Verweigerung des Zugangs zu den Arbeitneh-
merInnenrechten im Zielland entsteht. Das Freizügigkeitsrecht 
sichert die Firmen diesbezüglich ab. Das Recht der EU räumt dem 
Recht auf freie Bewegung von Unternehmen höhere Priorität ein 
als den Rechten mobiler ArbeitnehmerInnen (Lillie 2010). Natür-
lich sind Gastarbeiter auch innerhalb national begrenzter Regime 
schlecht behandelt worden. Jedoch hatten individuelle Gastarbei-
ter – zumindest formal – Zugang zu den gleichen Arbeitsrechten 
wie einheimische Arbeiter. Dies änderte sich für entsandte Arbeits-
kräfte, weil die Interpretation des Verhältnisses von Europäischer 
und nationaler Regulierung durch den Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) es Firmen erlaubt, regulatorische Sonderzonen zu kre-
ieren, in denen den Angestelltenverhältnissen in transnationalen 
Subunternehmen in vielen (wenn auch nicht allen) Bereichen ex-
traterritorialer Status eingeräumt wird. Transnationale Unterauf-
tragsvergabe ermöglicht es Firmen, Niedriglöhner mit Höherver-
dienenden in Konkurrenz zu setzen und dabei nationale Herkunft 
als Basis für den unterschiedlichen Genuss von Arbeitsschutz und 
-rechten heranzuziehen (ebd.). Der beschränkte Zugang zu Ar-
beitsrechten für mobile Arbeiter geht mit der Praxis von Unterneh-
merInnen einher, flexible Formen des Produktionsmanagements 
zu nutzen, um Kategorien für prekäre Angestellte zu schaffen, für 
die diese keine Verantwortung übernehmen müssen (Meardi u.a. 
2012). Das Verhältnis von entsandten Arbeitern zum Zielland ist 
durch das Angestelltenverhältnis bestimmt, d.h. durch das Unter-
nehmen im Entsendeland. In dieser neuen Konfiguration wirkt Ar-
beit oft als Entfremdung von den Gesellschaften im Zielland. Dies 
ist eine beabsichtigte Folge der Entscheidungen des EuGH zum 
Verhältnis von nationalen Arbeitsbeziehungen und europäischer 
Freizügigkeit. Diese Tendenz der europäischen Rechtsprechung 
ist gewissermaßen eine Ausweitung der Regimekonkurrenz, die 
seit langem eine Folge des freien Warenverkehrs ist (Streeck 1992). 
Diese „ältere“ Regimekonkurrenz fand jedoch zwischen klar defi-
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nierten Nationalstaaten statt und war dementsprechend durch na-
tionale Institutionen vermittelt. Die Entsendung abhängig Beschäf-
tigter als „Dienstleistung“ verringert diese geographische Bindung 
und marginalisiert den regulativen Einfluss des Ziellandes durch 
die Einführung alternativer Regulierungspraktiken. Diese rechtli-
che Konstruktion ähnelt dem ‘offshoring’; sie wird sowohl innerhalb 
als auch außerhalb Europas genutzt, um regulative Regimes zu um-
gehen bzw. strategisch auszuwählen (Lillie 2010). 

3. Das Bauprojekt der EZB

Das „Modell Deutschland“ ist bekannt für seine institutionelle Inf-
rastruktur in Sachen Ausbildung, kollektiver und betrieblicher Ar-
beitnehmerInnenvertretung, kooperative Zuliefererbeziehungen 
und langfristige Finanzierung (Hall/Soskice 2001). Die Integrität 
dieses Systems wird durch Europäisierung zunehmend angegriffen. 
Wir nehmen an, dass alle Charakteristika einen (expliziten oder 
impliziten) Effekt auf die Arbeitsbeziehungen haben, beschränken 
uns jedoch auf die Aspekte der Ausbildung, kollektiven Vertretung 
sowie Betriebsräte. Das deutsche Baugewerbe weist traditionell eine 
hohe Regulierungsdichte auf, eröffnet nun aber Räume, in denen 
national spezifische Formen der ArbeitnehmerInnenrepräsentation 
marginalisiert sind. Anhand von Interviews mit Managern, Ge-
werkschaftern, Betriebsräten und Arbeitern, sowie teilnehmender 
Beobachtung und Feldnotizen zeigen wir exemplarisch, wie sich 
diese Deterritorialisierung auf die Arbeitsbeziehungen am neuen 
Betriebsgelände der EZB in Frankfurt am Main auswirken. 

Der Neubau der EZB ist besonders interessant, weil er ein Me-
gaprojekt darstellt, in dem die arbeitsintensiven Baumaßnahmen 
ausschließlich von ausländischen Werkvertragsarbeitern verrichtet 
werden. Das Beispiel zeigt zudem, wie mobile ArbeitnehmerInnen 
dreifach von den üblichen deutschen Institutionen der Arbeits-
beziehungen ausgeschlossen werden: Erstens führt transnationale 
Fremdvergabe zum Rückzug aus dem Ausbildungsregime. Indem 
Gewerkschaften der Zugang zur Baustelle verwehrt wird, führt 
sie zweitens zum Exit aus kollektiven Verhandlungsarrangements. 
Drittens behindert Unterauftragsvergabe die Funktion des Be-
triebsratssystems. Entsandte Arbeitnehmer arbeiten zwar auf deut-
schem Grund, sind jedoch von den dort geltenden arbeitsrechtli-
chen Rahmenbedingungen ausgeschlossen. 
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Die Tätigkeit von Gastarbeitern im deutschen Baugewerbe hat 
eine lange Tradition. Auch wenn die Gleichheit der Arbeitneh-
merInnenschaft nicht immer praktisch realisiert wurde, galten die 
Rahmenbestimmungen für einheimische wie ausländische Arbeit-
nehmerInnen gleichermaßen (Castles/Kosack 1973). Arbeitgeber 
hatten zumindest keine legale Möglichkeit, sich dem Lohnsystem 
zu entziehen. Dies änderte sich mit der Liberalisierung des Dienst-
leistungssektors in der EU und wurde im Zuge der Osterweiterung 
noch bedeutsamer. Seit 1993, dem Jahr der Einführung der „vier 
Freiheiten“, stieg die Entsendung mobiler Arbeitskräfte durch 
ausländische Subunternehmen dramatisch an (Menz 2001). Das 
deutsche Entsendegesetz stellt sicher, dass bestimmte Mindest-
standards auch für mobile Arbeiter gelten. In Abwesenheit eines 
generellen Mindestlohns war es nötig, sich auf einen allgemein-
gültigen Mindestlohn im Baugewerbe zu einigen. Um Sozialdum-
ping zu entgehen, verabredeten die Sozialpartner in den üblichen 
Lohnverhandlungen einen Lohnkorridor für alle Arbeiter auf 
deutschen Baustellen. Der Arbeitgeberverband BDA verweigerte 
jedoch seine Zustimmung, bis die Untergrenze deutlich gesenkt 
wurde, wodurch eine faktische Kluft zwischen der Entlohnung 
einheimischer und ausländischer Arbeiter entstand (Eichhorst 
2000). Diese Neuregelung gesteht ArbeitgeberInnen weiterhin 
den Raum zu, Lohndifferenzen auszunutzen, indem sie die un-
terste Lohnschwelle statt voller Löhne zahlen (Interview IG BAU 
3, 2011). Häufig wird argumentiert, dass UnternehmerInnen in 
CMEs die Strategie der „diversifizierten Qualitätsfertigung“, mit 
entsprechend hohen Löhnen und einer egalitären Lohnstruktur, 
verteidigen würden (Streeck 1992). Auf die deutsche Baubranche 
tritt dies jedoch nicht zu, weil die Deterritorialisierung der Ar-
beitsbeziehungen Löhne zum ausschlaggebenden Wettbewerbs-
faktor gemacht hat. 

Am EZB-Neubau ist die Unterauftragsvergabe weit verbreitet. 
Speziell arbeitsintensive Tätigkeiten werden hauptsächlich an 
osteuropäische Subunternehmer vergeben, wodurch das geltende 
Lohnniveau unterschritten und das Ausbildungsregime untermi-
niert wird. Eine der am Bau beteiligten Firmen hat ihre Arbeiten 
am Rohbau an ca. 20 transnationale Subunternehmer ausgelagert, 
die vornehmlich ausländische Arbeiter beschäftigen. Von den ca. 
1000 Arbeitern am EZB-Neubau (Stand Mai 2012) sind lediglich 
20 bis 25 (allesamt Manager) Kernbeschäftigte der auslagernden 
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Firma (Betriebsrat 1, 2011). Entsandte Arbeiter leben und arbei-
ten in national homogenen Gruppen. Unterschiedliche Nationa-
litäten üben verschiedene Jobs aus: Arbeiter aus Mazedonien sind 
üblicherweise für die Stahlbefestigungen zuständig, danach über-
nehmen polnische Arbeiter die Gussformen (IG BAU 2, 2011). 

Die deutsche Bauindustrie beruht normalerweise auf einem 
durchgehenden beruflichen Ausbildungssystem auf allen Ebe-
nen, welches auf hoher Qualifikation und hohen Löhnen basiert 
(Bosch/Zühlke-Robinet 2003), doch nichts davon steht den Gast-
arbeitern am EZB-Neubau zur Verfügung. Während die Betriebs-
räte des Hauptarbeitgebers sicherstellen, dass die Kernbelegschaft 
Weiterbildungen erhält, wurde keinem der entsandten Arbeiter 
zusätzliche Trainings oder Aufstiegsmöglichkeiten während ihrer 
Arbeit in Deutschland angeboten (Betriebsrat 1, 2011). Stattdes-
sen werden sie oft angehalten, Tätigkeiten durchzuführen, für die 
sie nicht ausgebildet sind. Arbeiter in großen deutschen Betrieben 
genießen noch immer die Vorzüge der deutschen Arbeitsbeziehun-
gen, während ausgelagerte Arbeiter von diesem System isoliert sind. 

Im deutschen Zusammenhang ist Mitsprache durch das „duale 
System“ firmeninterner Betriebsräte und sektoral organisierte Ge-
werkschaften, die in kollektive Absprachen eingebunden sind, ge-
regelt (Müller-Jentsch 1995). Die IG BAU (Industriegewerkschaft 
Bauen-Agrar-Umwelt) vertritt alle Berufe im Baugewerbe. Wie 
gezeigt, können sich auslagernde Unternehmen diesem System 
zunehmend entziehen. Die IG BAU versuchte, die zunehmende 
Anzahl entsandter Arbeiter zu organisieren und zu vertreten, bis-
her aber mit begrenztem Erfolg. Ein Aspekt dieser Bemühungen 
war die Gründung des Europäischen Vereins für Wanderarbeiter 
(EVW), welche transnationale Strukturen annehmen sollte, um 
Arbeiter auch in ihren Heimatländern vertreten zu können (IG 
BAU 1, 2011). Der EVW konnte jedoch aufgrund fehlender Un-
terstützung seitens der Gewerkschaften in anderen europäischen 
Ländern sowie organisatorischer Mängel keine unabhängige Rolle 
einnehmen. Sie wurde schließlich in die IG BAU integriert (Greer 
u.a. 2013). Obwohl die Idee einer unabhängigen Gastarbeiterge-
werschaft aufgegeben wurde, bleibt die IG BAU bei ihrer Strategie, 
entsandte Arbeiter zu vertreten. 

Das Management der EZB lehnt hingegen die Repräsentation 
von Arbeitern durch Gewerkschaften ab. Zu Beginn der Bauarbei-
ten verweigerte es den Gewerkschaften Zugang zur Baustelle (IG 
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BAU 3, 2011). Normalerweise verlassen sich deutsche Gewerk-
schaften, einer Klausel in der nationalen Kollektivvereinbarung 
folgend, auf ungehinderten Zugang zu Betriebsgeländen (IG BAU 
3, 2011). Die EZB hingegen begründet ihre Weigerung auf einer 
Einigung zwischen der EU und der deutschen Regierung aus dem 
Jahre 1998, die der EZB extraterritorialen Status einräumt (Art. 2 
und Art. 5, 1998). Obwohl dieses Gesetz lediglich die bestehende 
Zentrale der EZB abdeckt, ist das Management der EZB der Mei-
nung, dass dies auch für die Baustelle des Neubaus zutrifft (IG BAU 
3, 2011). Wenn die Gewerkschaft allerdings nur nach offizieller 
Rücksprache Zutritt erhält, werden die Unternehmer, nach Aus-
sage eines Gewerkschaftsfunktionärs, „alles aufräumen…und den 
Angestellten sagen, wie sie unsere Fragen zu beantworten haben.“  
(IG BAU 3, 2011) Die Überwachung der Arbeitsstandards auf 
dem neuen EZB-Betriebsgelände werde durch diese Einschränkung 
„massiv behindert“ (IG BAU 3, 2011). 

Eine anderer Kanal für Mitsprache (sowie Zugang zur Baustelle 
für die IG BAU) wäre der Betriebsrat des federführenden Bauun-
ternehmens. Die Interessensvertretung auf Betriebsebene ist jedoch 
stark rückläufig. Betriebsräte existieren zwar in den federführenden 
Firmen, üblicherweise jedoch nicht in den kleineren Betrieben am 
unteren Ende der Auslagerungskette. Nur 4 % der Bauunternehmen 
in Deutschland, welche ca. ein Fünftel der Beschäftigten im Bausek-
tor vereinen, verfügen über einen Betriebsrat (Bosch u.a. 2011). In-
dem das Gewerbe zunehmend nicht mehr durch mittelständische 
Unternehmen, sondern von hierarchischen Beziehungen zwischen 
Auftraggebern und Subunternehmern gekennzeichnet ist, werden 
Interessen tendenziell gar nicht mehr durch Betriebsräte vertreten 
(Bosch/Zühlke-Robinet 2003). ArbeitnehmerInnenverteter im 
Hauptunternehmen dürfen nicht für Arbeiter in den Subunterneh-
men sprechen (Betriebsrat 1, 2011). Die einzig mögliche Kommu-
nikation mit entsandten Arbeitern läuft über deren Bauleiter. Der 
Standardweg, um sie über eine Verletzung der Gesundheits- bzw. 
Sicherheitsbestimmungen zu informieren, ist „den Mangel fest-
zustellen und dem Bauleiter mitzuteilen, der dies an die Arbeiter 
weitergibt“ (ebd.). Es gibt jedoch keinen direkten Kontakt zu den 
Arbeitern, geschweige denn eine echte Interessensvertretung. 

Das bekommen die Arbeiter mittelbar zu spüren. Sie sind sich 
nämlich meistens nicht bewusst, dass Gesundheits- und Sicher-
heitsstandards auf der Baustelle überprüft werden. Einige Arbeiter 



144 Ines Wagner / Nathan Lillie

äußerten, dass sie sich selbst um diese Standards kümmern müssen 
und sonst niemand dafür zuständig sei. Im Allgemeinen wissen die 
meisten Arbeiter nicht, an wen sie sich mit Problemen wenden soll-
ten. Kein interviewter Arbeiter wurde je über seine Arbeitsrechte 
informiert. Die einzige Option besteht darin, ihre Klagen direkt 
an den Bauleiter zu richten. Wenn ein Arbeiter Beschwerden an-
bringt, so die vorherrschende Meinung der Interviewten, kann er 
realistischerweise nur kündigen. 

4. Diskussion und Resümee

Unsere Analyse der Produktionsbeziehungen auf der EZB-Bau-
stelle zeigt, wie sich die Veränderungen zwischen souveränen Staa-
ten und deren Territorium in den Praktiken von Arbeitern und 
Unternehmen manifestieren. Arbeitnehmer und -geber sind dort, 
wie auch in anderen, ähnlichen Fällen in Europa (vgl. Lillie/Sip-
pola 2011, Lillie u.a. 2011) nicht mehr mit einem räumlich klar 
definierten Regulationsrahmen konfrontiert, sondern mit einer 
Reihe regulativer Kontexte, zwischen denen sie wählen und ent-
sprechende Strategien entwickeln können. 

Der EZB-Fall zeigt, dass Gewerkschaften und Betriebsräte 
nicht länger die Instrumente teilhabender Demokratie am Ar-
beitsplatz sind, die sie einst waren. In Abwesenheit effektiver kol-
lektiver Organisation funktionieren die Kanäle für Voice seitens 
der Arbeitnehmer nicht für entsandte Arbeiter. Stattdessen sind 
sie von der institutionellen Struktur getrennt, die die Mitsprache 
der Arbeiter in Deutschland absichert. Wegen ihrer starken Fir-
menausrichtung und angesichts der Rivalität zwischen Firmen 
innerhalb dieser Auslagerungsindustrie sind Betriebsräte immer 
weniger in der Lage, Solidarität auf Betriebsebene zu organisieren. 
Betriebsräte existieren zwar in auftraggebenden Firmen, doch ver-
treten sie nicht die Arbeiter der Unterauftragnehmer. In anderen 
Branchen wählen UnternehmerInnen das Mittel der Unterver-
gabe, um diese Dynamik zu nutzen (Doellgast/Greer 2007). Im 
Baugewerbe bekommt dieser Trend eine transnationale Dimen-
sion. Gewerkschaften sind nicht in der Lage, einen Fuß in die Tür 
der EZB zu bekommen, da sie über deren Zugang nur die deut-
schen Arbeiter organisieren können, nicht jedoch die viel zahlrei-
cheren Ausländer. Da ihnen der Zugang verwehrt wird, können sie 
Arbeiter zudem nicht zum Beitritt mobilisieren. 
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Arbeitsbeziehungen über alternative Souveränitäten zu regulie-
ren, ist eine sehr effektive Strategie, diese zu individualisieren und 
die kollektive Organisation der Arbeiterschaft zu unterminieren. 
Dies gilt generell für entsandte Arbeiter, wird aber im Fall der EZB 
besonders deutlich. Abgesehen von den eingestellten Bemühungen 
zum Aufbau einer transnationalen Gastarbeitergewerkschaft gibt 
es nur vereinzelte Fälle kollektiven Widerstandes von entsendeten 
Arbeitern in Deutschland – allerdings nur in kleinem Rahmen 
und nur anlässlich konkreter Probleme (IG BAU, 2011). Daraus 
gingen jedoch keine eigenständigen Organisationen hervor, was 
vermutlich auch so bleiben wird. Entsandte Arbeiter reagieren auf 
schlechte Behandlung mit Mobilität: sie haben eine geringe Bin-
dung zur Firma oder zur Baustelle und sind bereit, beim geringsten 
Anlass neue Möglichkeiten zu suchen. Dieser marktbasierte, indi-
vidualisierte Weg des Widerstands bietet jedoch wenig Perspektive 
für den Aufbau langfristiger, struktureller Arbeitermacht gegen-
über dem Kapital in der europäischen Bauindustrie. 

Firmen nutzen Untervergabe nicht nur als Option, sich den 
Beziehungen mit Gewerkschaften und Betriebsräten zu entziehen, 
sondern auch, um andere territoriale Regulierungsrahmen zu nut-
zen. Die polnischen Arbeiter am EZB-Neubau arbeiten für einen 
polnischen Arbeitgeber auf Grundlage polnischer Verträge. Ihr 
Arbeitsumfeld, Steuerrecht, ihre Sozialversicherung – kurzum: 
alles, was mit ihrer Tätigkeit zu tun hat, verweist auf einen pol-
nischen Kontext. Ihr Arbeitgeber hat Polen zwar geografisch ver-
lassen, nimmt aber die polnische Regulierung mit. Rokkan (1999) 
betonte die Fähigkeit nationaler Räume, Exit zu einer teuren 
Option zu machen, um dadurch die AkteurInnen zu ermuntern, 
in demokratische bzw. zivilgesellschaftliche Mitsprache zu inves-
tieren. Angesichts poröser Grenzen kann Exit nicht mehr nen-
nenswert „bestraft“ werden, was wiederum die Institutionen der 
Mitsprache unterminiert. In diesem Fall ist die Funktion dieser 
Institutionen im deutschen Kapitalismus stark eingeschränkt. 

Im Gegensatz zu verbreiteten Annahmen des VoC-Ansatzes 
können wir weder eine Konvergenz auf das LME-System feststel-
len, noch sehen wir eine effektive Vermittlung externer Herausfor-
derungen durch nationale Systeme. Stattdessen weisen wir auf den 
variegierten Prozess marktgetriebener Re-Regulierung hin, wel-
cher Räume produziert, in denen die institutionelle Infrastruktur 
der CME nur bestimmte Gruppen von Arbeitern betrifft, während 
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andere Räume innerhalb derselben CME spezifische Segmente der 
Arbeiterschaft teilweise oder völlig ausschließen. In LME, wo der 
institutionelle Rahmen weniger dicht als in CME ist, sieht das wo-
möglich anders aus. 

Aus dem Englischen von Christian May
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Julia Lux

Wie „genderbar“ ist der  
Varieties of Capitalism-Ansatz? 
Vergleichende Kapitalismusforschung aus  
einer Geschlechter-Perspektive

Die Konzeptualisierung von Geschlechterverhältnissen in der poli-
tikwissenschaftlichen Forschung wirft auch zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts noch viele Probleme auf. Obwohl sich einige Arbeiten mit 
den geschlechterspezifischen Auswirkungen bestimmter Politiken 
beschäftigen, bleibt die konstitutive Bedeutung von Geschlechter-
verhältnissen für politische Formationen meist unterbelichtet. Dies 
ist ein schwerwiegender Mangel, besonders wenn es um die Analyse 
umfassender Phänomene geht, mit denen sich beispielsweise die 
Vergleichende Kapitalismusforschung (VKF) beschäftigt. Daher 
sollten auch polit-ökonomische Theorien nicht nur geschlechter-
sensibilisiert werden, damit sie auch auf die Situation von Frauen 
angewendet werden können. An Stelle dieses begrenzten Fokus’ 
auf die Auswirkungen von ökonomischen Prozessen und Politiken 
auf die Geschlechter ist es vielmehr notwendig, die Analyse auf die 
gegenseitige Beziehung zwischen Geschlechterordnung und Kapi-
talismus zu richten (vgl. van Staveren 2010: 19). 

Einen wichtigen Referenzpunkt der jüngeren Kapitalismusdis-
kussion bildet der „Spielarten des Kapitalismus“-Ansatz (VoC; vgl. 
Hall/Soskice 2001). Die Stärken und Schwächen dieses Ansatzes 
sind schon vielfältig thematisiert worden (vgl. Bruff u.a., Jessop, 
Drahokoupil/Myant und Bieling in diesem Band; auch Hancké 
u.a. 2007; Bohle/Greskovits 2009; Bruff 2011; Bruff/Horn 2012), 
so dass in einigen Teilen der VKF bereits die Diskussion über eine 
„Post-VoC-Konvergenz“ begonnen hat. Aus verschiedenen Grün-
den halte ich es für gerechtfertigt und wichtig, den VoC-Ansatz aus 
einer Geschlechter- bzw. Gender-Perspektive zu kritisieren. Zum 
einen hat er einen sehr umfassenden theoretischen Anspruch1 und 

1 Dies verdeutlichen schon der umfassende Titel des Ansatzes und die 
thematischen Breite der Beiträge des maßgeblichen Varieties of Capi-
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es gibt Arbeiten, die versuchen, VoC zu „gendern“, d.h., ihm eine ge-
schlechteranalytische Dimension zu geben. Zum anderen ist es all-
gemein wichtig, theoretische polit-ökonomische Analyserahmen 
geschlechtersensibel zu machen. Die Probleme des VoC-Ansatzes 
aus der Geschlechter-Perspektive können als exemplarisch für das 
weitere Feld der VKF gelten, auch wenn einige aus den VoC-spezi-
fischen Elementen erwachsen. 

In diesem Artikel möchte ich also die Grundzüge einer ge-
schlechtersensiblen Analyseperspektive umreißen, um dann die 
Möglichkeiten einer Integration der Geschlechter-Perspektive in 
den VoC-Ansatz auszuloten. Mein Hauptargument hierzu lautet, 
dass VoC bisher nicht zufriedenstellend geschlechtersensibilisiert 
wurde und dies auch nicht möglich ist, wenn die zentralen Cha-
rakteristika des VoC-Bezugsystems beibehalten werden sollen. 
In der Erläuterung dieser These werde ich nachfolgend zunächst 
die Grundzüge einer geschlechtersensiblen Analyseperspektive 
skizzieren (Abschnitt 1) und dann die Arbeiten des „Gendering 
VoC“-Projekts (2) vorstellen. Darauf aufbauend soll die Kritik 
an diesen Arbeiten weitergetrieben werden, um die Grundprob-
leme (3) der Geschlechter-VoC-Forschung herauszuarbeiten und 
mögliche Ansatzpunkte einer feministischen polit-ökonomischen 
Analyseperspektive zu umreißen. 

1. Grundzüge einer geschlechtersensiblen 
Analyseperspektive

Existierende (Mainstream-)Theorien zu evaluieren und für die Ge-
schlechter-Analyse fruchtbar zu machen – das heißt, diese zu trans-
formieren anstatt alternative Konzepte zu entwickeln sofern dies 
möglich ist (vgl. Waylen 1998: 12) – hat mindestens zwei Vorteile: 
Zum einen verstärkt die Integration der Analysekategorie Gender in 
Mainstreamtheorien die Rezeption und somit den Einfluss von Ge-
schlechter-Perspektiven auf akademisches Denken. Zum anderen 
eröffnet sich dadurch die Möglichkeit, Argumente aus unterschied-
lichen Strömungen des Feminismus zusammen zu bringen.2 Es ist 

talism-Bandes von 2001, sowie die verschiedensten Forschungsarbei-
ten, die dieser Ansatz seitdem inspiriert hat.

2 Allerdings scheinen bisher nur „die ForscherInnen, die sich schon mit 
Geschlechterfragen auseinandersetzen, davon überzeugt zu sein, dass 
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daher wünschenswert, ein Konzept zur Analyse verschiedener Ka-
pitalismusmodelle zu entwickeln, das von Anfang an ein Bewusst-
sein für geschlechterspezifische Fragestellungen hat oder ein beste-
hendes weiter zu entwickeln, das diesem Anspruch gerecht wird. 
Auch ist es ein Ziel feministischer Forschung, Handlungsoptionen 
zur aktiven Forderung und Förderung von Geschlechtergerechtig-
keit zu identifizieren und zu bewerten (vgl. Power 2004). Zahlen 
zur Aufteilung unbezahlter Arbeit im Haushalt oder zur Einkom-
menslücke zwischen den Geschlechtern (gender pay gap) weisen 
z.B. auf einen deutlichen Handlungsbedarf hin (vgl. OECD 2011). 

Die zentrale Analysekategorie der feministischen Forschung 
ist Gender – ein vielschichtiger Begriff, der mehrere Dimensionen 
umfasst. Zu allererst beschreibt Gender das sozial konstruierte Ge-
schlecht, das über die biologischen Charakteristika des Geschlechts 
(Sex) hinausgeht. In der polit-ökonomischen Analyse hilft Gender 
nicht nur, die Unterschiede bei Lohn und Beschäftigung zwischen 
Männern und Frauen aufzudecken, sondern lenkt den analytischen 
Fokus auch auf weitere Aspekte: einen unterschiedlichen Zugang 
zu und Kontrolle über Ressourcen (etwa Einkommen und Bil-
dung), eine Beeinflussung von Entscheidungen (z.B. in Bezug auf 
Berufswahl, Teilzeitarbeit etc.) und eine Geschlechter-Unterschei-
dung als inhärenter Teil makroökonomischer Trends (etwa in Fluk-
tuationen weiblicher Arbeitsmarktbeteiligung) (vgl. van Staveren 
2010: 25). All dies ermöglicht es, ein Bewusstsein für Geschlech-
ter-Fragestellungen zu entwickeln und diese zugleich im Kontext 
polit-ökonomischer Analysen zu reflektieren, die wichtige und um-
fassendere Einblicke in die Funktionsweisen des Kapitalismus bzw. 
verschiedener Kapitalismusmodelle eröffnen. 

In der Entwicklung der Kapitalismusmodelle gewinnt der Ge-
schlechterfokus umso mehr an Bedeutung, als in den meisten In-
dustrienationen Frauen inzwischen fast die Hälfte der Arbeitskraft 
ausmachen (vgl. Tomlinson 2007: 402). Da trotz dieser inkremen-
tellen Angleichung aber geschlechterspezifische Unterschiede in 
der Beschäftigungsstruktur fortbestehen, ist deren Einbeziehung 
in die Analyse von Marktwirtschaften unerlässlich. So sind zum 
Beispiel Pflege- und Hausarbeit sowie Kinderbetreuung und -er-
ziehung wichtige Bestandteile ökonomischer Systeme und sollten 

Geschlechterfragen ein zentrales Anliegen der Internationalen Poli-
tischen Ökonomie sind oder seien sollten“ (Griffin 2007: 734).
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deshalb schon von Beginn an in die Analyse inkorporiert werden 
(vgl. Power 2004: 4). Auch die Geschlechterrollen und -normen, 
die sich oft nur langsam verändern, wirken auf die Organisation 
und Funktionsweise der Kapitalismen konstitutiv ein. So wird z.B. 
das Verhältnis zwischen Beschäftigungsstruktur und Wohlfahrts-
arrangements mitunter erheblich durch die Veränderungen in der 
Familienstruktur und der familiären Aufgabenteilung beeinflusst 
(vgl. Hassel 2001: 146).

Für AutorInnen, die unter der Dachbezeichnung Feminist 
Economics arbeiten, gibt es vor allem drei Ansatzpunkte zur fe-
ministischen Kritik und Weiterentwicklung polit-ökonomischer 
Forschung: die Forschung zur Care-Ökonomie, die Kritik am 
Androzentrismus in den Konzepten der Wirtschafts- und So-
zialwissenschaften und die Analyse geschlechter-differenzierter 
Auswirkungen von Politiken in verschiedenen Bereichen, etwa 
Wirtschafts-, Fiskal-, Arbeits- oder Sozialpolitik (vgl. Bauhardt/
Çağlar 2010). 

Die Care-Ökonomie beschreibt, was Donath (2000) als „die 
andere Wirtschaft“ bezeichnet. Diese umfasst Pflegearbeit und 
weitere unbezahlte Arbeit – in der Regel im Haushalt –, die meist 
von Frauen geleistet wird. Die offizielle und die „andere“ Wirt-
schaft sind untrennbar miteinander verflochten, indem z.B. die 
Institution Familie die Kosten der Reproduktion von Arbeitskraft 
massiv verringert (vgl. ebd.: 117; Pierson 1998: 67). Diese Verflech-
tungen noch stärker herauszuarbeiten, ist Teil einer feministischen 
Forschungsagenda. Dies gilt nicht nur für die Diskussionen mit 
einem umfassenderen Theorieanspruch, sondern auch für den fir-
menzentrierten VoC-Ansatz. Schließlich sorgen Frauen mit ihrer 
unbezahlten Arbeit im Haushalt für eine Verminderung der Re-
produktionskosten von Arbeitskraft und ermöglichen die Repro-
duktion von Arbeitskraft überhaupt. 

Frauen bilden außerdem die so genannte „latente Arbeits-
marktreserve“ (vgl. Pierson 1998: 68), d.h. in Zeiten starker Nach-
frage kann auf inaktive Frauen zurückgegriffen werden. Der Grad 
an Qualifikation in dieser Arbeitsmarktreserve ist dabei auch 
ein Faktor für den Wettbewerbsvorteil eines Landes. Zusätzlich 
können mit der Feminisierung von Berufsbranchen und generell 
mit der Einstellung von Frauen – die (wegen Karriereunterbre-
chungen, statistischer Diskriminierung etc.) häufig weniger Lohn 
bekommen und oft schlechtere Arbeitsbedingungen akzeptieren 
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– die Lohnkosten niedrig gehalten werden (vgl. Burchell/Rubery 
1994: 82). Die Geschlechtertrennung ist also für die Nachfrage 
auf dem Arbeitsmarkt in mehreren Dimensionen ein Justierungs-
instrument. 

Die Einbeziehung von anderen wichtigen Faktoren wie der 
Rolle des Staates, vor allem des Wohlfahrtsstaates, in der Ergänzung 
und Kompensation der Marktwirtschaft sowie als Faktor der Fami-
lienstruktur3 wurde schon erwähnt. Auch gesellschaftliche Normen 
sind für die Erklärung der Arbeitsmarkt- und gesellschaftlichen wie 
privaten Situation von Frauen wichtig; dies fällt aber durch das Kos-
ten-Nutzen-Kalkül-Raster des homo oeconomicus (vgl. Pfau-Effinger 
1998). So sind beispielsweise gesellschaftlich verschiedene Rollen-
zuweisungen bei der Kindererziehung relevant für die tatsächliche 
Rollenverteilung und damit verbundene Karrierehemmnisse von 
Eltern. Auch konstruieren gesellschaftliche Normen bestimmte 
Bedürfnisse, die sich für Frauen und Männer unterschiedlich dar-
stellen. Allgemein interessiert sich die geschlechtersensible polit-
ökonomische Forschung für folgende Fragen:
1. Welche Auswirkungen haben kapitalistische Strukturen und 

Institutionen auf die gesellschaftliche Situation von Frauen 
(und Männern)?

2. Welche Auswirkungen und welche Funktion hat die sozioöko-
nomische Unterteilung in Geschlechterrollen und die damit 
zusammenhängende Ungleichheit für die kapitalistische Ent-
wicklung?

Um das System der Produktion und Reproduktion in einem 
Wechselspiel zu denken, bedarf es eines breiter angelegten Be-
zugsrahmens. Dieses Wechselspiel folgt nicht immer klaren kau-
salen Zusammenhängen oder passt genau – etwa im Sinne insti-
tutioneller Komplementaritäten – ineinander. Aus diesem Grund 
muss ein neues Bezugssystem Raum lassen für soziale Kämpfe und 
Kompromisse und dadurch auch für Veränderungen und eventu-
elle Fehlanpassungen, die ebenso Charakteristika eines Kapita-
lismusmodells ausmachen können. Dies ist nicht nur für ein um-
fassenderes und damit besseres Verständnis von wirtschaftlichen 

3 Dies bezieht sich beispielsweise auf die Konstitution eines männli-
chen Brotverdiener-Modells, eines Dual-Earner/Dual-Carer-Mo-
dells, oder eines Eineinhalb-Brotverdiener-Modells (vgl. Lewis 2001).
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Zusammenhängen notwendig, sondern auch, um mögliche Hand-
lungsoptionen zu identifizieren. 

Zusammenfassend lässt sich für eine geschlechtersensible 
VKF also festhalten, dass eine Konzeptualisierung über die 
bloße Arbeitsmarktanalyse hinausgehen muss. Vielmehr sollten 
der Wohlfahrtsstaat ebenso wie die gesellschaftlichen Struktu-
ren und Normen mitgedacht werden, wenn es um die konkrete 
Beschreibung und Erklärung polit-ökonomischer Unterschiede 
zwischen den Kapitalismusmodellen geht. In welchem Ausmaß 
die Geschlechtertrennung von konstituierendem Charakter für 
polit-ökonomische Praxen und Institutionen ist, muss dabei noch 
stärker erforscht werden. Inwiefern die Arbeiten zu „Gendering 
VoC“ diesem Anspruch gerecht werden, möchte ich im Folgenden 
diskutieren. 

2. Forschungsstand des „Gendering VoC“-Projekts

Die zentralen Arbeiten des Projekts „Gendering VoC“ stammen 
von Margarita Estévez-Abe, die schon im ersten VoC-Band (Hall/
Soskice 2001) – gemeinsam mit Ko-Autoren – einen Beitrag mit 
Geschlechter-Perspektive veröffentlicht und seitdem weiter damit 
gearbeitet hat. Sowohl Estévez-Abe (u.a. 2001; 2006; 2009) als 
auch David Soskice (2005) untersuchen die geschlechtsspezifische 
Trennung nach Wirtschaftszweigen und Berufen als abhängige 
Variable, während die LME/CME-Klassifizierung die unabhän-
gige Variable bildet. Als intervenierende Variable betrachten sie 
dabei die Logik der Fähigkeitsartenregime und der Kündigungs-
gesetze im jeweiligen Kapitalismusmodell. Daraus werden dann 
im Umkehrschluss Aussagen über die Geschlechterneutralität 
oder den Geschlechterbias des jeweiligen Kapitalismusmodells 
abgeleitet. Die grundlegenden Argumente dieser Arbeiten werden 
nachfolgend zusammengefasst. 

Estévez-Abe und auch Soskice konzentrieren sich vornehmlich 
auf die geschlechterspezifischen Auswirkungen der „Spielarten 
des Kapitalismus“, indem sie unterschiedliche berufliche Fähig-
keitsartenregime (skill type regimes) identifizieren. Wenn Frauen 
in spezialisierte Fähigkeiten (specific skills) investieren, möchten 
sie vorher sichergehen können, dass potenzielle Karriereunterbre-
chungen auf Grund von Schwangerschaft und/oder Pflege nicht 
zu Entlassung oder Lohnminderung führen (vgl. Estévez-Abe u.a. 
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2001: 18). In Regimen mit dem Schwerpunkt auf firmenspezifi-
schen Fähigkeiten ( firm-specific skill regimes) ist dies schwieriger, 
da spezialisierte Fähigkeiten oft mit einer hohen Verfallsrate ver-
bunden sind. Diese Fähigkeiten müssen regelmäßig aktualisiert 
und benutzt werden, weshalb sich Arbeitsunterbrechungen oft 
negativ auf die Karriere auswirken (vgl. Estévez-Abe 2006: 144). 
Aber es ist nicht nur riskant für Frauen, in diese stark spezialisier-
ten Fähigkeiten zu investieren (vgl. Estévez-Abe u.a. 2001: 150); 
dies ist auch mit Kosten für den/die ArbeitgeberIn verbunden, für 
den/die es schwierig ist, im Bedarfsfall geeigneten Ersatz zu finden 
(vgl. ebd.: 159). 

Die geschlechtsspezifische Trennung nach Wirtschaftszwei-
gen und Berufen (sex segregation) wird, wie oben erläutert, mit der 
Geschlechterkluft bei erworbenen Fähigkeiten (gender skill gap) 
erklärt. Als Folge der Präferenzen der Beschäftigten und der Ar-
beitgeberInnen ist diese gender skill gap in koordinierten Markt-
wirtschaften größer. Deshalb sind die stärker an spezifischen 
Qualifikationen orientierten koordinierten Marktwirtschaften 
(CMEs) auf dem Arbeitsmarkt auch stärker nach Geschlechtern 
segmentiert als die liberalen Marktwirtschaften (LMEs) (vgl. Es-
tévez-Abe 2006: 148). 

Aus Estévez-Abes Sicht wird die geschlechtsspezifische Tren-
nung nach Wirtschaftszweigen und Berufen außerdem durch die 
Gesetze zum Kündigungsschutz beeinflusst: Wenn diese Gesetze 
sehr streng und stark sind, dann ist es für ArbeitgeberInnen weni-
ger lukrativ, Frauen einzustellen, da diese im Durchschnitt mehr 
Karriereunterbrechungen haben als Männer (vgl. ebd.: 152). Dies 
ist ein weiterer Punkt, der die Geschlechterneutralität von LMEs, 
in denen die Gesetze zum Kündigungsschutz in der Regel schwä-
cher sind, unterstreicht. CMEs mit ihrem System von Kollektiv-
vertragsverhandlungen und einem stärkeren Kündigungsschutz 
weisen dagegen eine größere Geschlechter-Verzerrung auf (vgl. 
Soskice 2005: 174). 

Im weiteren Verlauf der Arbeit mit VoC hat Estévez-Abe 
(2009) bereits einige Probleme der eigenen Forschung benannt, 
beispielsweise dass die LME/CME-Unterscheidung nicht mit 
verschiedenen Genderregimen korreliert, dass einige Staaten Ge-
schlechterungleichheiten im Privatsektor über Beschäftigung 
im öffentlichen Sektor kompensieren (können), und dass die ge-
schlechtsspezifische Trennung nach Wirtschaftszweigen und Be-
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rufen nicht das einzige Maß für Geschlechterungleichheit ist. In 
der Konsequenz sieht sie eine Möglichkeit zur Verbesserung des 
„Gendering VoC“-Projekts darin, die Politiken zu untersuchen, die 
die Situation von Frauen im Arbeitsmarkt besonders prägen (vgl. 
ebd.: 189). In diesem Sinne haben bereits andere AutorInnen aus 
dem VoC-Umfeld die Erklärungsvariablen von Estévez-Abe weiter 
ergänzt (vgl. Iversen u.a. 2005; Iversen/Rosenbluth 2006; 2010). 
Sie betonen die kompensierende Funktion des öffentlichen Sek-
tors, der die Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen in den durch spe-
zialisierte Fähigkeiten geprägten Systemen ausbalancieren kann. 
Außerdem haben sie den Zusammenhang zwischen Scheidungsra-
ten und der Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen untersucht und 
diese Aspekte als Erklärungsvariablen für die geschlechterspezifi-
schen Unterschiede im Wahlverhalten herangezogen. Ansonsten 
sind diese Studien aber stark empirisch-deskriptiv ausgelegt und 
erwähnen den VoC-Ansatz und die beiden Idealtypen LME und 
CME entweder nur kurz oder gar nicht. Auch arbeiten sie nicht 
mit der Firmenperspektive – ein zentrales Charakteristikum des 
ursprünglichen VoC-Ansatzes – sondern richten den Blick auf an-
dere Dimensionen der Mikro- (Haushalte, Frauen und Männer in 
der Ehe oder zusammenlebenden Partnerschaft, Religiosität) oder 
aber Makro-Ebene (Arbeitsmarktpolitik, Größe des öffentlichen 
Sektors, Scheidungsgesetze, Spezifizität der beruflichen Qualifika-
tionen oder Anteil der Teilzeitarbeit). 

Letztlich bestehen die Gemeinsamkeiten dieser Forschungsar-
beiten mit dem VoC-Ansatz eigentlich nur noch in ihrer Rational-
Choice-Epistemologie und der Betrachtung der spezifischen Qua-
lifikationsmerkmale als einem Faktor unter vielen. Die Situation 
von Frauen in der Marktwirtschaft als abhängige Variable wird 
ebenfalls beibehalten, allerdings in der Form von Arbeitsmarkt-
beteiligung anstatt der geschlechtsspezifischen Trennung nach 
Wirtschaftszweigen und Berufen. Die empirische Demonstration, 
dass Erklärungsfaktoren außerhalb des VoC-Bezugssystems mit 
einbezogen werden müssen, hat bislang allerdings keine Rückwir-
kung auf die VoC-Theorie selbst gehabt. In der bisher vorliegenden 
Kritik am „gegenderten VoC wurden diese Arbeiten nicht berück-
sichtigt; auch in meinen weiteren Ausführungen zur „Genderbar-
keit“ des Ansatzes werden sie deshalb vernachlässigt. 
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3. Probleme des „gegenderten“ VoC

Die kritische feministische Diskussion des VoC-Ansatzes ist nicht 
besonders umfangreich. Gleichwohl lassen sich inzwischen einige 
Dimensionen und Schwerpunkte identifizieren, die nachfolgend 
kurz erläutert werden. 

Zunächst sind ontologisch-konzeptionelle Probleme erkenn-
bar, die vor allem die Fähigkeitsartenregime (skill type regimes) 
betreffen. Zum einen gibt es nicht nur zwei, sondern mehrere 
Fähigkeitsartenregime (vgl. Rubery 2009: 196). Zum anderen 
sind diese nicht durch eine unveränderliche „institutionelle Kom-
plementarität“ gekennzeichnet (vgl. Busemeyer 2009: 384). In 
Ergänzung hierzu wird insofern auf methodische Probleme ver-
wiesen, als den AkteurInnen eine alles prägende ökonomische Ra-
tionalität zugeschrieben wird (vgl. Rubery 2009: 200). Tatsächlich 
ist es jedoch zweifelhaft, dass junge Frauen auf der Suche nach ei-
ner geeigneten Berufsqualifizierung Kosten-Nutzen-Kalküle über 
spätere Karriereunterbrechungen und Lohnminderungen anstel-
len. Dieser Punkt weist auch darauf hin, dass eine Geschlechter-
Analyse nicht erst bei der Berufsausbildung einsetzen sollte, da 
Geschlechternormen schon viel früher eine Festlegung auf be-
stimmte Fähigkeiten nahelegen (vgl. Shire/Gottschall 2007: 32). 
Zudem wird kritisiert, dass die geschlechterspezifischen Nachteile 
für Frauen in spezialisierten Fähigkeiten-Regimen nur für mittel 
bis höher qualifizierte Frauen gelten, was auf eine Klassen- oder 
Schichtendimension verweist, welche Estévez-Abe aber ignoriert 
(vgl. Mandel/Shalev 2009: 167). Aus normativer Sicht werden 
vor allem die Politikimplikationen der Ergebnisse kritisiert. So 
suggeriert die These, nach der ein hohes Kündigungsschutzniveau 
geschlechterspezifisch diskriminierend wirkt, eine gleichstellungs-
bedingte Deregulierung des Kündigungsschutzes, was wiederum 
als fragwürdig bzw. „deprimierend“ eingeordnet wird (vgl. Rubery 
2009: 199). Mehr noch, in Verbindung mit den anderen Kritik-
punkten erscheinen diese Politikimplikationen nicht nur „depri-
mierend“, sondern schlicht als kontraproduktiv. 

Letztlich werden zentrale Probleme des VoC-Ansatzes durch 
dessen Subkomplexität erzeugt oder zumindest verstärkt. So bleibt 
unklar, warum die VoC-AutorInnen sich nur auf einen Teilaspekt 
der Aus- und Weiterbildung, also auf die Spezifizität der Qualifi-
kationen, konzentrieren, anstatt alle fünf von VoC hervorgehobe-
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nen institutionellen Sphären (industrielle Beziehungen, berufliche 
Aus- und Weiterbildung, Corporate Governance, Beziehungen zwi-
schen den Unternehmen, Beziehungen zu den eigenen Beschäftig-
ten) auf ihre geschlechterspezifischen Auswirkungen hin zu unter-
suchen. Zudem blendet die Konzentration des VoC-Ansatzes auf 
den Produktionssektor die geschlechtsspezifische Trennung nach 
Wirtschaftszweigen und Berufen tendenziell aus. Dabei würde 
eine Erweiterung des VoC-Ansatzes, die den öffentlichen und den 
Dienstleistungssektor konzeptualisiert und außerdem eine tiefer-
gehende Perspektive auf den geschlechterspezifischen Einfluss der 
verschiedenen Fähigkeiten- und Lohnstrukturen beinhaltet, ver-
mutlich weiter helfen (vgl. ebd.: 195).4 

Weiterhin ist fragwürdig, dass die Arbeitsmarktbeteiligung 
von Frauen als ein wichtiger Faktor der sozialen Ungleichheit bei 
Estévez-Abe quasi nicht vorkommt (vgl. Mandel/Shalev 2009: 
175). Dies ist vor allem insofern ein Problem, als ein gewisser 
trade-off zwischen der Höhe der weiblichen Arbeitsmarktbeteili-
gung und der Stärke der geschlechtsspezifischen Trennung nach 
Wirtschaftszweigen und Berufen beobachtet werden kann (vgl. 
Daly 2000: 480). Eine Analyse, die nur einen dieser zwei Aspekte 
von Geschlechterungerechtigkeit beleuchtet, kann somit kein 
umfassendes Bild der geschlechtsspezifischen Implikationen un-
terschiedlicher Kapitalismusmodelle geben, zumal die Struktur 
des Arbeitsmarktes und der Beschäftigungsverhältnisse für deren 
Verständnis zentral ist. 

Die Bedeutung der Analyse beider Dimensionen – der Arbeits-
marktbeteiligung und der geschlechtsspezifischen Trennung nach 
Wirtschaftszweigen und Berufen – tritt nicht zuletzt dann her-
vor, wenn z.B. die Feminisierung von Teilzeitarbeit in den Blick 
genommen wird. Diese ist maßgeblich auch dadurch bedingt, dass 
familiäre Probleme bei der Kinderbetreuung und/oder Pflegeve-
rantwortung bestehen und häufig zu Lasten der Frauen „gelöst“ 
werden. So ist etwa die Möglichkeit, einen Beruf auch in Teilzeit 
ausüben zu können, vermutlich Teil der Erklärung dafür, dass 
Frauen verstärkt im öffentlichen Dienst arbeiten. 

Empirisch-statistisch hätte eine genauere Analyse von Teilzeit-
arbeit außerdem den Effekt, dass die generelle Arbeitsmarktbetei-

4 Dies gilt besonders angesichts der essenziellen Bedeutung des Dienst-
leistungssektors in den meisten westlichen Marktwirtschaften.
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ligung von Frauen systematischer und kritischer beleuchtet würde. 
Über eine Angabe der Arbeitsmarktbeteiligung in Vollzeitäqui-
valenten5 ließe sich z.B. viel besser erfassen, inwiefern Frauen im 
Vergleich zu Männern in verschiedenen Ländern wirklich in den 
Arbeitsmarkt integriert sind. Dabei ist das Ausmaß von Teilzeit-
arbeit und anderer atypischer Beschäftigung für die verschiedenen 
Kapitalismusmodelle und Wohlfahrtsstaaten in mehrfacher Hin-
sicht bedeutsam. Dass der allgemeine VoC-Ansatz hierzu keine 
Aussagen macht, unterstreicht die enge Fokussierung des Ansat-
zes auf den Produktionssektor und auf männliche Vollzeitarbeit. 
Auch in den Arbeiten, die aus der VoC-Perspektive Geschlechter-
Aspekte untersuchen, spielt Teilzeitarbeit von Frauen kaum eine 
(Estévez-Abe 2001; 2005; 2006; Soskice 2005) oder allenfalls eine 
nebensächliche Rolle (Iversen u.a. 2005; 2006).

Tabelle 3: Teilzeitarbeit in Deutschland, Großbritannien und Frankreich

Deutschland Großbritannien Frankreich

VoC-Typologisierung CME LME CME/ 
gemischt

Teilzeitarbeit als 
Anteil aller  
Beschäftigung (2011)

25,7% 25,5% 17,6%

Teilzeitarbeit von 
Frauen als Anteil aller 
Teilzeitarbeit (2011)

81,2% 77,1% 80,6%

Frauen in Beschäf-
tigung als Vollzeit-
äquivalent (2009)

50,7% 51,3% 53,3%

Männer in Beschäf-
tigung als Vollzeit-
äquivalent (2009)

72,2% 70,6% 67%

Quelle: eigene Zusammenstellung und Berechnung, Grundlage  
eurostat, Europäische Kommission (2010).

5 Vollzeitäquivalente (VZÄ) reflektieren die Arbeitsmarktbeteiligung, 
wenn man Teilzeitbeschäftigung u.ä. miteinbezieht. Eine Vollzeitstelle 
ist dabei 1, während eine 50%-Teilzeitstelle beispielswiese als 0,5 VZÄ 
zählt (vgl. http://epp.eurostat.ec.europa.eu/statistics_explained/in-
dex.php/Glossary:Full-time_equivalence_%28FTE%29/de).
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Die Zahlen in Tabelle 3 verdeutlichen unter anderem, dass die 
Unterscheidung in LMEs und CMEs in Bezug auf Teilzeitarbeit 
nicht aussagekräftig ist, da in allen drei betrachteten Ländern 
Teilzeitarbeit ähnlich feminisiert ist. Zusätzlich hat in Frank-
reich – im Gegensatz zu Deutschland und Großbritannien – die 
Teilzeitarbeit weniger Anteil an der gesamten Beschäftigung, was 
ebenfalls der VoC-Interpretationsfolie nicht entspricht. Auch die 
Aussagen über den Geschlechterbias von CMEs im Gegensatz zu 
LMEs können unter Berücksichtigung der Arbeitsmarktbeteili-
gung von Frauen und Männern in Vollzeitäquivalenten nicht so 
bestehen bleiben.

Die bisher aufgeführte Kritik ist vor allem dadurch gekenn-
zeichnet, dass sie empirische oder konzeptionelle Widersprüche 
und Auslassungen bei der Erklärung der geschlechterspezifischen 
Trennung nach Wirtschaftszweigen und Berufen herausarbeitet. 
Nicht berücksichtigt wird hingegen der konstitutive Charakter, 
den die Beziehungen zwischen den Geschlechtern für die kapi-
talistischen Entwicklungsmodelle haben. Die einzige bisher vor-
gebrachte Kritik in dieser Hinsicht stammt von Nancy Folbre 
(2009). Sie weist unter anderem darauf hin, dass weder CMEs noch 
LMEs pure Marktwirtschaften sind (vgl. ebd.: 205) und dement-
sprechend ein umfassenderer Ansatz unerlässlich ist. So kritisiert 
sie beispielsweise, dass der Wohlfahrtsstaat meist nur in dem Sinne 
integriert wird, als er dem Bedarf und der Effizienz der Markt-
wirtschaft dient, allerdings reguliert der Wohlfahrtsstaat auch 
das Familienleben und prägt somit den Prozess der Reproduktion 
(vgl. ebd.: 205f). Daher fordert Folbre, nicht nur die Organisation 
des kapitalistischen Arbeitsplatzes zu betrachten sondern in einer 
breiteren Analyse Produktion und Reproduktion als integriertes 
System zu erfassen (vgl. ebd.: 208). Grundlegende Charakteris-
tika der Wirtschafts- und Gesellschaftsorganisation erwachsen 
nicht nur aus den kapitalistischen Produktionsmodi, sondern aus 
den patriarchal strukturierten Mustern der kapitalistischen (Re-)
Produktion. Dieses setzt letztlich ein komplexeres Verständnis von 
Kapitalismus voraus, das über die marktwirtschaftliche Ordnung 
hinaus auch soziale Komponenten und sich überlagernde gesell-
schaftliche Machtverhältnisse als Kapitalismus-inhärent begreift. 

Was bedeutet dies nun für das von Estévez-Abe (u.a. 2001; 
2006; 2009) entwickelte Analyseraster der geschlechtsspezifi-
schen Trennung nach Wirtschaftszweigen und Berufen? In erster 
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Linie scheint es nicht in der Lage, wichtige geschlechtersensible 
Einsichten zu generieren. Stellenweise fehlt ihm bereits ein Be-
wusstsein dafür, dass weitere Faktoren (nämlich die Implika-
tionen bestimmter Politiken, des Wohlfahrtsstaates und auch 
gesellschaftliche Normen) die Arbeitsmarktsituation von Frauen 
prägen und sich im Ergreifen eines bestimmten Berufes eben nicht 
nur die Kosten-Nutzen-Kalküle der Frauen und der Arbeitgebe-
rInnen reflektieren oder die gesellschaftliche Arbeitsteilung nicht 
nur aus einem spezifischen Fähigkeitenregime abgeleitet werden 
kann. Darüber hinaus fehlt ein Bewusstsein dahingehend, dass 
in den Beziehungen zwischen den Geschlechtern auch spezifische 
Macht- und Herrschaftsverhältnisse zum Ausdruck kommen, wes-
halb ein Mikro-Level-Erklärungsansatz an vielen Punkten zu kurz 
greift. Und schließlich ist es fragwürdig von dem Phänomen der 
geschlechtsspezifischen Trennung nach Wirtschaftszweigen und 
Berufen generelle Rückschlüsse auf die Eigenschaften (Geschlech-
terbias) bestimmter Kapitalismusmodelle zu ziehen; schließlich 
sind diese Unterschiede vielfach nur graduell und fügen sich dem-
zufolge auch nicht sehr gut in eine dichotome Idealtypisierung ein. 

Die hier resümierte Kritik verdichtet sich in zwei allgemeine 
Schlussfolgerungen: Zum einen weist der letztgenannte Aspekt 
darauf hin, dass das Augenmerk des VoC-Ansatzes zu stark auf den 
Unterschieden zwischen den Kapitalismusmodellen liegt. Dies ist 
vermutlich der Tatsache geschuldet, dass der Ansatz in Reaktion 
auf die Globalisierungsdebatte entstanden ist, ändert aber nichts 
daran, dass Gemeinsamkeiten der kapitalistischen Produktions-
weisen und gesellschaftlichen Formationen bei der Analyse polit-
ökonomischer Zusammenhängen nicht zu vernachlässigen sind. 
Die Gefahr, Unterschiede zu stark zu betonen, besteht freilich 
nicht nur für den VoC-Ansatz, sondern für die VKF allgemein. 

Eine zweite Schlussfolgerung ergibt sich aus den Schwierig-
keiten von Estévez-Abe (u.a. 2001; 2006; 2009), das selbstge-
steckte Ziel des „Gendering VoC“ erfolgreich umzusetzen. Dieses 
Vorhaben leidet offenkundig sehr stark darunter, dass mit Hilfe 
einer top-down-Analyse nur – und dies oft auch noch sehr eng 
und verzerrt – die genderspezifischen Folgen kapitalistischer Ar-
beitsmarktsysteme beleuchtet werden. Tatsächlich sollte ein ge-
schlechtersensibler Zugriff aber umfassender angelegt sein und 
ebenso bottom-up die konstitutive Bedeutung der geschlechtlichen 
Arbeitsteilung für kapitalistische Entwicklungsmodelle heraus-
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arbeiten. Ziel eines solchen Projektes sollte es außerdem sein, ein 
erweitertes geschlechtersensibles VoC-Bezugsystem zu entwerfen. 

4. Schlussfolgerungen

Bislang ist es weder Estévez-Abe noch anderen AutorInnen gelun-
gen, den VoC-Ansatz überzeugend geschlechtersensibilisiert zu re-
konzeptualisieren. Eigentlich haben sie den VoC-Ansatz nur dazu 
verwendet, potenziell relevante Institutionen zu identifizieren und 
einige spezifische Hypothesen zu Geschlechter-Fragestellungen 
abzuleiten. Eine Rückkopplung im Sinne einer geschlechtersensib-
len Erweiterung oder Reformulierung und damit eine Aufhebung 
der Geschlechter-Blindheit des VoC-Bezugssystems ist dabei aller-
dings nicht erfolgt. Die konzeptionelle Begrenztheit des Ansatzes 
bleibt insofern bestehen, als die mit seiner Hilfe generierten Hy-
pothesen in der Geschlechterforschung deutlich zu kurz greifen 
und keine umfassendere Analyseperspektive erlauben (vgl. Folbre 
2009). 

Selbst ein konsequentes „Gendern“ des VoC-Ansatzes bleibt 
problematisch. Dieses müsste sich – über die Arbeits- und Fähig-
keitsregime hinaus – auf alle fünf, die unterschiedlichen Kapita-
lismusmodelle prägenden Sphären erstrecken und dabei zugleich 
die Relevanz und Wirkungsweise der einzelnen Sphären spezifi-
zieren. Ob ein solches Vorgehen jedoch zur geschlechterbezogenen 
Sensibilisierung des VoC-Ansatzes ausreicht, indem sie es diesem 
ermöglicht, über eine Ableitung von Hypothesen zu empirischen 
Geschlechter-Befunden hinauszugehen und das eigentliche Theo-
riekonstrukt geschlechter-bewusster zu machen, ohne die zentra-
len Charakteristika des Ansatzes aufzugeben, scheint zweifelhaft. 
Schließlich müsste nicht nur der Firmenzentrismus überwunden, 
sondern zugleich auch der unterkomplexe, allein das Zusammen-
spiel von Märkten und Institutionen fokussierende Kapitalismus-
begriff. 

Die skizzierten Probleme bei der Analyse der Geschlechterbe-
ziehungen sind nicht unbedingt nur VoC-spezifisch. Wenn sich 
die VKF nun langsam – im Sinne einer „Post-VoC-Konvergenz“ 
– von VoC emanzipiert, bedeutet dies nicht, dass damit alle Pro-
bleme aus dem Weg geräumt wären. Vielmehr können viele der 
hier diskutierten Schwierigkeiten als exemplarisch für das weitere 
Feld der institutionalistisch-komparativen, zum Teil aber auch der 
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kritischen polit-ökonomischen Kapitalismusforschung gesehen 
werden. Deshalb ist die ausgeführte feministische Kritik auch für 
die zukünftige Forschung relevant und sollte über die Kritik und 
Distanzierung von VoC in weiterführende Theorien integriert 
werden. 

Um nicht nur die unterschiedlichen Auswirkungen verschiede-
ner Institutionen auf Männer und Frauen zu untersuchen, sondern 
auch die Wechselwirkung zwischen den Auswirkungen dieser In-
stitutionen und der Rolle von Frauen in Reproduktion und Pro-
duktion zu analysieren, benötigen wir ein komplexeres Theorie-
gebilde. Die oben aufgeworfenen zentralen Fragen können dabei 
helfen, die Geschlechtersensibilität von Theorien zu untersuchen. 
Dabei sollte vor allem die Frage nach der konstitutiven Bedeutung 
der Geschlechterordnung für polit-ökonomische Strukturen nach 
ganz oben auf einer feministisch inspirierten polit-ökonomischen 
Forschungsagenda rücken. 
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Joachim Becker / Johannes Jäger

Regulationstheorie und Vergleichende 
Kapitalismusforschung:  
Die Europäische Union in der Wirtschaftskrise1

Die aktuelle Wirtschaftskrise in Europa zeigt die Problematik von 
in der Vergleichenden Kapitalismusforschung (VKF) weit verbrei-
teten Zugängen, wie etwa dem Varieties of Capitalism Ansatz. Die 
in dieser Forschung übliche Orientierung an unterschiedlichen, 
als beharrungsstark wahrgenommenen Typen macht es schwierig, 
dynamische Umbruchprozesse zu erfassen. Dies zeigt sich insbe-
sondere bei dem sich wandelnden Verhältnis der asymmetrischen 
Interaktion zwischen unterschiedlichen nationalen Ökonomien. 
In diesem Beitrag wird daher ein alternativer Ansatz vorgestellt, 
der es erlaubt, die angesprochenen Schwachstellen zu überwin-
den. Dabei handelt es sich um einen regulationstheoretischen 
Zugang, der aus der Tradition der kritischen politischen Ökono-
mie stammt. In der Regulationstheorie steht traditionell die Frage 
nach den Ursachen für dynamische und krisenhafte Entwicklung 
kapitalistischer Ökonomien im Zentrum des Interesses. Heute fin-
den sich unter dem Titel der Regulationstheorie jedoch oft auch 
Zugänge, bei denen das marxistische Erbe nun etwas mehr durch-
scheint und die eher der institutionalistischen Wirtschaftstheorie 
zugeordnet werden können (vgl. Neilson 2011). Wir zeigen jedoch 
in der Folge, warum eine Rückbesinnung auf die marxistischen 
Wurzeln der Regulationstheorie zentral ist, um die tieferen Ursa-
chen der Krise in Europa offenzulegen. Weiterhin argumentieren 
wir, dass die bei vielen regulationstheoretisch inspirierten Zugän-
gen vorhandene konzeptionelle Fixierung auf den Nationalstaat 
für die Analyse der Krise hinderlich ist und durch ein entspre-
chend modifiziertes Raumverständnis ersetzt werden muss. Eine 

1 Dieser Artikel entstand im Rahmen eines vom OeNB Jubiläums-
fonds unter der Nr. 13621 finanzierten Projektes. Teile des Beitrags 
beruhen auf Becker/Jäger (2012).



164 Joachim Becker / Johannes Jäger

veränderte Raumkonzeption ist unerlässlich, um Prozesse unglei-
cher Entwicklung auf makroregionaler oder globaler Ebene zu ver-
stehen. Im unmittelbar folgenden Teil werden diese theoretischen 
Argumente näher ausgeführt und ein entsprechend adaptierter 
regulationstheoretischer Ansatz vorgestellt. Im Anschluss daran 
wird anhand einer knappen Analyse der Krise in Europa gezeigt, 
welche Erkenntnisse durch diesen Ansatz gewonnen werden kön-
nen und welche Schlussfolgerungen sich daraus ergeben.

1. Regulationstheorie als kritischer 
politökonomischer Zugang

Der regulationstheoretische Ansatz entstand in den 1970er Jahren 
in Frankreich, als neue Strömung in der kritischen Politischen Öko-
nomie. Das Werk von Michel Aglietta (1982) gilt gemeinhin als 
der zentrale Ausgangspunkt für die regulationstheoretische Theo-
riebildung. Angesichts der Krise in den 1970er Jahren wurde die 
Frage gestellt, was denn die Ursachen für die dynamische und sta-
bile Kapitalakkumulation und das damit verbundene hohe Wachs-
tum in der Nachkriegsperiode bis zu den 1970er Jahren – dem 
sogenannten Fordismus – waren. Basierend auf einer politökono-
mischen Zugangsweise gingen die frühen regulationstheoretischen 
Arbeiten von der Prämisse aus, dass weniger die Instabilität im Ka-
pitalismus, sondern vielmehr seine Stabilität erklärungsbedürftig 
sei. Dies vor allem deshalb, weil in marxistischer Tradition Kapita-
lismus als eine von Widersprüchen durchzogene Produktionsweise 
verstanden wurde. Die Widersprüche können nicht gelöst, sondern 
nur temporär eingegrenzt werden. Entstehende strukturelle und in-
stitutionelle Formen bzw. ein kohärentes Ensemble derselben, also 
eine Regulationsweise, werden als zentral für die Bearbeitung von 
Widersprüchen in der kapitalistischen Produktionsweise erachtet. 
Diese strukturellen Formen sind Ergebnis von Klassenauseinander-
setzungen, die innerhalb spezifischer historischer Produktionsver-
hältnisse stattfinden (ebd.: 16). Aglietta (ebd.) hat ursprünglich 
drei solcher struktureller Formen unterschieden, die für die tempo-
räre Stabilisierung kapitalistischer Produktionsweisen zentral sind. 
Dazu gehört erstens das sogenannte Lohnverhältnis, in dem sich 
der Klassenwiderspruch zwischen Arbeit und Kapital spiegelt, was 
auch als vertikale gesellschaftliche Konfliktlinie bezeichnet werden 
kann. Im Rahmen des Lohnverhältnisses werden Konflikte über die 
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Arbeitszeit, die Lohnhöhe oder auch die soziale Sicherheit bearbei-
tet. Hierbei geht es also nicht nur um das Verhältnis innerhalb ei-
nes Betriebes oder die Rolle von Unternehmensverbänden und Ge-
werkschaften, sondern es spielt auch der Staat eine zentrale Rolle. 
So ist es nur verständlich, warum die ArbeiterInnenbewegung tra-
ditionell versucht hat, über Parteien direkten Einfluss auf staatliche 
Politik zu nehmen, insbesondere was die Ausgestaltung des Lohn-
verhältnisses in Form von sozialstaatlicher dekommodifizierter Ab-
sicherung betrifft. Als zweite strukturelle Form wird von Aglietta 
der Wettbewerb bzw. das Konkurrenzverhältnis ausgemacht. Dabei 
hat er zunächst nur auf die Konkurrenz zwischen Einzelkapitalen 
abgestellt (ebd.: 187). Konkurrenzverhältnisse gibt es jedoch auch 
in anderen sozialen Klassen, beispielsweise konkurrieren Lohnab-
hängige um Arbeitsplätze. Hierbei werden Konfliktlinien, wie Eth-
nizität oder Religionszugehörigkeit, politisiert. Daher schlägt Be-
cker (2002: 159) vor, nicht nur Konkurrenzverhältnisse innerhalb 
des Kapitals, sondern auch innerhalb anderer sozialer Klassen unter 
diese strukturelle Form zu fassen. Aus einer solchen Sicht bezieht 
sich das Lohnverhältnisse auf vertikale Konfliktlinien – Klassen-
konflikte – und das Konkurrenzverhältnis auf Konfliktlinien, die 
quer zu den Klassenkonflikten liegen, und damit als horizontale ge-
sellschaftliche Konfliktlinien bezeichnet werden können. Als dritte 
strukturelle Form identifizierte Aglietta (1982) die „monetäre Re-
striktion“. Denn Geld steht am Anfang und Ende des Akkumula-
tionsprozesses. Waren müssen nicht nur produziert, sondern auch 
verkauft werden. Der Zugang zu Kredit ist von großer Bedeutung 
für die Akkumulation. Allerdings läuft nicht nur die Akkumulation 
über das Geld, auch die Reproduktion der Arbeitskräfte ist monetär 
vermittelt. Inflation und Deflation haben auf den Verwertungspro-
zess und die Verteilungsverhältnisse grundlegenden Einfluss. Auf-
grund der Internationalisierung der kapitalistischen Akkumulation 
ist das Verhältnis zwischen nationalen Währungen – und damit die 
internationale Dimension – ebenso ein zentraler Bestandteil der 
Geldbeschränkung. Byé und de Bernis (1987: 870) weisen darauf 
hin, dass diese internationale Dimension des Geldverhältnisses 
dazu beiträgt, ungleiche Beziehungen zwischen dem Zentrum und 
der Peripherie zu etablieren und zu verfestigen. 

Die Rolle des Staates wird bei der Widerspruchsbearbeitung als 
zentral erachtet. Obwohl Lipietz (1992a) den Staat als Garanten 
der anderen strukturellen Formen sieht, schlägt er vor, ihn selbst 
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– letztlich auf derselben Ebene – als eine weitere strukturelle 
Form zu begreifen. Aus seiner Sicht dient der Staat dazu, als se-
parate Organisation zu verhindern, dass sich verschiedene Klassen 
und Klassenfraktionen in endlosen Kämpfen aufreiben. Er sorgt 
somit für Kohärenz. Staat und Zivilgesellschaft sind die Plätze 
an denen gesellschaftliche Kompromisse etabliert werden (ebd.: 
184). Becker (2002: 122) geht jedoch davon aus, dass der Staat 
sich qualitativ von anderen strukturellen Formen unterscheidet 
und schlägt daher vor, Staatsförmigkeit und Warenförmigkeit als 
gesellschaftliche Grundformen im Kapitalismus zu begreifen, da 
beide in allen strukturellen Formen präsent sind. Aus einer gram-
scianischen Perspektive können Zivilgesellschaft und Staat als eng 
verwobenes Terrain für soziale Auseinandersetzungen begriffen 
werden. In der Zivilgesellschaft treffen unterschiedliche Klassen-
fraktionen und Interessengruppen aufeinander und ringen um die 
Etablierung jeweils von ihnen präferierter staatlicher Politik und 
Normensetzung. Aber auch die institutionelle Konfiguration des 
Staates oder die Rekrutierungsmuster verschiedener staatlicher 
Agenturen geben gesellschaftlichen Akteuren unterschiedlichen 
Zugang zu staatlichen Entscheidungszentren. Die „strategische 
Selektivität“ des Staates (Jessop 2002: 40) ist mithin umkämpft. 
Strukturell gibt es dabei einen Einflussüberhang der Kapitalseite, 
da der Staat über die Steuereinnahmen abhängig vom guten Gang 
der Geschäfte ist (Becker 2002: 127). 

Die Kapitalseite versucht über entsprechende Muster der Regu-
lation ihre jeweiligen Akkumulationsstrategien abzusichern, den 
Lohnabhängigen geht es hingegen um die Absicherung ihrer Re-
produktion. Hierin sind grundlegende Konflikte angelegt. Aber 
selbst die Kapitalseite ist nicht homogen in ihren Akkumulations-
interessen. Bezogen auf die Analyse der Dynamiken der Akkumu-
lation können in der Regulationstheorie drei verschiedene Achsen 
unterschieden werden. Erstens die Achse produktive vs. finanziali-
sierte Akkummulation, zweitens extensive vs. intensive Akkumu-
lation und drittens introvertierte vs. extrovertierte Akkumulation 
(ebd.: 67). 

Die Unterscheidung zwischen produktiver und finanzialiserter 
Akkumulation ist grundlegend. Im Fall dominant produktiver 
Akkumulation sind die produktiven Sektoren einer Ökonomie 
im Zentrum ihrer Dynamik. Das bedeutet, dass die Investitionen 
in diesem Sektor konzentriert sind. Im Gegensatz dazu stehen 
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bei dominant finanzialisierter Akkumulation Finanzvermögen 
im Zentrum der Ökonomie. Innerhalb der finanzialisierten Ak-
kumulation können wiederum zwei Hauptformen unterschieden 
werden: erstens die Akkumulation von fiktivem Kapital, d.h. von 
Wertpapieren wie beispielsweise Aktien (Marx 1979: 487, 510), 
und zweitens die Akkumulation von zinstragendem Kapital (Be-
cker u.a. 2010: 228). Fiktives Kapital boomt vor allem in Phasen 
stagnierender produktiver Akkumulation, da die Unsicherheit 
steigt und Finanzanlageformen als vergleichsweise liquider gelten. 
Ein solcher Boom drückt sich in einer hohen Inflation bei Finanz-
aktiva aus (Lordon 2008: 97). Deren Preise steigen schneller als 
das allgemeine Preisniveau, aber auch als die Profitmasse. Damit 
kommt es einerseits zu einer Zweiteilung des Preissystems und an-
dererseits zu massiven Disproportionen zwischen den Preisen der 
Finanzaktiva und den Dividenden. Dieses zweite Missverhältnis 
führt an einem bestimmten Punkt zur Umkehrung der Erwartun-
gen und damit zum Zusammenfallen der Finanzblase. Damit ist 
diese Form der Akkumulation inhärent extrem instabil und kri-
senanfällig. Wenn Finanzialisierung vor allem auf zinstragendem 
Kapital aufbaut, so zeigt sich dies in einem starken Wachstum 
der Kredite. Diese zweite Form der finanzialisierten Akkumu-
lation findet sich vor allem in der (Semi-)Peripherie (Becker u.a. 
2010). Darüber hinaus ist es sinnvoll, je nach sozialer Reichweite 
zwischen elitenbasierter und massenbasierter Finanzialisierung zu 
unterscheiden (Erturk u.a. 2008: 15; Becker u.a. 2010: 230). Im 
Fall der massenbasierten Finanzialisierung werden Lohnabhän-
gige über Konsumentenkredite bzw. über die Privatisierung der 
Alterssicherung in Finanzialisierungsprozesse – oft zwangsweise 
– integriert. 

Extensive und intensive Akkumulation können für den Fall 
von produktiver Akkumulation unterschieden werden. Exten-
sive Akkumulation basiert auf einer Ausdehnung des Arbeits-
tags oder einer Erhöhung der Intensität der Arbeit. Bei intensiver 
Akkumulation erfolgt eine Erhöhung des relativen Mehrwerts 
durch die Verbilligung der Lohngüter (Becker 2002: 67). Akku-
mulation kann binnen- oder auch außenorientiert sein. Im Falle 
einer starken Außenorientierung, die auf Export von Waren und 
Kapital basiert, kann von einer aktiven Extraversion gesprochen 
werden. Hingegen wird eine Außenorientierung, die durch hohe 
Importabhängigkeit charakterisiert ist, als passive Extraversion 
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bezeichnet (Becker 2006: 14). Passive Extraversion ist in der Regel 
für (semi-)periphere Ökonomien kennzeichnend. Ein Überblick 
zu den unterschiedlichen Typologisierungen von Akkumulations-
mustern wird in folgender Tabelle 4 gegeben.

Tabelle 4: Typologisierung von Akkumulationsmustern

Produktive  
Akkumulation

extensiv vs. 
intensiv

binnenorientiert 
vs. außen orientiert 
(aktive vs. passive 
Extraversion) 

Fiktive  
Akkumulation

Fiktives Kapital 
vs. zinstragen-
des Kapital

massenbasiert 
vs.  
elitenbasiert

binnen- vs.  
außenorientiert

Bezogen auf die Räumlichkeit wurde zunächst implizit (Aglietta 
1982) und später auch explizit (Lipietz 1992a) davon ausgegan-
gen, dass der Nationalstaat die zentrale Ebene sei. Entsprechend 
wurde das internationale Regime (Vidal 2002) als weitere struk-
turelle Form begriffen, um die Einbettung nationalstaatlicher 
Entwicklung zu diskutieren. Diese Ausrichtung unterscheidet sich 
jedoch vom Zugang der Grenobler Schule, bei der nicht der Natio-
nalstaat, sondern das Konzept des Produktivsystems im Zentrum 
steht. Dieses erstreckt sich über nationale Grenzen und umfasst 
einen Raum, in dem sich Akkumulation und Regulation decken. 
Von Becker (2002) wurde vorgeschlagen, von der Annahme der 
räumlichen Deckung von Akkumulation und Regulation, sei es 
jetzt im Rahmen eines Produktivsystems oder in einem National-
staat, abzugehen. Der Verflechtungsraum verdichteter Waren- und 
Kapitalströme und die zentrale territoriale Ebene der Regulation 
können, müssen sich aber aus seiner Sicht, nicht decken. Die Aus-
dehnung der Akkumulation ist in beträchtlichem Maße, vor allem 
durch Grenzregime (Zölle, Kapitalverkehrskontrollen etc.) poli-
tisch vermittelt. Die räumlichen Ebenen der Regulation – loka-
ler Staat, mikroregionale Gliederungen, Nationalstaat, regionale 
Formen der Staatlichkeit (beispielsweise die EU), globale Orga-
nisationen – bieten unterschiedlichen Akteuren unterschiedli-
che Zugriffsmöglichkeiten. Ihre Kompetenzverteilung ist damit 
umkämpft. Eine Analyse der Veränderung der Territorialität der 
Regulierung kann regulationstheoretisch und gramscianisch ins-
piriert mit dem Rückgriff auf das raumpolitische Handeln unter-
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schiedlicher Akteure erfasst werden, etwa mittels des Konzepts der 
„Politics of Scale“ (Gough 2004a). Dabei wird insbesondere darauf 
abgestellt, welche aktive Rolle unterschiedliche Klassenfraktionen 
bei der Verschiebung von Elementen struktureller Formen auf 
eine höhere oder niedrigere räumliche Ebene – etwa von nationa-
ler Ebene auf die europäische Ebene – einnehmen. Eine Verände-
rung der Territorialität der Regulation kann jedoch nicht isoliert 
betrachtet werden. Vielmehr ist diese dialektisch mit einer sich 
verändernden Akkumulation verknüpft.

Der hier skizzierte regulationstheoretische Ansatz bietet Kon-
zepte für die Analyse kapitalistischer Entwicklung auf mittlerer 
Abstraktionsebene an. Auf dieser Ebene unterscheidet er sich 
vom Anspruch und im Herangehen sowohl von der institutiona-
listischen Richtung der Regulationstheorie, die zunehmend auf 
die Regelmäßigkeiten zeitlich begrenzter nationaler Entwick-
lungsmodelle oder Kapitalismen abstellt (vgl. Boyer 2004), aber 
auch vom Varieties of Capitalism (VoC)-Ansatz, der bestimmte 
langfristige nationale Grundkonfigurationen von Kapitalismus-
Varianten in den Fokus seines Ansatzes stellt. Hierbei ist beispiels-
weise bei Boyer (2011) als führendem Vertreter einer institutio-
nalistisch geprägten Interpretation der Regulationstheorie eine 
klare normative Präferenz für kontinentaleuropäische (möglichst 
sozialdemokratisch geprägte) Kapitalismus-Modelle gegenüber 
den angelsächsischen Varianten erkennbar. Die für den Kapitalis-
mus grundlegenden Widersprüche geraten so aus dem Blickfeld. 
Zudem ist beiden Ansätzen gemein, dass sie sehr stark auf die 
nationalstaatliche Ebene abstellen und damit sowohl die politi-
schen Grenzen überschreitenden Verflechtungsräume der Akku-
mulation, als auch die Interaktion von verschiedenen räumlichen 
Ebenen der Staatlichkeit aus dem Blick geraten. Wie Bruff (2011) 
argumentiert, kann bei VoC-Ansätzen von einem institutionellen 
Reduktionismus gesprochen werden. Damit werden gesellschaft-
liche Widersprüche, wie sie in politökonomischen Zugängen als 
konstitutiv für das Verständnis von Ökonomie und Politik er-
achtet werden, ausgeblendet. Basierend auf VoC-Ansätzen blei-
ben daher gesellschaftliche Verteilungs- und Machtfragen in der 
Regel ausgeblendet (siehe auch Drahokoupil/Myant in diesem 
Band). Damit wird in der Regel implizit Wirtschaftswachstum 
als im allgemeinen Interesse stehend erachtet und gefragt, welche 
Institutionen dem zu- bzw. abträglich sind. Die Frage nach den 
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Akteuren in Form unterschiedlicher und wesentlich auch antago-
nistischer Klasseninteressen wird nicht gestellt, vielmehr steht die 
Kohärenz von Institutionen im Mittelpunkt der Erklärung von 
(unterschiedlichen) Wachstumsmodellen. Aber auch Kapitalinte-
ressen sind heterogen und nicht nur an Akkumulation, sondern 
wesentlich auch an der Aufrechterhaltung bzw. Ausweitung der 
grundlegenden kapitalistischen Herrschaftsverhältnisse, inter-
essiert. Diese werden in regulationstheoretischer Perspektive als 
zentral erachtet, um das Handeln der Akteure und ihr Hinwirken 
auf die Ausgestaltung von Institutionen zu verstehen. Damit be-
stehen bei VoC-Ansätzen auch Defizite bei der Analyse von Kri-
sendynamiken. Insbesondere in der Analyse der aktuellen Krise 
in Europa zeigt sich hingegen, wie im Rahmen eines adaptierten 
regulationstheoretischen Zugangs die Ursachen der Krise im Kern 
und in ihrer gesellschaftlichen Dimension erfasst werden können. 
Die VoC-Literatur greift unserer Ansicht nach daher zu kurz.

2. Akkumulationsmodelle, ungleiche Entwicklung 
und die Krise in Europa

Die Europäische Integration fußt seit spätestens Mitte der 1980er 
Jahre auf neo-liberalen Vorstellungen (Cafruny/Ryner 2007; van 
Apeldoorn u.a. 2008). Im Rahmen der oben skizzierten regulati-
onstheoretischen Perspektive kann dies als eine Veränderung der 
Akkumulationsmuster, einer stärker marktförmigen Regulation, 
sowie als eine veränderte Territorialität der Regulation begriffen 
werden. 

Schematisch dargestellt kann für Europa in den drei Jahr-
zehnten bis zur Krise 2008 die Entfaltung einer asymmetrischen 
Arbeitsteilung zweier unterschiedlicher Formen von Akkumula-
tionsregimen ausgemacht werden. Den Kern einer Gruppe aktiv 
extravertierter Ökonomien bildete Deutschland. Die deutsche 
Extraversion zeichnete sich durch eine starke industrielle Ex-
portorientierung und durch eine zunehmende Involvierung in 
Finanzialisierungsprozesse im Ausland mittels Kapitalexport 
aus. Direkt in das deutsche produktive System integriert waren 
beispielsweise die Benelux-Staaten und die österreichische Öko-
nomie, ab den 1990er Jahren aber auch die Visegrád-Länder und 
Slowenien. Die starke industrielle Exportorientierung war gerade 
auch deshalb möglich, weil sich in der Peripherie Europas, wie 
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in Irland, Spanien oder Griechenland, verschiedene Formen von 
import-orientierten und finanzialisierten Akkumulationsmustern 
durchgesetzt hatten. Diese Art der Arbeitsteilung wurde durch 
die Einführung des Euro zementiert. Wie Bellofiore u.a. (2010a: 
141) hervorheben, diente die Währungsunion neben der Profilie-
rung des Euro als internationale Reservewährung auch der Stabi-
lisierung der deutschen Wettbewerbsfähigkeit. Denn den anderen 
Euro-Zonen-Ländern wurde so die Möglichkeit der Verbesserung 
der preislichen Wettbewerbsfähigkeit über Währungsabwertun-
gen genommen. Im Gegenzug gewannen sie die Möglichkeit, sich 
zu niedrigeren Zinsen zu verschulden. In Südeuropa wurden über 
die Währungsunion Deindustrialisierungsprozesse, die bereits 
mit Wegfall von Protektionsmöglichkeiten und Optionen der In-
dustriepolitik im Rahmen des EU-Beitritts in den 1980er Jahren 
in Gang gekommen waren, verfestigt (vgl. López/Rodríguez 2010, 
Becker 2012). In den damals neuen südeuropäischen EU-Mit-
gliedsländern verschob sich die Kapitalakkumulation in Touris-
mus, Immobilien und Bauwirtschaft. Zum Teil verlagerten Kapi-
talgruppen ihre Aktivitäten von der industriellen Produktion zum 
Import (Fouskas 2012: 34). Im Baltikum und in Südosteuropa 
hatte die Etablierung von Regimen fixer Wechselkurse eine ähn-
liche Wirkung (Becker 2007). Speziell die rot-grüne Regierung 
förderte durch eine Politik der Lohndeflation über Hartz IV und 
die Förderung eines Niedriglohnsektors, also über eine Verände-
rung des Lohnverhältnisses, die preisliche Konkurrenzfähigkeit 
der deutschen Industrie. Mit der bundesdeutschen Exportindus-
trie eng verbundene westeuropäische Länder, wie Österreich oder 
die Niederlande, gingen einen ähnlichen Weg. In Südeuropa und 
Teilen Osteuropas stiegen die Handels- und Leistungsbilanzdefi-
zite stark an. Sie wurden über Kredite aus den westeuropäischen 
Ländern finanziert. Die Finanzialisierung ermöglichte eine im 
historischen Vergleich ungewöhnlich starke Expansion der Leis-
tungsbilanzdefizite und der Auslandsverschuldung. Letztere ali-
mentierte letztlich in großen Teilen der europäischen Peripherie 
eine massenbasierte Finanzialisierung, die über den kreditfinan-
zierten Konsum den deutschen Export stimulierte. Die Entwick-
lungsweisen in Europa waren räumlich wie sozial polarisiert. Ka-
pital fand keine ausreichende produktive Anlage mehr und floss 
zunehmend in Finanzanlagen. Diese führten einerseits in vielen 
Ländern zur Inflation bei Finanzaktiva und Immobilien und 
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andererseits zur Ausweitung der Konsumentenkredite. Mit den 
Konsumentenkrediten wurde in den intern hoch finanzialisier-
ten Ökonomien ein Konsumniveau finanziert, das nicht mit den 
laufenden Lohneinkommen korrespondierte. Diese Phänomene 
haben Tendenzen der Überakkumulation und Überproduktion 
verdeckt. In den Ländern der finanzialisierten Peripherie über-
deckte die grenzüberschreitende Kreditvergabe sich abzeichnende 
Zahlungsbilanzkrisen. Diese Widersprüche entluden sich jedoch 
ab 2008 heftig in der Krise (Becker/Jäger 2010). 

Die aktuelle Krise lässt die asymmetrische Interaktion der 
Akkumulationsmodelle in Europa und den tiefen Graben zwi-
schen Zentrum und Peripherie deutlich zu Tage treten. Das ak-
tiv-extravertierte Zentrum der EU war zu Beginn vor allem von 
einem generellen Einbruch der Exporte betroffen. Vor der Krise 
hatten die Leistungsbilanzdefizite in der Peripherie, denen Leis-
tungsbilanzüberschüsse in den Zentren gegenüberstanden, noch 
über internationale Verschuldung finanziert werden können, da 
das Währungs- und Ausfallsrisiko praktisch als nicht existierend 
eingeschätzt worden war. Dies galt auch für Länder außerhalb der 
Eurozone. Osteuropäische Peripherieländer, wie speziell das Bal-
tikum, Ungarn und Rumänien, wurden insbesondere durch ein 
Austrocknen der finanziellen Zuflüsse ab 2008 hart getroffen. 
Dem wurde mit zum Teil extremer Sparpolitik und Lohnsen-
kungspolitik – teilweise im Rahmen von IWF/EU Paketen – ent-
gegnet. Diese verschärften die Rezession noch – in Lettland ging 
das BIP allein 2009 um 18% zurück (Becker 2010).

Die südliche Peripherie der Eurozone war zunächst noch nicht 
von der vollen Wucht der Turbulenzen im internationalen Kapi-
talverkehr betroffen. Erst ab 2010 wurde allen voran Griechenland 
über den Kreditkanal ganz massiv von der Krise erfasst. Aufgrund 
der vergleichsweise hohen öffentlichen Schulden kamen griechi-
sche Staatsschuldentitel als erste in der Eurozone ins Visier speku-
lativen Finanzkapitals. Einhergehend mit Herabstufungen seitens 
der Ratinginstitutionen erhöhte sich der Risikoaufschlag für grie-
chische Anleihen drastisch. Spanien hingegen wies vor dem Aus-
bruch der Krise eine vergleichsweise geringe Staatsschuldung auf. 
Dort hatte Finanzialisierung vor allem die Form rapider Zunahme 
privater Verschuldung im Kontext hoher Leistungsbilanzdefizite 
angenommen. Erst durch die Krise drehte der Budgetüberschuss 
in ein Defizit und die Staatsschuldenquote begann rasch zu stei-
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gen. Auch hier erhöhten sich die Risikoaufschläge, was den Schul-
dendienst deutlich verteuerte. 

3. Maßnahmen in der Krise und Veränderung  
der Regulation

In der Krise erhöhten die Regierungen der ökonomischen Zent-
rumsstaaten in Europa gemeinsam mit der Europäischen Kom-
mission den Druck auf die peripheren Eurostaaten, damit letztere 
Sparpolitiken implementierten. Wie erwartet führte diese zu ei-
ner Reduktion der internen Nachfrage und einer Vertiefung der 
rezessiven Tendenzen sowie zu einer Erhöhung der Schuldenquote 
(Becker/Lesay 2012). 

Im Unterschied dazu konnte sich das produktive Zentrum 
rund um Deutschland – zumindest vorübergehend – relativ rasch 
stabilisieren. Hier spielten vor allem steigende Exporte nach China 
– welches seine Ökonomie durch massive nachfrageseitige Maß-
nahmen angesichts der weltweiten Krise stabilisiert hatte – eine 
wichtige Rolle. Dennoch sind trotz abnehmender Tendenz Ex-
porte Deutschlands in die EU-27 nach wie vor sehr wichtig und 
machen noch rund knapp 60% der gesamten Exporte aus (Gold-
berg 2011: 25). Angesichts von Stagnation und Krise in der euro-
päischen Peripherie bleibt es daher fraglich, inwieweit außereuro-
päische Exporte für das extravertierte Akkumulationsmodell des 
produktiven Zentrums Europas eine ausreichende Grundlage für 
weiteres Wachstum darstellen können (vgl. Lehndorff 2011). Au-
ßer Zweifel steht jedenfalls, dass finanzialisierte Akkumulations-
modelle in der Europäischen Peripherie an ihre Grenzen gestoßen 
sind. Alternativen sind noch nicht in Sicht. 

Binnen zum Teil weniger Tage beschlossene Rettungspakete 
zielten vor allem auf die Stabilisierung der jeweiligen nationalen 
Finanzsektoren. Diese Pakete zeichneten sich trotz einer gewissen 
Diversität durch sehr günstige Bedingungen für den Finanzsektor 
aus (Weber/Schmitz 2010). Im Falle jener Länder Zentral- und 
Osteuropas, die durch abhängige Finanzialisierung gekennzeich-
net waren, wurde seitens der EU anstelle von Konjunkturpake-
ten jedoch sofort eine Sparpolitik gefordert. Zentrales Ziel war 
es, den Wechselkurs zu stabilisieren, was im Interesse der dort 
aktiven westeuropäischen Banken war. Denn angesichts eines 
hohen Fremdwährungskreditanteils waren Abwertungen immer 
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auch gleichbedeutend mit Kreditausfällen und Abschreibungen. 
Es wurde daher eine sogenannte interne Abwertung propagiert. 
Löhne im öffentlichen Sektor wurden ebenso wie Sozialausgaben 
gekürzt und sollten dazu beitragen, die Nachfrage zu dämpfen, 
um damit die Importnachfrage zu reduzieren und die kurzfristige 
Zahlungsfähigkeit aufrechtzuerhalten (Becker 2010: 530). Diese 
Politikmuster wurden später auch auf die Peripherie der Eurozone 
übertragen. Hier wurden die Maßnahmenpakete angesichts spe-
kulativer Attacken und stark steigender Zinsen für Staatsschulden 
ergriffen. Die Pakete reflektierten primär die Interessen der großen 
Finanzgruppen. Sie konnten so ihr Engagement in der Peripherie 
reduzieren und potenzielle Verluste sozialisieren. Die Maßnahmen 
betrafen allerdings allein die Länder mit Leistungsbilanzdefiziten, 
nicht die Überschussländer. Damit wurde das neo-merkantilisti-
sche Modell Deutschlands nicht offen in Frage gestellt, obgleich 
die Sparpolitik dämpfende Wirkung für den deutschen Export in 
die betroffenen Peripherieländer hat. Insbesondere Deutschland 
setzte sich dafür ein, dass in diese Rettungspakete der IWF einge-
bunden wurde (Mazzochi 2010: 282). Bei all diesen Rettungspa-
keten wurde, beginnend mit Griechenland, der Fokus auf Sparpo-
litik und Lohnsenkungen gelegt. Die Krise in Irland hatte sich hier 
nicht in einem hohen Leistungsbilanzdefizit gespiegelt, sondern 
war wesentlich aufgrund des Bankenzusammenbruchs im Zuge 
eines höchst finanzialisierten Modells erfolgt. Trotzdem ähnelten 
die ergriffenen Maßnahmen jenen Griechenlands und Portugals 
(Rodrigues/Reis 2012). Die Schuldenprobleme wurden aufgrund 
der Rezession noch verschärft (Becker 2011; Becker/Lesay 2012). 

Die somit etablierten Muster für Rettungsprogramme wurden 
zunächst temporär auf europäischer Ebene eingeführt und sollen 
nun langfristig institutionalisiert werden. Es kommt somit zu einer 
Veränderung der strukturellen Formen. Insbesondere das Lohn-
verhältnis ist betroffen. Dieses war bislang noch weitgehend auf 
nationaler Ebene verankert, wird aber im Zuge der Maßnahmen 
teilweise auf die europäische Ebene gehoben, womit eine partielle 
Veränderung der Territorialität der Regulation einhergeht. Die 
Schuldenkrise scheint dabei nur ein Vorwand zu sein, um eine Ra-
dikalisierung neoliberaler Politik voranzutreiben. Konkret heißt 
dies, dass im Lohnverhältnis durch Maßnahmen, die auf die De-
regulierung des Arbeitsmarkts und den Abbau von Wohlfahrts-
staatlichkeit und damit eine strategische Schwächung der Arbei-
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terInnenbewegung setzen, stärkere Warenförmigkeit Einzug hält. 
Ein wichtiger Schritt zu dieser Veränderung des Lohnverhältnis-
ses war die Einführung des Europäischen Stabilitätsmechanismus 
(ESM) im Mai 2010, der permanent verankert werden soll. Seine 
Inanspruchnahme soll an harte Auflagen gebunden werden. Wei-
terhin wurden in einem Re-Regulierungspaket, dem sogenannten 
Six-Pack, verschiedene Eingriffsmöglichkeiten der EU in die nati-
onalstaatliche Budget- und Lohnpolitik geschaffen (vgl. Klatzer/
Schlager 2011, 2012). Die bislang jüngste Initiative dieser Art 
ist der Europäische Fiskalpakt (European Council 2012). Dieser 
sieht unter anderem die Einführung von Schuldenbremsen in die 
Rechtsordnung der Unterzeichnerländer vor, möglichst im Verfas-
sungsrang. Hierfür stand das deutsche Modell der Schuldenbremse 
Pate (Eicker-Wolf/Himpele 2011). Durch die massiv verstärkte 
Regelbindung wird in der Umsetzung die Fachbürokratie gestärkt. 
Die Re-Regulierung entmachtet die Parlamente und schwächt da-
mit gesellschaftliche Akteure, wie beispielsweise Gewerkschaften, 
für die Parlamente einen wichtigen Kanal für die politische Ein-
flussnahme darstellen. Dies lässt sich als Tendenz zur Herstellung 
einer technokratisch-autoritären Staatlichkeit kennzeichnen. Die 
Veränderungen insbesondere im Lohnverhältnis führen jedenfalls 
zu einer Veränderung der strategischen Selektivität des Staates, die 
noch stärker zugunsten des Kapitals ausfällt.

Oberflächlich wurden die Maßnahmen in der Krise vor allem 
von Deutschland – dem Zentrum des produktiven Akkumulati-
onsmodells in Europa – vorangetrieben. Aber auch die EU-Kom-

Tabelle 5: Akkumulationsstrategien in Europa und Maßnahmen  
in der Krise

Akkumulations-
strategien

Maßnahmen in der 
Krise

Zentrum

Deutschland 
im Kern und 
verbundene 
Ökonomien 

Aktive Extra-
version und 
produktive 
Akkumulations-
strategie

Rettung des Finanz-
sektors und anfänglich 
nachfrageseitige  
Maßnahmen zur 
Stabilisierung des 
produktiven Sektors

Peripherie
Südeuropa, 
Teile  
Osteuropas

Passive Extra-
version und 
Finanzialisie-
rungsprozesse

Rettung des  
Finanzsektors und 
anti-keynesiansiche 
Sparpolitik
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mission machte sich für die erfolgten Veränderungen stark. Auch 
wurden die Interessen des Finanzsektors – insbesondere der Banken 
im produktiven Zentrum der EU, die ja wichtige Gläubiger für pe-
riphere Staaten waren und sind – bislang erfolgreich verteidigt. Die 
Last der Krisenbewältigung wurde weitgehend auf Lohnabhängige 
abgewälzt. Es ist daher in gramscianischer Perspektive angebracht, 
nach den hinter diesen Veränderungen liegenden gesellschaftlichen 
Kräften bzw. Klassenfraktionen zu fragen. Jüngere Untersuchun-
gen deuten etwa darauf hin, dass produktives Kapital, aber auch 
Finanzkonglomerate in Deutschland durch die Krise gestärkt wur-
den und ihr Einfluss gestiegen zu sein scheint (vgl. van der Pijl u.a. 
2011). Overbeek (2012: 45) hebt hervor, dass die Krise und Form 
der Krisenbearbeitung auch dazu beigetragen haben, deutsches ex-
portorientiertes Kapital gegenüber der asiatischen und amerikani-
schen Konkurrenz zu stärken. Dennoch fehlen bislang detaillierte 
empirische Studien. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, 
dass die mit diesen strukturellen Veränderungen verbundene Ra-
dikalisierung des Neoliberalismus vom neuen Typus des Finanzka-
pitals unterstützt wird. Duménil und Lévy (2004: 207) haben den 
Begriff verwendet, um das Amalgam von großem produktiven Ka-
pital und Finanzkapital zu bezeichnen, welches heute in seiner An-
lagepolitik durch einen vergleichsweise kurzen Zeithorizont cha-
rakterisiert ist. Das kann konkret als Allianz zwischen dominanten 
exportorientierten produktiven Kapitalfraktionen in Deutschland 
mit Kapitalgruppen, die an Finanzialisierungsprozessen beteiligt 
sind, betrachtet werden. Für diese Interpretation spricht, dass die 
Veränderung der Regulation und die damit verbundene Vertiefung 
der Krise vor allem Lohnabhängige gegenüber Kapital schwächt. 
Während das Lohnverhältnis bislang partiell verändert wurde, hat 
sich im Zuge der Krise im Geldverhältnis wie im Konkurrenzver-
hältnis nichts Wesentliches geändert. Neo-liberale, d.h. marktför-
mige Regulierungsformen haben sich weder generell noch für den 
Finanzsektor substanziell verändert (vgl. Buch-Hansen/Wigger 
2011) und bevorzugen damit tendenziell große bzw. stärkere Ka-
pitalien. Überdies führte die Krise dazu, dass kleinere und weniger 
wettbewerbsfähige Kapitalien geschwächt oder zerstört werden, 
was einem weiteren Konzentrationsprozess des Kapitals Vorschub 
leistet. Es steht außer Zweifel, dass dadurch die Überakkumulati-
onskrise und Zahlungsbilanzkrisen nicht gelöst werden (vgl. Over-
beek 2012; Becker/Jäger 2012).
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4. Schlussfolgerungen

Ein adaptierter regulationstheoretischer Zugang, der die Ver-
schränkung unterschiedlicher Akkumulationsregime in den 
Vordergrund stellt, ermöglicht es – im Unterschied zu den weit 
verbreiteten VoC-Ansätzen – die tieferliegenden Ursachen der 
Krisendynamik in der EU zu analysieren. Diese sind je nach Ak-
kumulationsregime und dessen Stellung in der europäischen Ar-
beitsteilung sehr ungleich. Abhängig finanzialisierte Ökonomien 
sind am stärksten von der Krise betroffen. In ihnen ist eine Wie-
derherstellung des Vorkrisenmodells nicht denkbar, während die 
dominanten politischen Kräfte in den Kernländern, vor allem 
Deutschland, auf eine Fortsetzung von Kernbestandteilen des 
Vorkrisenmodells bei gleichzeitiger Verschärfung neo-liberaler 
Politikmuster setzen. Diese Kräfte prägen die politische Dynamik 
der Krisenbearbeitung, die in Richtung auf eine Verschiebung der 
strategischen Selektivität der Staatlichkeit zu Gunsten großer Ka-
pitalgruppen und zu Ungunsten der Lohnabhängigen (aber in der 
Tendenz auch von kleinerem Kapital) geht. Die Veränderung der 
Regulation im Rahmen der Krise manifestiert sich in der Verän-
derung des Lohnverhältnisses und dessen partieller territorialer 
Verschiebung auf EU-Ebene. Paradoxerweise läuft die Stärkung 
von regelgebundener Wirtschaftspolitik stark über die EU-Ebene, 
während gleichzeitig die Kohäsion der EU einer sichtbaren Ero-
sion ausgesetzt ist. Ökonomische und politische Krise tendieren 
derzeit zu einer Verstärkung der Desintegrationstendenzen. 
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Hans-Jürgen Bieling

Vergleichende Kapitalismusanalyse aus der 
Perspektive einer neo-gramscianisch  
erweiterten Regulationstheorie

Seit einiger Zeit wird in der wissenschaftlichen – und auch poli-
tischen – Diskussion das Wort „Kapitalismus“ wieder recht un-
verkrampft in den Mund genommen. Die Gründe hierfür sind 
vielschichtig. Sie liegen zum Teil in der Entwicklung des Gegen-
standsbereichs der Globalen Politischen Ökonomie (GPÖ) und in 
der öffentlichen Debatte über die Ursachen und Implikationen der 
Finanzkrise; zum anderen aber auch darin, dass mit dem Kapita-
lismus-Begriff nicht mehr automatisch eine gesellschafts- und sys-
temkritische, so z.B. marxistische Analyseperspektive – in Verbin-
dung mit einem sozialistischen Wirtschaftsprogramm – assoziiert 
wird. So haben sich viele AutorInnen in den letzten Jahren – mehr 
oder minder explizit – auf den „Spielarten des Kapitalismus“-
Ansatz (Varieties of Capitalism, VoC) bezogen (vgl. Hall/Soskice 
2001). Dabei handelt es sich um eine Analyseperspektive, die nicht 
a priori als kapitalismuskritisch einzustufen ist, sondern die die 
Existenz unterschiedlicher nationaler Kapitalismusmodelle als 
grundsätzlich gegeben, wenngleich auch als institutionell und 
regulativ gestaltbar ansieht, sofern hierdurch die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit nicht beeinträchtigt wird. 

Der Vorbehalt der internationalen Wettbewerbsfähigkeit weist 
darauf hin, dass der VoC-Ansatz zwar maßgeblich dazu beige-
tragen hat, die kapitalismustheoretische Diskussion zu beleben, 
unter dem Primat der Performanz zugleich aber nur sehr bedingt 
in der Lage ist, die Ausbeutungsmechanismen, Machtbeziehun-
gen, Herrschaftsverhältnisse oder Widersprüche und Konflikte, 
kurzum: den sozialen Charakter spezifischer kapitalistischer For-
mationen zu erfassen. Dies gilt umso mehr, als der VoC-Ansatz 
durch ein sehr „schlankes“, gesellschaftstheoretisch und polit-
ökonomisch aber defizitäres Analyseraster gekennzeichnet ist. 
Vor allem geraten diejenigen Dimensionen, die den nationalen 
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Kapitalismusmodellen gemeinsam sind (vgl. Streeck 2010; Bruff 
2011), oder die transnationalen Reproduktionsmuster, die die Ent-
wicklung der nationalen Modelle strukturieren oder miteinander 
verzahnen (vgl. Bohle/Greskovits 2009; Bellofiore u.a. 2010b) nur 
unzureichend in den Blick. In diesem Sinne hat sich mittlerweile 
denn auch eine „Post-VoC-Diskussion“ entfaltet, die über das sta-
tische Design und den methodologischen Nationalismus einer in 
strengem Sinne komparativ ausgerichteten institutionalistischen 
Kapitalismus-Diskussion hinausweist (vgl. die Beiträge im zweiten 
Teil dieses Bandes, insb. Drahokoupil/Myant). 

Ungeachtet der erweiterten Forschungsagenda ist die Post-
VoC-Diskussion aufgrund fortbestehender institutionalistischer 
Verengungen bislang aber kaum in der Lage, wichtige polit-ökono-
mische und gesellschaftstheoretische Themen und Fragestellungen 
zu bearbeiten. Zumeist bleiben Aussagen zur zeitdiagnostischen 
Charakterisierung des derzeitigen Kapitalismus, zu den Ursachen 
und zum Verlauf der ihm eigenen Krisendynamik, zu den asym-
metrischen Formen der internationalen Vernetzung oder auch zu 
den prägenden transnationalen Macht- und Herrschaftsbeziehun-
gen recht blass oder willkürlich. Um diese fortbestehenden Defi-
zite zu überwinden, wird hier eine Analyseperspektive in Anschlag 
gebracht, die sich als eine regulationstheoretisch basierte, zugleich 
aber neo-gramscianisch erweiterte GPÖ bezeichnen lässt. Bevor 
deren zentrale Überlegungen – die grundlegenden regulationsthe-
oretischen Annahmen (Abschnitt 2) und deren neo-gramsciani-
sche Erweiterung und Reformulierung (Abschnitt 3) – dargelegt 
werden, geht es nachfolgend zunächst allerdings darum, die Ent-
wicklung und den Stand der vergleichend-institutionalistischen 
Kapitalismus-Diskussion zu skizzieren (Abschnitt 1). 

1. Entwicklungslinien der vergleichenden 
institutionalistischen Kapitalismusanalyse:  
vom VoC-Ansatz zur Post-VoC-Diskussion

Der VoC-Ansatz thematisiert den Sachverhalt, dass sich ungeach-
tet der Globalisierung nach wie vor unterschiedliche nationale 
Kapitalismusmodelle reproduzieren. Die Ursprünge dieser „Mo-
delle“ reichen bis weit in die Vergangenheit zurück. Ihre zentralen 
Merkmale waren maßgeblich durch den Zeitpunkt und Verlauf 
der Industrialisierung und diese begleitende politisch-institutio-
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nelle Konflikte geprägt (vgl. Fulcher 2007: 83ff). So überrascht es 
nicht, dass sich bereits in früheren Zeiten spezifische Konzeptio-
nen der Vergleichenden Politischen Ökonomie entwickelt haben. 
Wie in Überblicksartikeln häufig dargelegt (vgl. Lütz 2006: 27ff), 
kann die VoC-Diskussion auf eine reichhaltige und anregende 
Vorgeschichte zurückblicken. Letztlich war es aber vor allem die 
Untersuchung von Michel Albert (1992), an dessen Idealtypen – 
d.h. dem „rheinischen“ und „neo-amerikanischen“ Kapitalismus-
modell – sich der VoC-Ansatz sehr stark orientiert. Peter Hall und 
David Soskice (2001) übernehmen von Albert im Prinzip die ide-
altypische Zweiteilung von Kapitalismusmodellen, abstrahieren 
dabei aber von der konkreten räumlichen Verortung der verschie-
denen Varianten. Sie sprechen allgemeiner von ‘Coordinated’ und 
‘Liberal Market Economies’ (CMEs/LMEs). 

Im Kern handelt es sich beim VoC-Ansatz in zweifacher Hin-
sicht um eine firmenzentrierte Perspektive: Zum einen wird po-
lit-ökonomischer Wandel maßgeblich als Produkt betrieblicher 
Investitions-, Innovations- und Modernisierungskonzepte be-
trachtet; und zum anderen wird das Set spezifischer institutionel-
ler Arrangements vornehmlich mit Blick auf eben diese betriebli-
chen Entwicklungspotenziale analysiert. Dies unterstreichen auch 
die fünf Bereiche, die aus der Sicht des VoC-Ansatzes die Spezi-
fik der nationalen Kapitalismusmodelle und deren komparative 
Leistungsfähigkeit in besonderem Maße bestimmen (vgl. Hall/
Soskice 2001: 7): die industriellen Beziehungen, die Systeme der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung, die Systeme der Corporate 
Governance (d.h. die Strukturen, Institutionen und Mechanismen 
der Unternehmensverfassung), die Beziehungen zwischen den 
Unternehmen, insbesondere zwischen den Konzernen, ihren Zu-
lieferern und den Vertriebsfirmen, sowie die Formen der Einbin-
dung und Belohnung der eigenen Beschäftigten. Die aufgeführten 
Bereiche verdeutlichen, dass der VoC-Ansatz vor allem die insti-
tutionellen Voraussetzungen und Kontextbedingungen betriebs-
wirtschaftlicher Prozesse thematisiert. Der Institutionenbegriff 
ist dabei sehr umfassend angelegt. Er umschließt im Prinzip alle, 
d.h. nicht nur die formellen, sondern auch die informellen Regeln, 
Konventionen und Praktiken der gesellschaftlichen Reproduk-
tion. Das oftmals sehr enge Verständnis von politischer Ökonomie 
als das Zusammenspiel von Märkten und Staaten wird hierdurch 
zweifelsohne aufgebrochen und erweitert; und zwar in dem Maße, 
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wie berücksichtigt wird, dass in Ergänzung zum marktbasierten 
Wettbewerb und zur staatlichen Regulierung auch vielfältige an-
dere Kooperationsformen – unternehmensspezifische Organisati-
onsstrukturen, korporatistische Verhandlungssysteme und zivil-
gesellschaftliche Netzwerke – auf die nationale und internationale 
politische Ökonomie einwirken. 

Letztlich wird das Potenzial dieser Erweiterung jedoch nicht 
ausgeschöpft. Dies liegt allgemein daran, dass sich der VoC-Ansatz 
primär in der allgemeinen Wettbewerbsfähigkeits-Diskussion ver-
ortet. Dabei kommt ihm zweifelsohne das Verdienst zu, die mo-
dernisierungstheoretische Annahme eines einzigen überlegenen 
Entwicklungspfads oder eines Modells „bester Praxis“, an dem 
sich alle anderen Modelle mehr oder weniger zu orientieren ha-
ben, in Frage zu stellen und die Aufmerksamkeit darauf zu lenken, 
dass die Leistungsfähigkeit einer nationalen Kapitalismusvariante 
durch das Zusammenspiel – eine möglichst große Kohärenz – der 
unterschiedlichen Bereiche oder institutionellen Arrangements 
definiert wird. Indem hierbei aber viele andere Dimensionen 
und Aspekte, die sich nicht als Momente der Wettbewerbs- und 
Leistungsfähigkeit fassen lassen, ausgeklammert werden, greift 
die VoC-Diskussion deutlich zu kurz. Dies bringen auch einige 
Kritiken zum Ausdruck, in denen etliche Defizite und Probleme 
klar benannt worden sind (vgl. bereits Radice 2000; oder jüngst 
Streeck 2010: 27ff): so z.B. eine funktionalistische Verzerrung 
(vgl. Becker 2007: 268f); ein unterkomplexes Verständnis des ge-
sellschaftlichen Wandels (vgl. Kang 2006: 15f); ein nur halbherzi-
ger Bruch mit der neoklassischen Ökonomie; eine firmenzentrierte 
und tendenziell rationalistische Interpretation des Handelns zen-
traler Akteure (vgl. Bruff 2011); eine extrem stilisierte Unterschei-
dung der LME-bzw. CME-Idealtypen, die für das Verständnis 
der bestehenden Varianz unterschiedlicher Kapitalismusmodelle 
oft wenig hilfreich ist; und eine methodologisch-nationalistische 
Komparatistik, die nicht in der Lage ist, die trans- oder suprana-
tionalen institutionellen Arrangements als konstitutive Elemente 
kapitalistischer Entwicklungsmodelle zu denken (vgl. Peck/Theo-
dore 2007; Bohle/Greskovits 2009). 

Die aufgeführten Kritikpunkte sind in den letzten Jahren 
auch innerhalb der VoC-Diskussion thematisiert, produktiv 
aufgenommen, durch konzeptuelle Innovationen abgeschwächt 
oder zurückgewiesen worden. So wurde der Funktionalismus-
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Vorwurf insofern entkräftet, als der VoC-Ansatz nur noch den 
Anspruch erhebt, durch die Effekte der institutionellen Arrange-
ments deren aktuelle gesellschaftliche Unterstützung, nicht aber 
deren ursprüngliche Entstehung erklären zu wollen (vgl. Hall/
Thelen 2009: 14); und auch in Bezug auf die Konzeptualisierung 
gesellschaftlichen und institutionellen Wandels wurde deutlich 
gemacht, dass durch eine größere Gewichtung von sozialen Kräf-
teverhältnissen, gesellschaftlichen Konflikten und informellen 
Institutionalisierungsaspekten manche Veränderungsdynamiken 
inzwischen differenzierter erfasst werden können (vgl. Hancké 
u.a. 2007; Deeg/Jackson 2007; Hall/Thelen 2009: 17ff). Überdies 
hat die wachsende Kritik am methodologischen Nationalismus 
der VoC-Perspektive dazu geführt, auch die gemeinsamen oder 
übergreifenden Elemente eines gleichsam globalen Kapitalismus 
stärker zur Kenntnis zu nehmen. Was dies für die institutionalis-
tische Kapitalismusforschung theoretisch-konzeptionell konkret 
bedeutet, ist allerdings noch unterbestimmt. Bislang ist in der 
„Post-VoC-Diskussion“ die Aufgabe, die statische Vergleichsper-
spektive zu dynamisieren und auch nationalstaatsübergreifende 
Kapitalismusphänomene in die Betrachtung mit einzubeziehen, 
allenfalls ansatzweise umgesetzt worden. 

2. Theorie und Kritik der politischen Ökonomie:  
die französische Regulationsschule

Eine Theorieperspektive, die in diese Richtung weist und dazu 
beitragen kann, einige Probleme der (Post-)VoC-Diskussion zu 
überwinden, stellt die französische Regulationsschule dar (vgl. 
auch Becker/Jäger in diesem Band). Obwohl ihre Entwicklung 
bis in die 1970er Jahre zurück reicht und seitdem eine Vielzahl 
komparativer regulationstheoretischer Analysen vorgelegt wur-
den, kommt ihr in der Vergleichenden Kapitalismusforschung 
(VKF) bislang keine prominente Bedeutung zu. Möglicherweise 
liegt dies an ihrem kapitalismuskritischen Impuls, der einer am 
status quo orientierten institutionalistischen Kapitalismusanalyse 
Unbehagen verursacht. Allerdings ist dieser Impuls innerhalb der 
Regulationstheorie unterschiedlich stark ausgeprägt. So verfolgen 
einige Repräsentanten wie z.B. Robert Boyer (2005) oder Bruno 
Amable (2003) im Prinzip die gleiche Frage wie der VoC-Ansatz, 
sind also primär – allerdings unter Berücksichtigung makroöko-
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nomischer Konstellationen – an der komparativen Leistungsfä-
higkeit spezifischer nationaler Kapitalismusmodelle interessiert. 
In anderen regulationstheoretischen Untersuchungen – dies gilt 
vor allem für die frühen Arbeiten von Alain Lipietz (1992b) und 
Michel Aglietta (1979) – spielt diese Problemlösungs- bzw. Leis-
tungsfähigkeitsperspektive hingegen eine geringere Rolle. Das 
wissenschaftliche Erkenntnisinteresse ist hier insofern anders 
gelagert, als sich die Aufmerksamkeit in erster Linie auf (sozio-)
ökonomische Umbrüche und Krisenprozesse, auf die Artikula-
tion gesellschaftlicher Konflikte und Widersprüche sowie auf die 
institutionell-regulative Bearbeitung dieser Aspekte konzentriert. 
In diesem Sinne sind viele VertreterInnen der Regulationstheorie 
insbesondere daran interessiert zu ergründen, wie und warum sich 
kapitalistische Gesellschaftsformationen trotz ihrer inhärenten 
Widersprüche und Krisenmomente bislang als vergleichsweise sta-
bilisierungs- und wandlungsfähig erwiesen haben. 

Die hierauf gefundene Antwort lautet allgemein, dass kapi-
talistische Formationen nicht allein durch die ökonomische Ak-
kumulationsdynamik gekennzeichnet sind, sondern immer auch 
durch nicht-ökonomische, institutionell abgesicherte Regulati-
onsformen, deren Operationsweise – nicht nur, aber auch – dar-
auf zielt, der Krisenanfälligkeit und strukturellen Instabilität der 
kapitalistischen Akkumulation entgegenzuwirken. Die beiden 
wechselseitig aufeinander bezogenen Schlüsselkategorien der Re-
gulationstheorie sind denn auch das „Akkumulationsregime“ und 
die „Regulationsweise“. Das Akkumulationsregime beschreibt 
nach Lipietz (1985: 120) den makroökonomischen Modus einer 
systematischen „Verteilung und Reallokation des gesellschaft-
lichen Produktes, der über eine längere Periode hinweg ein be-
stimmtes Entsprechungsverhältnis zwischen den Veränderungen 
der Produktionsbedingungen […] und den veränderten Bedingun-
gen des Endverbrauchs […] herstellt.“ Die konstitutive Bedeutung, 
die nicht-ökonomische, d.h. soziale, institutionelle und politische 
Gegebenheiten für den Prozess der kapitalistischen Reproduktion 
haben, ist hierin mit eingeschlossen. Zugleich bilden diese Aspekte 
des Akkumulationsprozesses ein spezifisches – institutionell sta-
bilisiertes – Gefüge der gesellschaftlichen Regulation, im Rahmen 
dessen die dem kapitalistischen Verwertungsprozess eingeschrie-
benen Widersprüche und Konflikte bearbeitet werden. Das Kon-
zept der Regulation ist demzufolge sehr umfassend angelegt. Es 
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bezieht sich auf das Lohnverhältnis (Reproduktion der Arbeits-
kraft, soziale Sicherung, Familienbeziehungen, Schule, Lebens-
stile, Konsumformen und -normen), auf die Unternehmensform 
(Reallokation des Kapitals, die Formen der Konkurrenz und Ko-
operation, Formen der internen Organisation), auf die Geld- und 
Kreditbeziehungen (Bedeutung und Operationsweise der Wert-
pier-, Kredit- und Versicherungsmärkte) und umschließt auch die 
rechtlichen, ideologischen und ökonomischen Dimensionen der 
Staatsintervention wie auch internationale Regime. 

In Ergänzung zum Akkumulationsregime und zur Regula-
tionsweise werden von VertreterInnen des Regulationsansatzes 
zuweilen noch zwei weitere analytische Konzepte erwähnt. Bei 
dem einen Konzept handelt es sich um das „technologische“ oder 
„industrielle“ Paradigma. Dieses lenkt den Blick auf die konkre-
ten stofflichen Dimensionen der kapitalistischen Akkumulation, 
nicht zuletzt auf die – durch bestimmte Schlüsseltechnologien ge-
prägten – Formen der Produktions- und Arbeitsorganisation. Die 
Entwicklung und Ausgestaltung der Produktions- und Arbeitsor-
ganisation wird als das Produkt konkurrierender Interessen, Vor-
stellungen, kurzum: sozialer Konflikte und Machtbeziehungen 
betrachtet. Zugleich haben die Formen der Produktions- und Ar-
beitsorganisation auch selbst gesellschaftsstrukturelle Implikatio-
nen, prägen also ihrerseits ganz maßgeblich die gesellschaftlichen 
Sozialstrukturen und Handlungsressourcen unterschiedlicher 
politischer Akteure. Welche Allianzen sich dabei herausbilden, 
wird mit der Konzeption des „hegemonialen Blocks“ erfasst. Diese 
Konzeption weist darauf hin, dass sich innerhalb des „historischen 
Blocks“, also der gesamten, historisch spezifischen kapitalistischen 
Gesellschaftsformation, in der Vermittlung zwischen dem Ak-
kumulationsregime und der Regulationsweise, oder allgemeiner 
formuliert: zwischen den ökonomischen und den politisch-insti-
tutionellen Dimensionen kapitalistischer Vergesellschaftung so-
ziale Netzwerke, zivilgesellschaftliche Koalitionen konstituieren, 
die ihrerseits die Prozesse der politischen Konsensgenerierung und 
Kompromissfindung organisieren. 

Die skizzierten analytischen Konzeptionen unterstreichen, dass 
es zwischen der Regulationstheorie und der (Post-)VoC-Debatte 
einige Schnittfelder und Berührungspunkte gibt. Zugleich sollten 
aber auch die Differenzen nicht übergangen werden: Erstens ist die 
Regulationstheorie im Vergleich zum VoC-Ansatz gesellschafts-
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theoretisch insofern anspruchsvoller, als sich der analytische Blick 
zunächst auf die Dynamik und das Zusammenspiel unterschied-
licher – sozialer, politischer, kultureller etc. – gesellschaftlicher 
Strukturdimensionen richtet und erst in zweiter Linie auf die in-
stitutionellen Arrangements, über die sich die gesellschaftlichen 
Strukturen reproduzieren oder aber verändern. Im Unterschied 
zur akteurszentrierten und rationalistischen Orientierung des 
VoC-Ansatzes geht es der Regulationstheorie auch um die gesell-
schaftlichen Macht- und Herrschaftsverhältnisse, die ihrerseits 
durch politisch-kulturelle und politisch-ideologische (Hegemo-
nie-)Kämpfe in der Zivilgesellschaft diskursiv abgesichert oder 
aber in Frage gestellt werden. 

Zweitens liegt den regulationstheoretischen Arbeiten ein 
Ökonomie-Begriff zugrunde, der in der Kritik betriebszentrierter 
und gleichgewichtstheoretischer Konzepte durch eine makroöko-
nomische Perspektive gekennzeichnet ist, die keynesianisch oder 
neo-marxistisch ausgefüllt wird. So werden die Produktionsbezie-
hungen als Formen spezifischer sozialer Macht- und Aneignungs-
verhältnisse begriffen. Zuweilen wird explizit an Überlegungen 
von Nicos Poulantzas (1975: 21ff) angeknüpft, der die konkrete 
kapitalistische Gesellschaftsformation als das Ensemble unter-
schiedlicher, auch nicht-kapitalistischer Produktionsverhältnisse, 
die jedoch kapitalistisch dominiert sind, betrachtete; und der 
durch die Annahme eines Primats der Produktionsverhältnisse 
gegenüber den Produktivkräften den vermeintlich neutralen Cha-
rakter technologischer Innovationen in Frage stellte. 

Schließlich zeichnet sich die Regulationstheorie drittens durch 
eine doppelte Vergleichsperspektive aus. Im Unterschied zum 
VoC-Ansatz, der unterschiedliche Kapitalismusmodelle eigent-
lich nur im Raum, d.h. im internationalen Vergleich, analysiert, 
interessieren sich regulationstheoretische Arbeiten auch für in-
tertemporale Vergleichsaspekte. In der historischen Zeit werden 
jedenfalls unterschiedliche Kapitalismusmodelle – Fordismus, 
High-Tech-Kapitalismus oder Finanzmarktkapitalismus – diffe-
renziert, die jeweils durch spezifische Muster der kapitalistischen 
Akkumulation und Regulation geprägt sind (vgl. Grahl/Teague 
2000; Aglietta u.a. 2002). 

Gerade der letztgenannte Aspekt verdeutlicht, dass die Regu-
lationstheorie in dem Maße, wie sie die gesellschaftsstrukturel-
len Effekte der kapitalistischen Akkumulation, Produktion und 
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Arbeitsorganisation fokussiert, die Post-VoC-Diskussion wei-
tertreibt: So stellt sie ein Analyse- und Interpretationsraster zur 
Verfügung, das die Entwicklungsdynamik und damit den Wandel 
von Kapitalismusmodellen endogenisiert und in der Lage ist, die 
Variante eines sozialen Wandels innerhalb formal unveränderter 
institutioneller Settings zu denken. Letzteres schließt mit ein, 
auch den sozialen Charakter spezifischer institutioneller Arrange-
ments expliziter zu thematisieren, bis hin zu dem Punkt, dass sich 
im Kontrast zum VoC-Ansatz die Differenzierung unterschied-
licher Kapitalismusmodelle nicht auf zwei Varianten beschränkt, 
sondern – selbst auf den europäischen Raum begrenzt – eine Viel-
zahl spezifischer Varianten umschließt (vgl. Amable 2003). 

Trotz dieser prinzipiell vorteilhaften Optionen bleiben einige 
Schwierigkeiten und Probleme jedoch bestehen. So sind auch die 
regulationstheoretischen Arbeiten insofern durch einen impliziten 
Funktionalismus gekennzeichnet, als die Regulationsweise primär 
unter dem Aspekt der Stabilisierung des Akkumulationsregimes 
betrachtet wird. Diese Tendenz ist freilich umso ausgeprägter, je 
stärker den einzelnen Arbeiten eine sozialtechologisch-regulative 
Problemlösungskonzeption zugrunde liegt und kaum mehr da-
nach gefragt wird, wie sich gesellschaftliche Widersprüche und 
Krisen zuspitzen und in ihnen spezifische Machtverhältnisse und 
Konflikte artikulieren. Doch nicht nur mit Blick auf eine funk-
tionalistische Engführung liegen die Regulationstheorie und der 
VoC-Ansatz mitunter recht nahe beieinander. Sie teilen auch das 
Problem, dass ihre Analyseperspektiven ontologisch durch eine 
Nationalstaat-Weltmarkt-Dichotomie geprägt sind (vgl. Bieling/
Deppe 1996a: 487; oder auch die Beiträge in Brand/Raza 2003)1, 
es ihnen also zumindest schwer fällt, die inter- und transnationa-
len Dynamiken der kapitalistischen Entwicklung, die im Kontext 
der Globalisierung zweifelsohne an Bedeutung gewonnen haben, 
theoretisch-konzeptionell zu erfassen. 

1 Das Problem einer dichotomischen Konzeptualisierung des Verhält-
nisses von Nationalstaat und Weltmarkt-betrifft allerdings nicht 
alle regulationstheoretischen Ansätze gleichermaßen. Die weniger 
bekannte Grenobler Schule hat z.B. schon früh auf die spezifische 
räumliche Verzweigung unterschiedlicher Produktionssysteme auf-
merksam gemacht (vgl. Becker 2009). 
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3.  Nationale Entwicklungspfade aus der Perspektive 
der neo-gramscianischen GPÖ

Um dieses Problem, das zum Teil durch den historischen Entste-
hungskontext der Regulationstheorie bedingt ist, zu überwinden, 
bietet es sich an, die regulationstheoretische Perspektive mit Hilfe 
der neo-gramscianischen GPÖ zu erweitern, vor allem zu transna-
tionalisieren. Dabei ist freilich zu berücksichtigen, dass auch die 
neo-gramscianische GPÖ keine klar umrissene, in sich geschlos-
sene Theorie darstellt, sondern eher ein Ensemble aufeinander 
abgestimmter oder zumindest miteinander kombinierbarer The-
oriefragmente. Sehr grob lässt sich die neo-gramscianische GPÖ 
in drei Stränge untergliedern (vgl. Bieling 2011): in die kritisch-
realistische Perspektive von Robert Cox; in die transnationale 
Perspektive der sogenannten „Amsterdamer Schule“; sowie die 
konstitutionalistische Perspektive, die vor allem von Stephen Gill 
entwickelt wurde. Wie der Name schon sagt, adressiert die neo-
gramscianische GPÖ vornehmlich Fragen der Globalen und al-
lenfalls nachgelagert auch Fragen der Vergleichenden Politischen 
Ökonomie. Der Neo-Gramscianismus kann demzufolge einige 
Aspekte in die Diskussion mit einbringen, die von der Regula-
tionstheorie weitgehend ausgeklammert werden. Nicht zuletzt 
können neo-gramscianische Konzepte dazu beitragen, die zuletzt 
genannten Schwächen oder Gefahren in der regulationstheoreti-
schen Diskussion, d.h. ihren zuweilen aufscheinenden funktiona-
listischen Problemlösungsbias und die Nationalstaat-Weltmarkt-
Dichotomie, produktiv zu bearbeiten. 

Um den potenziellen Ertrag dieser Bearbeitung zu ermessen, 
ist es zunächst erforderlich, sich der Grundgedanken der neo-
gramscianischen GPÖ zu vergewissern (Bieling/Deppe 1996b; 
Bieler/Morton 2006). Diese stützt sich zwar auf die Überlegungen 
vieler Klassiker – so z.B. von Karl Marx, Fernand Braudel, Karl 
Polanyi oder Max Weber –, in besonderem Maße jedoch auf die 
theoretischen Reflexionen und Kategorien des italienischen Poli-
tikers und Philosophen Antonio Gramsci. Einige der von diesem 
entwickelten Konzeptionen – wie z.B. die der „Hegemonie“, des 
„historischen Blocks“, der „Zivilgesellschaft“ oder der „passiven 
Revolution“ – bilden wichtige Eckpunkte eines Forschungspro-
gramms, dessen analytische Perspektive durch spezifische Merk-
male gekennzeichnet ist: 
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Ein erstes Merkmal besteht in dem umfassenden, historisch 
und gesellschaftstheoretisch anspruchsvoll angelegten Verständ-
nis von inter- oder transnationaler Hegemonie. So begreift die 
neo-gramscianische GPÖ Hegemonie als einen konsensual abge-
stützten Modus transnationaler Vergesellschaftung, der über die 
Beziehungen zwischen den Staaten hinaus weist (Cox 1983: 171f). 
Dabei geraten nicht nur die Prozesse der ökonomischen Durch-
dringung und Interdependenz, sondern auch die transnationalen 
Dimensionen der Sozialbeziehungen, einschließlich der mit diesen 
korrespondierenden Formen der diskursiven, kulturellen und po-
litisch institutionellen Herrschafts- und Konsensorganisation in 
den Blick. 

Ein zweitens Merkmal der neo-gramscianischen GPÖ besteht 
in einem besonderen Staatsverständnis. Der Staat bildet da-
nach eine spezifisch institutionalisierte Arena sozialer (Klassen-)
Kämpfe (vgl. Cox 1987: 19), deren Operationsweise an gesell-
schaftliche Macht- und Kräfteverhältnisse und die Strukturen der 
sozioökonomischen, kulturellen und ideologischen Reproduktion 
rückgebunden ist. Der Zusammenhang zwischen der Regierungs-
praxis der offiziellen Staatsapparate und deren alltagsweltlicher 
Legitimation stützt sich in diesem Sinne auch auf die Prozesse der 
zivilgesellschaftlichen Konsensgenerierung und Kompromissfin-
dung. Um dies zu unterstreichen, spricht die neo-gramscianische 
GPÖ vielfach von Staats-Zivilgesellschafts-Komplexen. 

Die Tragfähigkeit von inter- und transnationalen hegemonia-
len Strukturen ist drittens jedoch nicht nur das Produkt staatlich-
zivilgesellschaftlicher Interaktionsprozesse. In gewisser Weise sind 
die staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteure selbst noch als 
das Produkt der gegebenen sozioökonomischen (Re-)Produktions-
bedingungen zu begreifen. Mehr noch, die Ausstrahlungsfähig-
keit und – partielle – internationale Verallgemeinerbarkeit eines 
kapitalistischen Entwicklungsmodells gründet sich immer auch 
auf die den sozioökonomischen (Re-)Produktionsbedingungen 
eingeschriebenen produktiven Potenziale. In der Begrifflichkeit 
der neo-gramscianischen GPÖ kann ein solches Entwicklungsmo-
dell im nationalen oder transnationalen Rahmen als (trans-)natio-
naler „historischer Block“ identifiziert werden. Ein solcher Block 
ist dann gegeben, wenn innerhalb einer historischen Konstellation 
ein – mehrere nationale Gesellschaftsräume übergreifendes – rela-
tiv kohärentes Zusammenspiel von ökonomischer Akkumulation, 
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politisch-institutioneller Regulation und zivilgesellschaftlichen 
Diskursen erkennbar ist. 

Viertens ist die Herausbildung von nationalen oder transnatio-
nalen „historischen Blöcken“ insofern kontingent, als dieser Prozess 
vor allem auf der Fähigkeit sozialer und politischer AkteurInnen 
beruht, ihre Interessen in der Form allgemein akzeptierter Ideen, 
Normen, Regeln und Institutionen zu universalisieren. In der neo-
gramscianischen GPÖ wird dieser Prozess der Ausbreitung und 
Verallgemeinerung von Hegemonie oft als „passive Revolution“ 
beschrieben (vgl. Morton 2010). Hierunter ist eine „von außen“ 
und/oder „von oben“ eingeleitete Transformation gesellschaftlicher 
Strukturen, also um eine Umwälzung zu verstehen, die sich ohne 
eine wirkliche, „von unten“ realisierte Revolution vollzieht. 

Schließlich besteht ein fünftes Merkmal darin, dass sich die 
neo-gramscianische GPÖ gerne explizit – und in Abgrenzung von 
sog. „Problemlösungstheorien“ – als „kritische Theorie“ bezeichnet 
(vgl. Cox 1981: 128f ). Ihr geht es vor allem darum, die Widersprü-
che, die den gegebenen Macht- und Herrschaftsverhältnissen einge-
schrieben sind, zu identifizieren und die Prozesse ihrer gesellschafts-
politischen Artikulation zu betrachten. Von besonderer Bedeutung 
sind hierbei – ähnlich wie für die Regulationstheorie – gesellschaft-
liche Krisenprozesse und Phasen des Umbruchs, da diese zumindest 
die Option der gesellschaftlichen Neuordnung eröffnen. Ob und 
wie derartige (Hegemonie-)Krisen bearbeitet werden, ob emanzi-
patorisch, nationalistisch, autoritär-repressiv etc. (vgl. auch Polanyi 
1944), ist tendenziell offen. Krisen markieren oft Wendepunkte, an 
denen unterschiedliche Formen der Kritik artikuliert und – unter 
Berücksichtigung aller Konzessionen an die tradierten polit-öko-
nomischen, institutionellen und soziokulturellen Gegebenheiten 
– in der politischen Praxis umgesetzt werden. 

Die skizzierten Merkmale weisen darauf hin, dass zwischen 
der Regulationstheorie und der neo-gramscianischen GPÖ eine 
gewisse Wahlverwandtschaft besteht, die in einem ähnlichen Ver-
ständnis des Zusammenspiels von Ökonomie, Politik und Gesell-
schaft zum Ausdruck kommt. Einige Hinweise mögen dies knapp 
illustrieren: 

Erstens beruht die kapitalistische Ökonomie in beiden Perspek-
tiven maßgeblich auf sozialen Produktionsbeziehungen, die über 
ein Ensemble externer Marktbeziehungen miteinander verknüpft 
sind. Das besondere an dem Begriff der sozialen Produktionsbe-
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ziehungen besteht darin, dass die Ökonomie selbst als ein soziales 
Kräftefeld, d.h. als ein Terrain der gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzung begriffen wird, das auch politischen, institutionellen 
und kulturellen Einflüssen ausgesetzt und in vielfacher Hinsicht 
vermachtet ist. 

Zweitens gehen sowohl die Regulationstheorie als auch die 
neo-gramscianische GPÖ davon aus, dass die kapitalistische Ent-
wicklung durch jeweils spezifische – nationale und internationale 
– Reproduktionsmuster gekennzeichnet ist, die ihrerseits durch 
Krisen- und Umbruchphasen unterbrochen und in Frage gestellt 
werden. Im Gegensatz zur Regulationstheorie richtet sich der 
neo-gramscianische Fokus hierbei eher auf den internationalen 
Kontext. Für sie sind die – fortgeschrittenen – nationalen Kapi-
talismusmodelle zugleich allerdings insofern von Interesse, als sie 
den Prozess der trans- und internationalen Hegemoniebildung be-
günstigen (vgl. Cox 1987). 

Drittens ähneln sich beide Theorieperspektiven in der Betrach-
tung gesellschaftlicher Auseinandersetzungen. Deren Charakter 
ist maßgeblich durch die Widersprüche der kapitalistischen Ver-
wertung im engeren Sinne, also durch die Beziehungen zwischen 
Kapital und Arbeit bestimmt, erschöpft sich jedoch keineswegs 
hierin. Auch andere Macht- und Herrschaftsverhältnisse – etwa 
zwischen den Geschlechtern oder Ethnien – haben eine konsti-
tutive Bedeutung; und zwar sowohl für den Prozess der kapita-
listischen Akkumulation selbst, da sie auf die Kapital-Arbeit-Be-
ziehungen einwirken, als auch für die Hegemoniekämpfe, da sie 
sich mit Blick auf konkrete politische Projekte in den Arenen der 
Zivilgesellschaft jeweils spezifisch artikulieren. 

Die skizzierten Gemeinsamkeiten, zumindest komplementä-
ren Sichtweisen, machen es möglich, die regulationstheoretischen 
Defizite mit Hilfe der neo-gramscianischen GPÖ zu korrigieren. 
Letztere kann vor allem dadurch, dass sie die gesellschaftlichen 
Widersprüche, Verteilungskonflikte und hegemonialen Kämpfe 
akzentuiert, den impliziten Funktionalismus und den Problemlö-
sungsbias regulationstheoretischer Betrachtungen abschwächen. 
Darüber hinaus liefert die neo-gramscianische GPÖ mit dem 
Konzept des „transnationalen historischen Blocks“ einen Theo-
riebaustein, mit Hilfe dessen die Nationalstaatsfixierung der Re-
gulationstheorie aufgebrochen und überwunden werden kann. 
Dieses unterstellt keineswegs, dass die Vorstellung spezifischer 
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nationaler kapitalistischer Entwicklungsmodelle einfach überholt 
ist, da diese im internationalen Raum nicht einfach miteinander 
verschmelzen. Es weist jedoch darauf hin, dass die nationalen Ent-
wicklungsmodelle durch inter- und transnationale Vergesellschaf-
tungselemente – angefangen von Handels-, Produktions- und 
Kreditbeziehungen über deren institutionelle und rechtliche Ge-
staltung bis hin zu transnationalen zivilgesellschaftlichen Diskus-
sionen und Kooperationsbeziehungen – überformt und zum Teil 
wesentlich konstituiert werden (vgl. Beckmann u.a. 2003; Becker/
Jäger 2012; auch Becker/Jäger in diesem Band). 

Die nationalen Kapitalismusmodelle sind in dem Maße exter-
nen Einflüssen ausgesetzt, wie sie sich im Kontext regionaler und 
globaler Integrationsdynamiken reproduzieren. So verweist die 
neo-gramscianischen GPÖ zwar einerseits auf die übergreifen-
den Prozesse, berücksichtigt andererseits aber auch die Fortexis-
tenz national spezifischer kapitalistischer Entwicklungspfade. In 
Bezug auf national spezifische kapitalistische Entwicklungspfade 
wird idealtypisch etwa zwischen den liberal orientierten Staaten 
des Locke’schen ‘ heartlands’ und den sogenannten Hobbes’schen 
‘contender states’ (van der Pijl 2006: 6ff) oder zwischen ‘ hyperli-
beral forms of state’ und „staatskapitalistischen“ Reorganisations-
modellen differenziert (Cox 1987: 286ff). Innerhalb der idealty-
pischen „Grob-Differenzierung“ werden die Organisationsmuster 
der bestehenden Kapitalismusmodelle dann empirisch weiter spe-
zifiziert. Die tatsächliche Varianz kapitalistischer Entwicklungs-
pfade kann hierdurch konzeptionell aber nur unzureichend erfasst 
werden. So drängt sich die Option auf, nicht nur die regulations-
theoretischen Konzepte durch die neo-gramscianische GPÖ zu er-
weitern, sondern auch andersherum die neo-gramscianische GPÖ 
regulationstheoretisch zu unterfüttern: Zum einen schärft die 
Konzeption des Akkumulationsregimes den Blick für die makro-
ökonomischen Regelmäßigkeiten – wie auch der Krisenpotenziale 
– und der hierauf bezogenen wirtschafts-, finanz- und geldpoliti-
schen Regulationsformen; und zum anderen ist die Konzeption 
der Regulationsweise geeignet, die institutionellen Spezifika von 
transnational überformten, letztlich aber auch stets national be-
sonders umgesetzten Reorganisationsprozessen zu erfassen. 
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4. Schlussfolgerungen und Perspektiven

Die in diesem Beitrag entwickelten Überlegungen sollten deut-
lich gemacht haben, dass eine neo-gramscianisch erweiterte und 
partiell reformulierte Regulationstheorie dazu beitragen kann, die 
Defizite der – im Kontext der (Post-)VoC-Diskussion entfalteten 
– VKF zu überwinden. Die institutionalistisch verengte, zumeist 
sehr statische und methodologisch nationalistische Vergleichsper-
spektive kann mit ihr mehrfach aufgebrochen werden: durch die 
Analyse der materiellen, diskursiven und institutionellen Macht- 
und Herrschaftsverhältnisse; durch eine doppelte Vergleichspers-
pektive, die mit Blick auf gesellschaftliche Widersprüche, Krisen 
und Konflikte, also Prozesse des Wandels und der Transformation 
nicht nur im „Raum“, sondern auch in der „Zeit“ unterschiedliche 
kapitalistische Entwicklungsmodelle zu identifizieren vermag; und 
durch die Berücksichtigung supra- und transnationaler Dynami-
ken, die die Entwicklung und Ausprägung der nationalen Modelle 
gleichsam überformen und strukturieren. Die genannten Impulse 
tragen allesamt dazu bei, die vergleichende Kapitalismusanalyse 
dynamischer zu fassen sowie international und gesellschaftlich zu 
kontextualisieren. Der letztgenannte Aspekt schließt mit ein, dass 
auch herrschafts- und kapitalismuskritische Fragestellungen und 
Konzepte wieder stärker in die vergleichende Diskussion einge-
bracht werden. 

Die kritische Erweiterung und Komplexitätssteigerung der 
Analyseperspektive wirft letztlich aber auch neue Probleme auf. 
Diese ergeben sich nicht zuletzt aus der eher holistischen Analy-
seperspektive, die allenfalls eine grobe „Anleitung“ dafür liefert, 
wie die charakteristischen Merkmale und Interaktionsmuster 
zwischen Ökonomie, Politik und Gesellschaft – einschließlich 
die darin eingelagerten Macht- und Herrschaftsverhältnisse – 
empirisch zu entschlüsseln sind. Durch die „Dehnbarkeit“ der 
gramscianischen Kategorien wird dieses Problem einerseits noch 
verstärkt, andererseits möglicherweise aber auch überwunden. 
Denn letztlich weist die Dehnbarkeit darauf hin, dass die gram-
scianischen Kategorien fast immer einer kontextabhängigen Spe-
zifizierung bedürfen und mit Blick auf den konkreten Untersu-
chungsgegenstand operationalisiert werden müssen. Wie dies im 
Kontext der europäischen Integration erfolgen kann, ist in der 
komparativen Analyse der Arbeitsbeziehungen, Arbeitsmärkte 
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und Wohlfahrtsstaaten oder der öffentlichen Infrastruktur zu-
mindest ansatzweise dargelegt worden (vgl. u.a. Beckmann 2007; 
Bieling/Deppe 1997; Bieling u.a. 2008). Allerdings verdeutlichen 
die bislang vorliegenden Untersuchungen auch die Schwierigkei-
ten, eine neo-gramscianisch erweiterte regulationstheoretische 
Perspektive forschungspraktisch umzusetzen. So lassen sich die 
supra- und transnationalen Einflüsse auf die nationalen Kapitalis-
musmodelle, sofern es sich um ökonomische, institutionelle und 
rechtliche Prozesse handelt, noch relativ gut erfassen, indessen die 
diskursiv-ideologischen sowie macht- und herrschaftssoziologi-
schen Aspekte, also zentrale Aspekte einer neo-gramscianischen 
Analyseperspektive sehr viel schwieriger empirisch zu untersuchen 
sind. Diese Schwierigkeiten sind – je nach Untersuchungsgegen-
stand und Fragestellung – mitunter sehr beträchtlich. Letztlich 
bleibt all denjenigen, denen an einer zeitgemäßen und kritischen 
– komparativen – Kapitalismusanalyse gelegen ist, jedoch keine 
andere Wahl, als nach Wegen der zu suchen, die angesprochenen 
Herausforderungen zu überwinden. 
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Jane Hardy

Ungleiche und kombinierte Entwicklung 
als Grundlage der Vergleichenden 
Kapitalismusforschung: Räumlichkeit, Arbeit  
und institutionelle Konfigurationen

In Anlehnung an das Forschungsprogramm des „Spielarten des 
Kapitalismus“ (VoC)-Ansatzes (Crouch u.a. 2009; Hall/Soskice 
2001) haben sich in den vergangenen Jahren zahlreiche AutorIn-
nen mit der Frage beschäftigt, welche Spielart des Kapitalismus 
sich in den postkommunistischen Ökonomien seit 1990 heraus-
gebildet hat. Während auf der einen Seite argumentiert wurde, 
dass der konzeptionelle Rahmen des VoC-Ansatzes in leicht 
modifizierter Form für die Analyse von Mittel- und Osteuropa 
fruchtbar gemacht werden könne (Feldmann 2006; King 2007), 
haben andere ihre Kritik deutlicher formuliert und behauptet, 
dass dieser Ansatz nicht dafür geeignet sei, die Dynamiken von 
Wirtschaftssystemen im Umbruch zu erfassen (Bohle u.a. 2007; 
Lane 2007a). Die wohl anspruchsvollste Typologie postkommu-
nistischer Ökonomien haben Drahokoupil und Myant (2011, vgl. 
auch den Beitrag dieser Autoren im vorliegenden Band) vorgelegt. 
Sie kombinieren unterschiedliche Formen der Einbindung in die 
Weltwirtschaft mit internen ökonomischen, politischen und in-
stitutionellen Faktoren und entwickeln daraus fünf Typen post-
kommunistischer Ökonomien. Zwar stellt eine solche Typologie 
eine nützliche Kategorisierung dar, allerdings lässt sich daraus 
kein überzeugender theoretischer Rahmen entwickeln, um die 
Beziehungen zwischen den unterschiedlichen Institutionen dar-
zulegen und ihren kausalen Zusammenhang mit der jeweiligen 
Wirtschaftsleistung zu erklären. Während VoC-Ansätze nach 
länderspezifischen institutionellen und strukturellen Regelmä-
ßigkeiten suchen, um die Transformation von und Krisen in die-
sen Ökonomien zu erklären, wird in diesem Beitrag eine andere 
Perspektive verfolgt. Er lenkt unter Rückgriff auf die Theorie der 
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kombinierten und ungleichen Entwicklung den Fokus auf diejeni-
gen Prozesse, die der Entwicklung und den Wechselbeziehungen 
kapitalistischer Wirtschaftsordnungen im Allgemeinen zugrunde 
liegen, und verdeutlicht dies exemplarisch an den mittel- und ost-
europäischen Ländern. 

In einem ersten Schritt wird zunächst die Theorie der kombi-
nierten und ungleichen Entwicklung rekonstruiert. Diese unter-
breitet ein erweitertes Verständnis bisheriger Ansätze, indem sie 
die Begriffe der Räumlichkeit, der Arbeit und der Institutionen 
ernster nimmt. Vor dem Hintergrund dieses theoretischen Rah-
mens wird in den Abschnitten drei und vier ein Überblick über 
Transformation und Wendungen der Krise in den mittel- und ost-
europäischen Ländern gegeben. 

1. Theorie der kombinierten und  
ungleichen Entwicklung

Der Begriff der kombinierten und ungleichen Entwicklung 
geht auf Trotzkis Geschichte der Russischen Revolution (1930-
1933/2010) zurück. Smith (2006: 182) weist darauf hin, dass das 
analytische Potential des Ansatzes dadurch verwässert worden war, 
dass er als Rechtfertigung für unterschiedlichste politische Positi-
onen herhalten musste und teilweise behauptet wurde, dass „alles 
in der Welt“ dadurch zu erklären sei. So bezeichnete beispielsweise 
Novack (1972: 82) den Ansatz als „eines der grundlegenden Ge-
setze menschlicher Geschichte“ und als ein „wissenschaftliches 
Gesetz mit der weitestgehenden Anwendung auf den historischen 
Prozess“. Demgegenüber merkte Elster (1986: 56) an, dass die 
Theorie nicht „mit ausreichend Präzision und Allgemeingültig-
keit [ausgestattet ist], um ihre Erklärungskraft beurteilen zu kön-
nen“. Dennoch wurde die Debatte um kombinierte und ungleiche 
Entwicklung in jüngerer Zeit wieder aufgegriffen und neu belebt 
(vgl. Anievas 2010; Dunn/Radice 2006). Die Unvollständigkeit 
und Mehrdeutigkeit von Trotzkis Ansatz und den nachfolgenden 
Konzepten sowie die Herausforderungen eines fortgeschrittenen 
Kapitalismus haben für eine umfassende und konsequente Wei-
terentwicklung der Theorie – ausgehend von Marx’ Untersuchung 
der grundlegenden Funktionsweise des Kapitalismus – Raum ge-
lassen. Die Darlegung der Theorie in diesem Beitrag konzentriert 
sich auf den spezifischen Zusammenhang zwischen ‘kombinierter’ 
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und ‘ungleicher’ Entwicklung, auf die Frage, inwiefern eines der 
beiden Konzepte zu bevorzugen ist, auf das Verhältnis von Räum-
lichkeit und Arbeit sowie auf institutionelle Konfigurationen.

Kombinierte und ungleiche Entwicklung  
(oder ungleiche und kombinierte Entwicklung)

Trotzki bezog unter Rückgriff auf Lenin (1964) den Begriff der 
ungleichen Entwicklung auf drei Dimensionen (Davidson 2010). 
Erstens spiegele sich die ungleiche Entwicklung von Industriebran-
chen, einzelnen Unternehmen und Ländern im weiteren Sinne in 
der strukturierten Ungleichheit des Weltsystems wider. Zweitens 
existiere eine permanente Rivalität zwischen Großmächten, im 
Kampf um die Vorherrschaft, „aufzuholen und [sich gegenseitig] 
zu überholen“. Drittens behaupteten entwickelte imperialistische 
Staaten kollektiv, aber zugleich in Konkurrenz zueinander, ihre 
Dominanz sowohl gegenüber Kolonien als auch gegenüber „unter-
schiedlichen Formen abhängiger Länder, die politisch zwar formell 
unabhängig sind, aber tatsächlich in ein Netz finanzieller und dip-
lomatischer Abhängigkeiten verstrickt sind“ (ebd.: 184). Dies wird 
an folgendem, häufig angeführten Zitat von Trotzki deutlich:

Die geschichtliche Gesetzmäßigkeit hat nichts gemein mit pedan-
tischem Schematismus. Die Ungleichmäßigkeit, das allgemeinste 
Gesetz des historischen Prozesses, enthüllt sich am krassesten und 
am verwickeltsten am Schicksal verspäteter Länder. Unter der Knute 
äußerer Notwendigkeit ist die Rückständigkeit gezwungen, Sprünge 
zu machen. Aus dem universellen Gesetz der Ungleichmäßigkeit ergibt 
sich ein anderes Gesetz, das man mangels passenderer Bezeichnung 
das Gesetz der kombinierten Entwicklung nennen kann, im Sinne 
der Annäherung verschiedener Wegetappen, Verquickung einzelner 
Stadien, des Amalgams archaischer und neuzeitiger Formen. […] Ein 
rückständiges Land eignet sich die materiellen und geistigen Erobe-
rungen fortgeschrittener Länder an. […] Gezwungen, den fortge-
schrittenen Ländern nachzueifern, hält das rückständige Land die 
Reihenfolge nicht ein: das Privileg der historischen Verspätung […] 
zwingt, sich das Fertige vor der bestimmten Zeit anzueignen, eine 
Reihe Zwischenetappen zu überspringen. (Trotzki 2010: 8f)

Allerdings ist Trotzki selbst nicht auf die der Ungleichheit zu-
grunde liegenden Triebkräfte und Ursachen eingegangen. Ein 
angemessenes Verständnis des Begriffs der „Knute äußerer Not-
wendigkeit“ kann nur über die Kenntnis der grundlegenden Funk-
tionsweise des Kapitalismus ausgehend von Marx’ Wertgesetz 
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erfolgen. Dieses beruht auf dem wesentlichen Widerspruch zwi-
schen der konstanten Tendenz zur Differenzierung – basierend auf 
der Teilung der Arbeit und der Organisation der Produktion – so-
wie der gegenläufigen Tendenz zur Universalisierung, die sich in 
der tendenziellen Angleichung der Profitrate widerspiegelt (Smith 
2006). Diese entscheidende Dynamik des Kapitalismus enthält 
ein räumliches Element, welches sich ganz konkret darin mani-
festiert, dass das Kapital an genau die Orte fließt, an denen hö-
here Profite erzielt oder rückläufige Gewinne wieder ausgeglichen 
werden können. Die Widersprüchlichkeit zwischen diesen beiden 
gegensätzlichen Tendenzen besteht darin, dass einerseits eine ra-
dikale Differenzierung und andererseits eine wettbewerbliche An-
gleichung der Bedingungen der gesellschaftlichen Produktion und 
Reproduktion stattfindet. 

In der Praxis löst sich dieser der Logik der Kapitalakkumulation inhä-
rente Widerspruch in ungleicher geografischer Entwicklung auf, die 
einerseits voneinander abgegrenzte eigenständige Orte hervorbringt 
und gleichzeitig diese Orte grenzüberschreitend in eine einheitliche 
Form zwängt. […] Diese Tendenz der Nivellierung des Kapitalismus 
nagt permanent an der radikalen Differenzierung der Bedingungen 
für die Ausbeutung der Arbeitskraft. Und dennoch unterläuft die 
zerstörerische Teilung der Arbeit gleichfalls unaufhörlich diese „Ver-
nichtung von Raum durch Zeit“. (ebd.: 190)

Anders ausgedrückt führt der Wettbewerb um Märkte zwischen 
Unternehmen der gleichen Branche sowie der Ab- und Zufluss von 
Kapital aus weniger profitablen hin zu profitableren Sektoren zur 
Bildung einer allgemeinen Profitrate. Wettbewerb stellt somit eine 
ausgleichende Kraft dar. Allerdings bringen technologischer und 
institutioneller Wandel sowie die Gegenwehr der ArbeiterInnen 
permanent neue Ungleichheit hervor. Das Resultat ist ein dop-
pelter Prozess der Angleichung und Differenzierung, da Kapital 
immer auf die Realisierung zusätzlicher Gewinne durch die Steige-
rung der Produktivität und die Intensivierung der Ausbeutung der 
Arbeitskraft im eigenen Unternehmen ausgerichtet ist (Ashman 
2006). 

Obwohl Ungleichheit in sämtlichen Epochen und innerhalb 
unterschiedlicher Produktionsweisen existierte, ist die Ungleich-
heit im Kapitalismus bedingt und hervorgebracht von systemim-
manenten Zwängen – nämlich Wettbewerb, abstrakter Arbeit 
und dem Wertgesetz. Diese Triebkräfte bringen Bestimmungen 
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zweiter Ordnung wie Exporte, Handel, Investitionen und die Fi-
nanzwirtschaft hervor, die wiederum die Teilung der Arbeit inner-
halb und zwischen den Ländern prägen. 

Der kombinierte Charakter von Entwicklung war deutlich um-
strittener. Mit der Begründung, dass sich Trotzki speziell auf die 
internen Auswirkungen ungleicher Entwicklung bezog, schlägt 
Davidson (2010) vor, die ursprüngliche Reihenfolge von „unglei-
cher“ vor „kombinierter“ Entwicklung beizubehalten, weil letztere 
eine logische Konsequenz ersterer sei. So argumentiert er, dass 
„ungleiche und kombinierte Entwicklung zwar ein Resultat der 
weltwirtschaftlichen Ordnung ist, sich aber erst innerhalb der ein-
zelnen Komponenten des Staatensystems entfaltet; die territoria-
len Grenzen dieser Staaten sind der Punkt, an dem die spezifischen 
Kombinationen zustande kommen“ (ebd.: 193). 

Dies wirft eine entscheidende Frage nach der Theoretisierung 
des Verhältnisses von nationalen Staatsformationen und den In-
terdependenzen des Weltmarktes auf. Die Annahme, die hier ver-
treten wird, schließt an Barker (2006) an, der einen erweiterten 
Begriff „kombinierter“ Entwicklung vorschlägt, welcher in Trotz-
kis Schriften implizit mitschwingt. 

Der Kapitalismus bringt die einzelnen Länder einander wirtschaftlich 
näher und gleicht ihre Entwicklungsstufen einander an. Er tut dies 
jedoch mit ‘seinen eigenen’ (Hv. im Original), d.h. anarchistischen 
Methoden, die ständig sein eigenes Werk untergraben, ein Land dem 
anderen und einen Industriezweig dem anderen entgegenstellen, die 
Entwicklung einiger Teile der Weltwirtschaft fördern und gleich-
zeitig die Entwicklung anderer Teile hemmen und zurückwerfen. 
Nur das Zusammenwirken dieser beiden Grundtendenzen, […] der 
Angleichung und des Auseinanderstrebens, die sich beide aus dem 
Wesen des Kapitalismus ergeben, vermag uns das lebendige Gewebe 
des historischen Prozesses zu erklären. (Trotzki 1993: 39)

Dies unterstreicht das widersprüchliche Wesen des Kapitalismus, 
dem der gleichzeitige Antrieb hin zu Angleichung und Ungleich-
heit zugrunde liegt, betont aber auch den expansiven Charakter 
und die Wechselbeziehungen innerhalb des Systems. Die allge-
meine Behauptung, dass die Entwicklungsstufe einer Gesellschaft 
oder Ökonomie – im Positiven wie im Negativen – eine Bedin-
gung für die Entwicklungsstufe anderer Gesellschaften und Öko-
nomien darstellt, gewinnt im fortgeschrittenen Kapitalismus an 
Relevanz. Ungleichheit beinhaltet Differenz und Hierarchie, aber 
gleichzeitig auch eine Totalität, in der Ungleichheit überhaupt 
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erst auftreten kann; „[eine] einzelne untergliederte Einheit, die 
systematische Ungleichheiten zwischen ihren jeweiligen Teilen er-
zeugt“ (Ashman 2006: 93). Anstatt die Weltwirtschaft also als eine 
Ansammlung von unterschiedlichen Kapitalismen zu betrachten, 
muss Kapitalismus als ein System verstanden werden, welches die 
Welt in einem einheitlichen, interaktiven Produktionszusammen-
hang unter der Dominanz des Kapitals vereinigt.

Räumlichkeit und Arbeit

Aktuelle Debatten über kombinierte und ungleiche Entwicklung 
sind – explizit oder implizit – in der Disziplin der Internationa-
len Beziehungen angesiedelt (Anievas 2010; Dunn/Radice 2006). 
Durch ihren Fokus auf die Analyseeinheit des Nationalstaates 
und die Begriffe der Klasse und der Arbeit drehen sie sich größ-
tenteils um eine Reihe von allgemeinen und auf der Makroebene 
angesiedelten Diskussionen auf hohem Abstraktionsniveau (Ash-
man 2010; Callinicos/Rosenberg 2010; Davidson 2010). Diese 
historisch-soziologische Metaanalyse hat sich unter Bezugnahme 
auf die Koexistenz von unterschiedlichen Produktionsweisen in-
nerhalb einzelner Länder im „Globalen Süden“ im Wesentlichen 
auf das Verhältnis von imperialistischen Mächten und abhängi-
gen, „rückständigen“ Ökonomien konzentriert. Ein solch breit an-
gelegter Ansatz und das Festhalten am Nationalstaat als zentraler 
analytischer Kategorie spielen jedoch das Potential des Konzepts 
der kombinierten und ungleichen Entwicklung für das Verständ-
nis der Dynamiken zwischen vergleichsweise fortgeschrittenen 
Ökonomien, die durch wachsende und zunehmend komplexere 
Interdependenzen charakterisiert sind, herunter. Insbesondere 
der Begriff des „Globalen Südens“ ist problematisch, da er äußerst 
unterschiedliche Kombinationen von Fortschritt und „Rückstän-
digkeit“ umfasst und somit sein Potential als analytische Katego-
rie verliert. So lassen sich beispielsweise die postkommunistischen 
Ökonomien, die nach 1990 entstanden sind, nur schlecht in die 
Kategorien des „Globalen Nordens“ oder des „Globalen Südens“ 
einordnen. 

GeografInnen haben sehr detailliert herausgearbeitet, wie die 
grundlegende Funktionsweise und die Mikrofundierung des Sys-
tems die dem Kapitalismus inhärente räumliche Ungleichheit pro-
duzieren (Harvey 2006; McGrath-Champ u.a. 2010; Smith 2008). 
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Andere haben – sowohl aus marxistischer als auch nicht-marxisti-
scher Perspektive – untersucht, wie Ungleichheit durch die Kom-
plexitäten globaler Wertschöpfungsketten hervorgebracht wird 
(Coe 2008; Rainnie u.a. 2011; Starosta 2010). Insbesondere die 
Notwendigkeit, eine Analyse von Ungleichheit und Räumlichkeit 
durch eine Untersuchung der Rolle von Arbeit zu untermauern, 
wurde stark vernachlässigt. In der VoC-Literatur erscheint Arbeit 
entweder als passive Größe im Rahmen nationaler Regime indus-
trieller Beziehungen oder als eine Komponente in einem ganzen 
Bündel an Faktoren, die die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit 
beeinflussen (Drahokoupil/Myant 2011). 

Die für das Verständnis von Ungleichheit und Räumlichkeit 
ausschlaggebende Rolle von Arbeit muss grob auf zwei Ebenen an-
gesetzt werden. Erstens bildet Arbeitskraft als die alleinige Quelle 
von Wert, der durch die für die Produktion einer Ware notwen-
digen Arbeitszeit bestimmt wird, die Grundlage für Marx’ kom-
plettes Theoriegebäude. Im Rahmen einer auf Wettbewerb beru-
henden Akkumulation bemühen sich UnternehmerInnen um eine 
Vergrößerung des Mehrwerts (oder der Rate der Ausbeutung), 
indem sie den Arbeitstag ausdehnen, die Arbeit intensivieren oder 
Löhne absenken. Dies bedeutet konkret, dass die das Kapital re-
präsentierende Klasse unzählige Strategien in Bezug auf die Löhne 
und die Arbeitsorganisation anwendet, wogegen sich wiederum in 
unterschiedlichem Ausmaß die ArbeiterInnen – individuell und 
kollektiv – wehren (Starosta 2010: 442). Zweitens sind die Pro-
duktionsbedingungen in einem weiter gefassten Sinn durch den 
Kampf rivalisierender Fraktionen von Kapital und Arbeit geprägt 
(Herod 2006; Rainnie u.a. 2011). Dieser Widerspruch bringt Be-
stimmungen zweiter Ordnung hervor, die in institutionellen For-
mationen wie internationalen und nationalen Regulationsregimen, 
branchenspezifischen Besonderheiten, strukturellen Machtverhält-
nissen (Selwyn 2007) und der Machtverschiebung zwischen or-
ganisierten ArbeiterInnen und Kapital fassbar werden. Innerhalb 
dieses konzeptionellen Rahmens nimmt die gegenständliche und 
potentielle Rolle von Arbeit eine entscheidende Stellung ein. Der 
subjektive Charakter von Arbeit und die Verwirklichung der Ar-
beitskraft im Kampf mit dem Kapital am Ort der Produktion ist 
somit das Ergebnis komplexer und kontingenter Faktoren. 
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Institutionelle Konfigurationen

Wenn dem VoC-Ansatz vorgeworfen werden kann, in seiner 
Behauptung, dass Institutionen ökonomische Prozesse und die 
Wirtschaftsleistung innerhalb nationaler Territorien prägen, vo-
luntaristisch zu sein, könnte die Theorie der kombinierten und 
ungleichen Entwicklung als deterministisch angesehen werden, 
da sie dem Kapital und dem Akkumulationsprozess einen so gro-
ßen Stellenwert bei der Formierung der Räume der Produktion 
einräumt. Obwohl die Welt in zunehmendem Maße in einen ein-
heitlichen Weltmarkt integriert wird, stellt sie kein homogenes 
kapitalistisches Milieu dar (Barker 2006) und die soliden insti-
tutionellen Fundierungen, die ungleicher Entwicklung zugrunde 
liegen, wurden in der Analyse bisher vernachlässigt. Institutionen 
werden hier im weitesten Sinn verstanden und beinhalten nicht 
einfach nur die unterschiedlichen Verbindungen zwischen loka-
len Zuständen, Kapital und ArbeiterInnenschaft, sondern auch 
das komplette politische und kulturelle Netz gesellschaftlicher 
Verhältnisse, in das sie eingebettet sind, sowie die entsprechenden 
lokalen Formen der Zivilgesellschaft (ebd.). 

Myrdal (1957) argumentierte, dass ein „rückständiges“ Land 
über ausreichende institutionelle und kulturelle Kapazitäten ver-
fügen muss, um sich fortschrittliche Technologien anzueignen. 
Obwohl Technologien gebrauchsfertig in einem Land ankommen 
können, wird dadurch nicht zwangsläufig das Vermächtnis alter 
Denkweisen überwunden, mit dem diese zumindest für einige 
Zeit koexistieren können. Die Nachahmung von und Angleichung 
an Elemente fortschrittlicher Kultur und Technologie ist grund-
sätzlich selektiv. Das bedeutet, dass ein „rückständiges“ Land ein-
zelne Elemente einer fortschrittlichen Kultur importieren kann, 
während gleichzeitig alte Elemente eigener institutioneller Formen 
beibehalten werden. Mit anderen Worten, innerhalb der eigenen 
internen Strukturen kann ein Land moderne und archaische Be-
standteile kombinieren und dadurch eine neue spezifische Misch-
form hervorbringen, durch die es sich von konkurrierenden Län-
dern unterscheidet. Allerdings sind nationale Eigenheiten nicht 
einfach nur eine Funktion ursprünglicher Differenzen, die bereits 
vorher existierten, sondern ein Produkt des Weltsystems, insofern 
es sich in jedem eigenständigen Staat spezifisch ausdrückt (Barker 
2006). Jedes Land ist somit Teil eines größeren Ganzen und steht 
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in einem bestimmten, sich permanent verändernden Geflecht von 
Beziehungen mit anderen Teilen und der übergeordneten Ge-
samtheit. Gleichzeitig ist es geprägt von der Entwicklung der ge-
sellschaftlichen Verhältnisse innerhalb der eigenen Grenzen und 
zahlreichen Formen von ökonomischen, politischen, militärischen 
und kulturellen Austauschbeziehungen über eben diese Grenzen 
hinweg (ebd.). 

Weltwirtschaft und Nationalstaaten sind somit keine dichoto-
men Einheiten, wobei sich die Zwänge der Wertgesetze in Erste-
rem entfalten und den Letzteren aufgebürdet werden. Vielmehr 
bedingen sie sich gegenseitig in einem Prozess, in dem National-
staaten zwar eingeschränkt und geprägt werden von den Vorgaben 
der weltwirtschaftlichen Akkumulationsprozesse, gleichzeitig je-
doch die Strategien von Nationalstaaten und des Kapitals die welt-
wirtschaftlichen Akkumulationsprozesse umgestalten und neue 
Parameter und Dynamiken hervorbringen. Deshalb wird hier an 
dem Begriff der kombinierten und ungleichen Entwicklung als 
dem bevorzugten Ausdruck festgehalten, um dieses erweiterte 
Verständnis von Ansätzen zu unterscheiden, die Ungleichmäßig-
keit vor Kombination den Vorrang geben. Vor dem Hintergrund 
dieses soeben entwickelten konzeptionellen Rahmens sollen nun 
Transformation und Wendungen der Krise in den mittel- und ost-
europäischen Ländern geschildert werden. 

2. Kombinierte, ungleiche und komprimierte 
Entwicklung in Mittel- und Osteuropa

Die Transformation mittel- und osteuropäischer Länder kann in 
dem Sinn als eine kombinierte Entwicklung bezeichnet werden, 
als dass Wachstum, Stagnation und letztendlicher Zerfall der 
kommunistischen Ökonomien sowie die daran anschließende 
Wiedereingliederung in den Kapitalismus im Kontext weltwirt-
schaftlicher Dynamiken verstanden werden müssen (Hardy/Rain-
nie 1996). Die Tatsache, dass diese Ökonomien nach 1990 durch 
schocktherapeutische Maßnahmen dem globalen Wettbewerb 
ausgesetzt wurden, entfesselte in unterschiedlichem Maße einen 
Prozess der kreativen Zerstörung, was die Ungleichheit zwischen 
und innerhalb der postkommunistischen Ökonomien verstärkte. 

Neoliberale Beschreibungen der Restrukturierung der mittel- 
und osteuropäischen Ökonomien haben die Transformation von 
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einer kommunistischen Planwirtschaft zu einer kapitalistischen 
Marktwirtschaft als einen linearen Prozess charakterisiert (Lip-
ton/Sachs 1990). Im Gegensatz dazu haben evolutionäre und in-
stitutionelle Ansätze ökonomische und gesellschaftliche Entwick-
lung als schrittweise Rekombination von ehemaligen und neuen 
Institutionen interpretiert (Grabher/Stark 1997). Anstatt jedoch 
den Wandel als stufenweise und vorhersehbar zu begreifen, sollte 
die Weltmarktintegration Mittel- und Osteuropas ab 1990 als ein 
Sprung verstanden werden, der zeitlich komprimierte Veränderun-
gen (teilweise oder vollständig) beinhaltet hat. Während westeuro-
päische kapitalistische Ökonomien seit der Krise Mitte der 1970er 
Jahre einen ausgedehnten Zeitraum zur Restrukturierung ihrer 
Ökonomien zur Verfügung hatten, wurden diese Veränderungen 
in der Anfangsphase der Transformation postkommunistischer 
Ökonomien auf ein paar Jahre komprimiert. 

Der Begriff des „Sprungs“ muss hinsichtlich der Art und 
Weise verstanden werden, wie mittel- und osteuropäische Öko-
nomien ehemals dem Stand der Technik und der Produktivität 
im Vergleich zu den fortschrittlichen Zentrumsländern hinter-
herhinkten. Ab 1990 boten die verstärkte weltwirtschaftliche 
Integration durch Handel und ausländische Investitionen sowie 
die beschleunigte finanzielle Zirkulation die Möglichkeit, tech-
nische und organisatorische Verbesserungen deutlich schneller zu 
erlangen. Dadurch wurden einzelne Aspekte eines fortgeschrit-
tenen Kapitalismus in die Ökonomien Mittel- und Osteuropas 
auf ihrem damaligen Stand importiert und versetzten diese in die 
Lage, Wandel viel drastischer und rapider durchzuführen. Einen 
entscheidenden Anteil an diesem Prozess hatten die ausländi-
schen Investitionen transnationaler Konzerne, deren Netzwerke 
inländisches Kapital aus Mittel- und Osteuropa entweder an sich 
banden oder ausschlossen (Hardy 1998). Gleichbedeutend war al-
lerdings auch der Import einer ganzen Bandbreite an Fachwissen 
über die unterschiedlichsten Bereiche betriebswirtschaftlicher 
Führungsaufgaben, die einen Fundus an neuen diskursiven und 
materiellen Praktiken einführten (Hardy 2006). In den interna-
tionalen Handel wurden die mittel- und osteuropäischen Län-
der als Ökonomien mit einem niedrigen technologischen Stand 
dahingehend miteingeschlossen, dass sie Rohstoffe und einzelne 
Komponenten für die fortschrittlichen europäischen Ökonomien 
(insbesondere Deutschland) mit nur wenigen Innovationsinseln 
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bereitstellten (Hardy 2007). Dies führte zu einer Verschärfung 
der wirtschaftlichen Disparitäten in der Region. 

Die Ökonomien Mittel- und Osteuropas haben eine Vielfalt 
an institutionellen Arrangements entwickelt, die von den Model-
len des Designer-Kapitalismus und den Blaupausen, die ihnen in 
der Anfangszeit der Transformation aufgedrängt worden waren, 
abweichen. Somit sind die spezifischen und sich kontinuierlich 
entwickelnden Konfigurationen der postkommunistischen Öko-
nomien anhand ihrer zusammengesetzten, kombinierten oder 
gemischten Merkmale zu charakterisieren, die jedoch nicht als 
einzelne Entwicklungsstufen innerhalb eines linearen Prozesses 
von der Planwirtschaft zur Marktwirtschaft angesehen werden 
können. 

Auch kommunistische Ökonomien waren nicht homogen und 
einer einzigen Logik unterworfen, was den Kurs, den sie bei der 
Umstrukturierung und Wiedereingliederung in die Weltwirt-
schaft nahmen, beeinflusste. Erstens lassen sich unterschiedliche 
Ausgangspunkte und Anfangsbedingungen dieser Ökonomien 
feststellen, was die Vermächtnisse ihrer industriellen Strukturen, 
den Charakter und die Tiefe der Krise in den 1980er Jahren und 
den Grad ihrer Eingliederung in den Westen angeht. Ein zweiter 
Unterschied bezieht sich auf die Frage, wie die herrschende Klasse 
auf die wirtschaftliche Stagnation in den späten 1960er Jahren 
reagierte (Maddison 1991). Ein dritter Faktor, der die national 
unterschiedliche Pfadstruktur der Transformation nach 1989 be-
einflusst hat, ist schließlich das Gleichgewicht politischer Kräfte-
verhältnisse sowie die spezifischen politischen und ökonomischen 
Routen, die eingeschlagen wurden. So waren ArbeiterInnen in 
Polen beispielsweise in der Lage, erheblichen Einfluss auf die Art 
der Privatisierung und die Umstrukturierung einzelner Firmen zu 
nehmen (Hardy 2009; Hardy/Rainnie 1996). 

Darüber hinaus haben sich neue Muster der Kapitalakkumu-
lation nicht in einem institutionellen Vakuum entfaltet. So war 
eine drastische Umstrukturierung von Institutionen notwendig, 
um die mittel- und osteuropäischen Ökonomien in die Weltwirt-
schaft zu integrieren. Dem Staat kam dabei eine zentrale Rolle 
bei der Entwicklung und Durchsetzung neuer Strukturen zu, die 
in Einklang mit und notwendig für den Neoliberalismus waren. 
Dementsprechend musste eine Reihe von Aufgaben wie beispiels-
weise die Regulierung des Wettbewerbs, die Vermittlung zwischen 
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ausländischem und inländischem Kapital und die Neuzuweisung 
von Eigentumsrechten bewerkstelligt werden. 

War die erste Stufe der Transformation noch ein ziemlich 
chaotischer und umstrittener Versuch der Integration in einen 
zunehmend liberalisierten Weltmarkt, kann die Europäische 
Integration als eine systematische Konsolidierung dieses Ziels 
betrachtet werden (Bieler 2002; Bohle 2006). Die Strategie der 
Europäischen Union (EU) zielte darauf ab, neoliberale Reformen 
und den Einfluss des europäischen transnationalen Kapitals durch 
die Liberalisierung und Deregulierung Mittel- und Osteuropas 
voranzutreiben (Holman 2004; Shields 2004). Mit dem Anreiz 
der Mitgliedschaft ausgestattet, drängte die EU die mittel- und 
osteuropäischen Ökonomien dazu, ein spezifisches neoliberales 
Reformmodell zu übernehmen, welches häufig eine deutlich radi-
kalere Variante als die Fassung, die in den bestehenden Mitglied-
staaten betrieben wurde, darstellte. Unter dem Konformitäts-
druck der EU-Regelungen im Hinblick auf staatliche Beihilfen 
und namentlich die Bestimmungen der Wettbewerbspolitik wur-
den diese Länder so eng an die Liberalisierung von Handel und 
Investitionen gebunden, dass es schwierig wurde, auf jedwede For-
derungen von Mitgliedern der herrschenden Klasse nach Schutz 
oder Rückzug einzugehen (Bieler 2002). 

Dabei war die Anpassung nationaler Politiken und Organisati-
onen ab 1990 kein geradliniger Prozess, in dem der Staat die Anfor-
derungen des globalen Kapitalismus in direkter oder gebrochener 
Form auf nationalstaatlicher Ebene umsetzte. Die konkurrieren-
den Interessen unterschiedlicher Fraktionen der herrschenden 
Klasse sowie die Kämpfe der organisierten ArbeiterInnenschaft 
verzögerten den Prozess und führten im Ergebnis zu einem politi-
schen Kompromiss, insbesondere in Bezug auf Privatisierung und 
Wohlfahrt. Aus diesem Grund war die Umstrukturierung des 
Staates deutlich komplexer, als einfach nur die Bedingungen für 
die Funktionsweise des transnationalen Kapitals zu garantieren. 

3. Die Wendungen der Krise in Mittel-und Osteuropa

Die Integration der mittel- und osteuropäischen Ökonomien in 
den europäischen und weltweiten Markt hat zwar den Charakter 
ihrer Krisenanfälligkeit geprägt, aber in gleicher Weise, wie sich 
die Krise in West- und Südeuropa unterschiedlich entfaltet hat, 
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variierten Art und Umfang der Krise in den ehemaligen kommu-
nistischen Ländern der EU. Zwei spezifische Projekte, die das neo-
liberale Projekt konsolidiert und auf Mittel- und Osteuropa ausge-
weitet haben, schufen die Voraussetzungen für die Art und Weise, 
wie diese Länder von der Krise getroffen wurden. 

Das erste Projekt war die Schaffung eines Europäischen Bin-
nenmarktes als einem populären Symbol, das zur Wiederaufnahme 
der Europäischen Integration Mitte der 1980er Jahre genutzt und 
1992 verwirklicht wurde. Ein solcher gemeinsamer Markt öffnete 
die Ökonomien und brach vormals geschützte Sektoren auf (so 
zum Beispiel geschehen in den Dienstleistungs-, Versorgungs- und 
Telekommunikationssektoren). Das zweite Projekt war die Begrün-
dung der Währungsunion mit einer Europäischen Zentralbank 
und einer einheitlichen Währung. Dieses kann deshalb als Konso-
lidierung des Binnenmarktes bezeichnet werden, weil die Bildung 
eines einheitlichen Terrains, auf dem das Kapital operieren konnte, 
für große Unternehmen Hindernisse entfernte und Kosten redu-
zierte. Ein weiterer Effekt war, dass die Währungsunion durch eine 
restriktive Währungspolitik innerhalb der Konvergenzkriterien des 
Vertrags von Maastricht und des Stabilitäts- und Wachstumspaktes 
Kapital und ganz besonders öffentliche Ausgaben disziplinierte. 

Außerdem wurde die Währungsintegration in der EU auch 
von der Erfordernis vorangetrieben, die untergliederten und eigen-
tümlichen Finanzsysteme der einzelnen europäischen Staaten zu 
überwinden, um „einen riesigen liquiden, von Euro-Wertpapieren 
dominierten Markt zu kreieren, der sich aus der materiellen Not-
wendigkeit heraus ergibt, mit den USA zu konkurrieren“ – im Ein-
klang mit dem selbsterklärten Ziel der EU, „der kostengünstigste 
und einfachste Standort der Welt für die Tätigung von Geschäften 
[zu werden]“ (Grahl 2005: 293). Die Ökonomien in Westeuropa 
(insbesondere in Großbritannien) und den USA waren darauf an-
gewiesen, neue Märkte zu erschließen, in denen ihre größten und 
profitabelsten Finanzunternehmen operieren konnten. Das Ergeb-
nis dieses Gerangels um Kapitalanlagen spiegelt sich in der großen 
Menge an ausländischem Kapital wider, das den Finanzsektor in 
Mittel- und Osteuropa dominiert. So machten ausländische Inves-
titionen in diesen Ländern zwischen 60 und 90 Prozent der Ge-
samtanlagen aus, im Vergleich zu einem Anteil zwischen 5 und 15 
Prozent in Großbritannien, den USA, Frankreich und Deutsch-
land (Raiffeisen Research 2012: 12). 
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Zusammengenommen haben diese beiden Projekte zwei Ka-
näle für die Übertragung der Krise eröffnet. Erstens wurde, in der 
Sprache der Weltbank, „globaler Schuldenabbau“ (eine massive 
Verknappung der Kreditvergabe) in „erschütterten heimatlichen 
Finanzmärkten“ (Finanzinstitute, deren marode Schuldscheine 
nicht mehr bedient werden) ausgelöst, was zusammen mit dem 
„Abwickeln des Immobilienbooms“ (dem Absturz der Immobi-
lienpreise) in einigen Investitionsländern die Bereitschaft der Fi-
nanzmärkte zur Finanzierung von Staatsschulden reduzierte (Mi-
tra u.a. 2010: 4). Zweitens verringerte die anschließende Rezession 
die Nachfrage nach Exporten in Westeuropa, was Produktion und 
Beschäftigung in kleineren Ökonomien wie in Tschechien, der 
Slowakei, Estland und Ungarn, wo im Jahr 2008 Exporte 70 bis 
80 Prozent des Bruttoinlandsprodukts ausmachten, negativ beein-
flusste. Das Gleiche gilt in geringerem Ausmaß auch für größere 
Ökonomien wie Polen (40 Prozent) und Rumänien (33 Prozent) 
(World Bank Database 2012). 

Die weitestgehende Dominanz der mittel- und osteuropäi-
schen Bankensysteme durch west- und nordeuropäische sowie US-
amerikanische Banken und Finanzgesellschaften bedeutete, dass 
der Kapitalzufluss in Mittel- und Osteuropa während der Krise 
stärker fiel. Tatsächlich wurde somit das Risiko von westeuropä-
ischen Muttergesellschaften auf Tochtergesellschaften in den mit-
tel- und osteuropäischen Ländern in Form von grenzüberschrei-
tenden Anleihen übertragen. Der Zuwachs bei der Kreditvergabe 
wurde durch die Aufnahme von Krediten durch private Haushalte 
zur Erhöhung des eigenen Lebensstandards vorangetrieben und 
durch die Möglichkeit, Kredite in fremder Währung mit einem 
niedrigeren Zinssatz und einer längeren Amortisationszeit als 
bei lokalen Finanzgeschäften aufzunehmen, zusätzlich verstärkt. 
Entsprechend wuchs zwischen 2003 und 2008 das Volumen der 
Kreditvergabe an private Haushalte in Ungarn um 21 Prozent und 
in Litauen um bis zu 59 Prozent. Im gleichen Zeitraum betrug der 
Anteil von Wohnungsbaukrediten an den Gesamtausgaben pri-
vater Haushalte in Polen 30 Prozent und in Estland 78 Prozent 
(Mitra u.a. 2010: 50). 

Polen und Tschechien wurden von der Wirtschaftskrise am we-
nigsten getroffen. So wurden in Polen die Auswirkungen der Krise 
und der Rezession zumindest zu einem gewissen Grad durch meh-
rere Faktoren abgefedert. Zum einen bewirkte ein flexibler Wech-
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selkurs, dass der Złoty zwischen August 2008 und 2009 gegenüber 
dem Euro um 30 Prozent verlor, was Polen einen Vorteil gegenüber 
konkurrierenden Staaten verschaffte, deren Währung an einen fes-
ten Wechselkurs gebunden war (vor allem die baltischen Staaten 
und die Slowakei). Zum anderen waren Polen und Tschechien im 
Gegensatz zu den baltischen Staaten und Ungarn nicht von einer 
durch ausländische Banken aufgebauschten Immobilienblase be-
troffen. Überdies war ihr Fremdwährungsengagement mit 8 Pro-
zent in Tschechien und 30 Prozent in Polen deutlich geringer als 
in anderen Ländern Mittel- und Osteuropas (ebd.). Obwohl beide 
Länder anfällig für die Folgen der Rezession in anderen Teilen 
Europas waren, war Polen dieser aufgrund seiner geringeren Ex-
portabhängigkeit weniger ausgesetzt als Tschechien. 

Die drakonischen Austeritätsmaßnahmen, die innerhalb der Re-
gion umgesetzt wurden, haben zu den größten sozialen Unruhen 
und Protesten seit dem Fall der Berliner Mauer geführt. So kam es 
im Januar 2009 in Lettland zu den heftigsten Unruhen seit dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion, als 10.000 Menschen in Riga 
protestierten. Zur gleichen Zeit schlossen sich die drei Gewerk-
schaftsverbände in Litauen zum ersten Mal seit 1990 zusammen 
und stellten gemeinsam eine Reihe an Forderungen auf (Woolfson 
2010). Zudem gab es in einem halben Dutzend Städte große De-
monstrationen, an die sich grenzüberschreitende Protestaktionen 
anschlossen, die gleichzeitig in Vilnius und Riga stattfanden und 
deren Parolen an die Klassensolidarität appellierten: „Unsere Stärke 
ist die Einheit! Für die Rechte der Arbeiter!“ (ebd.: 497). 

Zu weiteren sporadischen Protesten kam es im Februar 2010 
in Litauen gegen die Erhöhung der Strompreise um das Vierfa-
che. Im Mai 2009 demonstrierten 30.000 GewerschafterInnen in 
Prag dagegen, wie Unternehmen die Rezession als Vorwand nutz-
ten, um Gehälter und andere Leistungen zu kürzen. In Bukarest 
kam es im Mai 2010 zu einer der größten Demonstrationen seit 
der rumänischen Revolution, als zehntausende Beschäftigte im öf-
fentlichen Dienst gegen Pläne protestierten, ihre Löhne und Ren-
ten zu kürzen. Der Vorsitzende der Polizeigewerkschaft rief die 
RumänInnen dabei auf, sich zusammenzuschließen „wie damals 
1989, als wir die Diktatur [von Ceausescu] gestürzt haben“ (BBC 
News 2010). Im Januar 2012 folgte darauf eine Reihe an weiteren 
Unruhen gegen die Privatisierung des Gesundheitssystems. Auch 
wenn die Proteste sich nicht in eine dauerhafte Bewegung gegen 
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die Austeritätspolitik übersetzen ließen, dienen sie dennoch als 
Erinnerung daran, dass die organisierte ArbeiterInnenklasse noch 
weit vom Ende ihrer Kräfte entfernt ist. 

4. Fazit

Der VoC-Ansatz und andere Ansätze der vergleichenden Kapi-
talismusforschung (VKF) wie jener von Drahokoupil und Myant 
stellen nützliche, statische Kategorisierungen von Bestimmungen 
zweiter Ordnung zur Verfügung (Auslandsinvestitionen, Han-
del, Gewerkschaften). Allerdings geben sie keinen bestimmten 
Institutionen Vorrang und berücksichtigen weder das Verhältnis 
zwischen diesen noch die Prozesse, die ihnen zugrunde liegen. An-
statt sich auf die Auswirkungen einer „globalen“ Dimension auf 
die nationale Ökonomie zu fokussieren, was den Kern von VoC 
und VKF ausmacht, betrachtet der Ansatz der kombinierten und 
ungleichen Entwicklung die Dimensionen „global“ und „natio-
nal“ als sich wechselseitig bedingend und ermöglicht somit einen 
umfassenderen und dynamischeren Blick sowohl auf wirtschaftli-
che Entwicklung als auch auf die Übertragung der Krise. Politisch 
impliziert der Ansatz überdies, dass das Potential nationaler Insti-
tutionen, ein Bollwerk gegen die kapitalistische Weltwirtschaft zu 
bilden, eingeschränkt ist. 

Der Begriff des gesellschaftlichen „Sprungs“ steht im Kontrast 
zu evolutionären und institutionellen Ansätzen, die wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Wandel als stufenweisen Prozess be-
trachten, ebenso wie zu Ansätzen, die Wandel als einen Prozess 
von zeitlich aufeinander folgenden Phasen begreifen. Er impliziert 
einen deutlich instabileren Kapitalismus mit verschärftem Wett-
bewerb, in dem die Vorteile nationaler (und subnationaler) Kapi-
tale und Staaten nur vorübergehend sein können, da sich andere 
Länder sehr schnell Technologien, Fähigkeiten und organisatori-
sche Innovationen aneignen können. 

Unter Rückgriff auf Bond (1999) liegt die Bedeutung des Kon-
zepts darin, dass es die Erforschung systematischer Ungleichheit 
in den Sphären der Produktion, der sozialen Reproduktion und 
menschlicher Herrschaft entlang der Achsen von Klasse, Ge-
schlecht und Ethnizität ermöglicht und damit den gesellschaftli-
chen Schaden betont, der mit ungleicher kapitalistischer Entwick-
lung einhergeht. Darüber hinaus ist die Theorie der kombinierten 
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und ungleichen Entwicklung in dem Sinne emanzipatorisch, als 
dass der Gedanke der Ungleichheit und der Kombination von 
fortschrittlichen und weniger fortschrittlichen Ökonomien und 
Regionen im Gegensatz zu Handlungsanweisungen für politi-
schen Wandel und Protest die Möglichkeit zur fundamentalen 
politischen Auseinandersetzung berücksichtigt. Anstatt Arbeit als 
eine Institution unter vielen anderen zu begreifen, lässt das Kon-
zept der kombinierten und ungleichen Entwicklung ihrem Poten-
tial, tief gehenden sozialen Wandel anzustoßen, mehr Beachtung 
zukommen. 

Aus dem Englischen von Andreas Meyerhöfer
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Terrence McDonough

Soziale Strukturen der Akkumulation:  
Zur Aktualität marxistischer Stadienanalysen 
des Kapitalismus für die Vergleichende 
Kapitalismusforschung

In diesem Artikel soll untersucht werden, inwieweit die marxis-
tische Stadienanalyse dazu dienen kann, einige Schwächen der 
Vergleichenden Kapitalismusforschung (VKF) aufzuzeigen. Bruff 
(2011: 482) charakterisiert die Literatur der VKF als eine „Wis-
senssammlung aus Beiträgen, welche verschiedene Institutionen 
und die nationalen politischen Ökonomien als ihren Ausgangs-
punkt betrachten“. Deeg und Jackson (2007: 152f) identifizieren 
hierbei drei analytische Annahmen: Erstens, dass wirtschaftliches 
Handeln notwendigerweise in soziale Institutionen eingebettet 
ist. Zweitens, dass eine Untersuchung der Beziehungen zwischen 
unterschiedlichen institutionellen Strukturen und differenziellen 
wirtschaftlichen Ergebnissen zu Theorien über komparative insti-
tutionelle Vorteile führt. Und drittens, dass Institutionen zielge-
richtete, ineinandergreifende Ensemble sind, die einer speziellen 
Logik wirtschaftlichen Handelns folgen, wobei diese Ensemble in 
verschiedene Typologien münden können. 

Die Einwände gegen die Vergleichende Kapitalismusforschung 
haben sich im Allgemeinen in drei Hauptargumentationslinien 
verdichtet: Die erste Hauptkritik lautet, dass sich die Verglei-
chende Kapitalismusforschung eher auf der Annahme von Stabi-
lität als auf jener von Dynamik begründet (Deeg/Jackson 2006: 
150; Bohle/Greskovits 2009: 368), wobei diese Ausrichtung in 
einem gewissen Maße allen institutionellen Herangehensweisen 
gemein ist (vgl. auch May/Nölke in diesem Band). Institutionelle 
Theorien postulieren, dass das menschliche Verhalten durch ins-
titutionelle Zwänge geleitet wird. Diese Institutionen umfassen 
politische Strukturen, ideologische Orientierungen und ökono-
mische Einrichtungen, weshalb sie einen wichtigen Anteil der 
Gesellschaft darstellen. Daher ist es auch schwierig auszumachen, 
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auf welcher Grundlage institutionelle Transformation stattfinden 
kann. In der Theorie über die Spielarten des Kapitalismus von Hall 
und Soskice (VoC) wird dies noch erschwert durch die Inklusion 
von mikroökonomischen Grundlagen. Hierbei gehen Handlungen 
hauptsächlich von Firmen aus, die als rationale Nutzenmaximierer 
der neoklassischen mikroökonomischen Theorie agieren. Wenn 
Firmen einer liberalen Marktwirtschaft (LME) gegenübertreten, 
welche marktübliche Transaktionen fördert, ist es von diesen nur 
rational, in die Entwicklung von Fähigkeiten zu investieren, welche 
zu Erfolg in solch einem Umfeld führen. Haben Firmen in diesen 
Bereichen investiert, werden sie logischerweise Entwicklungen hin 
zu einem neuen institutionellen Umfeld ablehnen und nur Verän-
derungen unterstützen, die einer weiteren Liberalisierung dienlich 
sind. Eine ähnliche Logik trifft auch zu, wenn Firmen mit einer 
koordinierten Marktwirtschaft (CME) konfrontiert sind. Auch 
hier werden Firmen jeweils Pfadabhängigkeiten entwickeln, bei 
denen zukünftige Entscheidungen durch bereits getroffene deter-
miniert werden. Weiterhin können die gegensätzlichen Merkmale 
von Institutionen innerhalb dieser beiden marktwirtschaftlichen 
Systeme bedeuten, dass dazwischenliegende institutionelle Rah-
menwerke, welche die institutionellen Elemente beider Systeme 
kombinieren, den Vorteil der Komplementarität verlieren. Aus 
diesem Grund werden Staaten, die Elemente der beiden Systeme 
verbinden, ökonomisch schlechter agieren als Staaten, die nur ei-
nes der beiden marktwirtschaftlichen Systeme verfolgen. Zudem 
ist es schwierig, sich einen erfolgreichen Übergang zwischen den 
beiden Systemen ohne einen vollständigen Zusammenbruch der 
Institutionen vorzustellen. Bohle und Greskovits (2009: 370) be-
schreiben dieses Dilemma wie folgt: 

Von eben dem Moment an, in dem faktorenbasierte und spezifische 
wertbasierte Modelle in die Geschichte eingeführt werden, wird ein 
„Perpetuum Mobile“ systemischer Logiken in Gang gesetzt, welche es 
dann LMEs und CMEs erlauben, als klare Alternativen Weltkriege, 
Weltwirtschaftskrisen und politischen Umwälzungen zu überstehen. 

Die zweite Hauptkritik an der VKF folgt in Teilen der ersten. So 
stellen die Beobachter umfassenden institutionellen Wandels ins-
besondere beim VoC-Ansatz die begrenzte Anzahl von Typen in 
Frage. Tatsächlich weisen empirische Untersuchungen eine Viel-
zahl verschiedener institutioneller Konstellationen nach (Deeg/
Jackson 2006: 157). 
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Die dritte Hauptkritik an der VKF bemängelt, dass diese die 
Umbrüche, welche die Globalisierung mit sich bringt, nicht genü-
gend berücksichtigt. Hier zeigen die Kritiker einige Entwicklun-
gen auf, die insbesondere die VoC-Theorie vor Probleme stellen. 
Die Entwicklung des Multi-Level-Governance-Ansatzes hebt her-
vor, dass Regierungstätigkeit nicht mehr nur auf die nationale oder 
subnationale Ebene beschränkt ist. Vielmehr gewinnen regionale 
Organisationen wie die Europäische Union oder das Nordameri-
kanische Freihandelsabkommen (NAFTA) an Einfluss und auch 
oberhalb dieser regionalen Organisationen haben sich globale 
Institutionen wie die Welthandelsorganisation (WTO) etabliert. 
Während es in der Nachkriegszeit möglich war, die Interaktion 
von Staaten als separate internationale Arenen zu begreifen, sind 
in der heutigen Zeit transnationale Institutionen zunehmend ein-
flussreicher geworden. Dies bedeutet jedoch nicht, dass der Raum 
für nationale institutionelle Variationen verdrängt wurde. Tat-
sächlich verlangt es in einem gewissen Umfang auch nach natio-
naler Variation, denn wenn die Welt homogen wäre, wäre kein Be-
weggrund für die Transnationalisierung des Investments gegeben. 
Dennoch sollte das transnationale Umfeld einen weitreichenden 
Einfluss auf die Entwicklung nationaler institutionellen Struktu-
ren haben. 

Schließlich hat sich noch eine vierte, grundlegendere Kritik 
etabliert. Diese besteht darin, dass die VKF so fasziniert ist von ih-
rer Entdeckung, dass sie den Wald vor lauter Bäumen nicht mehr 
sieht. Bohle und Greskovits (2009: 382) fassen ihre Kritik dazu 
wie folgt zusammen: 

Grundsätzlich legt die Instabilität des gegenwärtigen Kapitalismus in 
allen seinen Varianten eine Rückkehr zu den alten Schriften und De-
batten, welche entscheidende Erkenntnisse über die expansive Natur, 
spezifische Schwachstellen, destruktive und irrationale Tendenzen 
und die aktuelle Krise hatten, nahe: Das heißt, dass die Merkmale 
des Kapitalismus tout court (Hv. im Original) durch die umfassende 
Untersuchung seiner Spielarten abhandengekommen sind.

Dieses Zitat bringt die Anliegen des Marxismus auf den Punkt. 
Bruff (2011: 486) argumentiert, dass es wichtig ist, die instituti-
onellen Spielarten des Kapitalismus als Spielarten im Kapitalis-
mus zu begreifen, da die Existenzgrundlagen dieser Institutionen 
im Kapitalismus verankert sind. Daher ist es notwendig, die Be-
deutung von Institutionen „innerhalb und nicht außerhalb oder 
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getrennt vom Kapitalismus“ (Hervorh. i.O.) zu suchen. Radice 
(2000: 736) unterstreicht, dass der „Kapitalismus historisch be-
dingt auf der Trennung von Arbeitern und Eigentum sowie dem 
Anteil an den Produktionsmitteln beruht“, das heißt, dass sich 
„ökonomische und politische Institutionen und Praktiken auf die 
Kerndynamiken von Wettbewerb sowie Akkumulation und Re-
produktion des historischen Kapitalismus stützen“. Genauer aus-
geführt wird dies in der historischen Stadienanalyse des Kapitalis-
mus, welche primär in der marxistischen Tradition steht. 

1. Marxistische Stadienanalyse

Von Beginn des 20. Jahrhunderts bis in die Gegenwart gibt es eine 
kontinuierliche Weiterentwicklung der marxistischen Stadienana-
lyse, begonnen mit dem Wegbereiter Rudolf Hilferding, der 1910 
über das Finanzkapital schrieb, über Nicolai Bukharin, der 1915 
zur Weltökonomie publizierte, bis hin zu Lenin und seiner Impe-
rialismustheorie im Jahr 1918. Alle drei argumentierten, dass die 
kapitalistische Wirtschaft mit dem Aufkommen des Monopolka-
pitalismus eine neue, höhere Stufe erreicht hatte. Die zweite Welle 
der Theoriebildung in der marxistischen Stadienanalyse begann 
sich nach Ende des zweiten Weltkriegs. Ernest Mandels Theorie 
der Langen Wellen, der Analyserahmen der Sozialstruktur der 
Akkumulation (SSA) sowie der Regulationsansatz (RA) analy-
sierten die Stagflation in den kapitalistischen Staaten, die auf die 
lange Welle des Wachstums nach Ende des Krieges folgte. Diese 
lange Welle der Akkumulation1 wurde durch die Entstehung einer 
neuen Phase des Kapitalismus nach dem Zweiten Weltkrieg unter-
mauert, die eine ähnliche Umstrukturierung mit sich brachte wie 
einst die Entstehung des Monopolkapitals zur Jahrhundertwende. 
Da dieses neue Stadium die Krise des Monopolkapitalismus ab-
löste, waren die Theoretiker der neuen Schulen vorsichtig, die 
Nicht-Lösung der damals aktuellen Krise vorherzusagen, womit 

1 Innerhalb des marxistischen Kontexts wird Akkumulation nicht nur 
als Akkumulation physischen Kapitals verstanden, sondern auch als 
Ausweitung der kapitalistischen sozialen Beziehungen. Dennoch 
wird der Begriff häufig synonym mit Reinvestition und Wachstum 
verwendet.
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sie die Möglichkeit der Konzeptualisierung zukünftiger Entwick-
lungsstadien des Kapitalismus eröffneten. 

Ende der 1970er Jahre veröffentlichte David Gordon (1978; 
1980) zwei Artikel, welche die Theorie der langen Zyklen mit der 
Theorie der marxistischen Stadienanalyse verbanden. In diesem 
Deutungszusammenhang fällt der Beginn der Phase des Monopol-
kapitalismus auf das Ende einer langen Welle und den Beginn ei-
ner neuen expansiven Welle, welche mit der großen Depression der 
1930er Jahre endete. Das Zusammendenken dieser beiden Theo-
rien führte jedoch zu der Frage, ob die Expansion der Nachkriegs-
zeit mit einem ähnlichen Wandel einer Vielzahl von Institutionen 
verbunden war. Gordon (1978) beantwortete diese Frage, indem 
er eine Reihe von Institutionen vorstellte, deren Etablierung die 
lange Phase des Nachkriegswohlstands begründeten. Diese Insti-
tutionen umfassten u.a. multinationale Unternehmensstrukturen, 
duale Arbeitsmärkte mit pragmatischen Industriegewerkschaften, 
eine internationale wirtschaftliche und militärische US-Hege-
monie, leichten Zugang zu Kredit, konservative keynesianische 
Staatspolitik und bürokratische Kontrolle der Arbeitnehmer. In 
dieser Weise konnte Gordon eine Reihe von Institutionen nach-
weisen, die den Aufschwung der Nachkriegswirtschaft bedingten, 
ähnlich wie einst Hilferding, Bukharin und Lenin eine Reihe von 
Institutionen nachgewiesen hatten, die die Wende zu Beginn des 
Jahrhunderts bedingt hatten. 

Das Wiederaufgreifen dieser Erklärung führte zu der Frage, 
ob die Errichtung eben solcher Institutionenensemble generell 
als Basis einer umfassenden Stadienanalyse des Kapitalismus ver-
standen werden könnte. Gordon (ebd.; 1980) beantwortete diese 
Frage damit, dass sowohl die Institutionen des Monopolkapitals 
als auch jene, die die soziale Nachkriegsordnung maßgeblich präg-
ten, als Beispiele für Sozialstrukturen der Akkumulation angese-
hen werden können. Der Aufbau einer neuen SSA stellt somit die 
Grundlage für eine neue Phase des Kapitalismus dar, der Zerfall 
der Institutionen hingegen markiert das Ende einer Phase. Seine 
endgültige Form erhielt der SSA-Ansatz mit der Publikation von 
Gordons, Edwards und Reichs Segmented Work, Divided Workers 
(1982). Die Veröffentlichung nutzte Gordons SSA-Ansatz zur Sta-
dienanalyse des Kapitalismus und spezifizierte hiermit die frühe-
ren Analysen der Autoren zur Geschichte der Beziehung zwischen 
Kapital und Arbeit in den USA. 
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In dieser Ausführung nimmt die Stadienanalyse eine inter-
mediäre Analyseebene ein, da sie Zeiträume unterschiedlicher 
Länge zwischen Konjunkturphasen und der gesamten kapita-
listischen Geschichte identifiziert. Diese Analyseebene ist auf 
der Annahme begründet, dass alle Volkswirtschaften in einem 
Ensemble verschiedener sozialer Institutionen eingebettet sind 
und dies besonders in der kapitalistischen Ära wichtig ist, wegen 
dessen konfliktreichem Charakter, der auf der Spaltung der Klas-
sen und kapitalistischem Wettbewerb fußt. Damit die Akkumu-
lation jedoch reibungslos verlaufen kann, soll diesen Quellen der 
Instabilität mit einer Reihe stabiler wirtschaftlicher, politischer 
und ideologischer Institutionen begegnet werden. Die Errichtung 
solcher sozialer Strukturen stabilisiert die Profitrate und schafft 
sichere Perspektiven, die langfristige Investitionen erst möglich 
machen. Doch obwohl die Akkumulation fortgeführt wird, darf 
nicht vergessen werden, dass Institutionen von Klassenkonflikten, 
kapitalistischer Wettbewerbslogik und der Akkumulation selbst 
unterhöhlt werden. Diese Kräfte und die Interdependenz der In-
stitutionen mit ihnen können zu einem Zusammenbruch des Ins-
titutionengebildes und der Akkumulation sowie zu fallenden Pro-
fitraten und somit zu einer Phase der Krise führen, die nur durch 
die Etablierung eines neuen Institutionsensembles überwunden 
werden kann. Folglich werden die Stadien des Kapitalismus durch 
die voneinander abhängigen Institutionenensembles begründet, 
bestehend aus wirtschaftlichen, politischen und ideologischen In-
stitutionen.2 

2. Der SSA-Analyserahmen und  
der Regulationsansatz

Der Zusammenhang zwischen dem Regulationsansatz und der 
SSA-Perspektive wurde bereits früh erkannt. So bezeichnet etwa 
Bob Jessop den SSA-Ansatz als eine seiner sieben Schulen des RA 
(Jessop 1990a). Die immer noch am häufigsten zitierte Quelle für 
die Theorie der SSA ist das 1994 erschienene Buch Social Struc-
tures of Accumulation: The Political Economy of Growth and Cri-
sis (Kotz u.a. 1994), in welchem Kotz einen Vergleich zwischen 

2 Für weitere Artikel zur Erklärung und Anwendung des-SSA-Ansatzes 
vgl. Kotz u.a. (1994) und McDonough u.a. (2010).
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dem SSA-Ansatz und der Regulationstheorie durchführt (Kotz 
1994). Hierbei identifiziert er zahlreiche Gemeinsamkeiten der 
beiden Ansätze. So versuchen beide Theorien, langfristige Muster 
der Kapitalakkumulation auszumachen, indem sie die Beziehun-
gen zwischen dem Akkumulationsprozess und den sozialen Ins-
titutionen, welche darauf regulierend wirken, untersuchen. Die 
Dynamik des Akkumulationsprozesses über einen relativ langen 
Zeitraum hängt hierbei maßgeblich vom Erfolg oder Misserfolg 
der Institutionen ab, die Bedingungen für Rentabilität, Reinves-
tition und Wachstum schaffen. Kotz stellt weiterhin fest, dass der 
SSA-Ansatz einige Verbindungen zu den Begrifflichkeiten der Re-
gulationstheorie, wie etwa des „Akkumulationsregimes“ oder des 
„Regulationsmodus“ hat. Beide Schulen sehen zudem den Kapita-
lismus als „eine Reihe von Stadien, geprägt durch eine spezifische 
Form des Akkumulationsprozesses, eingebettet in ein bestimmtes 
Set von Institutionen“ (ebd.: 86) an. Die Stadien enden jeweils in 
einer langfristigen strukturellen Krise, die eine signifikante Ver-
ringerung der Akkumulationsgeschwindigkeit über einen län-
geren Zeitraum mit sich bringt. Strukturelle Krisen ergeben sich 
aus dem Versagen der Institutionen, die Bedingungen für eine 
sichere Akkumulation zu wahren. Diese Krisen enden, wenn ein 
neues erfolgreiches Institutionsensemble geschaffen wird. Nach 
Kotz bieten beide Theorien „ein intermediäres Reflexionsniveau, 
allgemeiner und abstrakter als die historische Darstellung der ka-
pitalistischen Entwicklung, aber spezifischer und konkreter als 
die übliche abstrakte Theorie des Kapitalismus im Allgemeinen“ 
(ebd.: 87). 

Als wichtige Unterschiede der beiden Theorien identifiziert 
Kotz folgende: Der RA hält eine engere Verbindung zum marx-
schen Ansatz der Produktionsverhältnisse und der Einkom-
mensverteilung der Klassen in den „Akkumulationsregimen“ 
wohingegen der SSA-Ansatz eher den keynesianischen Ansatz zu 
Determinanten der kapitalistischen Investionsentscheidungen be-
tont. Der RA sieht den Ursprung von langfristigen Krisen zudem 
innerhalb des Akkumulationsregimes, die SSA-Perspektive hinge-
gen lokalisiert den Ursprung von Krisen in dem Zusammenbruch 
der Institutionen der SSA (ähnlich dem „Regulationsmodus“ im 
RA). Mit Besinnung auf seine Wurzeln in der althusserschen The-
orie liegt die Betonung des RA primär auf Strukturen, während 
die SSA-Schule mehr Gewicht auf Akteurshandeln und den Klas-
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senkampf legt. Im Folgenden werden wir die Unterschiede der bei-
den Ansätze im Kontext ihrer jeweiligen Entwicklung betrachten. 

Klassenbeziehungen, die im Produktionsprozess verankert sind, 
waren der SSA nie fremd. So beschäftigt sich etwa Gordons Artikel 
in Segmented Work. Divided Workers (Gordon u.a. 1982) mit der 
historischen Entwicklung der kapitalistischen Strategien zur Kon-
trolle der Arbeiter innerhalb des Arbeitsprozesses. Dieser Aspekt 
ist auch in neueren Werken immer wieder aufgegriffen worden und 
behandelt hier primär den Ansatz der „Verräumlichung“ (spatia-
lization), der als neue Form der Arbeitskontrolle einen wichtigen 
institutionellen Faktor zur Entwicklung der aktuellen SSA in den 
USA darstellt (Grant/Wallace 1994; Brady/Wallace 2000; Wal-
lace/Brady 2010). In seiner 1997 erschienenen Retrospektive und 
Prospektive auf die SSA-Analyse beschreibt Michael Reich (1997: 
4) die frühen theoretischen Beobachtungen als verwurzelt in „mar-
xistischen Erkenntnissen über Klassenkonflikte, Produktion und 
Verteilung am Arbeitsplatz und der politischen Sphäre, sowie in 
marxistischen und keynesianischen makroökonomischen“ Analy-
sen. Studien über den historischen Hintergrund des SSA-Ansatzes 
geben zudem Aufschluss über dessen explizit marxistischen Hinter-
grund (McDonough 1995; 1999). 

Während die SSA-Perspektive ihre marxistischen Wurzeln be-
tonte, fand in einigen Teilen des RA das Gegenteil statt, wie die 
Gründung der Pariser Schule beweist. Besonders die Publikation 
von Boyer und Saillard (2000 [1995]) Regulation Theory: The State 
oft the Art weist auf die Entstehung zweier unterschiedlicher Schu-
len innerhalb des RA hin. Während Henri Nadel (2000: 28) in 
einem einleitenden Artikel von einem „klaren marxistischen Pro-
jekt“ sprach, zeigen sich andere Autoren weniger überzeugt. So lie-
ßen Boyer und Saillard (2002b: 46) in einer Diskussion über die 
Verbindung von Lohn und Arbeit die Katze aus dem Sack: 

… ihr Ausgangspunkt war kein anderer als die der marxistischen The-
orie der Ausbeutung, die heute aber längst nicht mehr ihren Haupt-
bezugspunkt darstellt. Stattdessen konzentriert sich die Theorie auf 
die Beziehung zwischen Macht, Lohnkompromissen und den insti-
tutionellen Determinanten der Lohn- Gewinn-Verteilung.

Viele andere Beiträge diskutieren den RA als eine Spielart des Insti-
tutionalismus. Dieser Trend wurde vielleicht am deutlichsten von 
Aglietta (1998) artikuliert, der in einem Nachwort zur Wiederauf-
lage von A Theory of Capitalist Regulation die Thematik in einer 
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eindeutig nicht-marxistischen Herangehensweise diskutierte. Im 
Buch von Boyer und Saillard macht Olivier Favereau (2002: 315) 
eine hilfreiche Unterscheidung zwischen der Regulationstheorie 1 
(RT1) als eine an die „marxistische Analyse der kapitalistischen 
Produktionsweise“ angelehnte Theorie und der RT2 als eine Theo-
rie „getrennt von eben dieser Analyse, die sich auf die dynamische 
Aspekte der institutionellen Formen“ stützt. Der marxistische 
Strang dominiert bis heute die Arbeiten radikaler Soziologie und 
Geografie im anglophonen Raum. 

Interessanterweise hat die Ausrichtung des RA hin zum Ins-
titutionalismus einige der von Kotz identifizierten Differenzen 
verringert. So wird nun der Rolle von Institutionen (innerhalb 
des Regulationsmodus) eine größere Bedeutung, sowohl hinsicht-
lich einer erfolgreichen Regulierung als auch bei der Entstehung 
von Krisen, zugestanden. Des Weiteren beschäftigt sich der RA 
vermehrt mit der Frage nach dem Verhältnis von Handeln und 
Struktur. Innerhalb der anglophonen RA-Tradition wird dieser 
Trend durch Jessops (2002: 34ff) Eintreten für einen „strategisch-
rationalen Ansatz“ repräsentiert; dieser umfasst die Fähigkeit von 
Akteuren, Kämpfe zu führen, welche über strukturelle Formen 
hinausgehen. Der Dialog zwischen den beiden Traditionen dauert 
an (Boyer 2010b). 

3. Marxistische Stadienanalyse und Vergleichende 
Kapitalismusforschung

Die marxistische Stadienanalyse, insbesondere der SSA-Ansatz, 
hat das Potential, viele der zuvor genannten Probleme der VKF 
zu lösen. Die grundsätzliche Kritik an der VKF besagt, dass die 
institutionelle Analyse in den Dynamiken des Kapitalismus ver-
wurzelt sein muss. Diese Dynamiken sind in der Tat der Ausgang-
punkt der Stadienanalyse sowie des SSA-Rahmens. Gordon u.a. 
(1982: 18) definieren den Kapitalismus hierbei als „Lohnarbeits-
system der Warenproduktion für den Profit“. Als solches hat der 
Kapitalismus daher fünf Haupttendenzen (ebd.: 19f): 

1.  Die kapitalistische Akkumulation ist stets bemüht, die Grenzen 
des kapitalistischen Systems auszuweiten …

2.  Die kapitalistische Akkumulation vermehrt stetig die Anzahl gro-
ßer Konzerne und bündelt Kontrolle und Produktionsmittel in den 
Händen weniger …
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3.  Die Kapitalakkumulation verbreitet Lohnarbeit als das vorherr-
schende Produktionssystem, bringt einen großen Anteil der Be-
völkerung in die Abhängigkeit der Lohnarbeit und stockt die 
Reservearmee an Arbeitskräften auf …

4.  Kapitalistische Akkumulation verändert den Arbeitsprozess stän-
dig …

5.  Um sich gegen die Auswirkungen der kapitalistischen Akkumula-
tion zu verteidigen, reagieren die Arbeiter mit ihren eigenen Kämp-
fen … (Hervorh. i.O.)

Darüber hinaus haben diese Tendenzen institutionelle Voraus-
setzungen und der Kapitalismus beinhaltet viele Arten von Kon-
flikten, Instabilitäten und Krisen. Diese können jedoch durch 
institutionelle Mittel kanalisiert werden. Gleichzeitig neigt die 
Kapitalakkumulation dazu, ihre eigenen institutionellen Voraus-
setzungen zu untergraben. Daraus ergibt sich die historische Dy-
namik von Erfolg und Misserfolg der Kapitalakkumulation, sowie 
von wechselnden Phasen aus Wachstums- und Krisentendenzen. 
Es ist die Betonung der kapitalistischen Krisentendenzen, die es 
der Stadienanalyse erlaubt, einer ersten Kritik an der VKF zu ent-
gehen, nämlich die Prognose von Stillstand und einer Unfähigkeit 
des Übergangs zwischen verschiedenen institutionellen Regimen. 
Der SSA-Rahmen sagt genau gegenteilige Entwicklungen voraus: 
dem Kapitalismus eigene Widersprüche treten hierbei zunehmend 
in den Vordergrund, höhlen die institutionellen Voraussetzungen 
kapitalistischer Akkumulation aus und führen eine Krise herbei. 
Konflikte im Rahmen der sich entwickelnden Krise führen zu ei-
ner weiteren Erosion der Institutionen. Diese Stagnation kann nur 
durch die Errichtung einer neuen SSA überwunden werden. Im 
Gegensatz zur Stabilitätsannahme der VKF unterscheidet sich die 
neue SSA also grundsätzlich von der alten SSA. 

Wolfson und Kotz (2010: 81ff) entwickeln eine Alternative 
zu Hall und Soskices (2001) Konzeptualisierung von LMEs und 
CMEs, indem sie die Konzepte einer liberalen und einer regulier-
ten SSA entwickeln. Eine liberale SSA neigt wegen der Fähigkeit 
des Kapitals, Arbeit zu dominieren, dazu, Löhne stagnieren zu 
lassen und entsprechend unzureichender Nachfrage zu Krisen. 
Diese liberalen Krisen werden meist durch die Stärkung der Ar-
beiter, einer begrenzten Umverteilung des Einkommens, eine 
Regulierung der Nachfrage und der Finanzen überwunden und 
führen somit zur Gründung einer regulierten SSA. Regulierte 
SSA hingegen sind aufgrund von steigenden Löhnen und der For-



221Soziale Strukturen der Akkumulation

derung nach staatlicher Intervention in den Märkten anfällig für 
‘Profit-Squeeze’-Krisen, wobei diese meist durch eine Stärkung der 
Dominanz des Kapitals gegenüber der Arbeit und die Förderung 
der Deregulierung sowie durch die Schaffung einer liberalen SSA 
gelöst werden. Daher ist die Entwicklung genau gegenteilig zu den 
Vermutungen der Theorie der Spielarten des Kapitalismus. Die 
verschiedenen Arten des Kapitalismus werden also mittelfristig 
nicht intern reproduziert. Vielmehr geraten sie in die Krise und 
lösen einander ab. Eine Analyse erfordert auch keine Reinheit der 
beiden Arten der SSA. Der Schwerpunkt liegt auf den konkreten 
historischen Hintergründen der SSAs im Kontext der vorausge-
gangenen Krisen. Weiterhin bedeutet die Einbeziehung von politi-
schen, kulturellen und ideologischen Institutionen, dass – zumin-
dest vor dem Aufkommen der globalen neoliberalen SSA in den 
1980ern – die SSA als primär nationale Institutionen geschaffen 
wurden. Daher kann eine große Anzahl institutioneller Regime 
als SSA verortet werden (vgl. z.B. Hamilton 1994; Jeong 1997; 
Mihail 1993; Melendez 1994; Harriss-White 2003; Heintz 2010; 
Salas 2010; Pfeiffer 2010). Die zweite große Kritik an der VoC-
Theorie, jene einer zu geringen Vielfalt, kann daher ebensowenig  
auf den SSA Rahmen angewendet werden. 

Die dritte Kritik, dass der nationale Fokus der VKF es schwie-
rig macht, transnationale Formen der Regulierung zu erfassen, 
greift ebenfalls nicht. Zunächst teilt auch der SSA-Rahmen den 
Fokus auf die nationale Ebene. Dass die Grenzen von SSA als zu-
sammenhängend mit den Grenzen von Nationalstaaten verstan-
den werden, ergibt sich durch die Grundstruktur der Theorie. 
McDonough (1994b: 79) leitet diese anfängliche Präferenz für die 
national- basierte Analyse wie folgt her: 

Da die politischen und ideologischen Institutionen ein wichtiger 
Bestandteil jeder SSA sind, und Politik und Ideologie häufig charak-
teristisch für eine bestimmte Region oder Nationen sind, scheint es 
angemessen, die SSA eher als nationale oder regionale Phänomene 
zu begreifen, anstatt als solche, die die ganze kapitalistische Welt 
umfassen.

Internationale Institutionen bestehen innerhalb dieser Gefüge, 
werden aber als gemeinsame Aspekte der verschiedenen nationa-
len SSAs verstanden. Allerdings muss diese Form der Analyse ei-
ner Revision unterzogen werden, um die Entstehung von globalen 
und transnationalen (im Gegensatz zu nationalen und internati-



222 Terrence McDonough

onalen) Produktions- und Konsummustern zu konzeptualisieren. 
Diese Überarbeitung ist notwendig, da die SSA-Theorie ursprüng-
lich, und zu Recht, länderspezifische Fälle artikulierte. Aktuelle 
Entwicklungen zeigen jedoch, dass zunehmend grundlegende 
Elemente des nationalen Kapitalismus (Klassenbeziehungen, Pro-
duktion Handel, Finanzen) die Grenzen der nationalen Institutio-
nen überspringen. Dementsprechend hat sich der „inter“-nationale 
ökonomische Rahmen, welcher die ökonomischen und politischen 
Aktivitäten zwischen Nationalstaaten regelte, über die bisherigen 
Grenzen hinaus entwickelt. Eine neue globale SSA kann daher 
auch nicht mehr angemessen als Anhäufung nationaler SSAs mit 
ihren individuellen Akkumulationslogiken theoretisiert werden. 
Diese globalen Entwicklungen bildeten seit den frühen 1980er 
Jahren zusammen mit der Verbreitung des Neoliberalismus den 
Kern jener SSA, die das fordistische Nachkriegsstadium des Kapi-
talismus erfolgreich überwinden. 

Die neue SSA gründet auf der Transnationalisierung der Klas-
senbeziehungen. Eine globalisierte kapitalistische Klasse ist aus 
den Verflechtungen der bisherigen nationalen Bourgeoisien ent-
standen. Die Auseinandersetzung mit dieser transnationalen Ka-
pitalistenklasse hat eine wirklich transnationale Arbeiterklasse 
ins Leben gerufen. Die Internationalisierung der Klassenverhält-
nisse umfasst auch die Internationalisierung der Staaten. Da sich 
die nationalen Klassen zunehmend durchdringen, wird der Ruf 
nach staatlichen Strukturen, die diese Entwicklungen aufgreifen, 
laut. So haben sich transnationale Staatsapparate wie die Europä-
ische Union, die Welthandelsorganisation und die internationa-
len Finanzinstitutionen entwickelt (Robinson 2001; Nardone/
McDonough 2010). Die transnationale SSA ist jedoch über die 
nationalen Grenzen hinweg nicht homogen und in ihrer Reich-
weite insgesamt begrenzt. Sie ist im Wesentlichen auf eine Libe-
ralisierung des Kapital- und Warenverkehrs über nationale Gren-
zen hinweg beschränkt. Die bisher begrenzten Aufgabenbereiche 
transnationaler Regierungsführung ermöglichen die Generierung 
nationaler Unterschiede, welche es dem Kapital möglich machen, 
den Akkumulationsprozess an den lukrativsten Standorten zu 
platzieren. Wenn also aktuell staatliche Maßnahmen auf nationa-
ler Ebene analysiert werden, sind Unterschiede immer noch sehr 
deutlich, allerdings hat sich die Bedeutung dieser Unterschiede 
gewandelt. Das Ensemble aus Politik und Institutionen kann als 
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Auswahl an Instrumenten gesehen werden, die selber Teil der glo-
balen SSA sind und über Produktion, Wettbewerb, Regulation 
und Konsum im nationalen und im globalen Raum entscheiden. 
Weitere wichtige Merkmale der globalen neoliberalen SSA umfas-
sen die rückläufige ökonomische und politische Stärke der Arbei-
terklasse genauso wie eine zunehmende Finanzialisierung. In den 
Zeiten der Globalisierung hat das Kapital seine Mobilität im Ver-
hältnis zur Arbeit erhöht. Die Verlagerung von Arbeit, oder auch 
deren Androhung, hat sich als zentrale Strategie zur Aufhebung 
der Errungenschaften der Arbeiterbewegung etabliert. Deregulie-
rung und zunehmende Mobilität des Finanzkapitals haben einen 
Beitrag zur wachsenden Bedeutung des Finanzwesens geleistet. 

Wenn man die Zeit seit den frühen 1980er Jahren als die Zeit 
einer Konsolidierung des neoliberalen Stadiums des Kapitalismus 
versteht, wirft dies ein neues Licht auf die aktuelle Krise. Es ist 
nicht nur eine Krise im Kapitalismus und auch mehr als eine ein-
fache Finanzkrise. Vielmehr ist es eine historische Krise des Insti-
tutionsensembles, das das aktuelle Stadium des Kapitalismus be-
gründet. Dementsprechend ist es unwahrscheinlich, dass die Krise 
in absehbarer Zeit gelöst werden kann, da hierzu eine umfassende 
Transformation der institutionellen Grundlagen des Kapitalakku-
mulationsprozesses nötig wäre. 

4. Fazit

Ein Großteil der wissenschaftlichen Literatur zur Bedeutung von 
Institutionen innerhalb der kapitalistischen Ökonomien hat unter 
der traditionellen Arbeitsteilung der Sozialwissenschaften gelit-
ten. Die Wirtschaftswissenschaft hat den Kapitalismus im Großen 
und Ganzen als System angesehen, welches von den Einflüssen der 
restlichen Gesellschaft abgekoppelt ist. Soziologische Traditionen 
hingegen leiden weniger an einer Unfähigkeit, die Bedeutung in-
stitutioneller Setzungen für die Wirtschaft zu erkennen, haben 
aber die Tendenz, Arbeiten zur grundsätzlichen Natur des Kapita-
lismus als System zu ignorieren. Um diese Restriktionen zu über-
winden, fordern Bruff und Horn (2012: 163) eine Abkehr von den 
„institutionalisierten Theorien des Kapitalismus“ hin zu den „ka-
pitalistischen Theorien der Institutionen“. Die marxistische The-
orie hat eine umfassende Theorie der kapitalistischen Geschichte 
entwickelt, welche politische, ideologische und kulturelle Belange 
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mit einschließt. Dennoch hat auch hier die akademische Arbeits-
teilung die vollständige Integration politischer und ideologischer 
Institutionen in die grundlegende Theorie der Kapitalakkumula-
tion zu verhindern gesucht. 

Obwohl die Theorie der marxistischen Stadienanalyse weniger 
bekannt und bedeutend ist als die marxsche Kapitalismustheorie 
(oder -theorien), beinhaltet sie doch eine entscheidende Lösung 
zur Überwindung der genannten Schwachstellen der VKF. Die 
moderne Form der marxistischen Stadienanalyse findet Ausdruck 
in den Fortsetzungen der frühen marxistischen Regulations-
theorien und im SSA-Rahmen. Dieser Rahmen entwickelt eine 
historische Analyse der kapitalistischen Stadien, welche jeweils 
konkrete Abschnitte in der kapitalistischen Geschichte darstellen 
und sich voneinander durch die Eigenschaften der Institutionen 
unterscheiden, welche die Bedingungen der kapitalistischen Re-
produktion und des Akkumulationsprozesses bestimmen. An die-
ser Stelle kreuzen sich auch die Wege des SSA-Rahmens mit jenen 
der VoC-Theorie. Wichtig ist jedoch, dass das SSA-Gerüst nicht 
die grundlegenden Dynamiken des Kapitalismus aus den Augen 
verliert. Neben den Perioden einer relativ „gesunden“ Kapitalak-
kumulation erfährt die kapitalistische Gesellschaftsform immer 
wieder auch Zeiten tiefgreifender Krisen. Die Überwindung der 
Krisentendenzen der vorausgegangenen Stadien verlangt, dass eine 
neue Krisenlösung auf einer neuen und anderen institutionellen 
Grundlage basiert. Die Entdeckung dieser Grundlage ist das Er-
gebnis von Klassenkämpfen innerhalb von Krisenzeiten, wobei 
es keine Beschränkungen der Vielzahl möglicher institutioneller 
Korrelationen gibt. In dieser Perspektive verspricht das SSA-Ge-
rüst, viele der Kritikpunkte der VKF zu überwinden. 

Aus dem Englischen von Inga Jensen
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Tabelle 6: VKF und marxistische Stadienanalyse

Vergleichende  
Kapitalismus-

forschung

Kapitalistische 
Stadien

Rolle von Institutionen für 
wirtschaftliche Ergebnisse

zentral zentral

Komplementarität und 
Interdependenz von  
Institutionen

wichtig wichtig

Stabilität von Institutionen
kurz- und  

langfristig stabil
kurz-, aber nicht 
langfristig stabil

Anzahl von Typen  
institutioneller Strukturen

begrenzt unbegrenzt

Bedeutung allgemeiner  
kapitalistischer Dynamiken

nicht zentral zentral

Quellen des Wandels begrenzt
strukturelle 

Widersprüche und 
Klassenkonflikte

Klassenbeziehungen
eng als  

industrielle  
Beziehungen gefasst

grundlegend für 
kapitalistische 

Dynamiken
Möglichkeit von Krisen begrenzt zentral
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Alexander Gallas

Stillschweigen in puncto Klassenherrschaft: 
eine Kritik kritischer Vergleichender 
Kapitalismusforschung zum britischen Staat

Die vorherrschenden Forschungsansätze in den Sozialwissenschaf-
ten allgemein und in der Vergleichenden Kapitalismusforschung 
(VKF) ignorieren kritische Perspektiven tendenziell. Entspre-
chend war in den letzten drei Jahrzehnten selten zu hören, dass es 
ohne kapitalistischen Staat keinen Kapitalismus gibt, und dass ka-
pitalistische gesellschaftliche Verhältnisse von Klassenherrschaft 
durchzogen sind. Angesichts der Staatseingriffe im Zuge der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise und der vielbeschworenen Vormacht-
stellung von einem über 99% Prozent der Bevölkerung scheint es 
sinnvoll, sich erneut mit dem Staat und den Klassenverhältnissen 
zu befassen. Es zeigt sich dann, dass die Ignoranz der VKF ge-
genüber diesen Fragestellungen mit ihrer Weigerung zusammen 
hängt, den Kapitalismus als strukturiertes Ganzes in den Blick zu 
nehmen (vgl. dazu Coates, Bruff/Hartmann, Jessop und Bieling 
in diesem Band).

Eine gewisse Ausnahme bilden die „ganzheitlichen“ Analysen 
von kritischen PolitikwissenschaftlerInnen zu Großbritannien 
(insbesondere von Gamble 1988; Hay 1996; Howell 2005). Ob-
wohl diese Arbeiten in wichtigen Teilen bereits über die in der 
Mainstream-VKF bestimmenden Perspektiven – wie etwa den 
„Spielarten“- bzw. VoC-Ansatz – hinausgehen, ist eine weiterge-
hende Auseinandersetzung mit ihnen für die im vorliegenden 
Band verfolgten Fragestellungen von großer Bedeutung. Schließ-
lich wird Großbritannien von den verschiedenen Strömungen 
der VKF als Paradebeispiel für eine „liberale“ bzw. „finanzgetrie-
bene“ Marktwirtschaft angesehen (Biernacki 1995: 255ff; Streeck/
Crouch 1997: 6; Hall/Soskice 2001: 19). Die besondere Leistung 
der drei genannten Autoren besteht darin zu zeigen, dass der Staat 
eine Schlüsselrolle in der neoliberalen Umstrukturierung des 
Landes gespielt hat. Ihre Beiträge ähneln jedoch denen der Main-
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stream-VKF im Hinblick auf bestimmte Defizite in der Analyse. 
So betonen sie die Wichtigkeit von Institutionen, nicht aber deren 
spezifisch kapitalistische Verfasstheit. Es ist folglich nötig, die Ana-
lyse des (britischen) Staats auf eine neue Grundlage zu stellen und 
die von ihm ausgehenden Klasseneffekte herauszuarbeiten.

Entsprechend entwickele ich in diesem Artikel eine Metakritik 
der Arbeiten dieser drei Autoren. Diese basiert auf einer „symp-
tomalen Lektüre“ in der Tradition Louis Althussers, die gewisse 
Fehleinschätzungen hinsichtlich der Dynamik des Kapitalismus 
und der Effekte von Staatseingriffen und Klassenauseinander-
setzungen freilegt. Vor diesem Hintergrund entwerfe ich einen 
alternativen, auf die Arbeiten von Nicos Poulantzas zurückgehen-
den Analyseansatz, der sich auf den Begriff der „kapitalistischen 
Klassenherrschaft“ stützt. Abschließend mache ich mich für eine 
erneute Auseinandersetzung mit materialistischer Staatstheorie 
stark und setze mich mit den politischen Implikationen der 
kritisierten Ansätze auseinander.

1. Kritik und kritische Politikwissenschaft

Ich verstehe unter „kritischer Politikwissenschaft“ die Überprü-
fung des normativen, theoretischen und empirischen Gehalts der 
Methoden und Begriffe, die in Forschungen über politische Pro-
zesse und Institutionen Verwendung finden (vgl. Burawoy 2005: 
10). Was also bedeutet es, sich kritisch mit Analysen des britischen 
Staats aus der Perspektive kritischer Politikwissenschaft auseinan-
derzusetzen? In den Sozialwissenschaften werden oft „oberlehrer-
hafte“ Formen der Kritik verwandt, die die Defizite eines Textes 
auf das Versagen seiner Autorin bzw. seines Autors zurückführen. 
Entsprechend ignorieren sie den aus bestimmten ontologischen 
und epistemologischen Grundannahmen bestehenden intellek-
tuellen Kontext, innerhalb dessen ein Text produziert worden ist. 
Zudem führen sie Strategien zur Überwindung der freigelegten 
Defizite von außen an den Text heran, was auch bedeutet, dass 
dem Text innewohnende Potenziale für eine Überarbeitung der 
Argumentationslinie bzw. für die Lösung von Problemen über-
sehen werden. Althusser arbeitet einen alternativen Kritikansatz 
aus. Er führt die Mängel eines Textes auf die fraglichen Grundan-
nahmen zurück und zeigt, wie man durch deren Verschiebung die 
Beschränkungen einer Argumentationslinie durchbrechen kann.
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Nach Althusser (1968: 27) werden intellektuelle Produktionen 
von einer „Problematik“ angeleitet, die bestimmt, was für ihre Ur-
heberInnen sichtbar ist, und was nicht. Innerhalb eines Text lassen 
sich die Grenzen dieser Problematik durch „symptomale Lektüre“ 
(ebd.: 32, Übers. angepasst) herausarbeiten. Es geht dabei um die 
Bestimmung „kritischer“ Probleme (ebd.: 27), die in Auslassungen 
und Widersprüchen innerhalb eines Textes bestehen und sympto-
matisch für die Beschränkungen des von der Problematik erzeugten 
Sichtfelds sind. Gleichzeitig weisen diese Probleme in ihrer Man-
gelhaftigkeit auf eine neue, anwesend-abwesende Problematik hin, 
auf deren Grundlage sich Widersprüche auflösen und Argumenta-
tionslücken schließen lassen. Insgesamt ist die symptomale Lektüre 
also ein dreistufiger Prozess: Erst geht es um die Herausarbeitung 
der Probleme eines Textes, dann darum, sie auf eine zugrunde lie-
gende Problematik zurückzuführen, und schließlich um die Ver-
schiebung der gesamten Argumentationslinie auf ein neues Terrain. 
Das Gesamtziel besteht darin, den Inhalt eines Texts auf Grundlage 
einer neuen Problematik zu rekonstruieren (vgl. ebd.: 26ff ).

2. Eine symptomale Lektüre kritischer Analysen 
Großbritanniens

Ich konzentriere mich im Folgenden auf je ein Buch der drei frag-
lichen Autoren, das sich auf die Ära Thatcher bezieht. In ihr ereig-
net sich ein geschichtlicher Bruch, dessen Deutung große Bedeu-
tung für das Gesamtverständnis des Kapitalismus in der VKF hat. 
Die politischen Ereignisse in Großbritannien werden für gewöhn-
lich entweder als „natürliche“ Auswirkungen der Globalisierung 
auf eine „liberale Marktwirtschaft“ (z.B. in Hall/Soskice 2001: 59) 
oder als Ausdruck einer Wende hin zu einer auf dem „freien Markt“ 
beruhenden Wirtschaftsordnung (z.B. in Streeck/Crouch 1997: 
4) dargestellt. In Absetzung von diesen Auffassungen verstehe ich 
sie als Ausdruck einer Offensive der Kapitalistenklasse und einer 
Verschiebung der Kräfteverhältnisse zwischen den Klassen. Dies 
arbeite ich heraus, indem ich folgende Arbeitsschritte vornehme: 
erst gehe ich die drei Texte durch, decke kritische Probleme auf 
und beziehe sie auf die jeweilige zu Grunde liegende Problematik; 
dann arbeite ich die in allen drei Texten anwesend-abwesende Pro-
blematik heraus, die sich, wie bereits angedeutet, mit dem Begriff 
der „kapitalistischen Klassenherrschaft“ beschreiben lässt.
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Eine „ideologistische“ Auffassung von Ideologie:  
Andrew Gamble

Gegenstand von Gambles Buch The Free Economy and the Strong 
State ist die „Doktrin“ des Thatcherismus als „hegemoniales Pro-
jekt“ (1988: 28). Grundlage dieser Doktrin ist die im Titel beschrie-
bene Gesellschaftsordnung. Gamble betont, dass „[d]ie Vorstellung 
einer freien Wirtschaft und eines starken Staats ein Paradoxon“ 
(ebd., eigene Hervorh.) beinhalte. Die Verwendung des Begriffs 
„Paradox“ ist bemerkenswert – zunächst auf Grund seiner Impli-
kationen für die VKF. Einerseits ist er mit der Grundannahme 
des VoC-Ansatzes, dass Volkswirtschaften durch miteinander 
verschränkte institutionelle Konfigurationen, Marktstrukturen 
und Muster politischer Entscheidungsfindung zusammengehal-
ten werden, kompatibel (Hall/Soskice 2001: 17ff). Andererseits 
unterstreicht er, dass marktbasierte und nicht-marktbasierte Ele-
mente einer Wirtschaftsordnung zwar analytisch getrennt werden 
können, real aber im Hinblick auf ihren Inhalt und ihre Ausrich-
tung miteinander verknüpft sind. Theoretisch zeigt sich hier, wie 
kritische Politikwissenschaften die Begrenztheit des Mainstreams 
der VKF in seiner Annahme, dass Markt und Staat immer schon 
getrennte, in sich geschlossene Einheiten seien, überwinden kann 
(vgl. Streeck 2011).

Darüber hinaus lohnt sich ein genauer Blick auf Gambles For-
mulierung. Natürlich wäre es paradox, einen gleichzeitig „schwa-
chen“ und „starken“ Staat, oder eine „freie“ und zugleich „einge-
grenzte“ Wirtschaft zu fordern. Aber gilt das auch für „eine freie 
Wirtschaft und einen starken Staat“? Wo genau ist das Paradox? 
Gamble (1988: 28) erläutert seine Ausgangsaussage im folgenden 
Satz: „Der Staat soll gleichzeitig aus- und zurückgebaut werden“. 
Nun scheint er tatsächlich eine paradoxe Aussage zu getroffen zu 
haben. Diese verwandelt sich aber gleich im nächsten Satz wieder 
in eine nicht-paradoxe Aussage. Hier erklärt Gamble: „Manche 
Sektoren des Staats sollen nicht eingreifen und dezentralisiert 
bleiben, andere sollen im großen Stil eingreifen und zentralisiert 
werden“ (ebd.).

Gamble produziert in dieser Passage ein Pseudoparadox bzw. ei-
nen Scheinwiderspruch: Er behauptet zunächst, dass in einer nicht-
widersprüchlichen Formulierung ein Widerspruch vorliege. Dann 
trifft er eine Aussage, die widersprüchlich scheint, weil sie Informa-
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tionen vorenthält, die zum Verständnis des beschriebenen Sachver-
halts von zentraler Bedeutung sind. Schließlich führt er die fehlen-
den Informationen doch an, und zwar in einer getrennten Aussage.

Die Bedeutung dieses Ausgangsproblems erweist sich, wenn 
man berücksichtigt, was Gamble ein paar Seiten zuvor feststellt: 
„Das Hauptproblem der Analyse des Thatcherismus besteht darin 
festzustellen, worauf seine Kohärenz zurückzuführen ist.“ (ebd.: 
23, eigene Hervorh.) Gambles gesamtes Buch widmet sich also der 
Auflösung eines Rätsels, das an das Pseudoparadox anknüpft: Wie 
kann es sein, dass der Thatcherismus ein in sich stabiles politisches 
Projekt ist, wenn er doch auf einer widersprüchlichen Forderung 
beruht? Gambles Lösung ist eher simpel: Der Thatcherismus habe 
Wurzeln in Konservatismus und Liberalismus; es mag sich dabei 
zwar um zwei widerstreitende Ideologien handeln, aber „gewisse 
Stränge“ (ebd.: 54) sind miteinander verknüpft: beide richten sich 
gegen den Kollektivismus und sehen Privateigentum als wichtig 
an. Ein schnelles Ende der Verhandlung: die Schnittmenge der 
Ideologien erklärt die Kohärenz des Thatcherismus.

Diese Feststellung zieht bald weitere kritische Probleme nach 
sich. Gamble argumentiert beispielsweise, dass der Thatcherismus 
von „Zweideutigkeit“ (ebd.: 28) geprägt sei: „die neue Rechte kann 
abwechselnd als libertäre und autoritäre, als populistische und 
elitäre Kraft auftreten“. Es handelt sich hier offensichtlich um die 
Fortschreibung des Arguments, dass der Thatcherismus Wurzeln 
in zwei unterschiedlichen Traditionen hat: Er verschmilzt auto-
ritär/elitäre (konservative) und libertär/populistische (liberale) 
Ideen. Diesem Raster zufolge müsste es eigentlich möglich sein, 
für den Thatcherismus politisch prägende Maßnahmen einer der 
beiden Traditionslinien zuzuordnen.

Aber wie macht man das konkret, z.B. im Fall des Angriffs von 
Thatcher & Co auf die Gewerkschaftsbewegung? Einerseits hatte 
die Bekämpfung der Gewerkschaften breiten Rückhalt in der Be-
völkerung. Die Regierung trat insofern als „populistische“ Kraft 
auf. Andererseits ging ihre Politik auf Kosten der Lohnabhängigen 
und diente Geschäftsinteressen, weshalb sie sich gleichzeitig auch 
als „elitäre“ Formation gab. Schließlich stellte die Regierung die 
Gewerkschaften als „Besitzstandswahrer“ und Feinde des freien 
Marktes und der freien Gesellschaft dar. Insofern erschien sie 
auch als „libertäre“ Kraft. Sie untergrub im Zuge dessen jedoch 
die Möglichkeiten der ArbeiterInnen zum Agieren im Kollektiv, 
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weshalb sie auch „Autoritarismus“ verkörperte. Der Angriff auf 
die Gewerkschaften lässt sich also nicht umstandslos auf eine der 
beiden „Stammideologien“ zurückführen, wohl aber auf die un-
terschiedlichen Standpunkte seiner BetrachterInnen im Gesell-
schaftsgefüge: Für viele GewerkschafterInnen trat die Regierung 
als „autoritäre“, für viele Geschäftsleute als „libertäre“ Kraft auf. 
Das weist darauf hin, dass die „Zweideutigkeit“ des Thatcheris-
mus nicht ein Produkt von in seinem „Inneren“ angelegten ideo-
logischen Spannungen war, sondern von Unterschieden in seiner 
öffentlichen Wahrnehmung, die aus seinen asymmetrischen Aus-
wirkungen auf verschiedene gesellschaftliche Gruppen erwuchsen.

Es zeigt sich somit eine Lücke in Gambles Argumentationsli-
nie. Er ist blind für die Tatsache, dass materielle Faktoren, insbe-
sondere strukturell verankerte soziale Ungleichheit, eine Schlüs-
selrolle bei der Konstitution ideologischer Zweideutigkeiten 
innerhalb von hegemonialen Projekten spielen (vgl. Poulantzas 
1967: 67). Statt das Zusammenspiel von ideologischen und materi-
ellen Faktoren in der Entstehung des Thatcherismus zu analysieren 
produziert Gamble also ein Pseudoparadox. Unter Rückgriff auf 
Althusser lässt sich vermuten, dass diese Vorgehensweise mit seiner 
Problematik und dem von ihr beschränkten „Sichtfeld“ zusam-
menhängt. Diese Vermutung wird durch Gambles Darstellung des 
historischen Kontexts bestätigt, innerhalb dessen der Thatcheris-
mus entstand. Seiner Meinung nach kam es in den 1970er Jahren 
zu einer internationalen „Hegemoniekrise“ (1988: 1ff). Dabei 
waren ökonomische und politische Faktoren offensichtlich kaum 
mehr als „exogene Schocks“, die die bereits bestehende Schwäche 
der herrschenden Ideologie verstärkten:

Die Institutionen und politischen Strategien der Sozialdemokratie 
wurden fast überall angegriffen. Anfechtungen wurden innerhalb von 
ideologischen Debatten wie auch durch neue politische Programme 
und Bewegungen vorgebracht. Viele dieser Anfechtungen traten auf, 
bevor die globale Akkumulations- und Hegemoniekrise auftrat. Aber 
sie wurden wesentlich stärker, sobald das politische und ökonomische 
Fundament der Nachkriegsordnung untergraben worden war (1988: 
11, eigene Hervorh.).

Entsprechend beginnt Gambles Buch nicht nur mit einem Kapitel 
über die Entstehung der Ideologie des Thatcherismus, sondern es 
endet auch mit einer Abhandlung über die ideologischen Schwä-
chen des Thatcherismus. Ideologie ist also Ein- und Ausstiegs-
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punkt seiner Argumentationslinie. Gambles Problematik kreist 
also um die Produktion, Reproduktion und Transformationen 
von Ideologien, die politische Herrschaft stützen. In diesem Pro-
zess spielen materielle Faktoren keine Rolle, zumindest nicht in 
erster oder letzter Instanz. „Der Ideologismus geht durch“, um mit 
Karl Marx zu sprechen (1861: 207).

Gamble benutzt eine Reihe von Begriffen, die, wie etwa „Ak-
kumulation“, „Hegemonie“ und „Fordismus“, der marxschen bzw. 
der gramscianischen Tradition entstammen. Dies unterstreicht 
seinen gesellschaftskritischen Anspruch. Wie sein Ideologismus 
zeigt, macht er sich allerdings nicht die ontologischen und episte-
mologischen Grundannahmen von Marx und Antonio Gramsci 
zu eigen, insbesondere nicht deren Materialismus. Er schafft es so-
mit letztlich nicht, dass Potenzial seiner Annahme zu nutzen, dass 
politische Projekte widersprüchlich sind.

Insgesamt erweckt Gamble den Eindruck, als lege er eine um-
fassende Analyse des Kapitalismus in Großbritannien vor; tat-
sächlich konzentriert er sich aber auf lediglich eine Ebene seines 
Gegenstands (vgl. Bruff/Hartmann in diesem Band). Die Ana-
lyse des Thatcherismus in seinem ökonomischen und politischen 
Zusammenhang steht hinter der Analyse der thatcheristischen 
Ideologie zurück. Im Handumdrehen schiebt Gamble die Betrach-
tung des Kapitalismus als strukturiertes Ganzes beiseite. In dieser 
Hinsicht ähnelt sein Buch vielen Beiträgen aus dem Bereich der 
VKF (z.B. Schmidts (2002) Auseinandersetzung mit der Frage des 
Diskurses). Es kann somit als anspruchsvoller, aber von Mängeln 
gekennzeichneter Vorläufer einer Welle von ähnlichen Arbeiten 
innerhalb der VKF ab Anfang der 1990er Jahre gelten.

Ein leerer Staatsbegriff: Colin Hay

Colin Hay beansprucht in seinem Buch Re-Stating Social and 
Political Change, zumindest ein Stück weit an „marxistische und 
neomarxistische Staatskonzeptionen“ anzuknüpfen (1996: 8). Ins-
besondere hebt er in diesem Zusammenhang die Arbeiten von Bob 
Jessop hervor. Nach Jessop, so Hay (ebd.), enthält

der Kern des Staatsapparats (…) ‘ein eigenständiges Ensemble von 
Institutionen und Organisationen, dessen gesellschaftlich akzep-
tierte Funktion es ist, im Namen des Allgemeininteresses oder des 
Allgemeinwillens kollektiv bindende Entscheidungen zu definieren 



233Stillschweigen in puncto Klassenherrschaft

und gegenüber den Gesellschaftsmitgliedern durchzusetzen’ (Jessop 
1990b: 341). Die Stärke dieser Definition ist es, die Widersprüche und 
Dilemmas des Staats ins Zentrum der Analyse zu rücken.

An dieser Passage ist erstens bemerkenswert, dass sie eine Defini-
tion des Staats liefert, die weder die Besonderheiten der materia-
listischen Staatstheorie noch die von Jessops Ansatz einfängt. Die 
Vorstellung, dass Politik in der Produktion „bindender Entschei-
dungen“ besteht, ist eine Standardaussage von Mainstreamfor-
schung zu politischen Systemen (vgl. z.B. Easton 1953: 133; Par-
sons 1971: 15ff). Darüber hinaus gibt es auch nicht-marxistische 
Staatsbegriffe, die betonen, dass dem Staat Widersprüche und 
Dilemmas innewohnen (z.B. Luhmann 2000: 20). Entsprechen-
des gilt es beispielsweise auch für jene Strömung der VKF, die die 
Wichtigkeit des Staats betont (Levy 2006; Boschi/Santana 2012). 
Zweitens steht im angeführten Zitat von Jessop nicht das, was Hay 
aus ihm ableitet. Jessop erwähnt keine Widersprüche oder Dilem-
mas. Drittens ist die Passage von Hay und sein Buch insgesamt von 
einer unbehaglichen Stille bezüglich der Klassenfrage durchzogen 
– „unbehaglich“ deshalb, weil Hays Argumentation ausdrücklich 
auf Gramsci, Poulantzas und Stuart Hall aufbaut, die allesamt 
Klassenherrschaft „ins Zentrum der Analyse“ rücken (Gramsci 
1930-32: 495ff; Poulantzas 1975; Hall u.a. 1978: 195ff).

Aber inwiefern ist diese Passage ein Symptom für eine zu-
grunde liegende Problematik? Das wird an Hand von Hays eigener 
Staatskonzeption deutlich. Ihm zufolge „kann die grundsätzliche 
Wandelbarkeit des Staats als charakteristische oder sogar bestim-
mende Eigenschaft des Staats angesehen werden – also seine dy-
namische Natur als eine Verdichtung von Machtverhältnissen in 
der Gesellschaft“ (1996: 9). Hay verwendet hier den poulantza-
sianischen Begriff der „Verdichtung“. Poulantzas (1978: 159; vgl. 
Bretthauer 2006) spricht von „materieller Verdichtung“, um zu be-
tonen, dass der kapitalistische Staat sowohl Feld als auch Reflexion 
des Klassenkampfs ist, wie auch ein Gefüge, das die Reproduktion 
der Klassenherrschaft begünstigt (s.u.). Das alles aber erklärt Hay 
nicht. Er erschleicht sich das Erbe Poulantzas’, indem er den An-
schein erweckt, dass der Begriff der „Verdichtung“ ausschließlich 
die dynamische Natur des Staats beschreibt. Im Kern verwendet 
Hay einen leeren Staatsbegriff, denn prinzipiell sind alle gesell-
schaftlichen Konfigurationen wandelbar – ob Produktionsweisen, 
Identitäten, Interaktionsmuster oder eben Staats formen.
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Die Leere von Hays Staatsbegriff zeigt sich auch anhand seiner 
Analyse des Thatcherismus, den er als „Staats- und Hegemonie-
projekt“ ansieht (1996: 17). Sein Einstiegspunkt ist der ‘Winter 
of Discontent’ [Winter der Unzufriedenheit], eine Streikwelle im 
öffentlichen Sektor im Winter 1978/79. Hay zufolge führte die 
„Konstruktion“ der Ereignisse als „Krise eines ‘überfrachteten’ 
Staats, der von Gewerkschaften erpresst wurde, zur symbolischen 
Zerschlagung der Nachkriegsarrangements“ (1996: 120). Er fügt 
hinzu: „In diesem merkwürdigen Grenz- bzw. Übergangsmoment 
hat sich der Thatcherismus als Staatsprojekt die Staatsmacht gesi-
chert“ (ebd.). Diese Passage legt eine konstruktivistische Perspek-
tive auf den Staat und eine „ideologistische“ Problematik frei, die 
jener Gambles ähnelt. In letzter Instanz beruht die Konstruktion 
machtvoller Staatsprojekte auf der Fähigkeit politischer Anführe-
rInnen, eine Deutung des politischen Status Quo und der näheren 
Zukunft vorzugeben, die Zustimmung in der Bevölkerung findet. 
Hay folgend war es im Fall des Thatcherismus nicht maßgeblich, 
ob diese Interpretation einen Wahrheitsgehalt hatte oder nicht; 
entscheidend war, dass die Leute sie überzeugend fanden, weil sie 
„flexibel“ und „einfach“ war (101; Hervorh. i.O.). Hier zeigt sich, 
worauf Hays leerer Staatsbegriff zurückgeht: Wenn sich die Ideo-
logie verändert, verändert sich auch der Staat. Folglich kann Hay 
nicht viel über den kapitalistischen Staat in seiner Allgemeinheit 
sagen – ein grundlegender Mangel, der sich auch in aktuellen De-
batten der VKF und in der staatszentrierten Literatur zeigt, die 
vielen der neuen Beiträge zu Grunde liegt (z.B. Evans u.a. 1985).

Es ist nicht weiter überraschend, dass Hays Analyse des 
Thatcherismus im Prinzip nicht mehr als ein Aufguss von Gamble 
ist. Auch Hay zufolge handelt es sich bei ihm um eine paradoxe 
Mischung aus Neoliberalismus und Neokonservatismus (1996: 
130, 135f), deren Einheit im Sinne eines hegemoniales Projekt sich 
daraus ergibt, dass sich die politischen Instinkte der beiden Lager 
zum Teil überlagern. Wie im Fall Gambles führt diese Annahme 
auch bei Hay schnell zum Auftreten von weiteren kritischen Pro-
blemen, z.B. einer impliziten Frage, die unbeantwortet bleibt. Be-
züglich der Widersprüchlichkeit des Thatcherismus beobachtet 
Hay folgendes (1996: 135):

Es wäre eigentlich zu erwarten gewesen, dass die Politik der Thatcher-
Jahre von ständigen Kämpfen zwischen neoliberalen und neokonser-
vativen Tendenzen geprägt ist. Tatsächlich waren aber offene ideolo-
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gische Auseinandersetzungen selten (…). Im Hinblick auf viele Kern-
bestände des thatcheristischen [politischen] ‘Instinkts’ überschneiden 
sich Neoliberalismus und Neokonservatismus.

Zwei Ideologien, von denen Hay zunächst annahm, dass sie auf 
„gegenteiligen Prinzipien“ (ebd.) beruhen, kommen also auf wun-
dersame Weise zusammen. Wieder haben wir es mit einem Pseudo-
paradox zu tun – und mit einem kritischen Politologen, der durch 
seinen „Ideologismus“ daran gehindert wird, die Zweideutigkeit 
des Thatcherismus als Standpunktproblem bzw. als Produkt von 
strukturell verankerter Ungleichheit zu sehen.

Insgesamt verbirgt Hay seine konstruktivistische Problematik, 
indem er eine marxistische Terminologie verwendet und gleichzei-
tig deren Verknüpfung mit einer materialistischen Ontologie und 
Epistemologie kappt. Die Terminologie wird somit zum Feigen-
blatt, das den kritischen Anspruch der Analyse unterstreicht und 
die Defizite des Konstruktivismus und Ideologismus überdeckt. 
Dem entspricht eine aktuelle Entwicklung in der VKF, wo der 
Begriff des „Kapitalismus“ wieder in die Diskussion gebracht wird 
– allerdings ohne von den vor 2007 entwickelten theoretischen 
Grundannahmen abzurücken (vgl. Streeck 2011). 

Staatsmacht gegen Klassenmacht: Chris Howell

In seinem Buch Trade Unions and the State legt Chris Howell eine 
Analyse des britischen Staats vor, die auf der Regulationstheorie 
beruht (2005: 22, 31ff; vgl. Becker/Jäger sowie Bieling in diesem 
Band). Im Gegensatz zu Gamble und Hay stimmt er ausdrücklich 
der Auffassung zu, dass der Kapitalismus mit Klassenkämpfen 
einhergeht (ebd.: 23). Gegen die in der britischen Forschung vor-
herrschende „voluntaristische“ bzw. „liberal-kollektivistische“ Tra-
dition argumentiert er, dass dem Staat eine Schlüsselrolle bei der 
Konstruktion von Systemen industrieller Beziehungen zukommt 
(ebd.: 2). Seiner Auffassung zufolge gab es seit Beginn der Indus-
trialisierung in Großbritannien drei solche Systeme: „kollektives 
Laissez-Faire“ (1890-1940), „Dezentralisierung“ (1940-1979) und 
„Entkollektivierung“ (1979-1997) (ebd.: 15f).

Vor diesem Hintergrund lässt sich Howells Problematik ver-
gleichsweise einfach identifizieren: es geht um die Reproduktion 
kapitalistischer Klassenbeziehungen, die sich über verschiedene 
Perioden der Klassenauseinandersetzung vollzieht, innerhalb von 



236 Alexander Gallas

durch den Staat erzeugten Institutionen (vgl. ebd.: 37). Entspre-
chend sieht Howell den Thatcherismus als Staatsprojekt (ebd.: 
143) und betont, dass die Regierung den rechtlichen Rahmen der 
industriellen Beziehungen veränderte und politisch-ökonomische 
Bedingungen schuf, die es für Gewerkschaften immer schwieriger 
machten, die Interessen der Arbeiterklasse zu vertreten (ebd.: 6). 
Howell benutzt den Ausdruck „Entkollektivierung“, um diesen 
Prozess zu beschreiben (ebd.: 132).

Er liefert somit eine im Großen und Ganzen zutreffende Be-
schreibung der Auswirkungen des Thatcherismus. Aber es bleibt 
die Frage, wie die fraglichen Entwicklungen erklärt werden kön-
nen. Howells Haupterklärung für den Aufstieg des Thatcherismus 
ist die Krise des Fordismus in der gesamten westlichen Welt, die 
durch spezifische Schwächen der britischen Wirtschaft verstärkt 
wurde. Ihm zufolge gab dort ohnehin nur eine „mangelhafte“ 
Form der fordistischen Massenproduktion. Außerdem führt er 
die gescheiterten Versuche an, durch die Ausdehnung industrieller 
Demokratie einen alternativen Regulationsrahmen für die briti-
sche Wirtschaft zu schaffen (ebd.: 136), sowie die vorherrschende 
Deutung der Arbeitskämpfe in den 1970s, die sich um „Vorstel-
lung von übermächtigen Gewerkschaften“ drehten (ebd.: 143).

Was aber war der Antrieb hinter den Versuchen staatlicher 
AkteurInnen, die industriellen Beziehungen grundsätzlich umzu-
strukturieren? Folgen wir Howell, waren es die ArbeitergeberIn-
nen. Er bemerkt: “eine immer größere Anzahl [von ArbeitgeberIn-
nen] versuchten industrielle Beziehungen aufzubauen, die nicht 
nur die Gewerkschaften und Tarifverhandlungen mieden, son-
dern kollektive Repräsentation und kollektive Regulation gleich 
welcher Art umgingen.“ (ebd.: 133) An diesem Punkt ist Howells 
Erklärungsansatz instrumentalistisch: „Der Staat spielte eine zen-
trale Rolle bei diesem Prozess der institutionellen Umstrukturie-
rung“ (ebd.: 134). Howell zufolge diente er also den Arbeitgebe-
rInnen als Waffe, mit deren Hilfe sie die Beschäftigten in ein neues 
System zwangen.

Wenig später erweist sich die Frage des Antriebs als kritisches 
Problem. Nun merkt Howell an, dass der Staat „die Arbeitgebe-
rInnen darin bestärkte, über die Kappung der bestehenden Bezie-
hungen zu den Beschäftigten und die Umstrukturierung der Ins-
titutionen am Arbeitsplatz nachzudenken“ (ebd.: 134). Plötzlich 
ähnelt der Staat der Kavallerie in einem alten Western: er kommt 
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zur Hilfe, wenn es Probleme gibt. Somit stellt er nicht länger ein 
Werkzeug dar, sondern ein Subjekt mit eigenständigen Fähigkei-
ten. Howells Analyse des Thatcherismus beruht also auf zwei wi-
dersprüchlichen Erklärungen für die Fähigkeit des Staates, Insti-
tutionen umzustrukturieren bzw. neu zu schaffen. In bestimmten 
Zusammenhängen erklärt er institutionellen Wandel durch die 
Mobilisierung der Staatsmacht von Seiten der ArbeitgeberInnen; 
anderswo nimmt er an, dass der Staat eine autonome Instanz sei, 
die von allein Veränderungen anstoßen kann. Im Ergebnis liegt 
Howells Analyse eine widersprüchliche Auffassung des kapitalis-
tischen Staats zugrunde, die aus seiner Unfähigkeit hervorgeht, 
Klassen- und Staatsmacht miteinander in Einklang zu bringen. Je 
nach inhaltlicher Schwerpunktsetzung in einer bestimmten Pas-
sage erklärt er also Veränderung in den industriellen Beziehungen 
unter Bezugnahme auf Staatmacht oder auf Klassenmacht.

Das zeigt sich beispielsweise, wenn Howell ‘New Labour’ ana-
lysiert. Plötzlich ist nicht länger von Klassenmacht, sondern nur 
noch von Staatsmacht die Rede – möglicherweise auch deshalb, 
weil Howell so der politischen unbequemen Frage ausweichen 
kann, welche Klasseninteressen hinter New Labour standen. 
Howell hat sicherlich Recht, dass New Labour das thatcheristi-
sche System industrieller Beziehungen konsolidierte (ebd. 189). 
Seine Schlussfolgerung aber, dass es einen „neuen Konsens“ gab 
(ebd.), und dass „sowohl die Arbeiterbewegung als auch die Ar-
beitgeberverbände im Großen und Ganzen mit dem Arrangement 
der industriellen Beziehungen zufrieden waren“, ist weit weniger 
überzeugend. Da er Klassenmacht in dieser Passage nicht in die 
Betrachtung einbezieht, diskutiert er nicht einmal, dass das Still-
halten der Gewerkschaften in der New-Labour-Ära das Resultat 
von strategischen Kalkulationen in einer Situation der Schwäche 
sein könnte – und nicht der aktiven Unterstützung des Regie-
rungskurses. Der Aufstieg des ‘awkward squad’ [unbehaglichen 
Trupps] linker Gewerkschaftsführer in den frühen 2000er Jahren 
(vgl. Murray 2003) legt nahe, dass es zumindest in Teilen der briti-
schen Gewerkschaftsbewegung große Unzufriedenheit gab.

In Bezug auf New Labour beschreibt Howell die organisierte 
Arbeiterschaft also als passive „Empfängerin“ des sozioökonomi-
schen Wandels. Seine Argumentationslinie ähnelt jener der VKF-
Debatte über „Bündnisse für Wettbewerbsfähigkeit“ in verschie-
denen europäischen Ländern, die zumeist positiv eingeschätzt 
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werden. Auch hier wird davon ausgegangen, dass die organisierte 
Arbeiterschaft keine aktive Rolle mehr spielt und deshalb mit 
den durch die Bündnisse erzielten Konzessionen zufrieden sein 
sollte (vgl. Bruff 2011). Außerdem entspricht Howells Auffassung 
auch insofern der einschlägigen Literatur, als auch dort der Staat 
gleichzeitig als eigenständiger Akteur und als Instanz dargestellt 
wird, die die Interessen der ArbeitgeberInnen befördert (vgl. z.B. 
Scharpf/Schmidt 2000a; 2000b).

Anders als Gamble und Hay ist Howell kein „Ideologist“: er ist 
nicht von Blindheit geschlagen, was die Auswirkungen strukturell 
verankerter Ungleichheit auf politische Projekte anbelangt. Wie 
die beiden anderen Autoren ist er allerdings nicht in der Lage, 
eine systematische Erklärung für das Verhältnis von Kapitalismus, 
Klasse und Staat zu geben, was sich an Hand der Widersprüche in 
seiner Analyse zeigt.

3.  Die anwesend-abwesende Problematik: 
kapitalistische Klassenherrschaft

Die drei diskutierten Analysen ähneln sich dahingehend, dass sie 
sich schwer damit tun, den Zusammenhang zwischen staatlichen 
Aktivitäten und strukturell verankerter Ungleichheit auf den Be-
griff zu bringen. Alle drei Ansätze bedürfen also einer Verschie-
bung hin zu einer anwesend-abwesenden Problematik. Meiner 
Auffassung nach wird diese vom Begriff „kapitalistische Klas-
senherrschaft“ eingefangen. Dieser verweist auf die systemischen 
Gründe für die Existenz von Ungleichheit im Kapitalismus und 
auf ihre spezifische Verknüpfung mit dem kapitalistischen Staat.

Meines Erachtens operiert Poulantzas auf Grundlage dieser 
Problematik – und nicht wie Gamble, Hay und Howell um sie he-
rum. Seine Darstellung des kapitalistischen Staats im Buch Staats-
theorie beginnt mit folgender Frage (1978: 40; vgl. auch Pashuka-
nis 1978: 139): „Warum greift die Bourgeoisie im Allgemeinen in 
ihrer Herrschaft auf diesen nationalen Volksstaat zurück, diesen 
modernen Repräsentativ-Staat mit seinen spezifischen Instituti-
onen?“ Poulantzas beantwortet sie, indem er die kapitalistischen 
Produktionsverhältnisse unter die Lupe nimmt (1978: 42). Diese 
bestehen im Privateigentum an Produktionsmitteln und der Exis-
tenz von Lohnarbeit: die Kapitalisten besitzen die Produktions-
mittel, die ArbeiterInnen nichts als ihre Arbeitskraft, die sie ver-
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kaufen müssen, um ihre Existenz zu sichern. Diese Ausganglage 
ruft Klassenkämpfe hervor, weil es zunächst unbestimmt ist, wo 
die Grenzen des Verbrauchs der Arbeitskraft durch die Kapitalis-
ten liegen. Im Kampf konstituieren sich Kapitalistenklasse und 
Arbeiterklasse als Kollektivakteure. Darüber hinaus bringen die 
Produktionsverhältnisse eine „relative Trennung“ (55) zwischen 
Wirtschaft und Staat bzw. zwischen ökonomischer und politi-
scher Herrschaft hervor. Schließlich existiert das Privateigentum 
an Produktionsmitteln und die mit ihm einhergehende ökonomi-
sche Herrschaft der Kapitalistenklasse nur, wenn es ein Rechtssys-
tem und einen es garantierenden Staat gibt, die auf Distanz zur 
Wirtschaft operieren. Das Rechtssystem und der Staat sind also 
gerade auf Grund dieser Distanz in den Produktionsverhältnis-
sen „konstitutiv präsent“. Dies ist ein wichtiger Unterschied zum 
Mainstream der VKF, wo sich der Staat in einer vollständig von 
der Wirtschaft getrennten „politischen“ Sphäre befindet und 
schlicht auf Grund seines institutionellen Aufbaus in der Lage ist, 
„Macht zu konzentrieren“ (Hall/Soskice 2001: 49; kritisch Pou-
lantzas 1978: 178f).

Die relative Distanz des Staats zur Kapitalistenklasse wird da-
durch erreicht, dass Staatsapparate bis zu einem gewissen Maß 
auch RepräsentantInnen der Arbeiterklasse offenstehen. Wichtig 
sind dabei beispielsweise die Mechanismen demokratischer Wil-
lensbildung. Gleichzeitig gibt es aber auch enge Verbindungen 
zwischen dem Staat und der Kapitalistenklasse, die sich aus der 
„Selektivität“ (1978: 165) ergeben, die der Funktionsweise des 
Staats zu Grunde liegt. Zum Beispiel ist der Staat auf Steuerein-
nahmen angewiesen, was die institutionelle Begünstigung von po-
litischen Strategien zur Folge hat, die auf die Absicherung und den 
Ausbau der bestehenden Wirtschaftsordnung hinaus laufen. Ins-
gesamt kann der Staat also als Ausdruck des gegenwärtigen Stands 
der Kräfteverhältnisse zwischen den Klassen („Verdichtung“) wie 
auch als Apparateensemble mit einer Ausrichtung, die die Kapita-
listenklasse begünstigt („Materialität“), gesehen werden.

Mit Poulantzas’ Konzeption ist es möglich, die angesprochenen 
kritischen Probleme anzugehen. Wenn Staatsapparate als unebene 
Kampffelder angesehen werden, die kapitalistische Klassenherr-
schaft begünstigen, lassen sich politische Ideologien in Bezug auf 
ihre Klasseneffekte untersuchen. Eine „marktwirtschaftliche“ 
Wirtschaftsordnung, in der die Staatsapparate den Arbeitsmarkt 
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liberalisieren, hat durchaus unterschiedliche Auswirkungen auf 
die Freiheit bzw. Unfreiheit von KapitalistInnen und ArbeiterIn-
nen.

Mit Hilfe dieser Einsichten ist es möglich, den Ideologismus 
von Gamble und Hay zu überwinden. Die Forderung nach „einer 
freien Wirtschaft und einem starken Staat“ weist kein Paradox und 
keine „Zweideutigkeit“ auf, die aus der Kombination zuwiderlau-
fender Ideologien entsteht. Vielmehr ist ihre „Zweigliedrigkeit“ 
Ausdruck der ungleichmäßigen Klasseneffekte der entsprechen-
den politischen Maßnahmen. Entsprechend war die Bekämp-
fung der organisierten Arbeiterschaft durch staatliche Repression 
ein unabdingbarer Bestandteil des thatcheristischen Vorstoßes 
in Richtung ökonomischer Liberalisierung. Und die Einheit des 
thatcheristischen „Staats- und Hegemonieprojekts“ war nicht das 
Produkt sich überschneidender Elemente konservativer und libe-
raler Ideologie, sondern seiner klassenpolitischen Kohärenz: Er 
war ein Projekt, das der Wiederherstellung einer stabilen Form 
kapitalistischer Klassenherrschaft gewidmet war – ‘the right to 
manage’ [das Recht auf Unternehmensführung], wie es Thatcher 
& Co ausdrückten.

Im Gegensatz zu Howell liefert Poulantzas zudem eine kohä-
rente Ausarbeitung des Verhältnisses von Klassen- und Staats-
macht: Staatsmacht ist nie einfach da, d.h. sie existiert nicht ab-
getrennt von Klassenmacht; die Funktionsweise des Staats hat 
dennoch unabhängige Effekte auf die Klassenverhältnisse und 
die Strategien der Klassenakteure (ebd.). Der Thatcherismus war 
also weder eine einfache Widerspiegelung kapitalistischer Klas-
senmacht, noch eine bestimmte Verfahrensweise des britischen 
Staats, die diese Klassenmacht von außen verstärkte. Vielmehr 
kann er als politisches Projekt gesehen werden, das auf der Ebene 
der Regierung einen offensiven Schritt der Kapitalistenklasse ko-
ordinierte, welcher wiederum zur Festigung der kapitalistischen 
Klassenherrschaft im Land führte.

4. Fazit

Die drei diskutierten Autoren machen sich Problematiken zu ei-
gen, die zu einem Stillschweigen in puncto Klassenherrschaft und 
einer widersprüchlichen und unvollständigen Analyse des That-
cherismus sowie des Kapitalismus im Allgemeinen führen. Die 
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Konsequenzen dieser Einsicht für die VKF sind bedeutsam. Wün-
schenswert wäre eine Debatte, in der dieses Stillschweigen zum 
Thema wird. Eine offenere Diskussion der Klassenfrage würde 
auch zu einer genaueren Betrachtung des Staats beitragen. Das ist 
umso wichtiger, als sich derzeit viele Beiträge innerhalb der VKF 
„nicht-marktförmigen“ Institutionen widmen, um die Antworten 
der Regierungen auf die gegenwärtige Wirtschafts- und Finanz-
krise zu untersuchen. Außen vor bleibt die Untersuchung der Kri-
senursachen und des Beitrag des kapitalistischen Staats zu ihrer 
Produktion. Ignoriert wird auch die Verschärfung des Klassen-
kampfs von oben im Zuge der politischen Bearbeitung der Krise 
(vgl. Bruff/Horn 2012). Es ist also nötiger denn je, dass sich die 
VKF sich mit den Einsichten der materialistischen Staatstheorie 
befasst.

Zweifelsohne gibt es keine Einzelanalyse des Thatcherismus, 
die komplett und fehlerlos ist. Insofern ist es nicht erstaunlich, 
dass bestimmte Mängel in der Darstellung dieses Gegenstands 
auftreten. Aber das Stillschweigen in puncto Klassenherrschaft 
ist kein rein akademisches Problem. Hays Argumentationslinie 
spiegelt auf wissenschaftlicher Ebene den Diskurs von New La-
bour, der zur Zeit des Erscheinens seines Buches entstand. Dieser 
Diskurs ignorierte die Klassenfrage und trug so zur Stabilisierung 
der sozialen Ungleichheit auf dem hohem Niveau bei, auf das sie 
in den Zeiten des Thatcherismus angestiegen war. Weiterhin be-
günstigt das Stillschweigen eine immer wieder auftretende, stra-
tegische Fehleinschätzung der britischen Linken. Diese hat von 
Regierungsseite koordinierte Angriffe auf die Arbeiterklasse oft 
als inkohärente und zum Scheitern verurteilte Versuche abgetan, 
die vorhandenen politischen Institutionen zu reformieren. Da die 
Regierung Cameron gerade dabei ist, im Zuge umfassender Kür-
zungsmaßnahmen vielen Lohnabhängigen die Existenzgrundlage 
zu entziehen, erweist sich die Aktualität dieser Problemstellung. 
Rücken wir Klassenherrschaft ins Zentrum der Analyse und lassen 
wir den Thatcherismus noch einmal Revue passieren, können wir 
lernen, dass die fehlende Abstimmung politischer Eingriffe und 
eine zerstrittene Regierungspartei nicht bedeuten, dass der Regie-
rung ein klassenpolitisch eindeutiges Projekt fehlt.
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Jamie Gough

Marxistische Geographie statt Vergleichender 
Kapitalismusforschung: Der Unterschied von 
lokalem und nationalem Kapitalismus und wieso 
lokale Kapitalismen sich unterscheiden

Die Vergleichende Kapitalismusforschung (VKF) richtet sich 
meist auf die Unterschiede zwischen Nationen oder Ländergrup-
pen. Aber ein kurzer Blick auf jede größere Nation legt nahe, dass 
es innerhalb dieser Kapitalismen wichtige Unterschiede zwischen 
Orten (ländlichen Gegenden, Klein- und Großstädten) und zwi-
schen Regionen innerhalb derselben Nation gibt (fortan mit „Lo-
kalitäten“ bezeichnet). Lokalitäten unterscheiden sich oft vonein-
ander hinsichtlich ihrer dominanten Wirtschaftssektoren, ihrer 
Kapitalformen, der Beziehungen zwischen Firmen, ihrer Systeme 
technologischen Wandels, ihrer Arbeitskräfte und deren Bezie-
hungen zu den Arbeitgebern, sowie der Rolle des lokalen Staates. 
Darüber hinaus unterscheiden sich Lokalitäten innerhalb eines 
Landes oft anhand ihrer sozialen Sphären, welche u.a. die Ge-
schlechterteilung in Haus- und Pflegearbeit, verschiedene Haus-
haltsformen, Wohnsystemen, Wohlfahrtsleistungen beinhalten. 

Inzwischen gibt es eine umfangreiche Kritik an der VKF und 
deren Tendenz, nationale Kapitalismen von internationalen Pro-
zessen zu abstrahieren (vgl. z.B. Radice 2000; auch Bieling, Hardy 
und Jessop in diesem Band). Aber obwohl einige Autoren die lo-
kale Ebene für analysierenswert halten, existiert keine Arbeit, die 
eine systematische Theoretisierung der Signifikanz der lokalen 
Ebene für die VKF und einen Vergleich lokaler Kapitalismen 
innerhalb einer Nation vornimmt. Dieses Kapitel ist eine vorläu-
fige Exploration dieser Frage und benutzt dabei einen räumlich-
marxistischen Ansatz. Er greift auf den umfangreichen Bestand 
radikaler Forschung zu Städten und Regionen in den letzten 40 
Jahren zurück. Um dies tun zu können, entwickle ich eine Theo-
rie kapitalistischer Lokalität als Gesamtheit. Dies ermöglicht zu 
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verdeutlichen, was der signifikante Unterschied zwischen Loka-
litäten ist und wie diese Unterschiede entstehen. Es ermöglicht 
uns ebenfalls die Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 
lokalen beziehungsweise nationalen Kapitalismen zu verstehen. 
Dies ist eine besonders wichtige Aufgabe, da die VKF so stark auf 
Nationen fokussiert ist. Die Grundfrage lautet daher: Was für ei-
nen Unterschied macht „Raum“ für den Kapitalismus? Durch das 
gesamte Kapitel beschäftige ich mich dann mit zwei Typen des 
Unterschieds: der „horizontalen Differenz“ zwischen lokalen Ka-
pitalismen und der „vertikalen Differenz“ zwischen lokalem und 
nationalem Kapitalismus. 

1. Räumlicher Kapitalismus, Struktur  
und Widerspruch

Um die Unterschiede innerhalb des Kapitalismus zu verstehen, 
statt diese nur zu beschreiben, benötigt man eine Theoretisierung 
des Kapitalismus – welche wiederum eng verbunden mit den po-
litischen Ansichten des Betrachtenden ist. Diese banale Prämisse 
kritischer Theorie wurde in der VKF meist nicht berücksichtigt: 
Unstimmigkeiten lassen sich in den meisten Fällen direkt vom je-
weiligen Kapitalismusverständnis der Autoren ableiten, insbeson-
dere zwischen verschiedenen Strängen des Institutionalismus, der 
alten und neuen Regulationstheorie und diversen marxistischen 
Ansätzen. Diese Abhängigkeit wird aber oft nicht explizit be-
nannt und führt zu unergiebigen Disputen (Radice 2000). Daher 
lege ich im Folgenden kurz meine theoretischen Annahmen über 
den Kapitalismus dar. Ich nehme an, dass Raum (also Gebiet, Ent-
fernung und die Verhältnisse zwischen räumlichen Ebenen) den 
Kapitalismus nicht nur zufällig, sondern fundamental bestimmt 
(Cox 1991; Gough 1991). 

Ich folge einem marxistischen Ansatz, der Kapitalismus nicht 
bloß als eine „Ökonomie“, sondern auch als Gesellschaft betrach-
tet. Dieser Gesellschaft liegt ein Set sozialer Beziehungen zu-
grunde, wobei jene von Klasse, Geschlecht und Ethnizität zentral 
sind. Das Kapital organisiert die Produktion durch Löhne mittels 
der Ausbeutung von Arbeitskräften mit dem Ziel, Kapital in Form 
von Wert zu akkumulieren. Arbeitskraft wird in der „sozialen 
Sphäre“ durch ein komplexes System produziert, welches unbe-
zahlte Arbeit innerhalb von Haushalten durch die Beziehungen 
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zwischen Geschlecht und Alter, Gütern und Dienstleistungen 
organisiert. Während Produktion und soziale Sphären unter un-
terschiedlicher Kontrolle stehen und diese in unterschiedlichen 
Räumen stattfinden, sind sie doch Teile der allgemeinen Repro-
duktion der Klassen. 

Mein Fokus auf soziale Reproduktion suggeriert vielleicht ein 
reibungslos funktionierendes System. Viele fundamentale soziale 
Prozesse sind jedoch widersprüchlich. Sie beinhalten sozusagen 
Elemente, die sich gegenseitig konstituieren und zur gleichen Zeit 
im Konflikt stehen: Zusammenbruch und Wandel sind der kapita-
listischen Gesellschaft inhärent. Ein Resultat ist, dass der Staat in-
nerhalb des Kapitalismus wegen der unzähligen Instabilitäten der 
Produktion und des sozialen Lebens existiert, die durch deren Wi-
dersprüche hervorgerufen werden. Er ist daher im Wesentlichen 
keine eigenständige Institution mit eigenen Dynamiken, sondern 
viel eher ein Moment in den Widersprüchen der Ökonomie und 
der Lebenswelt (Clarke 1991). 

Diese abstrakten Strukturen sind allen kapitalistischen Ge-
sellschaften gemeinsam. Wie können wir dann empirische Un-
terschiede innerhalb des Kapitalismus verstehen? Der Weg vom 
Abstrakten zum Konkreten kann auf drei verschiedene Arten be-
schritten werden. Die erste ist, zusätzliche soziale Konzepte in das 
Bild zu mischen. So könnte die Produktion nach dem verwendeten 
Typ der Produktionstechnologie oder den produzierten Produk-
ten differenziert werden. Die zweite ist die Beziehungen zwischen 
vorher eigenständigen Einheiten diachron oder synchron zu un-
tersuchen. So generiert die Interaktion von Produktion und Re-
produktion innerhalb einer Lokalität Geschlechterbeziehungen, 
die wiederum Unterschiede und Wandel in beiden Sphären her-
vorrufen. Diese zwei Arten machen die Beschreibung zunehmend 
komplex, indem sie verschiedene Themenstränge verweben, die be-
züglich Raum und Zeit immer spezifischer werden. 

Die dritte Art, Unterschiede zu theorisieren, wird weniger 
oft benutzt: Zu untersuchen, wie Widersprüche innerhalb einer 
sozialen Entität zu Differenzierung führen (Ollman 1993). Die 
Reproduktion des Kapitalismus hängt beispielsweise sowohl von 
der unbezahlten Hausarbeit der Frauen als auch von ihrer Aus-
beutung innerhalb der Produktion ab. Der Widerspruch zwischen 
diesen Rollen hat unterschiedliche Auswirkungen in den Lang-
zeitentwicklungen unterschiedlicher Territorien. Räumliche, so-
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ziale oder individuelle Unterschiede in den jeweiligen Rollen von 
Frauen im Haushalt und in der Lohnarbeit sind nicht bloß ein Re-
sultat von Komplexität, sondern von den widersprüchlichen Ge-
schlechterbeziehungen im Kapitalismus. Oder nehmen wir ein an-
deres bekanntes Beispiel, nämlich den Unterschied zwischen den 
industriellen Beziehungen in Großbritannien und Deutschland. 
Erstere sind distanziert oder diszipliniert, letztere kooperativ. Dies 
kann zum Teil durch die komplexe Geschichte der jeweiligen Ka-
pitalismen erklärt werden. Aber diesen Entwicklungen liegt der 
Widerspruch der Kapital-Arbeit-Beziehungen zu allen Zeiten und 
an allen Orten zugrunde, zwischen der Notwendigkeit kapitalis-
tischer Disziplin, um die Extraktion des Mehrwertes sicherzustel-
len, und der Notwendigkeit eines gewissen Grades an Kooperation 
und Initiative von Seiten der Arbeiterschaft. Diese Bedürfnisse 
sind komplementär, stehen aber ebenfalls in einem Spannungs-
verhältnis (Friedman 1977; Burawoy 1985). Großbritannien und 
Deutschland kamen letztlich zu unterschiedlichen Schwerpunk-
ten in dieser „Balance“; der zugrundeliegende Widerspruch aber 
ist in beiden Ländern allgegenwärtig. 

Unterschiedliche territoriale Kapitalismen entwickeln sich 
durch ungleiche und kombinierte Entwicklung (Trotsky 2004; 
Smith 1984; vgl. auch Hardy in diesem Band): „ungleich“, da je-
des Territorium spezifische soziale Beziehungen und dauerhafte 
Ressourcen entwickelt; „kombiniert“, da die Entwicklung von 
Territorien von den Waren-, Geld- und Produktivkapitalströmen 
zwischen diesen abhängig ist und umgekehrt den Druck für diese 
Ströme erzeugt. Der fundamentale Widerspruch ist, dass Kapi-
tal und Arbeit jeweils gute Gründe sowohl für Beständigkeit in-
nerhalb von, also auch für Mobilität zwischen Territorien haben 
(Harvey 1989, Kap.5; Cox 1997; Swyngedouw 1992). 

Beständigkeit wird von Ressourcen mit langer Umschlagsdauer 
und von Akteursbeziehungen, in denen sich kollektives Lernen so-
wie gegenseitiges Wissen und Vertrauen entwickeln kann, unter-
stützt. Dadurch werden Produktivität und Innovation verbessert. 
Im Gegensatz dazu ermöglicht es Mobilität produktivem Kapital, 
den Territorien zu entfliehen, in denen soziale Beziehungen proble-
matisch und die Profitabilität unzureichend geworden sind. Mobi-
les Kapital kann das Medium territorialer Umstellungen sein (vgl. 
auch Lillie/Wagner in diesem Band). Ungleiche und kombinierte 
Entwicklung sowie das Verhältnis von Beständigkeit und Mobili-
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tät sind die Grundlagen für die Entwicklung von Staatsstrukturen 
und staatlichem Handeln in unterschiedlichen Räumen. 

Die enge Verbindung zwischen Gesellschaftstheorie und politi-
scher Perspektive wird in der Literatur über Unterschiede im Ka-
pitalismus deutlich: Autoren, welche die neue institutionalistische 
Theorie benutzen, tun dies wegen ihres politischen Projektes, die 
Wettbewerbsfähigkeit von Firmen und territorialen Ökonomien 
zu erhöhen; Autoren, die den alten Institutionalismus und die 
neue Regulationstheorie benutzen, sind mit der Erschaffung „gu-
ter“, gerechter Ökonomien beschäftigt; Autoren der alten Regula-
tionstheorie wollen Kapitalismen fördern, die für eine bestimmte 
Periode kapitalistische Krisentendenzen unterdrücken können. 
Im Gegensatz dazu ist für die meisten nicht-regulationstheore-
tischen Marxisten die zentrale Frage, wie die Arbeiter und die 
Unterdrückten gegen das Kapital ankämpfen können und diese 
eventuell verdrängen können. Dies erklärt die Zentralität des Wi-
derspruchs im Marxismus, da nicht nur die Allgegenwart sozialer 
Konflikte gezeigt wird, sondern auch, wie der Kapitalismus sich 
selbst zerrüttet und daraus Möglichkeiten einer Revolution resul-
tieren. Die nächsten drei Abschnitte behandeln die Konstruktion 
lokaler Kapitalismen hinsichtlich des „vertikalen Unterschieds“ 
zwischen dem lokalen und dem nationalen Ausmaß und dem „ho-
rizontalen Unterschied“ zwischen Lokalitäten. 

2. Lokale Ökonomie, soziales Leben und Kultur

Die Besonderheit der lokalen gegenüber der nationalen Ökonomie 
ist, dass die meisten Tätigkeiten, die für die Selbstreproduktion 
nötig sind – zur Arbeit oder Schule gehen, Konsum- und Sozial-
dienstleistungen in Anspruch nehmen, Freunde treffen – inner-
halb der Lokalität stattfinden. Daraus folgt, dass Arbeitsstätten 
den Großteil ihrer Arbeitskräfte aus der lokalen Umgebung be-
ziehen. Dies erzeugt eine starke gegenseitige Abhängigkeit zwi-
schen der Ökonomie, den Arbeitskräften, den Bewohnern, und 
den lokal bereitgestellten Konsumgütern und Dienstleistungen 
eines Gebiets (Abbildung 1). Jobs in der lokalen Ökonomie wei-
sen bestimmte Eigenschaften wie z.B. notwendige Fähigkeiten, 
Arbeitsplatzsicherheit, Arbeitszeiten, Löhne und Abmachungen 
auf. Diese bestimmen wiederum die Einkommen sowie die Kul-
tur der Arbeiter, Rentner und deren Haushalte. Die Einkommen 
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und Kulturen von Einwohnern hingegen bestimmen größtenteils 
(kumulativ über Jahrzehnte hinweg) den Wohnbestand, die Be-
wohner, sowie Sozialleistungen und lokale Transportmöglichkei-
ten. Umgekehrt beeinflussen die Wohn-, Transport- und Sozial-
leistungsqualitäten die Qualität der lokalen Arbeitskräfte. Der 
Pool von Arbeitskräften, der über die Zeit hinweg innerhalb der 
Lokalität reproduziert wird, aber auch durch Ein- und Abwande-
rung entsteht, beeinflusst dann wiederum die Qualität und Profi-
tabilität der Produktion. Mittelfristig beeinflusst dies den Anstieg 
und den Abbau kapitalistischer Investitionen in der Lokalität. 
Innerhalb der Lokalität determinieren sich dann Beschäftigung, 
Arbeitskräfte, bebaute Umwelt und Dienstleistungen für die Be-
völkerung gegenseitig. Harvey (1989, Kap.5) hat dieses Ganze die 
„strukturierte Kohärenz“ der Lokalität genannt, während Gough 
(2001) es als den „lokalen sozio-ökonomischen Nexus“ bezeichnet. 
Diese Kohärenz ist bezeichnend für die lokale Ebene. 

Abbildung 1: Der lokale sozio-ökonomische Nexus

Lokal spezifische soziale Produktionsbeziehungen bedingen die wechsel-
seitigen Beziehungen zwischen lokaler Ökonomie sowie den Einkommen 
und Identitäten ökonomisch aktiver BewohnerInnen.

Lokal spezifische soziale Hausarbeits- und Konsumbeziehungen bedingen 
die wechselseitigen Beziehungen zwischen lokalem Wohnen, Konsumen-
tendienstleistungen, Wohlfahrtsleistungen und Transport sowie lokalen 
Ausgaben und Steuern von BewohnerInnen.

Wir können diesen Nexus erweitern, indem wir die „lokale Kul-
tur“, d.h. eine spezielle Lebensart und Gefühlsstruktur, einfügen. 
Die „Lebensart“ ist eine Gesamtheit sozialen und wirtschaftli-
chen Lebens; ihre sozialen Beziehungen bauen und ruhen auf dem 
Bewusstsein, also „Gefühlsstrukturen“. „Lokale Kulturen“ sind 
offensichtlich intern differenziert (besonders durch Klasse, Ge-
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schlecht, Sexualität, Ethnie und Alter), können aber auch räum-
lich spezifisch sein (Jackson 1989; Hetherington/Robinson 1988). 
Wir können daher bereits folgern, dass Räumlichkeit einen Un-
terschied in der Form der sozio-ökonomisch-kulturellen Kohärenz 
innerhalb eines Territoriums macht. Es gibt dementsprechend lo-
kale Kapitalismen. 

Richten wir unsere Aufmerksamkeit von „vertikalen“ zu „ho-
rizontalen“ Unterschieden, stellt sich die Frage, wie sich lokale 
sozio-ökonomische Konfigurationen unterscheiden? Ausschlagge-
bend sind hier Unterschiede in der lokalen Ökonomie: Wandel ist 
fundamental für die kapitalistische Produktion, aber nicht für die 
Sphäre der Reproduktion (Abschnitt 2), zudem variiert die Pro-
duktion räumlich stärker (Abschnitt 6). Lokal erbrachte Dienst-
leistungen und Güter sind hingegen durch den Konsum lokaler 
Bewohner und Unternehmen bestimmt und daher keine Initiato-
ren von horizontalen Unterschieden. Es sind vielmehr die Sekto-
ren, die ihre Güter und Dienstleistungen außerhalb der Lokalität 
verkaufen, welche als solche Antreiber fungieren. Diese werden 
„lokale Exportsektoren“ genannt. 

Differenzierungen zwischen solchen Lokalitäten entstehen da-
durch, dass bestimmte Sektoren Profitvorteile aus der lokalen Ag-
glomeration erzielen, so dass der lokale Exportteil einer oder meh-
rerer Lokalitäten in diesem Sektor reicher wird. Diese sektoralen 
Agglomerationsvorteile wurden z.B. als industrielle Distrikte im 
neuen Regionalismus ausgiebig erforscht (für einen Überblick, 
vgl. Cumbers/MacKinnon 2006). Lokale Agglomerationsvor-
teile können sich z.B. in Verbindungen zwischen Arbeitsstätten 
und Firmen in einem Sektor, Finanz- oder Handelskapital mit lo-
kalen Beziehungen und Fachwissen, sektorspezifisches Fachwis-
sen und Gebräuche, geeignete Kommunikationsinfrastrukturen, 
oder lokale Arbeitskräfte mit geeignete Fähigkeiten, Arbeitsge-
bräuchen und Berufsaussichten äußern. Diese Verbindungen ba-
sieren nicht nur auf kurzfristigen Preisen und Verträgen, sondern 
auf langfristigen, nicht-marktbasierten Beziehungen. Aber wäh-
rend die neue Regulationstheorie oft impliziert, dass diese Ag-
glomerationsökonomien auf die meisten lokalen Exportsektoren 
der heutigen Welt zutreffen (Storper 1991), sind diese tatsächlich 
in vielen Sektoren und Teilprozessen schwach oder gar nicht aus-
geprägt; Arbeitsplätze in solchen Sektoren sind nur schwach mit 
ihren lokalen Ökonomien verbunden und können deswegen ein-
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fach verlagert werden. Schließlich kann sich eine sektorale Ein-
bettung von der lokalen physischen Geografie ableiten: Bergbau, 
Landwirtschaft, Teile des Tourismus oder Altersruhesitze. Die 
physische Geografie stellt allerdings nur eine notwendige, aber 
keine (ökonomisch) hinreichende Bindung einer solchen Indus-
trie an die Lokalität dar. 

Auf dieser Basis kann man drei Idealtypen lokaler Ökonomien 
bestimmen: (1) solche, die durch Produkttypen spezialisiert sind 
(„industrielle Sektoren“ im herkömmlichen Sinn); (2) solche, die 
durch Produktions- und Arbeitsprozesse spezialisiert sind (z.B. 
der Umschlag großer Rohstoffmengen in Häfen oder das Schrei-
ben von Software) und (3) Lokalitäten mit keinem dieser Spezi-
alisierungstypen. Diese tendieren dazu, sich auf routinisierte, de-
qualifizierte Aufgaben, den Gebrauch billiger, numerisch flexibler 
Arbeitskräfte und Zweigwerke mit schwachen lokalen Verbindun-
gen zu spezialisieren. Die räumliche Arbeitsteilung zwischen Lo-
kalitäten – besonders den ersten beiden Typen – ist ein Produkt 
langfristiger historischer Entwicklung. Produkt- und Prozessspe-
zialisierung basieren auf qualitativ differenzierten Arbeitskräften 
und physischen Ressourcen, welche in der Lokalität eingebettet 
sind; diese Ökonomien weisen daher eine erhebliche Trägheit und 
Dauerhaftigkeit auf (Gough 2004b, Kap.2). Einige lokale wirt-
schaftliche Spezialisierungen existieren so seit Jahrhunderten: 
Banken in London, Eisen und Stahl in Sheffield. Dennoch ist die 
interlokale Arbeitsteilung immer im Wandel (vgl. Abschnitt 6). 
Die konsequente Spezifität einiger Lokalitäten hinsichtlich Sektor 
oder Produktionsprozess spiegelt sich dann in der Spezifität der 
sozialen und kulturellen Bereiche wider. 

3. Der lokale Staat

Die Befugnisse lokaler und regionaler Regierungen werden in 
letzter Instanz immer von nationalen Regierungen verliehen 
und können von diesen widerrufen werden. Diese Unterordnung 
wohnt der Natur des Nationalstaates als Souverän innerhalb seines 
Territoriums inne: Wenn eine lokale Regierung sich selbst die Be-
fugnisse eines Nationalstaates geben könnte, hätte sie sich bereits 
abgespalten. Viel mehr noch werden bestimmte Befugnisse von 
Nationalstaaten so gut wie niemals an lokale Regierungen über-
tragen: Die Kontrolle einer Währung (obwohl lokale Währungen 
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zwischenzeitlich existieren können), das aggregierte Haushalts-
gleichgewicht und die militärischen Streitkräfte (obwohl Polizei 
und paramilitärische Einheiten wesentlich von lokalen Regierun-
gen kontrolliert sein können). Aber viele Befugnisse sind poten-
ziell übertragbar: Industriepolitik, Bereitstellung und Steuerung 
von Sozialleistungen, Transport- und Kommunikationsinfra-
struktur, öffentliche Versorgung, Bereitstellung und Regulierung 
von Wohnraum, Regulierung der Lohnarbeit und die Verwaltung 
der Arbeitslosen. 

Egal welche Befugnisse ihnen für den Moment übertragen 
wurden, agieren lokale Regierungen gemäß dem Druck aus den 
Widersprüchen des lokalen ökonomisch-sozial-kulturellen Nexus 
(Gough 1996; 2002). Widersprüche innerhalb lokaler Ökonomien 
– fehlerhafter Wettbewerb und daraus resultierende Abwertung, 
Überakkumulation und lokale Inflation oder Unverhältnismäßig-
keiten zwischen privat kontrollierten Sektoren – können Reaktio-
nen des lokalen Staates hervorrufen. Dieser kann ebenfalls auf das 
Scheitern privater Haushalte, Wohnungsbaus und Dienstleistun-
gen reagieren, um sozial akzeptable Normen für die Reproduktion 
der Menschen herzustellen oder die Arbeitsnachfrage der lokalen 
Zentren zu befriedigen. Widersprüche innerhalb des lokalen so-
zioökonomischen Nexus werden durch die bewussten Handlun-
gen von, und Konflikten zwischen, Teilen des lokal operierenden 
Kapitals und Sektionen der lokalen Anwohner ausgetragen, wel-
che durch und im lokalen Staat agieren. 

Die Aktionen des lokalen Staates sind nicht nur durch diesen 
Druck und soziale Konflikte bestimmt, sondern auch durch die 
Widersprüche, die allen kapitalistischen Staaten gemein sind. 
Staaten müssen, da sie nicht das Kapital sind, durch die Beziehun-
gen mit einzelnen Kapitalfraktionen operieren, gleichzeitig müs-
sen sie aber die sozialen und ökonomischen Widersprüche in einer 
holistischen Weise angehen und „für die Lokalität als Ganzes“ 
handeln. Dies bringt chronische Instabilitäten und lokales Politik-
versagen hervor. Ein lokaler Staat kann erfolgreich von bestimm-
ten lokalen Kapitalfraktionen gekapert werden, dies produziert 
aber offenkundige Fehler und finanzielle Desaster. Ein weiterer 
fundamentaler Widerspruch besteht zwischen effektiver staatli-
cher Intervention und Überpolitisierung (Offe 1984; Meszaros 
1995; Jones 1999). Der Druck, wirtschaftliches und soziales Ver-
sagen anzugehen, kann den lokalen Staat zu sehr starken Formen 
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der Intervention führen. So versucht er etwa, Sektoren, Infrastruk-
turen oder Dienstleistungen zu verstaatlichen bzw. gewaltsam zu 
regulieren, oder stark in die Wohnraumversorgung, das soziale Le-
ben oder die Kindererziehung einzugreifen. Solche Interventionen 
folgen einer holistischen Logik, ignorieren allerdings private Inte-
ressen; dies kann zu scharfen Konflikten führen. Darüber hinaus 
tendiert starke staatliche Intervention dazu, die Marktideologie 
abzubauen und die tatsächliche soziale Natur einer Gesellschaft zu 
offenbaren. Sie generiert dadurch potenziell ein Schneeballsystem 
neuer Ansprüche für weiteres staatliches Handeln. Vor dieser Po-
litisierung und der wachsenden fiskalischen Spannung, die diese 
typischerweise mit sich bringt, kann der lokale Staat zurückwei-
chen; dies macht ihn aber unfähig, mit den ursprünglichen ökono-
mischen und sozialen Problemen umzugehen. 

Nationale „lokale Regierungssysteme“ – deren Besteuerung 
und Ausgaben, regulatorische Befugnisse und Eigentumskon-
trolle – variieren sehr zwischen Ländern. Dies liegt zum Teil an 
den gewaltigen Unterschieden in den historischen Evolutionen 
nationaler Kapitalismen. Teilweise reflektieren sie Unterschiede 
im Ausmaß räumlicher ungleicher Entwicklung innerhalb jedes 
einzelnen Landes (Duncan/Goodwin 1988). Sprachliche und 
kulturelle Unterschiede können hier ebenfalls eine Rolle spielen. 
Weniger offensichtlich ist, dass die Machtverteilung zwischen 
nationalen und lokalen Staaten durch die o.g. widersprüchlichen 
Logiken lokaler Regierungen geprägt ist. 

Die Befugnisse und Autonomie des lokalen Staates beeinflus-
sen also einerseits seine Rolle in der Gestaltung eines lokalen Ka-
pitalismus und andererseits seine Fähigkeit, auf lokale Probleme 
zu reagieren. Aber weder der Grad noch der Typ der Intervention 
lokaler Regierungen ist in einem Land einheitlich, da die lokale 
Regierung in die lokale Gesellschaft eingebettet ist. Variationen 
in den Handlungen lokaler Regierungen innerhalb eines Landes 
sind ebenfalls durch Widersprüche in bestimmten Politikfeldern 
bestimmt. Lokale Wirtschafts- und Beschäftigungsstrategien 
müssen beispielsweise die allgegenwärtigen und chronischen 
Spannungen zwischen Beständigkeit und Mobilität von Kapital, 
zwischen kooperativen und disziplinierten industriellen Bezie-
hungen, sowie zwischen Qualität und Kosten der Produktion 
aushandeln (Eisenschitz/Gough 1998; vgl. Abschnitte 5 und 6). 
Diese Spannungen führen zu unterschiedlichen Strategien loka-
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ler Regierungen. Diese reichen vom keynesianischen Streben nach 
lokalen Netzwerken, kooperativen industriellen Beziehungen und 
einem hohen Einsatz von Fertigkeiten und Fachwissen, bis hin zu 
einer neoliberalen Strategie, die auf der Mobilität von Kapital, dis-
ziplinierten Klassenbeziehungen, und Kostenwettbewerb basiert. 
Die Extreme dieses Spektrums ähneln jeweils der „koordinierten“ 
und der „liberalen Marktwirtschaft“ im VoC-Ansatz, auch wenn 
die zugrundeliegenden Widersprüche auf viele mögliche Hyb-
ridmodelle hinweisen und lokale Strategien sich rapide ändern 
können (Sektion 6). Aus diesen Gründen hat die Politik von Na-
tionalstaaten, die innerhalb eines Landes scheinbar einheitlich ist, 
oftmals unterschiedliche Effekte zwischen einzelnen Lokalitäten 
(Jones 1999). So hat die nationale „Arbeit statt Sozialhilfe“-Poli-
tik in Großbritannien komplett unterschiedliche lokale, von der 
Arbeitslosenquote abhängige Effekte (Martin u.a. 2003). Lokal 
verschiedene Staatsinterventionen beinhalten somit eine Vielzahl 
nationalstaatlicher Politiken. 

4. Lokale Klassen-, Geschlechter- und 
Rassenbeziehungen und Kämpfe

Der politisch wichtige Punkt bei der Erforschung lokaler Kapi-
talismen ist meines Erachtens ihre sozialen Machtbeziehungen 
– insbesondere Klasse, Geschlecht und Rassismus – zu verstehen 
und zu verstehen, wie man diese bekämpfen kann. In institutiona-
listischen und neuen regionalistischen Analysen erscheinen diese 
hingegen bestenfalls als „Nachteile“. In diesem Abschnitt be-
trachte ich zuerst die systematischen Unterschiede in diesen sozi-
alen Beziehungen zwischen Lokalitäten und danach die Spezifität 
der lokalen Räumlichkeit für Machtbeziehungen. 

Abschnitt 3 beschrieb, wie Machtbeziehungen zwischen Loka-
litäten in erster Linie durch den Gebrauch der Arbeitskraft lokaler 
Angestellter unterschieden werden. Bestimmte Kapital-Arbeit-Be-
ziehungen treten tendenziell dort auf, wo eine bestimmte Indust-
rie oder ein Produktionstyp den lokalen Exportsektor dominiert. 
Die so konstruierte Arbeitskraft führt dann zu einer spezifischen 
Art des Wohnumfelds und Soziallebens, und dies bestärkt oftmals 
die Klassen-, Geschlechter- oder ethnischen Beziehungen, die in 
der Produktion ihren Ursprung haben (Gough/Eisenschitz 2006: 
131ff). 
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Lokal spezifische Geschlechterbeziehungen, die auf diese 
Weise entstehen können, wurden bereits von McDowell und 
Massey (1984) analysiert. Sie haben vier Lokalitäten in England 
untersucht, die im 19. Jahrhundert von einem bestimmten Sektor 
dominiert wurden. Sie zeigen, wie die unterschiedlichen Verge-
schlechtlichungen der Arbeiterschaft Geschlechterbeziehungen 
in den Haushalten konstruiert haben und wie letztere wiederum 
die Geschlechterverhältnisse in der Arbeiterschaft verstärkt und 
fortgesetzt haben. Das Resultat waren dominante lokale Kulturen, 
die auf strenge Weise die Rollen, Fähigkeiten und Charaktere von 
Männern und Frauen unterschieden haben. Man kann sagen, dass 
diese Lokalitäten unterschiedliche „Geschlechterregime“ zeigten, 
welche zentrale Bestandteile lokaler Kapitalismen sind. 

Lokalitäten können ebenfalls spezifische inter-ethnische Be-
ziehungen haben. Diese inter-ethnische Arbeitsteilung kann 
zwischen oder innerhalb von Sektoren stattfinden. Die ethnische 
Zusammensetzung der Arbeitskraft eines Sektors kann eine Folge 
seiner spezifischen sektoralen Dynamik sein (beispielsweise der 
scharfe internationale Kostenwettbewerb in der Bekleidungsindus-
trie), sie kann aber auch den Widersprüchen des lokalen Arbeits-
marktes entspringen (etwa die Anstellung von Afro-Karibianern 
im öffentlichen Transportsystem von London). Der Wettbewerb 
von Sektoren, die Arbeit aus ethnischen Minderheiten beschäfti-
gen, ist oftmals stark abhängig von ihrer Arbeitsmarktsegregation 
und von Rassismus unter den Arbeitern begleitet. Antagonismen 
zwischen Ethnien und den ethnischen Kulturen von Mehr- und 
Minderheiten werden typischerweise durch eine Segregation der 
Wohnbereiche verstärkt. 

Eine Lokalität kann ebenfalls hinsichtlich eines bestimmten 
Musters industrieller Beziehungen unterschieden werden, die dem 
langfristig dominanten Sektor (oder Sektoren) entspringt. Diese 
Beziehungen leiten sich von einer Kombination des Arbeitspro-
zesses in der Arbeitsstätte (Fertigkeiten, Arbeitsteilung, Arbei-
terautonomie), dem Beschäftigungsvertrag (Konditionen, Löhne, 
Sicherheit), der sozialen Arbeitsteilung (Geschlecht, Ethnie, Alter) 
(Peck 1996), und der Sphäre der Reproduktion (Haushalte, Sozi-
alleistungen; vgl. Gough 2004b: 30ff) ab. Jonas (1996) hat dies 
als „lokale Arbeitskontrollregime“ charakterisiert. Sie werden in 
den Erwartungen und Einstellung von sowohl Arbeitern als auch 
dem lokalen Management ausgedrückt, können aber auch in lo-



254 Jamie Gough

kalen Gewerkschaften und politischen Parteien eingebettet sein 
(Herod 1991; Wills 1998; Castree u.a. 2004: 140ff). Die Arbeit-
Kapital-Beziehungen können kooperativ, kontrolliert, distanziert 
oder eine Mischung von diesen sein. In Teesside, das lange Zeit 
von der chemischen Industrie dominiert wurde, dominierte lange 
ein erfolgreicher Unternehmenspaternalismus, der sich bis in die 
Reproduktionssphäre erstreckte, was eine starke Kooperation der 
Arbeiterschaft begünstigte (Beynon u.a. 1989). Süd-Mitteleng-
land hat eine besondere Arbeitskultur im Dienstleistungsbereich: 
individualisierte Arbeits-, Management- und Beschäftigungsver-
träge, flexible und oft lange Arbeitszeiten, sowie eine Hingabe für 
die Arbeit, jedoch nicht für den Arbeitgeber (Allen u.a. 1997). 
Große Lokalitäten können auch zwei oder mehr charakteristi-
sche Arbeitskulturen beinhalten, die den Sektorentypen und der 
Segmentation der Arbeitskraft entsprechen. Gough (2004b: 75ff) 
identifizierte z.B. fünf seit langer Zeit bestehende Klassenkultu-
ren in der Londoner Produktionsindustrie. Folglich sind Kapital-
Arbeit-Beziehungen zentrale Momente lokaler Kapitalismen. 

Die lokale Ebene kann diese diversen Machtbeziehungen ver-
stärken, aber ebenfalls den Widerstand gegen diese ermöglichen 
(Gough/Eisenschitz 2010). Die Macht des Kapitals wird durch 
den sehr hohen Grad an Mobilität von Geldkapital, Produktion, 
und Handel zwischen Lokalitäten, der größer ist als der zwischen 
Ländern, verstärkt. Dies hilft dem Kapital, Druck auf die Arbei-
ter und den lokalen Staat auszuüben und folglich lokale „Partner-
schaften“ zu generieren, in denen die letzteren untergeordnet sind 
(Peet 1983). Auf der anderen Seite benötigt die kollektive Orga-
nisierung der Bevölkerung auf lokaler Ebene weniger Zeit, Geld 
und Energie als auf höheren Ebenen und kann zudem auf Freund-
schaftsnetzwerke, Wissen und Vertrauen bauen. 

5. Stabilität und Umbruch lokaler Kapitalismen

Die Abschnitte 3 bis 5 behandelten die Anatomie und Kohärenz 
von Lokalitäten. Aber lokale Kapitalismen und ihre Unterschiede 
sind nie statisch. Wandel entsteht durch die Dialektik interner 
und externer Dynamiken und nicht allein durch externe Schocks 
(Gough 2004b: 42ff, 272ff; vgl. auch Lane/Wood und May/Nölke 
in diesem Band). Innerhalb einer Lokalität kann die Kapitalak-
kumulation direkt durch Forderungen der Unterdrückten gestört 
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werden, so dass das lokale Kapital möglicherweise abwandert und 
neue Investitionen in der Lokalität boykottiert werden. Diese He-
rausforderungen können durch organisierte Arbeiter (Massey/
Meegan 1978; Peet 1983), durch Änderungen in den Geschlech-
terbeziehungen (McDowell/Massey 1984), oder durch Kämpfe 
unterdrückter Ethnien (die letzten 50 Jahre in den USA) entstehen. 
Darüber hinaus kann Überakkumulation innerhalb einer Lokalität 
zu einem steilen Inflationsanstieg, Arbeitskräftemangel, Überbe-
völkerung und Umweltverschmutzung führen, was Investitionsver-
lagerungen verursacht. Technologischer Wandel bei Prozessen und 
Produkten von wichtigen lokalen Exportsektoren können Neuaus-
richtungen von deren wirtschaftlicher Geografie bedingen. 

Eine Lokalität kann durch Niedrigkostenproduktion oder 
formbare Arbeitskräfte von außerhalb (Low Road-Strategie), oder 
durch höhere Qualität in anderen Lokalitäten (High Road-Strate-
gie) überholt werden (Storper/Walker 1989). Neue Investitionen 
in stark wachsenden Sektoren werden manchmal von existieren-
den Großstädten und Ballungsgebieten aufgrund guter generi-
scher Inputs angezogen, und verstärken somit bestehende inter-lo-
kale Muster (Cooke 1995). Aber neue Sektoren, oder Teile davon, 
können sich an Orten niederlassen, die zuvor eine zurückgehende 
oder geringe Akkumulation hatten. Solche Lokalitäten können 
wegen des reichlichen Angebots an Arbeitskräften oder preiswer-
ten Grundstücken attraktiv für einige Investitionen sein. Auf diese 
Art verändern neue Wellen trans-lokaler Investitionen den sek-
toralen Mix jeder einzelnen Lokalität und somit deren Klassen-, 
Geschlechter- und ethnischen Beziehungen. Jede „archäologische 
Schicht“ von Sektoren und sozialen Beziehungen einer Lokalität 
steht, als Gemeinsamkeit oder als Kontrast, im Zusammenhang 
mit den früheren Schichten (Massey 1984). 

Folglich werden Unterschiede zwischen lokalen Kapitalismen 
ständig neu geformt. Die vermeintlichen Bezeichnungen einer 
Lokalität, ihre Grenzen, können sich ändern (zu „London“ vgl. 
Gough 2004b: 98ff). Die Besonderheit von Lokalitäten kann in 
einigen Perioden ausgeprägt sein, in anderen Perioden hingegen 
verschwinden. Die starke Akkumulation einer Lokalität kann sich 
selbst verstärken oder sich durch Inflation und Überbevölkerung 
unterminieren. Eine niedergehende Lokalität kann eine Abwärts-
spirale erleiden oder gute Bedingungen für neue Investitionen lie-
fern. Neil Smith (1984) diskutiert, wie Unterschiede in Wertrela-
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tionen aus Investitionszuflüssen und -abflüssen resultieren und die 
Unterschiede zwischen Territorien wechselweise vergrößern oder 
verkleinern. Meine Diskussion der Geografie qualitativer Unter-
schiede zeigt, dass diese ebenfalls den gegensätzlichen Bewegun-
gen zunehmender Differenz und Gleichheit unterliegen. 

6. Fazit: Implikationen für Theorie und Praxis

Ich habe gezeigt, dass lokale Kapitalismen bestimmte Besonder-
heiten aufweisen, die sie von nationalen Kapitalismen abgrenzen. 
Die Räumlichkeit des Kapitalismus beeinflusst maßgeblich dessen 
Funktion. Man kann folglich nicht einfach den lokalen Kapitalis-
mus vom nationalen Kapitalismus ablesen, dessen Teil er ist. Die 
sozialen Strukturen des lokalen Kapitalismus sind daher von theo-
retischer und politischer Relevanz. Ich habe ebenfalls gezeigt, dass 
sich diese sozialen Strukturen radikal zwischen Lokalitäten inner-
halb desselben Landes (und erst recht zwischen unterschiedlichen 
Ländern) unterscheiden können. Demzufolge kann man gewinn-
bringend lokale Kapitalismen vergleichen. 

Diese Schlussfolgerungen hängen von einer bestimmten Theo-
rie des „Kapitalismus“ ab, die auf dem geografischen, dialektischen 
Marxismus beruht. Dieses Kapitel zeigt, dass diese Methodologie 
eine robuste Theoretisierung kapitalistischer Lokalitäten ermög-
licht. Sie kann ebenfalls sinngemäß gewinnbringend auf nationale 
Kapitalismen angewendet werden. Die charakteristischen Ele-
mente meines Ansatzes um Kapitalismen zu vergleichen sind: 

(i) Jeder Kapitalismus muss geografisch, in zwei Dimensionen, 
betrachtet werden: Seiner Relation zu Kapitalismen kleineren und 
größeren Ausmaßes und seinen Relationen mit territorialen Kapi-
talismen des gleichen Ausmaßes, die Arbeitsteilung und die Bewe-
gungen von Kapital und Arbeit eingeschlossen. Folglich sind rein 
nationale (oder lokale) Analysen aus theoretischer Sicht haltlos. 

(ii) Die VKF hat größtenteils unabhängig vom Vergleich nati-
onaler Gesellschaften und Kulturen operiert, was die bourgeoise 
Trennung akademischer Disziplinen widerspiegelt. Aber der sozi-
alistische Feminismus zeigt, dass Formen des sozialen Lebens ein 
essentieller Bestandteil des Kapitalismus sind. Wirtschaft, soziales 
Leben und Alltagskultur konstruieren sich einander, auf nationa-
ler wie lokaler Ebene. 
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(iii) In einem Großteil der VKF wird der Staat als eine eigene, 
gegebene Institution dargestellt, die lediglich externe Beziehungen 
zu Wirtschaft und Zivilgesellschaft hat. Er wird dann auf norma-
tive Art als „Gestalter von Kapitalismen“ betrachtet, der den poli-
tischen Vorstellungen des Autors folgt. Im Gegensatz dazu habe 
ich den Staat als Produkt des Verhältnisses von Ökonomie und 
sozialem Leben dargestellt, der die Spannungen dieses Nexus aus-
drückt. Dadurch ist man in der Lage, die Befugnisse und Hand-
lungen des Staates, deren Ausmaß und deren Beschränkungen zu 
theoretisieren. 

(iv) Viele Strukturen des Kapitalismus sind inhärent wider-
sprüchlich. Eine wichtige Implikation für die VKF ist, dass die 
Entwicklung von Unterschieden zwischen territorialen Kapita-
lismen nicht nur historisch-geografische Komplexität, sondern 
ebenfalls Dilemmata und Spannungen widerspiegeln, die aus Wi-
dersprüchen entstehen. 

(v) Eine weitere Implikation dieser Widersprüche ist, dass 
Wandel in territorialen Kapitalismen nicht bloß exogene Faktoren 
wie technologische Innovation, oder einfach externen wirtschaft-
lichen Wettbewerb, sondern auch Störungen beinhaltet, die durch 
die unvermeidlichen Spannungen entstehen. Ich habe die räumli-
chen Widersprüche zwischen Beständigkeit und Mobilität, sowie 
verschiedene „nicht-räumliche“ Widersprüche behandelt. Eine 
solche Analyse kann aufzeigen, wie territoriale Kapitalismen sich 
nicht durch historische Kontingenz, sondern auch durch unum-
gängliche Prozesse verändern. 

(vi) Zuletzt sind ökonomische, soziale, kulturelle und politische 
Strukturen in nationalen sowie lokalen Ausmaßen Beziehungen 
von Klasse, Geschlecht und „Rasse“. Die Widersprüche territori-
aler Kapitalismen eröffnen die Möglichkeiten, diese Machtformen 
anzufechten. Für diejenigen, deren politisches Ziel es ist, Unter-
drückung entgegenzutreten und für Befreiung zu kämpfen, soll-
ten diese Beziehungen der Anfang und das Ende des Studiums der 
VKF sein. 

Aus dem Englischen von Johannes Petry
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